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GELEITWORT 

Die Kommunikations- und Informationstechnologien waren die gesellschaftlichen Schlüssel-

technologien des vergangenen Jahrzehnts und werden dies ausweislich aller valider technolo-

gischer Voraussagen auch in der nächsten Dekade sein. Da in den nächsten Jahren die 

entsprechende Infrastruktur - zumindest in den "Altländern" der Bundesrepublik aufgebaut 

sein wird, wird es möglich sein - die überaus beachtliche Rationalisierungspotentiale dieser 

Technologien - infolge ihrer Ketten- und Breitenwirkung in noch stärkerem Maße als bisher 

realisieren zu können . 

Vor diesem Hintergrund stellt Herr Ruß die wissenschaftlich ambitiöse wie politisch aktuelle 

Frage nach der Bedeutung telekommunikativer Infrastrukturen für die unternehmerische 

Standortwahl insbesondere kleiner und mittlerer Betriebe. 

Im einzelnen sind es die folgenden Aspekte, die Herr Ruß thematisiert: 

Ist die Telekommunikation ein Standortfaktor für Klein- und Mittelbetriebe. Inwieweit 

ist der Einfluß der Telekommunikationsförderung als Standortfaktor von Relevanz? 

Was sind die primären Adoptionsdeterminanten? 

Welches sind die regionalpolitischen Konsequenzen und Optionen?. 

Bemerkenswert und erfreulich ist, daß Herr Ruß seine Überlegungen auf eine eigene, alle 

Branchen erfassenden empirische Datenerhebung begründet. Auch und gerade aus diesem 

Grunde ist seinen Ergebnissen ein überdurchschnittlich hohes Maß an praktischer Relevanz 

zuzumessen. 

Angesichts der Aktualität des Themas ist es der Arbeit und dem Verfasser zu wünschen, daß 

diese Analyse nicht nur von einem Wissenschaftler für Wissenschaftler geschrieben wurde 

sondern auch von politischen Entscheidungsträgern als der Lektüre Wert erachtet wird denn 

Design und Befunde der Arbeit verdienen eine breitere Aufmerksamkeit. 

Prof. Dr. Bert Rürup 
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Einleitung 

Die neuen Informations- und Kommunikationstechniken entwik-
keln sich zunehmend zu einem 'Zukunftsmarkt Telekommunika-
tion', der zwangsläufig wirtschaftliche, räumliche, gesell-
schaftliche und soziale Umstrukturierungen zur Folge haben 
wird. Ein Großteil der neuen Telekommunikationsdienste und 
-geräte steht bereits heute zur Disposition beziehungsweise 
kurz vor der Einführung, ohne daß ein Konsens bezüglich der 
Effekte der neuen Telekommunikationstechniken existiert. 

Größere Umwälzungen werden im Büro- bzw. Verwaltungsbereich 
erwartet und Schlagworte wie Büro-Taylorismus, Job-Killer 
Mikroelektronik und Bürorationalisierung kursieren seit 
längerem in den Medien. Trotz der primären Ausrichtung der 
Informationstechnologien auf die Rationalisierung der Bü-
ros, ist die Wirkung nicht auf die Betriebe beschränkt. Die 
'Automatisierung der Kopfarbeit' wird lediglich als ein 
Veränderungsimpuls angesehen, wogegen die neuen Telekommu-
nikationstechniken alle Lebensbereiche, auch die privaten, 
erreichen und das gesellschaftliche Leben insgesamt verän-
dern werden. 

Die 'euphorischen' Erwartungen während der ersten Hälfte 
der 80er Jahre, im besonderen in Bezug auf das Dezentra-
lisierungspotential der neuen Telekommunikationstechniken, 
haben sich nicht bestätigt. Gegenwärtig wird aus großräum-
licher Sicht eine zunehmende Konzentration der struktur-
starken Agglomerationen und aus kleinräumlicher Sicht eine 
Dezentralisierung und somit eine Ausdehnung der Einzugsbe-
reiche der Städte prognostiziert, was resultierend zu einer 
Verschärfung der regionalen Disparitäten führt. 

Aufgrund der bisherigen Diffusion lassen sich 'Adoptionsde-
terminanten' ableiten, die potentielle Ansatzpunkte einer 
regionalpolitischen Steuerung darstellen. Die primären re-
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gionalpolitischen Aktionsfelder konzentrieren sich auf Maß-
nahmen im Bereich: 

- der Wirtschaftsförderung, 
- der wissenschaftlich-technischen Infrastruktur, 
- der Arbeitsmarkt- und Qualifikationspolitik und 
- der Infrastrukturpolitik. 

Ausgehend von den Entwicklungsperspektiven der Telekommuni-
kation wird ein regionalpoli tischer Handlungsbedarf evi-
dent, der eine Analyse der Möglichkeiten einer Instrumenta-
lisierung im Dienste der regionalen Wirtschaftspolitik be-
dingt. 

Was bisher jedoch weitgehend fehlt, sind gesicherte und 
vergleichbare Informationen über das Standort- und Adopti-
onsverhalten der Unternehmen. Entsprechende Forschungsdefi-
zite sind zweifelsohne partiell das Resultat der noch ver-
gleichsweise jungen Geschichte der neuen telekommunikativen 
Techniken in der Bundesrepublik Deutschland. 

Ein Forschungsdefizit allein begründet selbstverständlich 
noch keinen Forschungsbedarf. Letzterer leitet sich viel-
mehr ab aus der in den letzten Jahren zu beobachteten Dif-
fusion der neuen Telekommunikationstechniken und den damit 
verbunden Chancen einer Belebung der regionalen Wirt-
schaftsentwicklung, als auch aus der inhärenten Gefahr von 
Fehlallokationen, was einer Verschwendung öffentlicher Mit-
tel, bedingt durch die bereits existierenden Telekommunika-
tionsfördermaßnahmen, gleichkäme. 

Übergeordnetes Ziel dieser Arbeit ist die Analyse der 
potentiellen Chancen der neuen telekommunikativen Techniken 
als Instrument der regionalen Wirtschaftspolitik. Dazu ist 
es notwendig das spezielle Datendefizit hinsichtlich des 
Standort- und Adoptionsverhaltens zu beheben. 
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Aus dem Spannungsfeld zwischen der Diffusion neuer telekom-
munikativer Techniken und den prognostizierten regionalpo-
litischen Effekten, ergeben sich für diese Arbeit folgende 
zentrale Fragestellungen: 

- Ist Telekommunikation ein Standortfaktor für Klein- und 
Mittelbetriebe? 

- Inwieweit ist der Einfluß der Telekommunikationsförderung 
als Standortfaktor von Relevanz? 

- Was sind die primären Adoptionsdeterminanten? 
- Welche regionalpolitischen Konsequenzen resultieren aus 

den Ergebnissen der Untersuchug? 

Um das o.a. Hauptziel zu erreichen wird wie folgt vorgegan-
gen. Im ersten Kapitel, das Grundlagencharakter hat, wird 
nach einer Klärung der wichtigsten begrifflichen Vorausset-
zungen und der, für das Verständnis der Fragestellungen im 
empirischen Teil notwendigen, Entwicklungsstrukturen der 
Telematik, die regionalpolitische Relevanz, anhand der qua-
litativen und quantitativen Einschätzungen der Effekte der 
Telematik, herausgearbeitet. 

Im zweiten Kapitel erfolgt eine Analyse der wichtigsten re-
gionalpolitischen Rahmenbedingungen, als grundlegende Para-
meter einer Telekommunikationsförderung. Auf dieser Grund-
lage aufbauend wird eine vertiefende Betrachtung hinsicht-
lich der praktischen Telekommunikationsfördermöglichkeiten 
in der Bundesrepublik Deutschland vorgenommen. Im Anschluß 
wird die regionale Wirtschaftspolitik unter dem Aspekt der 
aktuellen, veränderterten Rahmenbedingungen beurteilt. 

Für das weitere vorgehen ist, aufgrund der mangelnden Da-
tenbasis, eine primärempirische Erhebung durchgeführt wor-
den (Kapitel 3). Die Erhebung wurde, exemplarisch filr den 
Bereich Hessen, in Form einer schriftlichen Befragung aus-
gewählter Unternehmen vorgenommen. Neben den grundsätzli-
chen Fragestellungen bezüglich des Informations- und Adop-
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tionsstandes, wurde das Standortverhalten und weitere, die 
Diffusion der Telekommunikationstechniken determinierende, 
Faktoren analysiert und anschließend interpretiert. 

In Kapitel 4 werden zunächst grundsätzliche Überlegungen 
zur Akzeptanz neuer Techniken vorgestellt und anschließend, 
basierend auf den Befunden der empirischen Erhebung, eine 
Zusammenführung und Bewertung der Telekommunikationsförder-
maßnahmen vorgenommen. Die zum Teil wesentlich längeren 
Erfahrungen aus dem Ausland werden beispielhaft anhand der 
Entwicklung in Norwegen und Frankreich dargelegt, um zu 
prüfen, ob und in welchen Punkten eine Übertragbarkeit der 
dortigen Erfolgsrezepte und Mißerfolgsgründe möglich und 
sinnvoll ist. Auf dieser Grundlage werden die für die Bun-
desrepublik Deutschland notwendigen Maßnahmen zur Förderung 
der neuen telekommunikativen Techniken herausgearbeitet. 

Die abschließenden Befunde und politischen Optionen (Kapi-
tel 5) umfassen eine thesenartige Zusammenstellung der er-
arbeiteten Ergebnisse und die abgeleiteten, auf den regio-
nalpolitischen Konsequenzen basierenden, Handlungsempfeh-
lungen. 
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1. Entwicklungstendenzen und Effekte der neuen telekommu-
nikativen Techniken 

1.1. Definition und Abgrenzung der neuen Telekommunika-
tionstechniken 

1.1.1 . Begriffsbestimmung 

1.1.1.1. Terminologie 

Basierend auf den technischen Entwicklungen der vergangenen 
Jahre1 sind verschiedene neue Informations- und Kommunika-
tionstechniken entwickelt worden, die zum Teil bereits heu-
te von der Deutschen Bundespost als Dienstleistung angebo-
ten werden und für die Zukunft Perspektiven für völlig neu-
artige Dienstleistungen eröffnen. Wesentliche Bestandteile 
dieser Entwicklungen sind: 

- die qualitative Verbesserung bestehender Dienste, 
- die quantitative Erweiterung durch neue Dienste , 
- die Integration bestehender und neuer Dienste durch Digi-

talisierung sowie 
- die Kopplung von Informationsübertragung und -verarbei-

tung.2 

Das diesen Entwicklungen implizite Wirkungspotential wird 
in der Literatur durch eine Vielzahl von Publikationen dis-
kutiert, in denen Begriffe wie 'Telekommunikation', 'neue 

1 Besonders im Bereich der hier relevanten Digitaltechnik. 

2 Vgl. Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, in : 
Raumforschung und Raumordnung Nr. 6, 43 . Jahrgang, 1985, 
s. 254; Wagner, P.: Gratwanderung oder Durststrecke -
Probleme mit ISDN, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 
241 vom 17 . Oktober 1989, s. B26 . 
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Informations- und Kommunikationstechniken', 'Telematik' und 
'Neue Medien' verwendet werden, ohne daß eine einheitliche 
Definition vorliegt. Für die folgenden Ausführungen wird 
deshalb eine Begriffsfestlegung vorgenommen. 

In dieser Arbeit wird unter Telekommunikation insbesondere 
der Bereich der unternehmensexternen Kommunikation3 behan-
delt, der auf dem öffentlichen Kommunikationsnetz und den 
von der Deutschen Bundespost angebotenen Diensten basiert. 

Mit den synonymen neue Informations- und Kommunikations-
techniken, neue telekommunikative Techniken und neue Tele-
kommunikationstechniken werden alle technischen Geräte und 
Einrichtungen bezeichnet, die Informationen4 aller Art ver-
arbeiten, speichern oder übertragen können. 

Der Begriff Neue Medien läßt sich nicht exakt definieren. 
Als Sammelbegriff umschließt er einerseits gänzlich neue 
Medientechniken, andererseits lediglich technisch modifi-
zierte Verfahren. 5 Verbunden wird dieser Begriff primär mit 
den politischen Auseinandersetzungen um Kabelfernsehen, 
Privates Fernsehen und Videokassetten. 6 Aus diesen Gründen 
wird der Begriff Neue Medien in dieser Arbeit nicht verwen-
det. · 

Der Begriff Telematik ist eine Wortschöpfung der Franzosen 
Simon Nora und Alain Mine und wurde 1978 geprägt. 7 Er um-

3 In Abgrenzung zur Bürokommunikation. 

4 Unter Information per se wird ein Signal beliebigen In-
halts verstanden. 

5 Vgl. Ratzke, D.: Handbuch der Neuen Medien, Stuttgart 
1982, s. 14. 

6 Vgl. Kaiser, W.: Entwicklungslinien der Telekommunika-
tion, in: Konrad Adenauer Stiftung (Hrsg.): Neue Medien, 
Melle 1984, S. 67-74 . 

7 Vgl. Nora, s.; Mine, A.: Die Informatisierung der Gesell-
schaft, Frankfurt, New York 1978. 
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faßt die Integration von Telekommunikation und Informatik 
in Bezug auf die wachsende Verknüpfung von Informationsver-
arbeitung und -Übertragung, die in Abbildung 1. 1 darge-
stellt ist . 

Abbildung 1.1: Telematik8 

GRUNDLAGEN: 

NETZE 

DIENSTE 

1 
ENDGERÄTE 

Anwendungen : 

Kupferkabel, Glasfaserkabel, Satelliten, Mikrochips, 
Digitale Vermittlung usw. 

1 

Telefonnetz, integriertes Datennetz, digitales 
diensteintegrierendes Schmalbandnetz, Rundfunkver-
teilnetz für Funk und Fernsehen usw . 

Telefon, Datenfernübertragung, Btx, Telefax, 
Fernsehen, Viedeotext, Videokonferenz usw. 

Telefonapparat, Kopierer, Rechner, Textautomat , 
Fernseher, Meßgerät, Steuergerät, Multifunktions-
terminal, Personal-Computer usw. 

1 

Integration in: Betrieben, Verwaltungen und Haushalten 

Aufgrund der dynamischen Entwicklung im Telematikbereich 
vermischen sich verstärkt die Begriffe Individual- und Mas-
senkommunikation. Die in dieser Arbeit zu untersuchenden 
Wirkungen konzentrieren sich auf die Indi vidualkommunika-
tion. Im folgenden soll deshalb versucht werden, eine Ab-
grenzung von Individual- und Massenkommunikation vorzuneh-
men . 

8 In Anlehnung an Lange, s.: Telematik und regionale Wirt-
schaftspolitik, Köln 1985, s . 11 . 
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1.1.1.2. Abgrenzung der Individualkommunikation 

Der Unterschied zwischen der Individualkommunikation und 
der Massenkommunikation wird in den Diskussionen um die 
Wirkungen der Telematik häufig nicht hinreichend berück-
sichtigt. 9 Bei der Individualkommunikation wird in der Re-
gel eine individuelle Verbindung von zwei oder mehreren 
Teilnehmern vermittelt. 10 Jede Netzendstelle kann mit jeder 
anderen Netzendstelle verbunden werden und einen Dialog 
führen. Im Gegensatz zur Individualkommunikation, werden 
bei der Massenkommunikation über Verteilnetze, von einer 
Zentralstelle aus, Informationen an mehrere Teilnehmer ver-
teilt. Typische Verteilnetze sind beispielsweise das Rund-
funksendernetz und die Breitbandverteilnetze. Verteilnetze 
sind in der Regel für eine einseitige Kommunikation ausge-
legt. 

Unter Berücksichtigung der ökonomischen und raumstrukturel-
len Wirkungen der Telematik, ist die Massenkommunikation 
von nachrangiger Bedeutung. Ausschlaggebend ist die Indivi-
dualkommunikation, die mit Hilfe der bestehenden Netze, 
bzw. nach dem vollständigen Aufbau des Breitbandnetzes, die 
wirtschaftliche und räumliche Entwicklung stark beeinflus-
sen kann. 11 

Die Behandlung möglicher Effekte der Telematik wird im Rah-

9 Vgl. Hoberg, R.: Raumwirksamkeit neuer Kommunikations-
techniken - Innovations- und diffusionsorientierte Un-
tersuchung, in: Vorstand der Gesellschaft für Regional-
forschung e.V. (Hrsg.): Jahrbuch für Regionalwissen-
schaft, Göttingen 1983, s. 8. 

10 Die Vermittlung geschieht meistens über das klassische 
Vermittlungsnetz der Deutschen Bundespost, das Fern-
sprechnetz. 

11 Vgl. Naylor; H., Türke, K.: Welche Wirkungen können neue 
Kommunikationsmedien auf Raumordnung und Stadtentwick-
lung haben?, in: Informationen zur Raumentwicklung, Heft 
3, 1982, s. 175. 
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men dieser Arbeit im wesentlichen auf Formen der Indivi-
dualkommunikation beschränkt. 

1.1.2. Die neuen Telekommunikationstecbniken 

1.1.2.1. Öberblick 

Durch das zusammenwachsen einzelner Kommunikationselemente 
sind aus Sprach-, Bild-, Text- und Datenkommunikation eine 
Vielzahl von Telekommunikationsdiensten und unterschiedli-
chen Netzen entstanden, die in Abbildung 1. 2 dargestellt 
sind. Die Darstellung der Telekommunikationsdienste be-
schränkt sich auf bereits von der Deutschen Bundespost ein-
geführte oder in Planung befindliche Dienste. 

Unter neuen Telekommunikationstechniken werden zum einen 
Erweiterungen herkömmlicher Kommunikationstechniken und zum 
anderen völlig neu entwickelte Techniken und Dienste ver-
standen.12 Ein wesentliches Innovationsmerkmal der neuen 
Telekommunikationstechniken stellt die Integration ver-
schiedener Dienste dar, wobei unter 'Integration' die Ab-
wicklung verschiedener Telekommunikationsformen in einem 
einheitlichen Netz und die Option zur simultanen Inan-
spruchnahme dieser Dienste verstanden wird. 13 Technische 
Voraussetzung der Integration ist die Einführung der Digi-
taltechnik, wobei die Umstellung von Analog- auf Digital-
technik zusätzlich eine erhöhte Informationsübertragungska-

12 Vgl. Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen : 
Konzept der Deutschen Bundespost zur Weiterentwicklung 
der Fernmeldeinfrastruktur, Bonn 1984, s. 4. 

13 Vgl. Bundesministerium für das Post- und Fermeldewesen 
(Hrsg . ): Das ISDN-Angebot der Deutschen Bundespost - Ein 
örtlicher und zeitlicher Überblick, Bonn 1988, s 4 f. 
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pazität existierender Leitungen, eine verbesserte Speiche-
rung von Informationen und eine vereinfachte Weiterverar-
beitung der übertragenen Daten beim Empfänger ermöglicht. 14 

Prinzipiell erlauben die technischen Möglichkeiten im Be-
reich der neuen telekommunikativen Techniken eine Vielzahl 
von Nutzungsmöglichkeiten. Die im Rahmen dieser Arbeit dar-
gestellten Telekommunikationstechniken konzentrieren sich 
auf die von der Deutschen Bundespost angebotenen Dienste, 
die bereits zum größten Teil flächendeckend über das vor-
handene Fernsprechnetz angeboten werden. Die Vielzahl an 
neuen Telekommunikationstechniken, die von der Privatwirt-
schaft angeboten werden, sind nicht Bestandteil der Be-
trachtung, da sie momentan nur 'inhouse' oder über firmen-
eigene Netze realisierbar und primär für größere Unterneh-
men relevant sind. 

1.1.2.2. Sprachkommunikation 

Die elektronische Sprachkommunikation und der Sprechfunk 
stellen die am weitesten verbreitete Telekommunikationsform 
der Gegenwart dar. In der Bundesrepublik Deutschland bei-
spielsweise werden täglich über 40 Millionen Orts-, 23 Mil-
lionen Fern- und eine Million internationale Gespräche 
durchgeschaltet. 15 Entwicklungen in Richtung 'Mensch-Ma-
schine-Dialog' lassen für die absehbare Zukunft noch keine 
gravierenden neuen Veränderungen erwarten . 

Im Mittelpunkt der fortschreitenden Entwicklungen im Be-
reich der Sprachkommunikation steht die Mikroelektronik, 

14 Vgl . Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumentwick-
lung, a . a.o., s. 20. 

15 Vgl. Schinagl, w.: Neue Dienste der Deutschen Bundes-
post, Fernmeldetechnisches Zentralamt der Deutschen Bun-
despost (Hrsg.), Darmstadt 1987, s. 12. 
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die eine Weiterentwicklung des Fernsprechens durch zusätz-
liche technische Einrichtungen wie rechnergesteuerte Ver-
mittlungssstellen ermöglicht. Im folgenden werden die neuen 
Leistungsmerkmale des Telefondienstes und des Sprechfunks 
erläutert. 

Telefon4ienste16 
Der Service 130 bietet die Möglichkeit, bundesweit17 , mit 
Hilfe einer bundeseinheitlichen Vorwahlnummer '0130', zum 
Ortstarif18 erreichbar zu sein, ohne daß flächendeckende 
Geschäftsstellen vorhanden sein milssen. Unternehmen können 
sich somit filr Anrufer eine bundesweite Präsenz verschaf-
fen. Die Grundgebilhr beträgt 2. 000 DM/Monat und die Ver-
kehrsgebilhr -,23 DM/15 Sekunden. 

Die 'Dezentrale Anrufweiterschaltung' (GEDAN) wird seit 
1983 von der Deutschen Bundespost angeboten. GEDAN ermög-
licht, mit Hilfe eines über einen Mikroprozessor gesteuer-
ten 'Gerätes zur ~ezentralen Anrufweiterschaltung', die Er-
reichbarkeit an anderen orten, wobei die Rufnummer fest 
oder frei programmiert werden kann. Die Anschlußgebühr be-
trägt 2.000 DM, die Grundgebühr 166 DM/Monat und die Ver-
kehrsgebühr -,23 DM/15 Sekunden. 

Der Dienst Konferenzgespräche wird über die Fernvermi tt-
lungsstelle Frankfurt nach Anmeldung aufgebaut und ermög-
licht bis zu 15 Teilnehmern gleichzeitig, miteinander zu 
konferieren. 

16 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, Fernmeldenetze und Dienste, Frankfurt 
1986, s. 7 ff. 

17 Seit kurzem ist die Verbindung auch in das Ausland mög-
lich. Langfristig soll dieser Dienst international ange-
boten werden. 

18 Der Anrufende wird zum Ortstarif belastet und der Ange-
rufene übernimmt die darüberhinaus anfallenden Kosten, 
in Form der Monatspauschale und zusätzlichen Gebühr. 
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Der Hauptanschluß mit Mehrfachzugang ermöglicht mehreren 
Anrufern gleichzeitig die Wiedergabe von Nachrichten, Be-
kanntmachungen, Werbespots usw •. Der Dienst wird seit Ende 
1984 angeboten. 

Voice-Mail ist eine Art 'elektronisches Postfach' bzw. 
'elektronischer Briefkasten' für gesprochene Informationen. 
Ähnlich dem Prinzip eines Anrufbeantworters, werden Infor-
mationen gespeichert und abgerufen, wobei Voice-Mail zu-
sätzliche Leistungsmerkmale bietet, wie die Zugangskontrol-
le mittels Paßwort, die Beantwortung, die Archivierung oder 
das Löschen. 19 Der Dienst befindet sich zur Zeit noch in 
der Erprobungsphase. 

Sprechfunk 
Der sogenannte bewegliche Landfunkdienst der Deutschen Bun-
despost ermöglicht Telefongespräche zwischen ortsfesten und 
beweglichen Landfunkstellen. Das Eurosigna120 - als Ergän-
zung - veranlaßt durch ein bestimmtes Signaleineverein-
barte Reaktion, die in der Regel ein Rückruf bei der Zen-
trale ist, um Informationen abzufragen und weitere Maßnah-
men abzustimmen. Das Eurosignalgerät selbst kostet ca. 
2.500 DM. Die monatlichen Gebühren belaufen sich auf 30 bis 
50 DM/Monat. Das Funkfernsprechgerät21 liegt im Preis zwi-
schen 5.000 und 10.000 DM, wobei sich mittlerweile ein Ge-
brauchtgerätemarkt entwickelt hat, auf dem Geräte ab ca. 
2.000 DM zu erhalten sind. Die Grundgebühr beträgt 120 
DM/Monat und die Verkehrsgebühr - , 2 3 DM/ 8 Sekunden. Mit 
Einführung des C-Netzes 1985 wurden die Leistungsmerkmale 
des Funktelefondienstes erheblich gesteigert. 

19 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumentwick-
lung, a.a.o., s. 22. 

20 Auch Europiepser genannt. 

21 In der Regel ein Autotelefon. 
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1.1.2.3. Daten- und Textkommunikation 

Datenkommunikation stellt im allgemeinen die nachrichten-
technische Obermittlung binär verschlüsselter Informationen 
zwischen zwei Endeinrichtungen mit der Möglichkeit der 
rechnergestützten Weiterverarbeitung dar. 22 Text- und Bild-
kommunikation gelten als Spezialformen der Datenkommunika-
tion. Eine eindeutige Zuordnung der Dienste zu den jeweili-
gen Kommunikationssammelbegriffen ist nicht möglich, da die 
Grenzen zwischen Text-, Daten- und Bildkommunikation 
fließend sind. Btx beispielsweise ermöglicht Text- und Da-
tenkommunikation und einfache Bildkommunikation. Die hier 
vorgenommene Untergliederung in Daten- und Textkommunika-
tion entspricht der Untergliederung der Dienste durch die 
Deutsche Bundespost. 23 

Datenkommunikation24 

Die Dateniil:>ertragung mit Modem25 , zur Wandlung digitaler 
Signale in analoge, erfolgt über das Fernsprechnetz. Auf-
grund der niedrigen Obertragungsgeschwindigkeit26 ist diese 
Kommunikationstechnik für kleinere Datenmengen prädesti-
niert. Der Dienst wird seit 1966 angeboten. Die Grundgebühr 
beträgt 27 DM/Monat und die Anschlußgebühr 65 DM. Die Ver-
kehrsgebühren entsprechen den Telefongebühren und sind 
somit entfernungs- und zeitabhängig. 

22 Vgl. Ewers, H. ; Fritsch, M.: Telematik und Raumentwick-
lung, a.a.o., s. 22. 

23 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, a.a.o., s. 7 ff. 

24 Vgl. ebendas. 31 ff. 

25 Modulator/Demodulator. 

26 Mit der bisherigen Technik sind Obertragungsmengen von 
4.800 bit/s und mit moderner Technik bis 9.600 bit/s 
möglich. Das entspricht 1/4 bis 1/2 DIN-A4-Seite pro 
Sekunde. 
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Der seit 1967 angebotene Datex-L-Dienst27 ermöglicht einen 
schnellen Datenaustausch28 zwischen kompatiblen Datenendge-
räten und zeichnet sich durch einen schnellen Verbindungs-
aufbau29 und eine geringe Obertragungsfehlerquote aus. 30 
Die Grundgebühr richtet sich nach der Obertragungsgeschwin-
digkeit und liegt zwischen 120 bis 2.000 DM/Monat. Die Ver-
kehrsgebühr ist abhängig von der Verbindungsdauer, der Ta-
geszeit, dem Wochentag und der Entfernung. Bundesweit nah-
men Ende 1986 rund 18. 000 Teilnehmer am Datex-L-Dienst 
teil. 

Der seit 1981 angebotene Datex-P-Dienst31 dient der schnel-
len Datenübertragung32 zwischen Datenverarbeitungsanlagen. 
Die Datenübertragung ist im Unterschied zu Datex-L zwischen 
nicht kompatiblen Datenendgeräten33 möglich, wobei die Da-
tenmenge in 'Pakete' zerlegt und paketweise, über Teil-
strecken übermittelt wird. Die Grundgebühr beträgt zwischen 
200 und 400 DM/Monat. Die Verkehrsgebühr ist abhängig von 
der Datenmenge und der Tageszeit. Datex-P ist kostenneutral 
bezüglich der Übertragungsentfernung. Bundesweit nahmen 
Ende 1986 rund 15.000 Teilnehmer am Datex-P-Dienst teil. 

Für hohe Übertragungskapazitäten34 stehen seit 1973 fest-

27 data gchange, !eitungsvermittelt. 

28 Im Datex-L Netz sind Übertragungsgeschwindigkeiten von 
50 bit/s bis zu 64.000 bit/s je nach Datenverarbeitungs-
anlage möglich. 

29 Kleiner als eine Sekunde. 

30 Vgl. Schinagl, w.: Neue Dienste der Deutschen Bundes-
post, a.a.o., s . 3. 

31 data exchange, Qaketvermittelt. 

32 Im Datex-P Netz sind Obertragungsgeschwindigkeiten von 
300 bit/s bis zu 48.000 bit/s je nach Datenverarbei-
tungsanlage möglich. 

33 Ober Protokollanpassungen (gateways). 
34 Im Direktrufnetz sind Übertragungsgeschwindigkeiten von 

50 bit/s bis zu 1,92 Mbit/s je nach Datenverarbeitungs-
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geschaltete 'Standleitungen' im BfD-Netz 35 zur Verfügung. 
Die Direktrufverbindungen ermöglichen gleichzeitiges Senden 
und Empfangen von Daten. Die Grundgebühr beträgt zwischen 
60 und 400 DM/Monat. Die Verkehrsgebühr wird nach Entfer-
nung, Obertragungsgeschwindigkeit und Nutzungszeit ermit-
telt. Ende 1986 waren bundesweit rund 140.000 Datenstatio-
nen angeschlossen. 

Der 1985 eingeführte Telebox-Dienst stellt eine Art 'Elek-
tronisches Postfach' dar und ist, neben dem Abspeichern von 
Mitteilungen, dem Anlegen von Verzeichnissen und der Kommu-
nikation verschiedener Box-Adressen untereinander, in der 
Lage, Texte zu editieren und formatieren. International 
wird für die Dienstleistung Telebox auch der Sammelbegriff 
'Mailbox• oder 'Electronic Mail' verwendet. Die Telebox 
kann, mittels eines Paßwortes, von jedem Ort aus über das 
Fernsprech- oder Datexnetz angeschaltet werden. Die An-
schlußgebühr beträgt 65 DM und die Grundgebühr 40 DM/Monat. 
Zusätzlich fallen zeitabhängige Nutzungsgebühren von o, 30 
DM/Minute, Adressiergebühren und Obermittlungsgebühren 
an. 36 1987 waren bundesweit ca. 400 Teilnehmer angeschlos-
sen. 

Der Temex37-Dienst befindet sich zur Zeit in der Pilotphase 
und soll 1991 flächendeckend angeboten werden. Temex dient 
der Übertragung von sogenannten Fernwirkinformationen, wie 
Fern-Anzeigen, Fern-Messen, Fern-Schalten und Fern-Einstel-
len. Der Austausch der Fernwirkinformationen erfolgt über 
das Fernsprechnetz, wobei die gleichzeitige Nutzung des Te-
lefon-Anschlusses für das Fernsprechen nicht beeinträchtigt 

anlage möglich. 

35 Hauptanschluß !Ur ~irektruf. 

36 Vgl. Deutsche Bundespost: Telebox - Das Angebot der 
Deutschen Bundespost für Mitteilungen von Person zu Per-
son, o . o., Januar 1989. 

37 telemetry exchange. 
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wird. Die Kosten für Standard-Endgeräte liegen zwischen 100 
und 300 DM und für die Leitstellen ab 5. 000 DM aufwärts. 
Die Grundgebühr ist nutzungsabhängig und beträgt für den 
Taxiruf 15 DM/Monat für bis zu 2.000 Rufe. 38 

Textkommunikation39 
Der bereits seit 1933 existierende Telex-Dienst40 übermit-
telt preiswert, dafür relativ langsam41 und mit einge-
schränktem Zeichenvorrat, Texte mit Hilfe von Fernschreib-
maschinen. Aufgrund genormter technischer Vorkehrungen, 
gelten die Texte die übertragen werden als rechtsverbind-
lich . Telex ist kompatibel zum Teletex-, Telegramm-, Btx-
und Telebox-Dienst. Der für das Telex notwendige Bürofern-
schreiber kostet bis zu 60.000 DM. Die Grundgebühr beträgt 
80 DM/Monat und die Verbindungsgebühr 0,10 DM/15 Sekunden. 
1988 waren bundesweit ca. 180. 000 und international mehr 
als 1,7 Millionen Teilnehmer angeschlossen. 42 

Der seit 1981 zur Verfügung stehende Teletex-Dienst stellt 
eine leistungsfähigere Form des Telex-Dienstes mit höherer 
Übertragungsgeschwindigkeit43 und zusätzlichen Textverar-
beitungsfunktionen dar. Teletex ermöglicht format- und 
layoutfreie Textkommunikation, die mit einer multifunktio-
nalen Speicherschreibmaschine, Textverarbeitungsanlagen 

38 Vgl. Funke+ Huster Elektrizitätsgesellschaft mbH & Co . 
KG (Hrsg.): Der neue Temex-Service der Bundespost, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 7 vom 9 . Januar 1990, 
s . 16 . 

39 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, a.a.o., s. 40 ff. 

40 Gleich Fernschreiben. 

41 Übertragungsgeschwindigkeit 400 Zeichen in 60 Sekunden. 
Die Übertragung einer DIN-A4-Seite dauert ca. 5 Minuten. 

42 Vgl . Deutsche Bundespost : Dienste der Deutschen Bundes-
post für die Textkommunikation, o.O., April 1989 . 

43 Die Übertragungsgeschwindigkeit im Teletex beträgt 2.400 
bit/s, im Gegensatz zu Telex mit 50 bit/s . Die Übertra-
gungszeit für eine DIN-A4-Seite liegt bei 10 Sekunden. 
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oder anderen Techniken, wie Personal Computern, durchge-
führt wird, wobei die Geräte für den normalen Schreibbe-
trieb verwendet werden können. Teletex ist kompatibel zum 
Telex-, Telegramm- und Cityruf-Dienst. Die Teletexgeräte 
kosten zwischen 5.000 und 15.000 DM, die Grundgebühr 170 
DM/Monat + 3 Pf /Verbindung und die Verbindungsgebühr von 
0.97 bis 1.65 Pf/Sek. Bundesweit nutzten 1988 rund 20.000 
Teilnehmer mit mehr als 30.000 Endeinrichtungen diesen 
Dienst. 

Btx44 ist ein kombinierter Dienst zur Übermittlung von 
Text, einfachen Grafiken und Daten, der seit 1983 angeboten 
wird. Anschlußmöglichkeiten existieren als Anbieter oder 
Teilnehmer. Die Informationen können visuell auf einem 
Bildschirm dargestellt, ausgedruckt, gespeichert und direkt 
weiterverarbeitet werden. Bildschirmtext ist ein Medium, 
das besonders preiswert ist und sich vor allem für die Kom-
munikation mit vielen externen Teilnehmern eignet. Zusätz-
lich bietet Btx die Möglichkeit sogenannter geschlossener 
Benutzer-Gruppen. 45 Das Empfangsgerät mit Decoder und Ta-
statur kostet ca. 3.000 DM. Die Grundgebühr beträgt 8 
DM/Monat und die Verkehrsgebühr entspricht der Telefonge-
bühr im Nahbereich. Bundesweit hat der Btx-Dienst 1989 rund 
180.000 Anschlüsse, die zu zweidrittel geschäftlich genutzt 
werden. 

Die zukünftige Entwicklung des Btx-Dienstes ist zur Zeit 
nicht absehbar. Die unter den Schlagworten 'tele-shopping', 
'home-banking' und 'tele-arbei t' bekannten Nutzungen sind 
bis heute noch nicht in der geplanten Breite akzeptiert 
worden. Neue Perspektiven für gewerbliche und private Nut-
zungen können jedoch durch die verbesserten Leistungsmerk-

44 ~ildschirm~ext 

45 Vgl. Schmidt, B.: Bildschirmtext ist immer noch kein Me-
dium für den privaten Markt, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung Nr. 230 vom 4. Oktober 1989, s. 22. 
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male mit Einführung des ISDN entstehen. 46 

1.1.2.,. Bildkommunikation 

Die durch die Deutsche Bundespost angebotenen Bildkommuni-
kationsdienste untergliedern sich in Fest- und Bewegtbild-
kommunikation. Die Festbildkommunikation umfaßt die Nut-
zungsformen Telefax, Einzelbildübertragung und Fernzeichen, 
die Bewegtbildkommunikation das Bildtelefon und die Video-
konferenz. Prinzipiell ergeben sich durch den Einsatz der 
Bewegtbildkommunikation eine Vielzahl von Anwendungsmög-
lichkeiten. Aufgrund der notwendigen, relativ hohen Über-
tragungskapazität, setzt der Einsatz von Bewegtbildkommuni-
kation die Existenz von Breitbandnetzen voraus. 

Festbildkommunikation47 

Seit 1979 werden im Telefax-Dienst Schrift und Grafiken 
originalgetreu48 übermittelt. Die Grundausstattung setzt 
sich aus einem Fernkopierer, einer Anschalteeinrichtung und 
einem Telefonanschluß zusammen . In Abhängigkeit von der 
Gruppe des Fernkopierers, werden drei Minuten oder eine Mi-
nute für das Kopieren einer DIN-A4-Seite benötigt. Die mo-
mentanen Mängel bezüglich der Übertragungszeit, Farbüber-
tragung und Übertragung flächiger Bilder werden mit Anwen-
dung der Digitaltechnik weitgehend beseitigt. Als zu-
sätzlichen Service bietet die Deutsche Bundespost, für Kun-
den ohne eigenes Telefax-Gerät, in etwa 600 Postämtern in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland, öffentliche Fernko-
pierer an. Die Kosten für einfache Endgeräte liegen mitt-
lerweile unter 2. 000 DM. Neben der Bereitstellungsgebühr 

46 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumentwick-
lung, a.a.o., s. 24 . 

47 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, a.a.o., s. 90 ff . 

48 Zur Zeit ausschließlich in schwarz/weiß. 
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von 65 DM, fällt die Gebühr für den zusätzlichen Telefonan-
schluß, in Höhe von 20 bis 27 DM/Monat, die Grundgebühr von 
8 DM/Monat und die Verkehrsgebühr, in Höhe der Verbindungs-
gebühren für den Telefondienst, an. Bundesweit waren per 
30. Dezember 1988 197.245 Teilnehmer angeschlossen. 49 

Im Einzelbildkommunikations-Dienst erfolgt die Wiedergabe 
der Festbilder in der Regel über den Bildschirm. Das Origi-
nal wird mit einer Kamera oder einem Scanner aufgenommen, 
gespeichert und aus diesem Speicher übertragen. Die Tele-
kommunikation mit sogenannten 'Festbildfolgen' benötigt mit 
der Analogtechnik ca. 50-60 Sekunden pro Bild und reduziert 
sich bei Einführung des schmalbandigen ISDN-Netzes auf ca. 
vier Sekunden pro Farbbild. 50 Die Kosten und der Einfüh-
rungszeitpunkt sind momentan nicht absehbar . 

Eine Zwischenform von Fest- und Bewegtbildkommunikation 
stellt der Fernzeichen-Dienst dar. Skizzen und Schriftzüge 
können während des Zeichenvorgangs mit Hilfe eines Stiftes 
auf einer Halbleiterplatte oder mit normaler Kreide auf ei-
ner elektronischen Tafel übertragen werden. Die Wiedergabe 
erfolgt auf einem Bildschirm. Nutzungsmöglichkeiten exi-
stieren vor allem in Verbindung mit der Sprachkommunika-
tion. Kosten und Einführungszeitpunkt sind noch nicht ab-
sehbar. 51 

Bewegtbildkommunikation52 
Unter dem Bildtelefon- bzw. Bildfernsprech-Dienst wird die 
Erweiterung des Telefonierens um die Bewegtbildübertragung 

49 Vgl. o.V.: Textkommunikation per Telefax und Teletex, 
in: Deutsche Handwerks Zeitung Nr. 11 vom 9. Juni 1989, 
Seite 17. 

50 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumentwick-
lung, a.a . o., s. 26. 

51 Vgl. ebendas. 26 f. 

52 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, a.a.o., s. 90 ff. 
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verstanden. Die Bildqualität richtet sich nach dem verwen-
deten Fernseher und kann in Farbe und normaler zeitlicher 
und räumlicher Auflösung übertragen werden . Zusätzlich be-
steht die Möglichkeit, auf Vereinbarung das Bild ab- und 
zuzuschalten. Der Normalbetrieb soll Ende 1990 aufgenommen 
werden, wobei die Kosten noch nicht definitiv festgelegt 
sind. 53 

Der seit 1985 im Testbetrieb befindliche Videokonferenz-
Dienst stellt eine Anwendungsform des Bildfernsprechens 
dar. Videokonferenzen verbinden Personengruppen zu gemein-
schaftlichen Besprechungen mit Bild und Ton. Zusätzlich zur 
Bewegtbildkommunikation in Farbe, werden Leistungsmerkmale 
wie Dokumenten-, Text-, Daten- und Grafikkommunikation an-
geboten, die parallel zur Videokommunikation übertragen 
werden. 54 Das, zunächst auf die Verbindung von zwei Video-
konferenzräumen konzeptionierte, Versuchsnetz, bietet seit 
1989 die Option von Multipointkonferenzschaltungen . Der Vi-
deokonferenzdienst kann über öffentliche Videokonferenzräu-
me oder unternehmenseigene Einrichtungen genutzt werden. 
1988 waren bundesweit 66 private und 13 öffentliche Video-
konferenzräume am Netz. 

Eine Videokonferenzanlage, die vom Teilnehmer selbst einge-
richtet wird, kostet zwischen ca . 100.000 und 500.000 DM, 
zuzüglich einer einmaligen Anschlußgebühr von 12. ooo DM, 
der Grundgebühr von 1. 500 DM/Monat und der Verkehrsgebühr 
zwischen 600 DM/Stunde innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und 2 . 500 DM/Stunde, beispielsweise von der 
Bundesrepublik Deutschland in die USA. Für die Nutzung öf-
fentlicher Videokonferenzräume wird zusätzlich ein Nut-

53 Vgl. Fröhlich, R. : Von Angesicht zu Angesicht - Bildte-
lefon geht Ende des Jahres in Betrieb, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung Nr . 67 vom 20. März 1990, s. B5. 

54 Vgl. Deutsche Bundespost: Mit Videokommunikation in die 
Zukunft blicken, in: Videokommunikation visuell 1/1988, 
s. 2. 
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zungsentgelt von 120 DM/Stunde erhoben. 55 

1.2. Bntwicklungsstrukturen der Telematik 

1.2.1. Brwarteter Telekommunikationsbedarf in Hessen 

1.2.1.1. Binführung 

Aufgrund der Imponderabilien der Wirkungen des Einsatzes 
neuer telekommunikativer Techniken, erscheint die Frage 
nach den Größenordnungen des zukünftigen Einsatzes der Te-
lekommunikationstechniken besonders relevant. Für die Ent-
wicklung des qualitativen Nachfragepotentials nach neuen 
telekommunikativen Techniken ist die bisherige quantitative 
Nachfrageentwicklung von besonderer Bedeutung. Das bedeu-
tet, die Agglomerationen der momentan angebotenen Telekom-
munikationsdienste stellen primär die größten Nachfragepo-
tentiale für neue Dienstleistungen dar. 56 

Bei der Analyse der Ergebnisse diesbezüglicher Bedarfsun-
tersuchungen ist zu berücksichtigen, daß die Daten nur be-
grenzte Aussagen über die tatsächliche Nachfrageentwicklung 
liefern können. Die Ursache hierfür liegt darin, daß die 
Anwender teilweise nur geringe Kenntnisse über die neuen 
telekommunikativen Techniken besitzen. Dies gilt im beson-
deren für Bedarfsanalysen von noch nicht angebotenen Dien-
sten. 

55 Vgl. Deutsche Bundespost: Videokonferenz/Videokommunika-
tion - Entgelte-, o.o., Stand 1989. 

56 Vgl. Schiffer, R.: Konzeption der Telekommunikationsnet-
ze und Planung für das Land Rheinland-Pfalz, a.a.o., s. 
2. 
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Anschließend an die überblickartige Darstellung der empiri-
schen Analyse der Gesellschaft für Information und Dokumen-
tation, wird die Prognose der Oberpostdirektion Frankfurt 
am Main zur 'ISDN-Kundenverteilung in Hessen' darge-
stellt. 57 

1. 2. 1. 2 . Bmpiriscbe Befunde der Gesellschaft für Informa-
tion und Dokumentation 

Die folgenden empirischen Befunde basieren auf einer Be-
darfsanalyse der Gesellschaft für Information und Dokumen-
tation, die vom Hessischen Minister für Wirtschaft und 
Technik in Auftrag gegeben wurde. Die Studie konzentriert 
sich auf den Bereich Individual-Kommunikation für den Ge-
schäftsbedarf und umfaßt den Zeitraum von 1985 - 2005. 58 

Bei der Analyse der längerfristigen Bedarfsentwicklung, die 
mittels eines Experten-Interviews erfolgte, kristallisierte 
sich die Tendenz einer Verschiebung, im Bereich der künfti-
gen Nutzung einzelner Telekommunikationsdienste, heraus. 59 
Tabelle 1.1 stellt die Substitutionsabsichten für die Dien-
ste Briefpost, Fernsprechen und Telex durch neue Telekommu-
nikations-Dienste dar. 

Der Briefpost- und der Telex-Dienst werden in etwa gleich 
stark durch die neuen telekommunikativen Techniken substi-
tuiert. Als substi tutionsauslösender Faktor wurde primär 
der Kostenfaktor genannt. 

57 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation, Ergänzung zu Band 2, Frankfurt 1986, s. 18 f. 

58 Vgl. Winand, U. u.a.: Telekommunikation in Hessen, Ge-
sellschaft für Information und Dokumentation mbH 
(Hrsg . ), Frankfurt 1986. 

59 Vgl. ebendas. 26. 
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Tabelle 1.1: Substitutionstendenzen60 

Briefpost Fernsprechen Telex 

wird teilweise ersetzt durch: 

Telex 17 3 -
Teletex 44 4 101 

Btx 23 3 2 

Telebox 18 2 5 

Datenübertra- 30 1 17 
gungsdienste 

Telefax 29 3 55 

Anzahl der Nennungen von 284 Befragten 

Während die Briefpost durchgängig von allen Telekommunika-
tionsdiensten relativ gleichmäßig substituiert wird, wird 
Telex primär durch Teletex und durch Telefax substituiert. 
Beim Fernsprechen besteht nahezu kein Substitutionspo-
tential. Auf lange Sicht gesehen wird das Fernsprechen 
nicht durch andere Dienste ersetzt werden. unter Berück-
sichtigung aller Telekommunikationsdienste, wird das Fern-
sprechen jedoch einen abnehmenden Anteil am Telekommu-
nikations-Gesamtaufkommen verzeichnen. 61 

Abbildung 1. 3 stellt eine Schätzung der Entwicklung des 
Übertragungsvolumens der Sprach-, Brief-, Text- und Daten-
Dienste bis zum Jahr 2005 dar. Als Mengenbasis für die 
Abbildung 1. 3 wurde der Indexwert 100 für das Jahr 1984 
gewählt . 

60 In Anlehnung an Winand, u. u.a.: Telekommunikation in 
Hessen, a.a.o., s. 28. 

61 Siehe auch Abbildung 1.3. 
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Die Basiswerte für 1984 waren im einzelnen: 62 

- Sprachübertragung: ca. 2,7 Mrd. Gespräche in 

- Briefpost: ca. 1,3 Mrd. Briefe in 

- Elektronische Text über-
tragung: ca. 39 Gbit/Tag 

- Datenübertragung: ca. 1253 Gbit/Tag 

Abbildung 1.3: Schätzung des zukünftigen Obertragungs-
volumens63 
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62 Vgl. Winand, u. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.o., s. 32. 

1984 
1984 

63 In Anlehnung an Winand, u. u.a.: Telekommunikation in 
Hessen, a.a.o., s. 32. 
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Nach der Schätzung des zukünftigen Übertragungsvolumens 
werden sich die Sprach-, Brief-, Text- und Datendienste in 
den nächsten 15 Jahren folgendermaßen entwickeln: 

- Das Übertragungsvolumen der Sprachkommunikationsdienste 
wird bis zum Jahr 2005 lediglich um 20 Prozent ansteigen. 

- Der Briefpost-Dienst wird in etwa auf dem heutigen Niveau 
verharren und langfristig eher zurückgehen. 

- Das Übertragungsvolumen der Textübertragungs-Dienste wird 
um das 3,5-fache anwachsen . 

- Das Übertragungsvolumen der Datenübertragungs-Dienste 
wird sich in etwa verdoppeln. 

Bei der Bildkommunikation wird ein Bedeutungszuwachs erwar-
tet, der sich momentan jedoch nicht spezifizieren läßt, da 
diesbezügliche Schätzungen stark divergieren. 

Die erwartete Bedarfsentwicklung stellt sich nicht homogen 
über die Wirschaftssektoren hin dar, sondern verteilt sich 
unregelmäßig über die verschiedenen Branchen64 • Wie aus Ta-
belle 1.2 ersichtlich , bestehen starke sektorale Differen-
zen bezüglich der 'Nutzung', 'Geplanten Nutzung' und dem 
'Interesse' an Telekommunikationsdiensten, wobei sich ei-
nige Sektoren auf spezielle Telekommunikationsdienste kon-
zentriert haben und in diesen Bereichen eine eindeutige 
Spitzenstellung einnehmen. 65 

64 Hier Sektoren genannt. 

65 Hierbei steht '+' für den höchsten und'-' für den 
niedrigsten Anteil an 'Nutzung', 'Planung' und 'Inte-
resse' an den aufgeführten Telekommunikationsdiensten . 
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Tabelle 1 . 2: Nutzung von und Interesse an Telekomrnuni-
kationstionsdiensten nach Sektoren66 

Sektor 

Landwirtschaft 
Energie, Wasser 
Bergbau 

Chemie 
Kunststoff 
Steine und Erde 
Eisen und Stahl 
Maschinenbau 
Fahrzeugbau 
Elektrotechnik 
Feinmechanik, Optik 
Metallwaren 
Holz und Papier 
Druckgewerbe 
Textilgewerbe 
Nahrungsgewerbe 

Baugewerbe 

Großhandel 
Einzelhandel 

Eisenb., Straße etc . 
Reisebüros 
Luftfahrt 
Post 

Kreditinstitute 
Versicherungen 

Gaststätten 
Verlage 
Presse, Rundfunk 
Gesundheitswesen 
Rechtsanwälte etc. 
Rechenzentren 
Software, EDV 
Verbände 
Behörden etc. 
Forschung etc. 

Telex 

1 2 3 

+ 
+ + + 

+ 

+ + + 
+ 

+ + + 
+ + + 

+ + 

+ + + 

+ + + 
+ + + 

Teletex 

1 2 3 

+ + + 
+ 

+ 
+ 

+ + 
+ + + 

+ 
+ + 

- - + 
+ + 

+ + 

+ 
+ + + 

Btx 

1 2 3 

+ 

+ + + 
+ + + 

+ 

+ + 
+ + + 

+ + 

+ + + 
+ + + 

Daten-
dienste 

1 2 3 

+ + 

+ 

+ 

+ + 

+ + + 
+ + + 

+ + + 
+ + + 

+ 
+ 

+ + + 
+ + 

Telefax 

1 2 3 

+ + 

+ + + 
+ 

+ + + 
+ 

+ + + 

+ + + 

+ + 
+ + 

+ + + 

1 = genutzt, 2 genutzt oder geplant, 3 = mindestens Interesse 

Lediglich geringe Divergenzen der erwarteten Bedarfsent-

66 In Anlehnung an Winand, U. u.a .: Telekommunikation in 
Hessen, a . a.o., s. 35. 
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wicklung stellen sich in Abhängigkeit der Raumordnungsre-
gionen ein. Bei der Analyse des Bedarfs an neuen telekommu-
nikativen Techniken, nach den Raumordnungsregionen Nordhes-
sen, Mittelhessen, Osthessen, Rhein-Main-Taunus, Untermain 
und Starkenburg, konnte keine eindeutige Abhängigkeit des 
Telekommunikationsbedarfs von der Raumordnungszugehörigkeit 
festgestellt werden, da die Ergebnisse in den sechs Regio-
nen nur geringfügig von den jeweiligen Anteilswerten für 
Gesamthessen abweichen . Den niedrigsten Bedarf nach Daten-
übertragungsdiensten und Telefax weist die Region Osthessen 
auf. Die Region Untermain67 liegt bei den meisten Diensten 
an der Spitze, muß diesen Platz jedoch, mit Ausnahme von 
Telefax, mit anderen Regionen teilen. 68 

Die Ergebnisse der Analyse nach Raumordnungsregionen, spie-
geln das vorhandene Nord-Süd-Gefälle in Hessen nicht wie 
erwartet wieder, sondern lassen eher geringe Unterschiede 
vermuten. Ursache hierfür könnte der fehlende zeitliche Be-
zugsrahmen der Befragung sein, der besonders im Bereich des 
'Interesses' einen großen Spielraum offenläßt. 

Dieser Sachverhalt wird durch die Delphi-Befragung, bezüg-
lich der Zeitpunkte, in denen ein 5%- bzw. 10%-Anteil an 
ISDN-Hauptanschlüssen in den hessischen Regionen erwartet 
wird, dokumentiert. Für die Region Rhein-Main-Taunus wird 
bereits für 1992 mit einem 10%-Anteil gerechnet, gegenüber 
Nordhessen, Mittelhessen und Osthessen, welche erst im 
Jahre 2000 den 10%-Anteil erreichen werden. 69 

67 Einschließlich dem Großraum Frankfurt. 

68 Vgl. Winand, u. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.o., s. 50. 

69 Vgl. ebenda. 



49 

1.2.1.3. Prognose der Deutschen Bundespost 

Die Prognose der Deutschen Bundespost dokumentiert den er-
warteten Bedarf an Telekommunikationsdiensten im Rahmen des 
ISDN bis zum Jahre 1991. 70 

Basis der Prognose war die Struktur und die regionale Ver-
teilung der Teilnehmer an den Fernsprech-, Text- und Daten-
diensten zum 31.12.1985 und die Annahme, daß Fernsprech-
teilnehmer , insbesondere mit großen Nebenstellenanlagen, 
aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen die neuen Telekommuni-
kationsdienste verstärkt nutzen werden . Eine weitere be-
rücksichtigte Interessengruppe waren die Anbieter im Btx-
Dienst. Die Interessengruppe der Teilnehmer an Text- und 
Datendiensten wurde in zwei Kategorien aufgeteilt: 

- die Nutzer von Datex-L, Datex-P und HfD und 
- die Nutzer von Telex und Teletex. 

Ausgehend von diesen Parametern, wurde eine Dichteskala der 
potentiellen ISDN-Kunden in den verschiedenen Fernsprech-
ortsnetzen entwickelt, die die regionale Verteilung des Be-
darfs anhand von vier Kategorien wiedergibt . Die Dichteska-
la wurde mathematisch über den Dichtefaktor Delta ermit-
telt . 

Geschätzte Anzahl der erforderlichen Anschlußleitungen 
Delta 

Geschätzte Anzahl der potentiellen ISDN-Kunden 

Hierbei wird unter 'Anschlußleitungen' die Teilnehmeran-
schlußlei tungen für das Übermitteln digitaler Informationen 
mit einer Nettobitrate von 144 kbit/s verstanden. 71 

70 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt : Leitfaden Telekommuni-
kation, Ergänzung zu Band 2, a . a . o . , s. 18 f. 

71 Vgl. ebenda. 
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Die prognostizierte ISDN-Kundenverteilung der Deutschen 
Bundespost weist für Hessen einen 'besonders hohen Be-
darf 172 ausschließlich für den Bereich Frankfurt aus. 
Frankfurt selbst ist zusätzlich von Fernsprechortsnetzen 
mit überwiegend 'hohem Bedarf 176 umgeben. Gießen, Kassel 
und Fulda dokumentieren einheitlich einen 'hohen Bedarf 176 . 
Unterschiede existieren jedoch im Umfeld der drei Städte. 
Während Gießen und Fulda jeweils von drei Ortsnetzen mit 
'hohem Bedarf• 76 umgeben sind, hat Kassel lediglich ein be-
nachbartes Ortsnetz mit 'mittlerem Bedarf• 76 . Kassel nimmt 
für Nordhessen somit quasi eine Inselstellung im Bereich 
der prognostizierten ISDN-Kundenverteilung ein . 73 

Die Prognose der Deutschen Bundespost signalisiert insge-
samt ein eindeutiges Süd-Nord-Gefälle im Bereich der ISDN-
Kundenverteilung für das Land Hessen, wobei der Nachfrage-
schwerpunkt auf das Rhein-Main-Gebiet konzentriert ist und 
über die Regionen Gießen und Fulda nach Norden hin immer 
stärker abnimmt. 

1.2.2. Gegenwärtige Infrastruktur und Agglomeration der 
Telekommunikation 

1.2.2.1. Infrastuktur der Bundesrepublik Deutschland 

Basis der individuellen Telekommunikation, im Rahmen der 
durch die Deutsche Bundespost angebotenen Dienste, stellen 

72 Prognostizierte ISDN-Kundenverteilung nach Gruppen: 

geringer Bedarf .....•...... 1 s Delta< 2 
mittlerer Bedarf ........... 2 s Delta< 4 
hoher Bedarf •........... . .. 4 s Delta< 6 
besonders hoher Bedarf ...... • •• Delta ~ 6 

73 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation, Ergänzung zu Band 2, a.a . o., s. 18 f. 
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die, in der Regel verkabelten, Fernmeldenetze dar. Die Sa-
tellitenübertragung ist primär dem internationalen Verkehr 
vorbehalten. Die dominierenden Parameter der Fernmeldein-
frastruktur stellen die Übertragungskapazität der Leitungen 
und die Leistungsfähigkeit der Vermittlungsstellen und End-
einrichtungen dar. Die Kapazitäten dieser Parameter deter-
minieren die potentiellen Telekommunikations-Anwendungen. 

Die für die Telekommunikation relevanten öffentlichen Netze 
sind: 

- das Fernsprechnetz, 
- das integrierte Text- und Datennetz und 
- das Vorläufer-Breitband-Netz. 74 

Das lokale Breitbandverteilnetz aus Kupferkoaxialkabel 
dient der Übertragung von Ton- und Fernsehrundfunkprogram-
men, im Bereich der hier nicht behandelten Massenkommunika-
tion. 

Fernsprechnetz 
Mit über 26 Millionen Hauptanschlüssen und über 30 Millio-
nen Telefon-Endgeräten, kann das Fernspechnetz als flächen-
deckend angesehen werden. Das Fernsprechnetz ist ein weit-
gehend analoges, schmalbandiges Vermittlungsnetz, das aus 
Kupferdoppeladern aufgebaut ist. Seit 1982 wird im Bereich 
des regionalen Fernverkehrs die Umstellung vom Analog- auf 
den Digitalbetrieb vorgenommen. 75 

Zusätzlich zum Telefondienst, werden die Dienste Telefax, 
Btx, sowie ca. ein Drittel der Datenfernübertragungsdienste 
über das Fernsprechnetz abgewickelt. 

74 Vgl. Bundesministerium für das Post- und Fermeldewesen: 
Mittelfristiges Programm für den Ausbau der technischen 
Kommunikationssysteme, Bonn o.J., s. 12. 

75 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation Band 1, a.a . o., s. 8 ff. 
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Integriertes Text- und Datennetz 
Das integrierte Text- und Datennetz (IDN) ist ein digitales 
Fernmeldenetz mit digitaler Übertragungs- und Vermittlungs-
technik. Es wurde 1976 von der Deutschen Bundespost aufge-
baut und umfaßt, neben Telex und Teletex, die Datenübertra-
gungsdienste Datex-L, Datex-P und die sogenannten 'Stand-
leitungen' des HfD-Netzes. Im IDN erhält der Anwender für 
jeden Dienst einen eigenen Anschluß. 76 

Vorläufer-Breitband-Netz 
Das Vorläufer-Breitband-Netz (VBN) ist als Glasfaser-
Overlay-Netz ausgelegt. Abbildung 1.4 stellt das Vorläufer-
Breitband-Netz zum Ausbauzustand Ende 1988 dar, in dem 29 
zentrale Städte der Bundesrepublik Deutschland miteinander 
verbunden sind. 

"Unter einem Glasfaser-Overlaynetz versteht man ein dem be-
stehenden Telefonnetz überlagertes, aber zunächst von die-
sem unabhängigen Glasfasernetz von Teilnehmer zu Teilneh-
mer, das den erst allmählich wachsenden Bedarf an breitban-
digen Diensten der Individualkommunikation abdecken 
soll." 77 Es nutzt die Infrastruktur des bestehenden Tele-
fonnetzes 78 und wird seit 1986 ausgebaut. Ziel der Ausbau-
strategie ist es, "mit Probeangeboten auf den Marktzuge-
hen und dergestalt die Möglichkeit dafür zu schaffen, daß 
sich eine neue Generation von Telekommunikationsdiensten 
vom Markt her und im verstärkten Dialog zwischen Anwendern 
und der DBP entwickeln kann1179 . 

76 Vgl. Haist, W.: Weiterentwicklung der Fermeldesysteme, 
in: Elias, D. (Hrsg.): Telekommunikation in der Bundes-
republik Deutschland 1982, Heidelberg 1982, s. 156. 

77 Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommunikation 
Band 1, a.a.o., s. 80. 

78 Wie Kabelkanäle und Fernmeldedienstgebäude. 

79 Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Deutsche Bundespost 
(Hrsg.): Telekommunikations-Atlas Nordrhein-Westfalen 
Band 2, o.o. September 1988, s. 54. 
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Abbildung 1.4: Vorläufer-Breitband-Netz80 

Glasfaser•Fernnetz 
- Ausbau bis 1988 

80 Quelle: Deutsche Bundespost: MEDKOM ein Anwendungspro-
jekt zur Erprobung der medizinischen Kommunikation im 
Vorläufer-Breitband-Netz VBN, o.O. o.J . . 
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Die neben den öffentlichen Telekommunikationsnetzen exi-
stierenden privaten 'Inhouse-Netze' erfreuen sich zunehmen-
der Verbreitung. 81 

1.2.2.2. Agglomerationen in Hessen 

Die Agglomerationen der Telekommunikationsdienste in Hessen 
werden im folgenden skizziert. Sie geben einen Überblick 
über die jeweiligen Agglomerationen der entsprechenden Te-
lekommunikationsdienste in Hessen, wobei das existierende 
Nord-Süd-Gefälle in der Anschlußdichteverteilung der ver-
schiedenen Nutzungen deutlich hervortritt. 

Verteilung der Fernspechhauptanschlüsse 
Die Verteilung der geschalteten Fernsprechhauptanschlüsse 
auf die einzelnen Fernsprechortsnetze in Hessen wurde von 
der Deutschen Bundespost zum 31.12.1985 erhoben. Die Orts-
netze wurden, entsprechend der Summe der Anschlüsse, in 
sechs Größenklassen eingeteilt. 82 

Das Fernsprechortsnetz mit den meisten Fernsprechhauptan-
schlüssen stellt Frankfurt am Main, mit mehr als 300. 000 
Anschlüssen, dar und ist primär von Ortsnetzen mit 30.000 
bis 299 . 999 Anschlüssen und 10.000 bis 29 . 999 Anschlüssen 
umgeben . Besonders deutlich wird die Diskrepanz zu Nord-
und Osthessen, wo lediglich Kassel und Fulda als 'Telekom-
munikations-Inseln' mit 30 . 000 bis 299 . 999 Fernsprechhaupt-
anschlüssen herausragen. Dieser Effekt wird zusätzlich 
durch die umliegenden Ortsnetze verstärkt, die auf erheb-
lich niedrigerem Niveau liegen . Kassel ist primär von Orts-
netzen mit 3.000 bis 9 . 999 Fernsprechhauptanschlüssen umge-

81 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M. : Telematik und Raumentwick-
lung, a . a . o . , s . 27. 

82 Vgl. Oberpostdirektion Frankfurt: Leitfaden Telekommuni-
kation, Ergänzung zu Band 2, a.a . o., s . 8. 
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ben und Fulda primär von Ortsnetzen mit 1.000 bis 2.999 An-
schlüssen. 

Verteilung der Text- und Datenanschlüsse 
Die Verteilung der geschalteten Text- und Datenanschlüsse 
auf die einzelnen Fernsprechortsnetze in Hessen wurde von 
der Deutschen Bundespost ebenso zum 31. 12. 198 5 erhoben. 
Basis der Erfassung waren die Anschlüsse der folgenden 
Dienste: 

- Textdienste: Telex, Teletex, Telefax und Btx und 
- Datendienste: Datex-L, Datex-P, HfD und Datenübertragung 

im Fernsprechnetz . 83 

Bei der Erfassung wurden die unterschiedlichen Übertra-
gungsgeschwindigkeiten von 50 bit/s bis 48.000 bit/s nicht 
berücksichtigt. Die Text- und Datenanschlüsse wurden somit 
linear addiert. Die Einteilung der Ortsnetze in die ent-
sprechende Größenklasse erfolgte nach der Anzahl der am 
Stichtag geschalteten Text- und Datenanschlüsse. 

Das Fernsprechortsnetz mit den meisten Text- und Datenan-
schlüssen stellt Frankfurt am Main , mit ca. 24. ooo An-
schlüssen, dar. Es ist primär von Ortsnetzen mit 101 bis 
600 Anschlüssen umgeben . Im Vergleich zur Verteilung der 
Fernsprechhauptanschlüsse, ist die Verteilung der Text- und 
Datenanschlüsse noch stärker auf die Agglomeration Rhein-
Main und die umliegenden Fernsprechortsnetze konzentriert . 
Auch hier wird die Diskrepanz zu Nord- und Osthessen deut-
lich, wo lediglich Kassel und Fulda, mit jeweils 601 bis 
3.000 Anschlüssen, herausragen . Auffallend ist das Gefälle 
zwischen dem Ortsnetz Kassel und den umliegenden Ortsnet-
zen, mit primär lediglich 11 bis 30 Anschlüssen. Im Ver-
gleich der umgebenden Ortsnetze schneidet Fulda, mit einem 
Ortsnetz der Gruppe 101 bis 600 Anschlüsse, besser als Kas-
sel ab. 

83 Vgl. ebendas. 10. 
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1.2.3. ISDN-Entwicklungskonzept der Deutschen Bundespost 

1.2.3.1. ISDN-Grundlagen 

Das ISDN84 stellt das Entwicklungsziel der Deutschen Bun-
despost für die Zukunft dar. ISDN steht weltweit für ein 
universelles, diensteintegrierendes, digitales Fernmelde-
netz, das sich aus dem digitalen Fernmeldenetz entwickelt 
und alle bisherigen und zukünftigen Dienste der Deutschen 
Bundespost integriert. zusätzlich bedingt ISDN eine digita-
le Teilnehmeranschlußleitung, bis hin zum Endgerät, was der 
sogenannten 'Kommunikations-Steckdose' entspricht. Dieser 
Teilnehmeranschluß bietet die Option, bis zu acht Endgeräte 
mit einer einheitlichen Rufnummer von einem Basisanschluß 
aus zu versorgen und je zwei verschiedene Dienste simultan 
- auch zu unterschiedlichen Zielen - zu betreiben. 85 

Die eminenten Verbesserungen der Nutzungsmöglichkeiten te-
lekommunikati ver Techniken resultieren einerseits aus der 
reinen Prozeßinnovation durch die Digitalisierung86 und an-
dererseits aus den Produktinnovationen, die durch die sy-
nergieeffekte der Diensteintegration motiviert werden. 

Die Produktinnovationen im Bereich der Bewegtbildkommunika-
tion setzen Übertragungskapazitäten in der Größenordnung 
von 100 Millionen bit/s voraus. Dies bedingt den Einsatz 
von speziellen Übertragungsmedien. Je nach Medium werden 
Schmalband- und Breitband-ISDN unterschieden. 87 

84 Xntegrated §ervices ~igital Hetwork 

85 Vgl. Martin, H.: Die technische Entwicklung zu ISDN, in: 
Telematikmagazin Nr. 1, 7. Jahrgang, 1987, s. 30 ff. 

86 Durch die Digitalisierung werden größere Übertragungska-
pazitäten und -qualitäten ermöglicht. 

87 Schmalband-ISDN ermöglicht eine Übertragung bis zu 
64 kbit/s und Breitband-ISDN bis zu n x 64 kbit/s. 
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Abbildung 1.5 stellt die Ausbaustufen vom analogen Telefon-
netz bis zum integrierenden, breitbandigen Fernmeldenetz 
dar. Die Anschaltung der ersten kommerziellen ISDN-An-
schlüsse fand, mit etwa zweijähriger Verspätung, um die 
Jahreswende 1988/89 statt. 88 Bis Ende 1990 will die Deut-
sche Bundespost in mehr als 300 Städten ISDN-Anschlüsse er-
möglichen. 89 Die Angabe eines detaillierten Einführungs-
zeitpunktes für das Integrierende Breiband-Fernmeldenetz 
ist momentan nicht möglich. 

Abbildung 1.5: Ausbauplanung der Deutschen Bundespost90 
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88 Vgl. Cornu, J.: Die Zeit der Zweifel ist vorbei, Strate-
gien für den Durchbruch von ISDN, in: Frankfurter Allge-
meine Zeitung Nr. 67 vom 20. März 1990, s. B2. 

89 Vgl. o.V.: Post will bis Ende 1990 in 300 Städten ISDN-
Anschluß bieten, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 
195 vom 24. August 1989, s. 5. 

90 Quelle: Deutsche Bundespost: MEDKOM ein Anwendungspro-
jekt zur Erprobung der medizinischen Kommunikation im 
Vorläufer-Breitband-Netz VBN, a.a.o .. 



S8 

1.2.3.2. ISDN-Ausbaustrategie 

Trotz der hohen Investitionen in den ISDN-Ausbau, können 
1993 erst an etwa 10% der Ortsvermittlungsstellen ISDN-
Teilnehmer unmittelbar angeschlossen werden. Um trotzdem 
bis 1993 möglichst viele Gebiete versorgen zu können und ab 
1993 die angestrebte Flächendeckung zu erreichen, sieht die 
Deutsche Bundespost, neben dem normalen Regelausbau, die 
Möglichkeit der Fremdanschaltung von ISDN-Teilnehmern an 
eine andere, bereits ISDN-fähige Vermittlungsstelle vor. 

Regelausbau 
Im Regelausbau der Deutschen Bundespost werden, wie o.a. 
zwei Arten von ISDN unterschieden: das Schmalband- und das 
Breitband-ISDN. Das Schmalband-ISDN wird auf der Basis der 
vorhandenen Kupfer-Doppelader-Kabel des Telefonnetzes auf-
gebaut. Es wird mit zwei 64 kbit/s Nutzkanälen und einem 16 
kbit/s Steuerkanal 'beaufschlagt'. Das Breitband-ISDN kann 
sowohl über Glasfaser-Leitungen, als auch über Koaxialka-
bel91 realisiert werden, die im Gegensatz zum Schmalband-
ISDN jedoch vollständig neu aufgebaut werden müssen. Dies 
geschieht gegenwärtig in Form des Vorläufer-Breitband-Net-
zes.92 

Basis des ISDN ist, neben der Digitalisierung des Fern-
sprechnetzes, die Einführung von Netzabschlüssen und einem 
neuartigen Zeichenabgabesystem zwischen den rechnergesteu-
erten Vermittlungsstellen. 93 Aufgrund der Unmöglichkeit ei-
ner sofortigen Umstellung auf ISDN, hat die Deutsche Bun-
despost grundsätz lieh entschieden, den Ausbau 'nachfrage-
or ientiert' zu betreiben. Die Einführung des ISDN soll, von 

91 Mit reduzierter Übertragungskapazität. 

92 Vgl. Schön, H.: ISDN und Ökonomie, in: Schwarz-Schil-
ling, c., Florian, w. (Hrsg.): Jahrbuch der Deutschen 
Bundespost 1986, Bad Windsheim 1986, s. 10. 

93 Vgl. ebendas. 30 ff. 
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den Wirtschaftszentren ausgehend, möglichst schnell in die 
dezentral gelegenen Regionen ausgebreitet werden. 94 

Ausgehend von den nachfrageträchtigen Geschäftsgebieten, 
wird der Ausbau des Vorläufer-Breitband-Netzes vorangetrie-
ben. Für die Obergangszeit, bis zur flächendeckenden Verka-
belung mit Glasfaser, wird gebietsweise eine parallele Ver-
sorgung durch symmetrische Kupfertechnik erfolgen . 

Langfristig soll die letzte Entwicklungsstufe, das 'Inte-
grierte Breitbandfernmeldenetz', auch Universalnetz ge-
nannt, erreicht werden . Das Universalnetz erlaubt, neben 
dem Betreiben von Individualkommunikation, die Massenkommu-
nikation. 

Fremdanschaltungen 
Mit Hilfe von 'Fremdanschaltungen', soll eine frühzeitige, 
'quasi' flächendeckende, ISDN-Bereitstellung geschaffen 
werden, um Teilnehmer in noch nicht mit ISDN versorgten Re-
gionen mit Schmalband-ISDN zu erreichen . Bei der Fremdan-
schaltung werden grundsätzlich zwei Anschlußarten unter-
schieden: 95 

1. Fremdanschaltungen im gleichen Orstnetz . Die Basisan-
schlüsse werden, mit Hilfe von Konzentratoren und Pri-
märmultiplexanschlüssen, unmittelbar an die ISDN-Ver-
mittlungsstelle herangeführt . 

2 . Fremdanschaltungen im Fernnetz. Wenn im 'eigenen' Orts-
netz noch keine ISDN-fähige Vermittlungsstelle vorhan-

94 Vgl. Minister für Wirtschaft Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen und Deutsche Bundes-
post (Hrsg . ) : Telekommunikations-Atlas Nordrhein-West-
falen Band 2, a.a.o . , s . 71 . 

95 Vgl. Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen: 
ISDN - die Antwort der Deutschen Bundespost auf die An-
forderungen der Telekommunikation von morgen, Bonn 
1984, s. 19. 
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den ist, erfolgt der Anschluß an eine ISDN-fähige Orts-
vermittlungsstelle im Ortsnetz der zuständigen Knoten-
vermittlungsstelle. 96 

Für den Zeitraum vor 1991 bietet, die Deutsche Bundespost 
eine ISDN-Sonderanschaltung für den Fall an, daß aus Ent-
fernungsgründen eine Fremdanschaltung nicht eingesetzt wer-
den kann. Für den Teilnehmer wird die Sonderanschaltung je-
doch mit erheblichen Kosten verbunden sein, was einer Nut-
zung entgegenstehen könnte. 

ISDN-Fernanschlüsse sind eine kostenintensive Lösung zur 
Erreichung einer ISDN-Flächendeckung. Die Voraussetzungen, 
welche die Deutsche Bundespost für den Einsatz dieser pro-
visorischen Anschlußmöglichkeiten zu Grunde legt, besonders 
unter dem Aspekt von eventuellen Mindestteilnehmerzahlen in 
den betroffenen Regionen, sind bisher nicht geklärt. Hier 
können, durch zu lange Wartezeiten oder Mindestteilnehmer-
zahlen, regionale Disparitäten entstehen, die das vorhande-
ne Nord-Süd-Gefälle weiter verstärken. Dies gilt im beson-
deren für den Fall, daß weitere Verzögerungen im ISDN-Aus-
bau die ISDN-Anschlußmöglichkeit um mehrere Jahre verzö-
gert. 

1.2.3.3. ISDN-Tarife 

Die neue Telekommunikationsordnung, in der die Tarife für 
das ISDN enthalten sind, ist am 1. Januar 1988 in Kraft ge-
treten. Im ISDN werden zwei Universalanschlüsse, mit den 
Anschlußarten Basisanschluß und Primärmultiplexanschluß97 , 
angeboten. Die Universalanschlüsse können innerhalb folgen-

96 Die Fremdanschaltung im Fernnetz ist ab 1991 geplant. 

97 Der Primärmultiplexanschluß bietet 30 Basiskanäle mit 
jeweils 64 kbit/s und wird nur für Anschaltungen von 
mittleren und großen Kommunikationsanlagen überlassen. 
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der Telekommunikationsdienste genutzt werden: 

- im Telefon-Dienst, 
- im Teletex-Dienst, 
- im Telefax-Dienst, 
- im Bildschirmtext-Dienst, 
- im Datenübermittlungs-Dienst und 
- im Funkruf-Dienst . 

Für die betriebsfähige Bereitstellung von Universalan-
schlüssen, werden je Anschluß folgende Gebühren erhoben: 

Tabelle 1.3: Grundgebühr für den ISDN-Anschluß98 

Bereitstellungsgebühr Grundgebühr in DM 
einmalig monatlich 

Basisanschluß 130,-- 74,--
(2x64 kbit/s) 

Primärmultiplex-
anschluß 200,-- 518,--
(30x64 kbit/s) 

Die Deutsche Bundespost ist beim ISDN davon abgegangen, die 
monatliche Grundgebühr in Abhängigkeit der genutzten Dien-
ste zu berechnen. 

Die Verbindungsgebühren für den Aufbau einer B-Kanalverbin-
dung im ISDN, entsprechen den Verbindungsgebühren im analo-
gen Telefonnetz. Die Gebühren für die Wählverbindungen im 
ISDN sind somit dienstunabhängig, jedoch zeit- und zonenab-
hängig. 

Fazit: 1. Die Übertragung großer Text- und Datenmengen wird 

98 Vgl. Deutsche Bundespost: Die wichtigsten Gebühren, 
o.o., Stand September 1988 . 
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im ISDN wesentlich billiger als bei den heutigen 
Spezialdatennetzen. 

2. Kurzdialoge im Bereich der Text- und Datenüber-
tragung werden, aufgrund der Bereitstellungsge-
bühr von 0,23 DM pro Verbindung, im ISDN teurer 
als bei den heutigen Text- und Datennetzen. 99 

1.3. Effekte der Telematik 

1.3.1. Gesamtwirtschaftliche Effekte der Telematik 

Bei der Diskussion der Effekte der Telematiknutzung sind 
die vermuteten gesamtwirtschaftlichen Wirkungen von eminen-
ter Bedeutung. Von primärem Interesse sind hierbei die Ein-
flüsse auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum, die Produk-
tivitätsentwicklung und die Beschäftigung. Exakte Aussagen 
zu dieser Thematik bedingen jedoch eine mikroökonomisch 
fundierte Totalanalyse der Anpassungsprozesse des gesamten 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems, was, vom gegenwärti-
gen Erkenntnisstand ausgehend, nicht möglich ist. 100 Ten-
denzaussagen und Partialbetrachtungen sollten jedoch mög-
lich sein und werden im folgenden dargelegt. 

99 Vgl. Minister für Wirtschaft Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen und Deutsche Bundes-
post (Hrsg.): Telekommunikations-Atlas Nordrhein-West-
falen Band 2, a.a.o., s. 89. 

100 Vgl. Neumann, K.; Schnöring, T.: Das ISDN - Ein Pro-
blemfeld aus volkswirtschaftlicher und gesellschaftspo-
litischer Sicht, in: Jahrbuch der Deutschen Bundespost, 
a.a.o., s. 56. 
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1.3.1.1. Generelle Aspekte 

Die Produktion, Verarbeitung und Verteilung von Informatio-
nen stellt in modernen Industriegesellschaften einen Pro-
duktionsfaktor von dominierender Bedeutung dar. 101 Die Not-
wendigkeit zum Informationsaustausch wird durch die zuneh-
mende gesamtwirtschaftliche Arbeitsteilung erhöht. Der ef-
fizienten Gewinnung, Übermittlung und Verarbeitung von In-
formation kommt eine fundamentale Bedeutung zu, wobei der 
Ausbaustand der Kommunikationsnetze ein wichtiger Bestand-
teil der gesamtwirtschaftlichen Infrastruktur ist. Aufgrund 
der, mit der Anwendung der Telematik erwarteten, verbesser-
ten Allokation der volkswirtschaftlichen Ressourcen, wird 
mit einer Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft der Bundesrepublik Deutschland auf den Weltmärkten 
gerechnet. 102 

Neben den, in der Informationsbeschaffung, -übermi ttlung 
und -verarbeitung, generell erwarteten Effizienzsteigerun-
gen, ermöglicht die erhöhte Disponibilität der Informatio-
nen, bei gleichzeitiger Senkung der Informationskosten, 
eine verbesserte Markttransparenz. 

Ausgehend von der starken Exportabhängigkeit der bundes-
deutschen Wirtschaft, kommt ihrer internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit eine zentrale Bedeutung zu . Da die Konkur-
renzfähigkeit durch die erwarteten Kostenvorteile gestärkt 
werden kann, ist der im Vergleich zu den Hauptkonkurrenz-
ländern zügige Ausbau der neuen Telekommunikationstechniken 
von außerordentlicher Bedeutung. 

101 Vgl. Enquete-Kommission: Neue Informations- und Kommu-
nikationstechniken, Kommission des Deutschen Bundesta-
ges, Drucksache 9/2442, Bonn 1983, s. 77. 

102 Vgl. ebendas. 78. 
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1.3.1.2. Beschäftigungseffekte 

Die Aussagen über Auswirkungen der neuen Telekommunikati-
onstechniken auf die Beschäftigung sind heterogen und bil-
den ein breites Meinungssprektrum. Die Diskussion konzen-
triert sich grundsätzlich auf zwei Problembereiche: 

- die Auswirkungen der Telekommunikation auf 'quantitative 
Beschäftigungseffekte' und 

- die Auswirkungen der Telekommunikation auf 'qualitative 
Beschäftigungseffekte•. 

Der Diskussionsstand wird im folgenden dargestellt . 103 

Effekte auf das qualitative Beschäftigungsniveau 
Die Effekte der Telematik auf das Beschäftigungsniveau sind 
in der politischen und ökonomischen Diskussion umstritten. 
Meinungen, daß deutliche Personalreduzierungen primär im 
Bürobereich stattfinden, stehen Aussagen gegenüber, daß 
sich der Personalabbau und die zusätzlich induzierte Perso-
nalnachfrage zumindest die Waage halten . Unter ökonomischen 
Aspekten wird argumentiert, daß kurzfristige negative Be-
schäftigungseffekte in Kauf genommen werden müssen, um 
langfristig eine Arbeitsplatzsicherung zu erreichen. 104 

Grundsätzlich lassen sich die Beschäftigungseffekte in fol-
gende drei Bereiche untergliedern: 105 

103 Vgl. Hessischer Minister für Wirtschaft und Technik: 
Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnik in 
Hessen, in: Beiträge zur Wirtschaftspolitik in Hessen, 
Heft 13, Wiesbaden 1987, s . 36 . 

104 Vgl. Winkelhage, F.: Wirkungen neuer Medien auf Ar-
beitsteilung und Arbeitsabläufe in Wirtschaft und Ver-
waltung, in : Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung (Hrsg.) : Informationen zur Raumentwick-
lung, Heft 3, 1982, s. 206 . 

105 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumordnung, 
a.a.o., s. 37. 



65 

- die direkten Beschäftigungswirkungen bei den Anwendern, 
- die expansiven Beschäftigungseffekte bei den Produzenten 

entsprechender Hard- und Software106 und 
- die Beschäftigungszunahmen aufgrund der gesteigerten 

Wettbewerbsfähigkeit und der, im Zusammenhang zur Telema-
tik stehenden, Produktinnovationen. 

Von den direkten Beschäftigungseffekten der Telematik am 
stärksten betroffen sind die Aktivitätsbereiche, in denen 
vorwiegend Informationen verarbeitet, produziert oder über-
mittelt werden. Bisherige Untersuchungen wurden deshalb 
primär auf die sogenannten 'Informationsbeschäftigten' be-
zogen, die in den Studien jedoch unterschiedlich klassifi-
ziert wurden, was zu divergierenden Ergebnissen führte. 107 

Die Studien der Enquete-Kommission108 und von Fischer109 
unterscheiden die Informationsbeschäftigten nach der Art 
der Betroffenheit. Beschäftigten, die primär Routinetätig-
keiten ausüben, werden Rationalisierungen und eine entspre-
chende Abnahme der Beschäftigungsmöglichkeiten prognosti-
ziert. Im Gegensatz dazu, stehen die nicht routinierbaren 
'egghead-' Tätigkeiten, die relativ hohe Qualifikationsan-
forderungen an den Ausübenden stellen. 110 Die Enquete-Kom-
mission prognostiziert für den Büro- und Verwaltungsbereich 
einen Beschäftigungsabbau von 25%, was ca. 2 bis 2 , 5 Mil-

106 Auf eine nähere Darstellung der Beschäftigungswirkungen 
bei den Produzenten wird im folgenden verzichtet. 

107 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumordnung, 
a.a.O., s. 39. 

108 Enquete-Kommission: Neue Informations- und Kommunika-
tionstechniken, a.a.o •. 

109 Fischer, K.: Telekommunikation, Raumordnung und regio-
nale Strukturpolitik, Köln 1984. 

110 Vgl. Ewers, H.; Fritsch, M.: Telematik und Raumordnung, 
a.a.o., s. 42. 
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lionen Arbeitsplätzen entspricht. 111 Das definitive Ausmaß 
wird jedoch u.a. davon abhängen, inwieweit Produktivitäts-
steigerungen zur Verbesserung des Dienstleistungsangebotes 
~eitragen werden. 

Expansive Beschäftigungseffekte werden nicht nur aufgrund 
verbesserter Wettbewerbsbedingungen durch Kostenreduzierun-
gen motiviert, sondern gehen auch von Produktinnovationen 
aus, die der Einsatz neuer telekommunikativer Techniken er-
möglicht. Diese expansiven Beschäftigungseffekte sind je-
doch quantitativ kaum erfaßbar. Die Wirkungen, die auf in-
direkten Effekten beruhen, sind nahezu nicht prognostizier-
bar, da sie sich erst langfristig auswirken. 112 

Nach der im Auftrag des Bundesministers für Forschung und 
Technologie durchgeführten Meta-Studie bedingt eine erhöhte 
Innovationsaktivität lediglich unter günstigen Bedingungen 
eine höhere Beschäftigung als nach der Status-quo-Entwick-
lung.113 "Aber selbst bei pessimistischen Annahmen erweisen 
sich beschäftigungspolitisch erhöhte Innovationsanstrengun-
gen vorteilhafter als ein Innovationsverzicht 11 • 114 

Insgesamt gesehen, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
abschließende Aussage über die Beschäftigungseffekte der 
Telematik auf die Anwender getroffen werden. Ursache hier-
für sind die mangelnde Erfaßbarkeit der gesamtwirtschaftli-
chen Kompensationseffekte und deren temporär differenzier-
tes Aufkommen.Die Beschäftigungseffekte vollziehen sich bis 

111 Vgl. Enquete-Kommission: Neue Informations- und Kommu-
nikationstechniken, a.a.o., s. 104. 

112 Vgl. Brepohl, K.: Telematik - Die Grundlage der Zu-
kunft, Bergisch Gladbach 1982 und Ewers, H. ; Fritsch, 
M.: Telematik und Raumordnung, a.a.O., s. 38 f. 

113 Vgl. Matzner, E. u.a.: Beschäftigungsrisiko Innovation? 
- Arbeitsmarktwirkungen moderner Technologien; Befunde 
aus der Meta-Studie, Berlin 1988, s. 121. 

114 Ebenda. 
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heute jedoch in der Regel erheblich langsamer als vielfach 
prognostiziert wird. 115 

Effekte auf die Qualifikation 
Der Einsatz neuer telekommunikativer Techniken stellt nicht 
nur eine Substitution der alten Kommunikationstechnik durch 
neue dar, sondern impliziert Veränderungen im Bereich der 
Arbeitsinhalte, der Arbeitsorganisation und der Qualifika-
tionsanforderungen der Beschäftigten, die mit der Beschaf-
fung, Verknüpfung und Weitergabe von Informationen in Zu-
sammenhang stehen. 116 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, daß, durch den 
Einsatz der neuen Telekommunikationstechniken, sich die 
Qualifikationen der Beschäftigten ändern. Neue Tätigkeiten 
werden entstehen und bekannte Tätigkeiten auf andere Art 
und Weise ausgeführt. Neben den erwarteten positiven Effek-
ten wird die Veränderung der Tätigkeitsinhalte auch negati-
ve Effekte implizieren. 117 

Die erwarteten positiven Beschäftigungseffekte liegen in 
einer Höhergualifizierung, Kompetenzerweiterung und Zunahme 
der Autonomie, was primär auf folgende Punkte zurückzufüh-
ren ist: 118 

115 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, in: Deutsche Telepost Consul-
ting GmbH (Hrsg.): Aspekte der Telekommunikationsent-
wicklung im Land Rheinland-Pfalz, Bonn, Mainz 1987, s. 
34. 

116 Vgl. Bodendorf, F.; Lüthi, A.: Neue Informations- und 
Kommunikationstechnologien, in: Die Unternehmung Nr. 5, 
43. Jahrgang 1989, s. 347 ff. 

117 Vgl. Ewers, H.: Räumliche Innovationsdisparitäten und 
räumliche Diffusion neuer Technologien, in: Brugger, E. 
(Hrsg.): Regionale Innovationsprozesse und Innovations-
politik, Diessenhofen 1984, s. 104. 

118 Vgl. Enquete-Kommission: Neue Informations- und Kom-
munikationstechniken, a.a.o., s. 105 ff. 



68 

- Der Anteil an komplexen Tätigkeiten wird steigen, und die 
Routinetätigkeiten werden reduziert. 

- Bisher getrennte Tätigkeiten werden zusammengelegt und 
neue Tätigkeitsbereiche gebildet. 

- Informationsbezogene Tätigkeiten werden eingegliedert 
und Zugang zu mehr Information gewährt. 

Die erwarteten negativen Effekte liegen im Bereich einer 
Dequalifizierung, Kompetenzbeschränkung und Verringerung 
der Autonomie, begründet durch: 

- die Reduzierung von Tätigkeiten auf einfache Prozeduren, 
deren Automatisierung unwirtschaftlich ist und 

- die Zerlegung und Monotonisierung von Arbeitsabläufen. 119 

Als Folge der angeführten Veränderungen, wird eine Polari-
sierung der Qualifikationsstrukturen erwartet. 120 Ausdruck 
dieser Polarisierung ist der Abbau der mittleren Qualifika-
tionsebene, bei gleichzeitiger Konzentration der Beschäf-
tigten auf hohen und niedrigen Qualifikationsebenen. 121 
Während niedrig Qualifizierte mit weiteren Einschränkungen 
ihrer Tätigkeitsentwicklung rechnen müssten, werden höher 
Qualifizierte von Routinearbeiten weiter entlastet und mit 
zusätzlichen anspruchsvollen Arbeiten beauftragt. 122 

Die Beschäftigungsprognosen der Prognos AG und des Institu-
tes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung von 1985 kommen 
zu dem Ergebnis, daß bis zum Jahr 2000 ein Großteil der Be-

119 Vgl. ebenda, S . 105; Friedrich, J. u.a.: Organisations-
modelle für das Büro von morgen, in: Office Management 
3/I-1987, s. 22. 

120 Vgl. Hessischer Minister für Wirtschaft und Technik: 
Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnik in 
Hessen, a.a.o., s. 37. 

121 Vgl. Funck, R.: Technologiepolitik und räumliche Struk-
tur, in: Böventer von, E. (Hrsg.): Regionale Beschäfti-
gung und Technologieentwicklung, Berlin 1989, s. 120. 

122 Vgl. ebendas. 37 f. 
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schäftigten (80%) vom technischen Wandel der Nachrichten-
und Kommunikationstechniken positiv oder negativ betroffen 
sein werden. Da sich die positiv und negativ betroffenen 
Bereiche in etwa die Waage halten, werden lediglich mini-
male Auswirkungen auf die Beschäftigung insgesamt erwar-
tet. 123 

Die Arbeitswelt von morgen wird zunehmend die Fähigkeit der 
Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Mensch und Ma-
schine erfordern. Die endgültige Ausgestaltung der zukünf-
tigen Entwicklung ist, nach Meinung der Enquete-Kommission, 
jedoch abhängig von der konkreten Arbeitsplatzgestaltung. 
Dies impliziert ein potentielles Steuerungspotential für 
die zukünftige Entwicklung. 124 

1.3.2. Regionalpolitiscbe Effekte der Telematik 

1.3.2.1. Gegenwärtige Entwicklungstendenzen 

In der Bundesrepublik Deutschland lassen sich gegenwärtig 
drei Trends der Regionalentwicklung beobachten: 125 

1. Kleinräumlicbe Dezentralisierung 
Innerhalb der Agglomerationsräume findet eine zunehmende 
Suburbanisierung statt. Auf Kosten der Kernstädte verstärkt 
sich die 'kleinräumliche Dezentralisierung' von Einwohnern 
und Arbeitsstätten. Von diesem Trend sind alle Großstädte 

123 Vgl . Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, a.a.o., s. 25. 

124 Vgl. Enquete-Kommission: Neue Informations- und Kom-
munikationstechniken, a.a.o., s . 78 ff. 

125 Vgl. Sandvoß, J.: Fernarbeit: Formen und Potentiale de-
zentralisierter Arbeit im Lichte qualifikations- und 
regionalpolitischer Aspekte, Frankfurt u.a. 1989, s. 
234. 
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und größeren Städte in den hochentwickelten Regionen be-
troffen, lediglich Ausmaß und Geschwindigkeit der Entwick-
lung sind unterschiedlich. 126 

2. Großräumige Konzentration in den Agglomerationsräumen 
Parallel zur fortschreitenden Konzentration in den Agglome-
rationen, von der primär die dispositiven und tertiären In-
formationsaktivitäten betroffen sind, werden operative 
Funktionen aus den Innenstädten in die Agglomerationsränder 
bzw. ländlich-peripheren Gebiete verlagert . Leitungs- und 
Kontrollfunktionen verbleiben in den Zentren oder werden 
dorthin versetzt. 127 Auflösungserscheinungen von struktur-
starken Verdichtungsräumen sind nicht zu beobachteten. 

3. Nord-Süd-Gefälle zwischen den Agglomerationen 
Die Disurbanisation der altindustriellen , strukturschwachen 
Verdichtungsräume zu Gunsten der 'High-Tech'-Agglomeratio-
nen wird als räumlicher Ausdruck der Strukturverschiebungen 
innerhalb der Volkswirtschaft angesehen . Die auf weitgehend 
fehlenden altindustriellen Belastungen und Konzentration 
auf neue Technologien sowie Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten basierende positive Entwicklung im Süden, führt 
zu weiteren Ansiedlungen zukunftsträchtiger Branchen in 
diesen Regionen. 128 Ein zusätzlicher Faktor des Nord-Sild-
Gefälles ist das 'Image' einer Region. Standortfaktoren wie 
Ambiente, Freizeitgestaltungsmöglichkeiten und attraktive 
Wohn- und Arbeitsumgebung beeinflussen zunehmend die Stand-

126 Vgl. Henckel, D. u.a . : Informationstechnologie und 
Stadtentwicklung, Stuttgart 1984, s. 65. 

127 Vgl. Bade, F.: Räumliche Anpassungsprozesse, Arbeits-
teilung und unternehmerisches Standortverhalten, in: 
Brugger, E. (Hrsg.) : Regionale Innovationsprozesse und 
Innovationspolitik , a.a.o., s. 119 ff . 

128 Vgl . Julitz, L.: Bayern, Baden-Württemberg und Hessen 
liegen vorn, in : Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 254 
vom 31 . Oktober 1988, s. 18 und Henckel, D. u.a.: In-
formationstechnologie und Stadtentwicklung, a.a.o. s . 
167 . 
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ortentscheidung. 129 

Das regionalpolitische Problem des Nord-Süd-Gefälles exi-
stiert auch in Hessen. Strukturverschiebungen der Ar-
beitsplätze und Einwohner implizieren erhebliche Probleme 
für strukturschwache Regionen. Die Erkenntnis, "tomorrow's 
industries are not going in yesterday's regions11130 , weckt 
regionalpolitischen Handlungsbedarf, der diesem Trend ent-
gegenwirkt. 

Die als 'Süddrift der Wirtschaftskraft und des Wohlstandes' 
bezeichnete Entwicklung ist zwar ursächlich nicht von den 
neuen Telekommunikationstechniken ausgelöst worden, kann 
jedoch durch die Telematik verstärkt oder abgeschwächt wer-
den. 

1.J.2.2. Wirkungstbesen der Telematik 

Grundsätzlich wirken telekommunikative Technikengleichar-
tig.131 Ihr Einsatz bewirkt per se keine Unterschiede, da 
in gleichartigen Unternehmen im Prinzip gleichartige Effek-
te auftreten. Aufgrund der unterschiedlichen regionalen 
Branchenstruktur und dem unterschiedlich schnellen Ausbau 
der telekommunikativen Infrastruktur, sind räumlich unter-
schiedliche Wirkungen jedoch zwangsläufig. 

129 Vgl. Reese, J.: Die Bedeutung der neuen Fernmeldedien-
ste für Nordhessen, Gutachten im Auftrag der Hessischen 
Staatskanzlei, Kassel 1986, s. 46 ff. 

130 Hall, P.: The Geography of the Fifth Kondratieff cycle, 
in: New Society, Band 55, 1981, S. 537. 

131 Vgl. Henckel, D. u.a.: Informationstechnologie und 
Stadtentwicklung, a.a.O., s. 64; Sandvoß, J.: Fernar-
beit: Formen und Potentiale dezentralisierter Arbeit im 
Lichte qualifikations- und regionalpolitischer Aspekte, 
a.a.o., s. 236. 
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Ober die Art der räumlichen Wirkungen neuer telekommunika-
ti ver Techniken besteht in der Literatur kein Konsens. In 
jüngeren Veröffentlichungen kristallisieren sich verschie-
dene Thesen über mögliche räumliche Wirkungen der Telematik 
heraus, die in den folgenden Begriffspaaren und anhand der 
These von den eingeschränkten Innovationswirkungen darge-
stellt werden: 132 

Dekonzentration 
Dezentralisierung 

Nivellierung 
Trendsetter 

Konzentration 
Zentralisierung 
Polarisierung 
Trendverstärker 

Darüberhinaus hat sich die Diskussion in der Literatur in 
Richtung einer Ambivalenz der Wirkungen entwickelt, welche 
in Kapitel 1.3.2.3. dargestellt werden. 

Die Thesenpaare Dekonzentration -- Konzentration und Dezen-
tralisierung -- Zentralisierung werden aufgrund der erwar-
teten gegenläufigen Entwicklung begrifflich nicht, wie in 
der Literatur stellenweise anzutreffen, synonym verwendet. 
Dekonzentration und Konzentration betreffen die räumliche 
Verteilung von Arbeitsstätten und Wohnungen, Dezentralisie-
rung und Zentralisierung die räumliche Verteilung von 
Steuerungskompetenz und Entscheidungsmacht. 

Dekonzentration -- Konzentration 
Die Vertreter der Dekonzentrationsthese133 gehen nach rela-
tiv kurzer Zeit von einer ubiquitären Bereitstellung der 
neuen Telekommunikationsdienste aus. Sie argumentieren, daß 
traditionelle Standortvorteile der Agglomerationen abgebaut 
würden und eine gleichmäßige Verteilung von Arbeitsstätten 

132 Vgl. Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.o., s. 258 ff. 

133 Vgl. exemplarisch Fischer, K.: Telekommunikation, Raum-
ordnung und regionale Strukturpolitik, a.a.o.; Stor-
beck, D.: Telekommunikation und Siedlungsstruktur, in: 
Arch + Nr. 75/76, 1984, s. 53-55. 
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und Wohnungen im Raum zu einer räumlichen Dekonzentration 
führt. 134 
Erwartete Dekonzentrationen ergeben sich beispielsweise 
durch: 135 

- die Möglichkeit einzelne Betriebsteile auf verschiedene 
Standorte zu verteilen, 

- die Teleheimarbeit sowie 
- die verstärkte Nutzung von Homebanking und Teleshopping . 

Die Vertreter der Konzentrationsthese136 gehen von einer 
Fortdauer der agglomerativen Tendenzen aus. Unter dem As-
pekt einer temporär differenzierten Diffusion der Telema-
tik, die primär in den Agglomerationen beginnt, wird zu-
nächst eine weitere großräumige Konzentration in den Ver-
dichtungsräumen erwartet, einhergehend mit fortschreitenden 
Abwanderungen aus den ländlich-peripheren Bereichen •137 

Die räumliche Konzentration wird primär auf kurz- bis mit-
telfristiger Ebene erwartet. Dekonzentrationstendenzen wer-
den langfristig - auch von den Vertretern der Konzentrati-
onsthese - einhergehend mit der Ubiquität der neuen Tele-
kommunikationstechniken prognostiziert . 

134 Vgl. Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a . a.o., s . 258 . 

135 Vgl. Bördlein, R. : Informationstechnisch bedingte raum-
strukturelle Veränderungen im Frankfurter Umland, un-
tersucht am Beispiel der Anbieter neuer Informations-
und Kommunikationstechnologien, Frankfurt 1986, s. 22. 

136 Vgl. exemplarisch Hoberg, R.: Zur Analyse von räumli-
chen Diffusionsprozessen bei der Telematikanwendung, 
in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, a.a.o, s. 
73 ff; Klipper, U. : Neue Technologien, Wirtschaftswachs-
tum und Innenstadtentwicklung, in: Archiv für Kommunal-
wissenschaften 24, 1985, s . 189 ff . 

137 Vgl. Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a . a . o . , s. 259. 
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Dezentralisierung -- Zentralisierung 
Die Zentralisierung führt zu einem Anwachsen der Macht in 
den Unternehmenszentralen, was eine verstärkte Abhängigkeit 
der Peripherie von den Zentren z·ur Folge hat. 138 Neben der 
erwarteten Disurbanisisierung, "besteht nahezu einhellige 
Obereinstimmung, daß die Entwicklung der Telematik die 
Zusammenfassung von Kontroll- und Entscheidungsbefugnissen 
in den Zentren tendenziell begünstigt. Es ist sogar durch-
aus wahrscheinlich, daß eine ungesteuerte Entwicklung der 
Telematik zu einer Zentralisierung bei gleichzeitiger De-
konzentration führt. 11139 

Unter Dezentralisierung wird die Verteilung von bisher zen-
tral ausgeführten Steuerungsfunktione auf mehrere kleinere 
Einheiten verstanden. Einzelne Unternehmensbereiche könnten 
größere Entscheidungskompetenzen erhalten und Koordinati-
onsaufgaben auf die Zentrale beschränkt werden. 140 

Der Dezentrallisierungseffekt konnte bereits von Klatzky im 
Bereich der klassischen EDV nachgewiesen werden, 141 wobei 
der folgende, als Kaskadeneffekt bezeichnete, Wirkungszu-
sammenhang beobachtet wurde: Die Obernahme von Routineent-
scheidungen der untersten Hierarchiestufen durch den Compu-
ter, erlaubt den unmittelbaren Vorgesetzten einfache Ent-

138 Vgl. ebenda, s. 260. 

139 Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, in: Bun-
desforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
(Hrsg.): Räumliche Auswirkungen der neuen Informations-
und Kommunikationstechniken, Bonn, Hannover 1985, s. 
260. 

140 Vgl. Fischer, K.: Telekommunikation, Raumordnung und 
regionale Strukturpolitik, a.a.o., s. 129; Sydow, J.: 
Organisationsspielraum und Büroautomation, Berlin/New 
York 1985, s. 107 f.; Weltz, F.: Veränderung der Lei-
tungsfunktion durch neue Technik, in: Office Manage-
ment 5/1985, s. 108. 

141 Vgl. Klatzky, s.: Automation, Betriebsgröße und die 
Verteilung von Entscheidungskompetenzen - Der Kaskaden-
effekt, in: Grochla, E. (Hrsg.): Organisationstheorie, 
2. Bd., Stuttgart 1976, s. 518 ff. 
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scheidungen nach unten zu delegieren; dieser Vorgang wie-
derholt sich bis zur Organisationsspitze. 142 

zusammenfassend läßt sich feststellen, daß momentan keine 
eindeutige, technologieinduzierte Tendenz aufgezeigt werden 
kann und somit auch in Bezug auf den Dezentralisierungsgrad 
keine eindeutige Entwicklung erkennbar ist. 

Nivellierung -- Polarisierung 
Ausgehend von der, unter status-quo-Bedingungen, erwarteten 
großräumigen Zentralisierung und Konzentration bei klein-
räumiger Dekonzentration, wird von verschieden Autoren ein 
Einfluß der Telematik auf das Verhältnis der Agglomeratio-
nen zueinander vermutet. 

Unter Polarisierung wird die Herausbildung einer Hierarchie 
der bestehenden Zentren verstanden, die momentan durch ein 
Nord-Süd-Gefälle, zwischen den ungünstiger entwickelten Ge-
bieten im Norden und den informationstechnisch orientierten 
Zentren im Süden, geprägt ist. Die Entwicklung und Anwen-
dung der Informationstechnologie setzt, aufgrund der Aus-
gangssituationen der Agglomerationen, einen sich selbst 
verstärkenden Prozeß in Gang, der die Konzentration im süd-
licheren Raum begünstigt . 143 Ein Ausgleich wird erst auf 
lange Sicht durch neue Initialregionen erwartet. 144 

Die Nivellierungsthese geht davon aus, daß mit der Telema-
tik die Disparitäten zwischen den Agglomerationen reduziert 

142 Vgl. ebendas. 523; Kieser, A. ; Kubicek, H. : Organisa-
tion, 2. Aufl., Berlin/New York 1983, s. 312 . 

143 Vgl . Türke, K.: Die Herausforderung neuer Informations-
und Kommunikationstechniken an die Raumplanung : Das 
elektronische Dorf - Die verkabelte Stadt , in: Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg . ): Arbeitsma-
terial Nr. 81, Hannover 1984, s . 5. 

144 Vgl. Gschwind, F. ; Henckel, D.: Innovationszyklen der 
Industrie - Lebenszyklen der Städte, in: Bauwelt 24, 
Stadtbauwelt 82/1984, s. 134. 
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werden könnten oder durch entsprechende Förderung eine po-
sitive Wirtschaftsentwicklung initiiert wird. Eine Nivel-
lierung wird jedoch in der Literatur, aufgrund der ungün-
stigen Ausgangssituation der altindustrialisierten Regio-
nen, eher skeptisch beurteilt. 145 

Trendsetter -- Trendverstärker 
Die Trendverstärkungsthese geht davon aus, daß die Telema-
tik keine eigene Entwicklung induziert, sondern bereits 
vorhandene Trends verstärkt. Dies wird besonders für die 
Einführungszeit der neuen Telekommunikationstechniken er-
wartet, in der primär die gegebenen Probleme mit der Tele-
matik bewältigt werden. 

Ausgebend von den innovatorischen Raumüberwindungstechnolo-
gien der Historie, zeigt sich, daß die meisten bedeutenden 
Einsatzmöglichkeiten erst mit zeitlicher Verzögerung er-
kannt und genutzt wurden. Unter dieser Perspektive, wird 
die Frage nach der Möglichkeit eines Trendsetters wahr-
scheinlich erst geraume Zeit nach der endgültigen Einfüh-
rung der Telematik geklärt werden. 146 

These der eingeschränkten Innovationswirkungen 
Nach der These der eingeschränkten Innovationswirkungen, 
werden die Effekte auf die räumliche Entwicklung wesentlich 
geringer sein als zumeist angenommen. Die sozialen Prozesse 
der Diffusion und Anwendung neuer Techniken treten mit 
erheblichen zeitlichen Verzögerungen gegenüber der rein 
technischen Innovation auf. Die These konzentriert sich 
nicht auf bestimmte Richtungen der Effekte, sondern auf 

145 Vgl. Krummacher, M.; Wienemann, M.: Neue Technologien 
und Hoffnung auf eine Renaissance für das Ruhrgebiet, 
in: Raumplanung 32/1986, s. 37 ff. 

146 Vgl. Heinze, G.; Kill, H.: Chancen und Grenzen der neu-
en Informations- und Kommunikationstechniken - zur 
Obertragung verkehrsevolutorischer Erfahrungen auf die 
Telekommunikation, in: Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telema-
tik, a.a.o., s. 21 ff. 
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deren zeitlichen Ablauf. 147 

1.3.2.3. Ambivalenz räumlicher Wirkungen 

In der Diskussion um die räumlichen Wirkungen der Telematik 
hat sich inzwischen die These einer Ambivalenz weitgehend 
durchgesetzt. 148 Sie beinhaltet das Auftreten gegenteiliger 
räumlicher Wirkungen, die weitgehend von den Handlungen der 
gesellschaftlichen Akteure determiniert sind. Die Telematik 
bietet sowohl ein beträchtliches Dezentralisierungs- und 
Dekonzentrationspotential, als auch eine Tendenz, die, un-
ter Status-quo-Bedingungen und ohne deutliche Eingriffe, 
eher zu einer Zentralisierung, Konzentration und Polarisie-
rung in der räumlichen Entwicklung führt. 149 

Die Prognos AG sieht die Entwicklung der räumlichen Wirkun-
gen im Sinne einer Zwei-Phasen-These, die davon ausgeht, 
daß die Telematik in der ersten Phase die prosperierenden 
Agglomerationen begünstigt. Die großräumige Konzentration 
in den Agglomerationsräumen wird bei gleichzeitiger klein-
räumlicher Dezentralisierung voranschreiten. Ein Abbau der 
Disparitäten zwischen den strukturstarken und struktur-
schwachen Räumen und dem Nord-Süd-Gefälle zwischen den Ag-
glomertionen wird mittelfristig nicht erwartet. In der 
zweiten Phase sollen die Vorteile einer weitergehenden De-
zentralisierung zum tragen kommen, die primär auf Klein-
und Mittelstädte im ländlichen Raum konzentriert ist, in 
denen technologisch hochwertige Produktion in einer Umwelt 

147 Vgl. Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.o., s. 261. 

148 Vgl. beispielsweise Fritsch, M.; Ewers, H.: Telematik 
und Raumentwicklung, a.a.o .. 

149 Vgl. Sandvoß, J.: Fernarbeit: Formen und Potentiale de-
zentralisierter Arbeit im Lichte qualifikations- und 
regionalpolitischer Aspekte, a.a.o., s. 238. 
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mit entsprechendem Ambiente, Freizeitgestaltungsmöglichkei-
ten und attraktiven Wohn- und Arbeitsumgebungen möglich 
ist.150 

1.3.3. Beschäftigungseffekte als Bestimmungsfaktor regio-
nalpolitiscber Wirkungen 

Die neuen telekommunikativen Techniken bewirken nicht di-
rekt die o.a. raumstrukturellen Effekte, sondern vermitteln 
diese über unterschiedliche 'Wirkungsfelder' und deren ge-
genseitige Verknüpfung. Von besonderer räumlicher Bedeutung 
sind 

- die Beschäftigungswirkungen, 
- die Standortwirkungen, 
- die Flächenwirkungen und 
- die Verkehrswirkungen. 151 

Im folgenden werden exemplarisch die raumstrukturellen Kon-
sequenzen der Beschäftigungswirkungen dargestellt, da Ab-
schätzungen für die anderen Bereiche zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt kaum möglich sind . Aufgrund der existierenden 
Analogien, zwischen der Diffusion von Industrierobotern und 
der Diffusion telekommunikativer Techniken, wird die These 
vertreten, daß die qualitative Entwicklung der Beschäfti-
gungswirkungen von Industrierobotern und telekommunikativen 
Techniken Parallelen aufweist. 

150 Vgl. Henckel, D. u.a.: Informationstechnologie und 
Stadtentwicklung, a.a.o., s. 64 ff; Bullinger, D.: 
Räumliche Auswirkungen neuer Informations- und Kommuni-
kationstechnologien, Diskussionspapier zur Herbstsit-
zung der DGS-Sektion Stadt- und Regionalsoziologie, 
17.-20.11 . 1983, Basel 1983, s. 5. 

151 Vgl. Henckel, D. u.a.: Informationstechnologie und 
Stadtentwicklung, a.a.o., s. 67. 
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1.3.3.1. Analogien zur Diffusion von Industrierobotern 

Die Informations- und Kommunikationstechniken sind neben 
ihrer Funktionsprägung als Medien der Individual- und Mas-
senkommunikation gleichermaßen als Produktions-, Organisa-
tions- und Distributionstechnologien einsetzbar. 152 Dabei 
kann die Anwendung im Bereich Produktion sehr viel stärkere 
Beschäftigungsauswirkungen haben, als die Anwendung als 
Raumüberwindungstechnologie. 153 

Neben der Interpretation der neuen Telekommunikationstech-
niken als Produktionstechnologie, ergeben sich weitere Ana-
logien des Einsatzes neuer Informations- und Kommunikati-
onstechniken im Bürobereich, wo Parallelen zur Entwicklung 
der Rationalisierung in der gewerblichen Produktion vorlie-
gen. Im Bürobereich ist eine Erhöhung der Arbeitsintensität 
festzustellen, wobei sich fließbandähnliche Strukturen 
durchsetzen und eine zentrale Kontrolle möglich ist . Die 
resultierenden, von den telekommunikativen Techniken verur-
sachten, quantitativen und qualitativen Beschäftigungsef-
fekte, die mit einer zunehmenden Tendenz zur kapitalinten-
siven Produktion einhergehen, lassen sich mit den Effekten 
im Industrieroboterbereich vergleichen. 154 

Beschäftigungswirkungen der Diffusion von Industrierobotern 
Im Rahmen der Meta-Studie 'Beschäftigungsrisiko Innovati-
on?' wurden die Arbeitsmarktwirkungen neuer Technologien 

152 Vgl. Läpple, D.: Neue Technologien in räumlicher Per-
spektive, in : Informationen zur Raumentwicklung, Heft 
4, 1989, s. 214. 

153 Vgl. ebenda. 

154 Vgl. Schütte, G.: Neue Technik, Raumordnung und Städte-
bau: Mögliche Auswirkungen von Telekommunikation und 
Mikroprozessoren auf Planung und Entwicklung von Stadt-
und Regionalstrukturen - Tagungsbericht-, in: Raumfor-
schung und Raumordnung, Heft 4, 41. Jahrgang, 1983 s. 
170 ff. 
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Hilfe der dynamischen Input-Output-
unter Berücksichtigung der gesamtwirt-

schaftlichen Lieferverflechtungen, empirisch untersucht, 
welche Beschäftigungseffekte durch den Einsatz von Indu-
strierobotern verursacht werden. 

Abbildung 1.6 stellt die ermittelten Beschäftigungswirkun-
gen dar. Die direkten und indirekten 'Herstellereffekte' 
sind positiv und die direkten und indirekten 'Anwenderef-
fekte' negativ, im Verhältnis von ca. eins zu sieben. "Bei 
Berücksichtigung der durch die Preissenkung verursachten 
Nachfrageerhöhung wird jedoch ein großer Teil der beschäf-
tigungsmindernden Wirkungen wieder kompensiert. 11157 Die 
Nachfragesteigerungen können den Beschäftigungsrückgang je-
doch nicht voll kompensieren, so daß insgesamt eine Abnahme 
der Beschäftigten zu konstatieren ist. 

Eine zusätzliche Kompensation der Rationalisierungseffekte 
durch Verschiebung der Nachfrage zu Sektoren mit niedriger 
Produktivitätssteigerung, wie beispielsweise Teile der 
Dienstleistungen, hat in den letzten Jahrzehnten nicht in 
beschäftigungssicherndem Ausmaß stattgefunden und auch für 
die Zukunft wird eine Reduzierung des insgesamten Arbeits-
volumens erwartet. 158 

155 Vgl. Matzner, E. u.a.: Beschäftigungsrisiko Innovation? 
- Arbeitsmarktwirkungen moderner Technologien; Befunde 
aus der Meta-Studie, a.a.o., s. 88. 

156 Vgl. Leontief, w.; Duchin, F.: The Future of Automation 
on Workers, Cambridge 1986. 

157 Vgl. Matzner, E. u.a.: Beschäftigungsrisiko Innovation? 
- Arbeitsmarktwirkungen moderner Technologien; Befunde 
aus der Meta-Studie, a . a.o., s. 90. 

158 Vgl. ebendas. 92. 
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Abbildung 1.6: Beschäftigungswirkungen der Diffusion von 
Industrierobotern159 
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1.3.3.2. Regionalpolitische Konsequenzen der Telematikdif-
fusion 

Ausgehend von der These, daß die o.a. Beschäftigungseffekte 
in ähnlicher Form im Bereich der Telekommunikation auftre-
ten, kommt es, durch die unterschiedliche räumliche Zuord-
nung der Betroffenen, zu regionalen Disparitäten. 

159 In Anlehnung an Matzner, E. u.a.: Beschäftigungsrisiko 
Innovation? - Arbeitsmarktwirkungen moderner Technolo-
gien; Befunde aus der Meta-Studie, a.a.o., s. 90. 
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Die räumliche Verteilung von Unternehmen der Informations-
technologie läßt, trotz ihrer Heterogenität, einige gene-
relle Schlußfolgerungen zu: 160 

- Die Hersteller und Dienstleistungsunternehmen im Bereich 
Informationstechnik sind sehr stark auf die günstig 
strukturierten161 Verdichtungsräume konzentriert. 

- Die süddeutschen Verdichtungsräume - insbesondere Frank-
furt, Stuttgart und München - sind am stärksten vertre-
ten. 

- "Neben Bundesländern mit relativ gleichmäßiger 'Technolo-
giedichte', wie Nordrhein-Westfalen oder Baden-Württem-
berg, gibt es extreme Konzentrationen in Bayern, Hessen 
und Niedersachsen, wo die Schwerpunkte nur auf einen oder 
wenige Verdichtungsräume in einer technologischen 'Wüste' 
beschränkt bleiben. 11162 

- Die vorhandenen Informationen deuten auf eine Verstärkung 
der gegenwärtigen Verteilungsmuster zugunsten der süd-
deutschen Räume hin. 

Die direkten und indirekten, positiven Herstellereffekte, 
die sich auf die Telematik-Industrie, die Telematik-Dienst-

160 Vgl. Grabow, B.; Henckel, D.: Räumliche Verteilung von 
Unternehmen der Informationstechnologie, in: Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Räumliche 
Wirkungen der Telematik, Hannover 1987, s. 270. 

161 Nach der Einteilung der Regionstypen durch die Bundes-
forschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung in: 
- hochverdichtete Regionen mit günstiger Arbeitsmarkt-

struktur, 
- altindustrialisierte Regionen mit ungünstiger Ar-

beitsmarkt-Struktur, 
- Berlin, 
- Regionen mit Verdichtungskern und mittlerer Sied-

lungsdichte, 
- ländliche Regionen mit ungünstiger Arbeitsmarkt-

Struktur und 
- ländliche Regionen mit günstiger Arbeitsmarkt-Struk-

tur (Alpenvorland). 

162 Grabow, B.; Henckel, D.: Räumliche Verteilung von Un-
ternehmen der Informationstechnologie, a.a.o., s. 270. 
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leistungsunternehmen, die Deutsche Bundespost und deren Zu-
lieferer konzentrieren, verbleiben hauptsächlich in den 
klassischen Ballungsgebieten. 

Die Analyse der räumlichen Verteilungsmuster von Anwendern 
der Informationstechnologie läßt sich anhand von vier, zu-
nächst raumunabhängigen, Diffusionstypen darstellen: 

- der unternehmenseigenen Adoption, 
- der Adoption durch mit 'Schlüsselunternehmen• verbundene, 

selbständige Unternehmen, 
- den Hauptverwaltungsentscheidungen als Vorgabe für Zweig-

stellen sowie 
- der Adoption durch öffentliche Träger. 163 

In der Anfangsphase der Telekommunikationsdiffusion haben 
die Schlüsselunternehmen und Hauptverwaltungsentscheidungen 
für die räumlichen Adoptionsmuster eine prägende Rolle ein-
genommen. Aufgrund dessen, daß die Standorte dieser Innova-
toren, einschließlich der öffentlichen Träger, bevorzugt in 
den Verdichtungsräumen angesiedelt sind, kann daraus die 
Konzentration der Entwicklung in den Verdichtungsräumen, 
bzw . auf die bereits existierenden Verf lechtungsräume der 
Innovatoren, abgeleitet werden. 164 
Eine Untersuchung im Rahmen des Projekts Media Park Köln 
für die Besatzzahlen der Bereiche "Medien" und "Telematik" 
unterstützt diese Einschätzung. Der Anteil der sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigten in beiden Branchen stieg 
insgesamt an; "dies trifft jedoch nur flir die quali-
fizierten Tätigkeitsfelder zu: z.B. Tongerätemechaniker 
+11%, Elektrogerätebauer +14%, Datenverarbeiter +12%, 
gleichzeitig starke Abnahme bei Telefonisten -11% und Da-

163 Vgl. Gräf, P.: Analyse räumlicher Verteilungsmuster von 
Anwendern in der Bundesrepublik Deutschland, in: Akade-
mie flir Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.): Räum-
liche Wirkungen der Telematik, Hannover 1987, s . 363 . 

164 Vgl. ebenda. 
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tentypisten -9%; d. h. einfache Berufe - insbesondere von 
Frauen besetzt - verschwinden zugunsten von qualifizierten 
Tätigkeiten.« 165 

weiterhin gibt es Hinweise, wonach künftig den Anwender-
standorten ein stärkerer Bedeutungszuwachs als den Produk-
tionsstandorten zukommt. Hinweise in diese Richtung sind: 

- der steigende Bedarf und das starke Wachstum von Softwa-
re-, System-, Beratungs- und Schulungsleistungen, 

- der steigende Bedarf an integrierten Anwendungslösungen 
und Mehrwertdiensten sowie 

- die Informatisierung der produzierenden Bereiche. 166 

Wahrscheinlich werden sich die Telematik-Dienstleistungsun-
ternehmen bei ihrer Standortwahl nach den Anwendern orien-
tieren, was zu einer weiteren Konzentration in den Agglome-
rationen bzw. Agglomerationsrändern führen wird. 

Eine definitive räumliche Zuordnung der erwarteten Beschäf-
tigungseffekte auf die Verdichtungsräume, deren Randzonen 
und auf die peripheren Regionen ist zum gegenwärtigen In-
formationsstand nicht möglich. Unter dem Aspekt des momen-
tanen Diffusionsstandes, erscheint eine Konzentration der 
direkten und indirekten Beschäftigungswirkungen auf die 
günstig strukturierten Verdichtungsräume als möglich, was 
langfristig eine negative Beschäftigungsentwicklung für die 
peripheren Regionen zur Folge hätte. 167 

Da über die Beschäftigungswirkungen der Diffusion von neuen 

165 Küpper, u.: Aktive lokale Standortentwicklung im Struk-
turwandel, Initiativen in Köln 1983-1988, in: Informa-
tionen zur Raumentwicklung, Heft 4, 1989, s. 270. 

166 Vgl. ebendas. 271. 

167 Vgl. Matzner, E. u.a.: Beschäftigungsrisiko Innovation? 
- Arbeitsmarktwirkungen moderner Technologien; Befunde 
aus der Meta-Studie, a.a.o., s. 121. 
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Telekommunikationstechniken keine empirischen Erhebungen 
bezüglich Hessens vorliegen, soll mit der Untersuchung des 
Verfassers, in Form einer primärempirischen Erhebung, ana-
lysiert werden, inwieweit Telekommunikation als Standort-
faktor raumstrukturelle Effekte motiviert, inwieweit ein 
'Agglomerations<-> strukturschwache Regionen' Gefälle bei 
der Diffusion telekommunikativer Techniken existiert und 
inwieweit die Charakteristika der Standorte einen substan-
tiellen Einfluß auf das Verhalten der potentiellen Anwender 
haben. 

Nachdem in den bisherigen Ausführungen die Grundlagen, Ent-
wicklungsstrukturen und erwarteten Effekte der Telematik 
erläutert wurden, wird im folgenden Kapitel die Telekommu-
nikationsförderung aus der Perspektive einer regionalen 
Wirtschaftspolitik dargestellt. 
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2. Telekommunikationsförderung aus der Perspektive der re-
gionalen Wirtschaftspolitik 

2.1. Aspekte der regionalen Wirtschaftspolitik 

2.1.1. Grundsätze und Koordinationsproblematik 

2.1.1.1. Zum Begriff 

Die Begriffe Regionalpolitik, regionale Wirtschaftspolitik, 
regionale Wirtschaftsförderung1 und regionale Strukturpoli-
tik werden in der Literatur vielfach synonym verwendet. Da 
Regionalpolitik vorwiegend unter einem ökonomischen Aspekt 
betrachtet wird2 , was der Betrachtungsweise in dieser Ar-
beit entspricht, wird im folgenden Regionalpolitik im Sinne 
einer regionalen Wirtschaftspolitik definiert. Was jedoch 
nicht bedeuten soll, das regionale Wirtschaftspolitik al-
lein der Wirtschaftspolitik zuzurechnen ist . 

Die regionale Wirtschaftspolitik wird heute definiert als 
"der Versuch, über einen räumlich differenzierten Mittel-
einsatz eine effizientere Durchsetzung gesamtwirtschaftli-
cher Zielsetzungen zu erreichen113 • "Regionale Wirtschafts-
politik wird demnach nicht verstanden als isolierte Gestal-
tung und/oder Beeinflussung eines Teilraumes der Volkswirt-

1 Vgl. Ewringmann, D. u.a.: Die Gemeinschaftsaufgabe 'Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur' unter ver-
änderten Rahmenbedingungen, Berlin 1986, s. 1. 

2 Vgl. Brösse, U.: Ziele in der Regionalpolitik und in der 
Raumordnungspolitik, Berlin, New York 1972, s. 26. 

3 Klemmer, P .: Zur Begründung einer regionalen Wirt-
schaftspolitik im Rahmen der Marktwirtschaft, in: das 
wirtschaftsstudium (wisu), 6. Jahrgang, 1977, s. 120. 
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schaft, sondern sie stellt die teilräumliche Ausprägung der 
nationalen Wirtschaftspolitik dar." 4 

Spezifisch definierte Regionseinheiten bilden für die re-
gionale Wirtschaftspolitik den räumlichen Bezugsrahmen. 
Ausgehend von den sozioökonomischen Besonderheiten der ein-
zelnen Regionen, soll mit regionsspezifischen wirtschafts-
politischen Maßnahmen die Entwicklung in den einzelnen Re-
gionen so gestaltet werden, daß ein effizienter, räumlich 
differenzierter Wirtschaftsprozeß initiiert wird, der dem 
Leitbild der nationalen Wirtschaftspolitik entspricht. 5 

2.1.1.2. Strategien und Ziele 

Die durch wirtschaftspolitische Argumente begründete Not-
wendigkeit staatlicher Eingriffe in das raumwirtschaftliche 
Gefüge der Bundesrepublik, richtet sich in erster Linie auf 
die Aufhebung regionaler Disparitäten. 6 Die zur Verfügung 
stehenden Instrumente beschränken sich auf systemkonforme 
Mittel, die sich vor allem aus indirekten Steuererungsin-
strumenten zusammensetzen, da gegenüber dem privaten Sektor 
aufgrund der Verfassungsordnung, eine direkte Steuerung nur 
in begrenztem Maße möglich ist. 7 

4 Tennagels, P.: Instrumentarium der regionalen Wirt-
schaftspolitik, Bochum 1980, s. 10. 

5 Vgl. d'Orville, H.: Probleme einer Erfolgskontrolle re-
gionalpolitischer Maßnahmen, Frankfurt, Bern, Las Vegas 
1979, s. 25. 

6 Vgl. Hopfinger, H. : Erfolgskontrolle regionaler Wirt-
schaftsförderung, Erlangen 1982, s. 157. 

7 Vgl. Scharpf, F . ; Schnabel, F.: Steuerungsprobleme der 
Raumplanung, Beiträge der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung Band 27, Hannover 1979, 5.9. 
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Ehe die Ziele der regionalen Wirtschaftspolitik im einzel-
nen dargestellt werden, soll analysiert werden, welche al-
ternativen Strategien der regionalen Wirtschaftspolitik zur 
Verfügung stehen, da die Strategien per se die Auswahl der 
Mittel bestimmen, die für die Verwirklichung der festgeleg-
ten Ziele zum Einsatz kommen. 

Strategien 
Zur Diskussion stehen drei Strategiekonzepte : 

die passive Sanierung, 
- die aktive Sanierung und 
- die Politik der dezentralen Konzentration. 8 

Ziel aller drei Strategien ist die Beseitigung einer subop-
timalen räumlichen Verteilung der Produktionsfaktoren, je-
doch mit unterschiedlichen Instrumenten . 

Bei der passiven Sanierung wird auf bewußte raumstruk-
turerhaltende Eingriffe verzichtet. Besteht in einer Region 
ein Überangebot an Produktionsfaktoren, so wird ausgehend 
von den Selbstheilungskräften des Marktes mit einer Abwan-
derung von Produktionsfaktoren (z . B. Arbeitskräften) in Re-
gionen mit relativer Produktionsfaktorenknappheit gerech-
net. Eine regionale Wirtschaftspolitik , die diesem Konzept 
entspricht, duldet passiv, fördert oder steuert eine Ent-
wicklung des sogenannten 'moving people to the job•. 9 

Die aktive Sanierung soll die Wirtschaftskraft der entspre-
chenden Problemregion steigern, eine Abwanderung verhindern 
und das Wirtschaftswachstum stabilisieren . Dazu muß ein Ka-
pitalfluß in die Problemregionen gelenkt werden, wobei, ne-
ben den indirekten ' Incentives', die Förderung von Investi-

8 Vgl . d'Orville: Probleme einer Erfolgskontrolle re-
gionalpolitischer Maßnahmen, a.a . o . , s. 113. 

9 Vgl. Hopfinger, H.: Erfolgksontrolle regionaler Wirt-
schaftsförder ung, a.a.O . , s. 158 . 
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tionskapitalverlagerungen in bestimmte Regionen, mit Hilfe 
direkter Finanzhilfen, empfohlen wird. Zusätzlich können 
diese Maßnahmen durch eine Verbesserung der Infrastruktur 
der betroffenen Region flankiert werden. Diese Strategie 
des sogenannten 'moving jobs to the people' ist mit einem 
erheblichen Einsatz öffentlicher Mittel verbunden. 10 

Aufgrund der jeweiligen extremen Einstellung der beiden 
Strategien, ergeben sich unter gesellschaftspolitischer und 
volkswirtschaftlicher Betrachtung erhebliche negative Kon-
sequenzen. Die passive Sanierung birgt die Gefahr einer so-
zialen Erosion der Problemregionen durch die Abwanderung 
jüngerer und qualifizierter Arbeitskräfte, verbunden mit 
überproportionalen Versorgungskostensteigerungen in den Ag-
glomerationen . Dagegen verursacht die aktive Sanierung 
kurzfristig erhebliche gesamtwirtschaftliche Wachstumsbe-
hinderungen, da die optimale Faktorkombination (=größtmög-
liche Wachstumssteigerung) zu Gunsten der Problemregionen 
nicht angestrebt werden kann . 

Da beide Strategien in ihrer Urform zu einem volkswirt-
schaftlichen Verlust führen, soll das Konzept der dezen-
tralen Konzentration die Vorteile beider Strategien ver-
binden und deren Nachteile weitgehend vermeiden. 11 

Bei der Strategie der dezentralen Konzentration werden 
öffentliche Finanzmittel auf Entwicklungsschwerpunkte, so-
genannte 'growth pol es' konzentriert, die Ausstrahlungs-
ef fekte auf das regionale Entwicklungspotential ausüben. 
Die Schwerpunktorte sollen zu einem Katalysator werden und 
somit einen sich selbst tragenden Wirtschaftsaufschwung 
auslösen. "Eine Strategie der dezentralen Konzentration 

10 Vgl. d'Orville: Probleme einer Erfolgskontrolle regio-
nalpolitischer Maßnahmen, a . a . o . s . 115. 

11 Vgl. Lauschmann, E.: Grundlagen einer Theorie der Regio-
nalpolitik, Hannover 1976, s. 239ff . 
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zielt auf eine aktive Sanierung im großen, bei passiver 
Sanierung im kleinen 11 • 12 

Ziele 
Nachdem, wie o.a., die Regionalpolitik als übergeordnetes 
Leitziel die Schaffung einer optimalen regionalen Wirt-
schaftsstruktur hat, werden im folgenden tiefere Ebenen der 
Zielhierarchie dargestellt. 

Die 'Grundsätze der regionalen Wirtschaftspolitik 113 defi-
nieren die Zielsetzung der regionalen Wirtschaftspolitik 
explizit. 

Zielsetzung 
"Allgemeines Ziel der regionalen Wirtschaftspolitik ist es, 
eine optimale regionale Wirtschaftsstruktur zu schaffen und 
in allen Gebieten dafür zu sorgen, daß ungenutzte bzw. 
schlecht genutzte Produktionsfaktoren für das allgemeine 
Wirtschaftswachstum mobilisiert werden. Durch die regionale 
Wirtschaftspolitik, die sich in die Zielsetzungen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik einfügt, wird die Wirt-
schaftskraft in den zu begünstigenden Räumen gesteigert. Es 
werden bessere Arbeits- und Einkommensmöglichkeiten ge-
schaffen und dadurch auch soziale Härten dauerhaft besei-
tigt, die nicht nur in den wirtschaftsschwachen Räumen, 
sondern auch in Verdichtungsgebieten auftreten können. 1114 

Obwohl diese Zielsetzungen in ihrer Aussage bereits exakter 
sind, lassen sie sich Aufgrund ihrer Komplexität und ihres 

12 D'Orville: Probleme einer Erfolgskontrolle regionalpoli-
tischer Maßnahmen, a.a.o. s. 117. 

13 Vgl. Deutscher Bundestag: Grundsätze der regionalen 
Wirtschaftspolitik, Bundestagsdrucksache V/2469, Bonn 
1968, s. 5. 

14 Ebenda. 
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leerformelhaften Charakters15 nicht operationalisieren16 . 
Diesbezügliche Diskussionen in Wissenschaft und Praxis re-
sümieren drei wesentliche Teilbereiche, Wachstum, Stabili-
tät und Gerechtigkeit als allgemeine wirtschaftspolitische 
Zielsetzungen, 17 die zwar komplex, jedoch auf einem niedri-
geren Abstraktionsniveau angesiedelt sind. 

An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß die 
fehlende Zielkonkretisierung im politischen Prozeß eine 
wichtige Funktion erfüllt., Neben der Unsicherheit über 
zukünftige Entwicklungen und daraus resultierenden Einfluß-
nahmen, besteht ein Interpretationsspielraum in bezug auf 
angestrebte Ziele, der die Involvierung der mitsprachebe-
rechtigten Gebietskörperschaften zu Zielformulierungen er-
leichtert.18 Zusätzlich wird die Konzipierung kurzfristiger 
und pragmatischer Handlungsprogamme gegenüber langfristigen 
Zielformulierungen begünstigt. 

Die o . a. Leitziele Wachstum, Stabilität und Gerechtigkeit 
stellen Grundkonzepte einer Regionalpolitik dar, die, je 
nach den konkreten Gegebenheiten, beziehungsweise dem wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand und den räumlichen Dispari-
täten, favorisiert werden. Grundsätzlich kann somit zwi-
schen wachstumsorientierter, stabilitätsorientierter und 
versorgungsorientierter Regionalpolitik unterschieden wer-
den.19 

15 Vgl. Brösse, u.: Ziele in der Regionalpolitik und in 
der Raumordnungspolitik, a.a.o, s . 26. 

16 Vgl. Bölting, H. : Wirkungsanalyse der Instrumente der 
regionalen Wirtschaftspolitik, Münster 1976, s. 13. 

17 Vgl. Tennagels, P.: Instrumentarium der regionalen 
Wirtschaftspolitik, a.a.o, s . 10 . 

18 Vgl. Spehl, H. u.a.: Regionale Wirtschaftspolitik und 
regionale Entwicklungsplanung, Bonn 1981, s. 30. 

19 Vgl. Lauschmann, E.: Grundlagen einer Theorie der Regio-
nalpolitik, a.a.o., s . 238. 
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WacbstWDsziel 
Die wachstumspolitische Zielsetzung besteht in der Mobili-
sierung von Wachstumsreserven in den Problemgebieten, um 
ein möglichst starkes Wachstum des Sozialproduktes der Ge-
samtwirtschaft zu erreichen. 20 Der Produktionsfaktor Ar-
beitskraft soll in den einzelnen Teilräumen möglichst op-
timal ausgenutzt werden. Bei öffentlichen Kapitalinvesti-
tionen ist auf eine zieladäquate Durchführung in den Pro-
blemgebieten zu achten. Private Investitionen unterliegen 
lediglich einer indirekten Steuerung durch entspechende 
Anreizpolitiken. Eine wachstumsorientierte Regionalpolitik 
impliziert somit, daß der "gesamtwirtschaftliche Wachstums-
prozeß eine Resultante regionaler Wachstumsprozesse ist und 
umgekehrt wirtschaftliche Wachstumsprozesse eine räumliche 
Dimension haben1121 • 

stabilitätsziel 
Die regionalpolitischen Implikationen des Stabilitätszieles 
liegen vor allem in einer Reduzierung der konjunkturellen 
und strukturellen Anfälligkeit von Regionen. 22 Durch ent-
sprechende Koordinierung der Regional- und Sektoralpolitik 
sollen 'ausgewogene Wirtschaftsstrukturen' entwickelt und 
somit 'Monostrukturen' vermieden werden. 2 3 Voraussetzung 
hierfür ist eine möglichst stabile Beschäftigungs- und 
Einkommensentwicklung im Gesamtraum, die mittelfristig zu 
einer Verstetigung des gesamtwirtschaftlichen Wachstumspro-
zesses führt. 

20 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur', Bundestagsdrucksache 11/2362, Bonn 
1988,S. 7. 

21 Storbeck, D.; Lücke, M.: Die gesellschaftspolitische 
Relevanz regionalpolitischer Ziele, in: Ausgeglichene 
Funktionsräume, Hannover 1975, s. 23. 

22 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe, a.a.o., s. 7. 

23 Vgl. d'Orville: Probleme einer Erfolgskontrolle regio-
nalpolitischer Maßnahmen, a.a.O. s. 96. 
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Gerechtigkeitsziel 
Die Verminderung extremer räumlicher Disparitäten hinsicht-
lich der Möglichkeit der Einkommenserzielung und der Ver-
sorgung mit öffentlichen und privaten Dienstleistungen, in 
Anlehnung an das im Grundgesetz niedergelegte Postulat der 
Wahrung einheitlicher Lebensverhältnisse24 , ist das aus-
gleichspolitische Ziel der regionalen Strukturpolitik. 25 

Da die regionale Wirtschaftspolitik nicht alle drei Ziele 
gleichzeitig realisieren kann, muß darüber entschieden wer-
den, welchem der Ziele Priorität gegenüber den anderen ein-
geräumt werden soll. Die Entscheidung ist aufgrund der feh-
lenden Zielhierarchie nicht eindeutig und in der Literatur 
umstritten. 26 Spehl z.B . sieht die Priorität beim Wachs-
tumszie127, wogegen Eberstein28 die regionalpolitischen 
Maßnahmen primär als Ausgleichsmaßnahmen ansieht. Letztend-
lich ausschlaggebend sind, neben der Gesamtkonzeption der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, die aktuellen Gege-
benheiten bezüglich des wirtschaftlichen Entwicklungs-
standes und der räumlichen Disparitäten. 

Abbildung 2.1 stellt "eine Zielsystematik der heute im po-
litischen und wissenschaftlichen Bereich intendierten re-

24 Vgl . : Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz und Artikel 106 
Absatz 3 Grundgesetz . 

25 Vgl. Böventer von, E.: Die räumlichen Wirkungen von 
öffentlichen und privaten Investitionen, in: Arndt/Swa-
tek (Hrsg . ): Grundfragen der Infrastrukturplanung, 
Berlin 1971, s. 167 ff. 

26 Vgl . d'Orville: Probleme einer Erfolgskontrolle regio-
nalpolitischer Maßnahmen, a.a . o. s . 99 . 

27 Vgl . Spehl, H.: Thesenpapier, in: Regionalpolitik 2000 
- Probleme, Ziele, Instrumente, Schriftenreihe der Wirt-
schafts- und Gesellschaftswissenschaftlichen Gesell-
schaft Trier e.v . , Trier 1984, s. 16 . 

28 Vgl . Eberstein, H. : Grundlagen der Regionalpolitik und 
ihre wesentlichen Grundsätze, in: Handbuch der regiona-
len Wirtschaftsförderung, Köln ab 1971, Abschnitt A III, 
s. 15. 
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gionalen Wirtschaftspolitik"29 dar. Basis hierfür waren die 
regionalen Raumordnungspläne, das Landesentwicklungspro-
gramm und das Bundesraumordnungsprogramm sowie die entspre-
chenden Fachpolitiken. Ausgehend vom Oberziel 'Schaffung 
einer optimalen regionalen Wirtschaftsstruktur•, wird über 
die drei Hauptziele hin ein Indikatorensystem vorgeschla-
gen. Relevant werden einige dieser Indikatoren bei der De-
finition der Fördergebiete, für die sich als Schwellenwerte 
die Bundes- und Landesdurchschnitte, die Abweichungen vom 
Durchschnitt der Fördergebiete/Nichtfördergebiete und die 
Vorschläge des Beirates für Raumordnung anbieten. 

29 Spehl, H. u . a.: Regionale Wirtschaftspolitik und 
regionale Entwicklungsplanung, a.a.o., s. 38. 
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Abbildung 2.1: Intendiertes Zielsystem der praktizierten 
regionalen Wirtschaftspolitik30 

Schaffung einer optimalen 
regionalen Wirtschafsstruktur 

1 
1 1 1 
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effizient stark re- BIP/Wirtschaftsbe-
zessiver Industrie- völkerung 
zweige Anteil der Ange-

stellten bzw. Fach-
arbeit an den Be- Lohn- und Gehalts-
schäftigten summe/Beschäftigte 

30 In Anlehnung an: Spehl, H. u.a.: Regionale Wirtschafts-
politik und regionale Entwicklungsplanung, a.a.o., s. 
40. 
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2.1.1.3. Rechtliche Grundlagen 

Die regionale Wirtschaftspolitik, als räumlich differen-
zierter Teilbereich der Wirtschaftsstrukturpolitik, ist in 
ein übergreifendes Raumordnungskonzept und die globale 
Wirtschaftspolitik des Bundes und der Länder eingebunden. 31 
Gemäß Artikel 30 bzw. Artikel 28 des Grundgesetzes liegt 
die Regionalpolitik grundsätzlich in der Zuständigkeit der 
Länder bzw. der Gemeinden, die diese u.a. in Form von lan-
deseigenen regionalen Wirtschaftsförderungen wahrnehmen. 

Gemäß Artikel 91 a des Grundgesetzes, der im Jahre 1969 in 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland eingefügt 
und 1970 bezüglich der regionalen Wirtschaftspolitik kon-
kretisiert wurde, verpflichtet sich der Bund, im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur', an der regionalen Wirtschaftsförderung 
der Länder mitzuwirken . Die Durchführung der Gemeinschafts-
aufgabe obliegt ausschließlich den Ländern . 

Die konkreten Fördermaßnahmen einer regionalen Wirtschafts-
politik werden durch folgende Bezugspunkte determiniert: 

- das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe32 
'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur', 

- das Investitionszulagengesetz33 , 
- das Zonenrandförderungsgesetz 34 , 
- das European Recovery Program (ERP) 35 , 

31 Vgl. Ewringmann, D. u.a. : Die Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung ... , a . a . o., S . 1. 

32 Abgedruckt im Anhang F des 17 . Rahmenplanes der Gemein-
schaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur', Bundestagsdrucksache 11/2362, Bonn 1988. 

33 Abgedruckt ebenda im Anhang J. 

34 Abgedruckt ebenda im Anhang G. 

35 Abgedruckt ebenda im Anhang Kund L. 
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- die Förderprogramme der Länder und sonstige Förderungen 
sowie 

- den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE). 36 

Gemeinschaftsaufgabe 
Nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe werden För-
dermaßnahmen durchgeführt: 

- im gesamten Zonenrandgebiet, 
- in Regionen, deren Wirtschaftskraft erheblich unter 

dem allgemeinen Durchschnitt liegt bzw. zukünftig ab-
sinken könnte und 

- in Regionen, in denen Wirschaftszweige dominieren, die 
vom Strukturwandel so stark betroffen sind, daß davon 
negative Rückwirkungen auf das Wirtschaftsleben der 
gesamten Region zu erwarten sind. 37 

Die Fördermaßnahmen in den o.a. Problemregionen sollen an-
hand von finanziellen Anreizen, in Form von Investitionszu-
schüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und Bürgschaften, durch-
geführt werden. Die finanziellen Anreize können für folgen-
de Maßnahmen gewährt werden: 

- die Errichtung, Erweiterung, Umstellung oder grundle-
gende Rationalisierung von gewerblichen Betrieben, 

- den Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur, ein-
schließlich der Industriegeländeerschließung und 

- die Förderung wirtschaftsnaher Bildungssektoren und 
des Fremdenverkehrs. 38 

36 Abgedruckt ebenda im Anhang M. 

37 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft (Hrsg.): Regiona-
le Wirtschaftsförderung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bonn, Duisdorf 1989, s. 5. 

38 Vgl . Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe, a.a.o., s. 28ff. 



98 

Zusätzlich werden die Fördermaßnahmen auf räumliche und 
sachliche Schwerpunkte konzentriert, die sich aus dem jähr-
lich fortzuschreibenden Rahmenplan ergeben. Die von Bund 
und Ländern beschlossene kurz- und mittelfristige Finanz-
planung ist in diesen Rahmenplan zu involvieren, was der 
Gemeinschaftsaufgabe eine zentrale regionalpolitische Be-
deutung zukommen läßt. 39 

Investitionszulagengesetz 
Die aus der Gemeinschaftsaufgabe vergebenen Mittel stehen 
in Zusammenhang mit anderen regionalpolitischen Fördermaß-
nahmen, im besonderen mit dem 1969 eingeführten Investi-
tionszulagengesetz. Obwohl das Investitionszulagengesetz 
eine eigenständige Rechtsgrundlage bildet, ist es in seinem 
Regionalteil bezüglich der Auswahl der Fördergebiete und 
wichtiger Grundsätze an die Gemeinschaftsaufgabe ange-
paßt. 40 Die regionale Investitionszulage, die nach §§ 1-3 
Investitionszulagengesetz für gewerbliche Investition~n ge-
währt wird, stellt die Basisförderung der Gemeinschaftsauf-
gabe dar. Die Zuschüsse aus der Gemeinschaftsaufgabe ergän-
zen die Förderung lediglich bis zur regionalpolitisch fix-
ierten Obergrenze. 

Unterschiede zur Gemeinschaftsaufgabe basieren auf der 
Rechtsnatur des Investitionszulagengesetzes und auf den un-
terschiedlichen Förderobjekten bzw. der Förderungsfähig-
keit. Die Zulagengewährung erfolgt nicht als öffentlicher 
Zuschuß, sondern unmittelbar durch das Einkommen- und Kör-
perschaftsteueraufkommen des zuständigen Finanzamtes. Bei 
Nachweis der Förderungswürdigkeit besteht ein Rechtsan-
spruch auf die Gewährung der Zulage, die steuerfrei von den 
Finanzbehörden ausgezahlt, bzw. mit der Steuerschuld ver-
rechnet wird. Der Zuschuß beträgt im Zonenrandgebiet 10% 

39 Vgl. Hopfinger, H.: Erfolgksontrolle regionaler Wirt-
schaftsförderung, a.a.o., s. 163. 

40 Vgl. Ewringmann, D. u.a.: Die Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung •.• , a.a.o., s. 11. 
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und im übrigen Fördergebiet 8, 75% der förderfähigen Inve-
stitionskosten. Grundstückskosten bei Investitionsvorhaben 
und Ersatzbeschaffungen sind nicht förderfähig. weitere 
Einschränkungen ergeben sich durch eine restriktive räum-
liche Abgrenzung der Förderstandorte. 

zonenrandförderungsgesetz 
Das Gesetz zur Förderung des Zonenrandgebietes vom 5. 
August 1971 enthält Sonderregelungen mit einem breiteren 
instrumentellen Ansatz, die zusätzlich zu den Maßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe gewährt werden . Es umfaßt vor allem 
steuerliche Vergünstigungen und spezielle Förderungsrege-
lungen zugunsten des Wohnungswesens, sozialer Einrichtungen 
sowie von Verkehrsmaßnahmen und Kultur- und Bildungsein-
richtungen. Durch die Vorverlegung steuerlicher Abschrei-
bungen, durch Bildung von Rücklagen oder durch Sonderab-
schreibungen, wird die Herstellung oder Anschaffung abnutz-
barer Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens gefördert. Zu-
sätzlich werden Beihilfen zum Ausgleich von Frachtmehr-
kosten gewährt. Desweiteren sollen die Unternehmen des Zo-
nenrandes bei der öffentlichen Vergabe von Aufträgen beson-
ders berücksichtigt werden. 

European Recovery Program 
Die Förderungen im Rahmen des ERP-Regionalprogramms stellen 
eine Ergänzung der Gemeinschaftsaufgabe dar . Aus dem ERP-
Sondervermögen können Darlehen an kleine und mittlere Un-
ternehmen im Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe vergeben 
werden, die nicht die Fördervoraussetzungen für die regio-
nale Investitionszulage oder den Investitionszuschuß nach 
dem Rahmenplan erfüllen. Die Förderung wird in Form von 
Darlehen zu vergleichsweise günstigen Konditionen gewährt 
und soll für Investitionen im Bereich der Errichtung, Er-
weiterung, grundlegenden Rationalisierung und Umstellung 
von Betriebsstätten gewährt werden. Bei Betriebserweiterun-
gen soll eine angemessene Zahl neuer Arbeitsplätze geschaf-
fen werden . 
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Das ERP-Gemeindeprogramm gewährt Gemeinden in Schwerpunkt-
orten der Gemeinschaftsaufgabe zinsbegünstigte Darlehen für 
wirtschaftsnahe Infrastrukturinvestitionen. Die Investi-
tionen sollen der Steigerung des Wohn- und Freizeitwertes 
in den Gemeinden dienen. Die mit der Förderung verbundene 
Aufwertung der Standortqualität soll Ansiedlungen gewerb-
licher Unternehmen in den Schwerpunktorten erleichtern. 

Pörderprogramme der Länder und sonstige Förderungen 
Nach Aritkel 91a Grundgesetz, ist die Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur als Länderaufgabe fixiert und 
die Mitwirkung des Bundes an bestimmte Voraussetzungen ge-
bunden. Aus Artikel 91a läßt sich somit direkt das Recht 
der Länder ableiten, mit eigenständigen Förderprogrammen 
die Förderungen der Gemeinschaftsaufgabe zu ergänzen. 41 Ein 
Beispiel hierfür ist Bayern mit dem 'Regionalen Förderpro-
gramm für die gewerbliche Wirtschaft', das Investitionen, 
die der Errichtung, Erweiterung, Rationalisierung oder 
Modernisierung von Betrieben der gewerblichen Wirtschaft 
dienen, unterstützt. Die Förderung selbst ist auch in 
Nicht-Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe möglich, was 
eine Ausweitung der Fördergebiete auf fast das gesamte 
Bundesland erlaubt. 42 Zusätzlich können die Förderungstat-
bestände erweitert und der tertiäre Bereich stärker einbe-
zogen werden. Aus der Sicht der Gemeinschaftsaufgabe führt 
dies zu einer Verminderung der Präferenzen der eigenen För-
dergebiete, was den räumlichen Konzentrationsprozess, der 
durch die Schwerpunktförderung eingeleitet werden sollte, 
abschwächt. 

Neben den regionalen Programmen zur Wirtschaftsförderung, 
gibt es weitere Fördermöglichkeiten, die nicht primär auf 

41 Vgl. Wild, K.-P.: Stellung und Aufgaben der Länder, 
in: Handbuch der regionalen Wirtschaftsförderung, 
a.a.o., Abschnitt A VI. 1, s. 2 . 

42 Vgl. Hopfinger, H.: Erfolgksontrolle regionaler Wirt-
schaftsförderung, a.a.o., s . 165. 



101 

eine Region bezogen sind, zum Beispiel das Mittelstandsför-
derungsprogramm. 

Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
Die nationale Regionalpoltik wird durch die EG-Regionalpo-
litik unterstützt und auch reglementiert. Das zentrale Fi-
nanzierungs- und Förderungsinstrument der EG-Regionalpoli-
tik stellt der Europäische Fonds für regionale Entwicklung 
dar, dessen Fördermittel weitestgehend zur finanziellen Un-
terstützung regionaler Förderprogramme der Mitgliedsstaaten 
eingesetzt werden. Die auf die Bundesrepublik Deutschland 
entfallenden Mittel stellen einen finanziellen Beitrag für 
die Gemeinschaftsaufgabe dar, wobei bisher keine wesentli-
che konzeptionelle Beeinflussung der Strategie der Gemein-
schaftsaufgabe stattfindet. 43 

Es besteht jedoch ein Wandel in der EG-Regionalpolitik 
dahingehend, besonders förderungswürdige Regionen unabhän-
gig von der Quotenregel stärker zu fördern. Zusätzlich hat 
sich innerhalb der Quotenregelung ein Trend zur Konzentra-
tion der Fördermittel auf Mitgliedsstaaten mit besonders 
gravierenden Regionalproblemen durchgesetzt. Dies impli-
ziert mittelfristig mögliche Konsequenzen für die Konzep-
tion und instrumentelle Ausgestaltung der Gemeinschaftsauf-
gabe. 

2.1 . 1.4. Koordinationsproblematik 

Die Raumordnungspolitik beinhaltet sämtliche Planungs- und 
Fördermaßnahmen innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, 
die auf eine Verbesserung der räumlichen Struktur im ökono-
mischen, gesellschaftlichen, kulturellen und ökologischen 
Bereich zielen. Die regionale Wirtschaftspolitik ist somit 

43 Vgl. Ewringmann, D. u.a .: Die Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung •.• , a.a.o., s. 15 . 
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in ein übergeordnetes Raumordnungskonzept eingebunden und 
unterliegt einer Abstimmungs- und Koordinierungsverpflich-
tung in dem Sinne, "daß die Maßnahmen der regionalen Wirt-
schaftspolitik in die Entwicklungsplanungen der Raumordnung 
integriert werden müssen1144 • "Bei Zielkonflikten ist die 
Interessenlage gegeneinander abzuwägen und eine bestmög-
liche Lösung anzustreben. 1145 Dies impliziert jedoch keine 
Zielharmonie, da eine verbindliche Rangordnung der Ziele 
nicht vorgegeben ist. 

Am 30. Januar 1985 wurden von der Bundesregierung die neuen 
'Programmatischen Schwerpunkte der Raumordnung' beschlos-
sen, um Zielantinomien der raumwirksamen Planungen und 
Maßnahmen des Bundes zu reduzieren. 46 

Um die Ziele der regionalen Wirtschaftspolitik nicht zu 
konterkarieren, ist es notwendig, die Konsistenz der ande-
ren raumwirksamen Fachpolitiken gegenüber der regionalen 
Wirtschaftspolitik, über die Schaffung eines gemeinsamen 
räumlichen Bezugsrahmens, zu stärken. Basis dieses Bezugs-
rahmens ist die Gemeinschaftsaufgabe. 47 Darüberhinaus über-
nimmt die Gemeinschaftsaufgabe weitere Koordinierungsfunk-
tionen, die sich in drei Funktionsbereiche untergliedern 
lassen: 48 

44 Hübner, K.-H. : Rechtsgrundlagen und Programme der Raum-
ordnung, in: Handbuch der regionalen Wirtschaftsförde-
rung, a . a.o, Abschnitt A IV 1, s. 2 f. 

45 Deutscher Bundestag: Grundsätze der regionalen Wirt-
schaftspolitik, a . a .o., s . 5. 

46 Vgl. Deutscher Bundestag: Programmatische Schwerpunkte 
der Raumordnung, Bundestagsdrucksache 10/3146, Bonn 
1985. 

47 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe, a.a . o . , s. 14. 

48 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft (Hrsg.): Wirksame 
Regionalpolitik - Fortschritte in den Regionen, Bonn 
1980, s. 8 f. 
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1. Eine Koordinierungsfunktion der Gemeinschaftsaufgabe be-
steht darin, Rahmenbedingungen auf dem Gebiet der re-
gionalen Wirtschaftsförderung zu setzen, die sich auf 
die Aktivitäten von Bund, Ländern und Kommunen bezie-
hen. Die Regeln bezüglich der Förderkonkurrenz der 
Länder umfassen: 

die Abgrenzung der Fördergebiete nach einem bundes-
einheitlichen Verfahren, 

- die bundesweit einheitlichen Rahmenbedingungen bei 
der Bestimmung der Schwerpunktorte, 

- die Wahrung eines Präferenzgefälles bei den Förder-
höchstsätzen, unter besonderer Berücksichtigung des 
Zonenrandgebietes und Berlin sowie 

- die Schaffung einheitlicher Förderungsregelungen über 
Voraussetzungen, Art und Intensität der Förderung. 

Im Verhältnis Bund-Länder besteht ein weiterer Koordi-
nationsbedarf bezüglich der neben der Gemeinschaftsauf-
gabe existierenden Landesförderungsprogramme mit regio-
naler Zweckbestimmung. Hier müssen Zielantinomien ver-
mieden werden, was für die Landesförderprogramme eine 
Reglementierung der Förderhöchstsätze zur Folge hat. 

2. Eine zweite Koordinierungsfunktion der Gemeinschafts-
aufgabe besteht in der Abstimmung mit anderen regional-
wirtschaftlich relevanten Politiken, wie der Verkehrs-, 
Energie-, Agrar-, Städtebau-, Berufsbildungs-, For-
schungs- (und) Technologie-, Umwelt- und Arbeitsmarkt-
politik. 

3. Der dritte Bereich bezieht sich auf die nationale regio-
nale Strukturpolitik, die mit der europäischen Regio-
nalpolitik abgestimmt werden muß . Hier dominieren zwei 
Grundprobleme: 



104 

- Bei den Mitgliedstaaten der Europäischen Gesellschaft 
müssen konkretisierte regionale Entwicklungsprogramme 
erarbeitet werden, welche die Ziele, die Maßnahmen 
und den Finanzaufwand beinhalten. Die Gemeinschafts-
aufgabe gilt auf europäischer Ebene als beispielhaft. 

- Die Existenz der zusätzlichen Regionalfondsmittel muß 
gewährleistet sein. Dies sichert zusätzliche regiona-
le Entwicklungsimpulse. 

Für die Zukunft wird die Bedeutung grenzüberschreitender 
Programme zunehmen . Ein Beispiel stellt das 1978 vorgelegte 
deutsch-niederländische Programm für die Ems-Dollart-Region 
dar. 

2.1.2. Trends in den Konzepten der regionalen Wirtschafts-
politik 

2.1.2.1. Von der exogenen zur endogenen Beeinflussung 

Die durch die gewandelten internationalen Wettbewerbs-
verhältnisse hervorgerufene Beschleunigung des wirtschaft-
lichen Strukturwandels, impliziert eine Verschiebung der 
regionalen Problemmuster für die Zukunft. Die veränderten 
regionalpolitischen Rahmenbedingungen führen zur Notwendig-
keit einer Überprüfung der Konzepte der regionalen Wirt-
schaftspolitik. 49 

Die Entwicklung strukturschwacher Regionen durch Impulse 
von •außen' wird zunehmend schwerer. Die großräumige Verla-
gerung von Arbeitsplätzen geht spürbar zurück, und die Vor-
aussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe in 

49 Vgl . Spannowsky, W.: Der Handlungsspielraum und die 
Grenzen der regionalen Wirtschaftsförderung des Bundes, 
Berlin 1987, s. 34f . 
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strukturschwachen Regionen haben sich verändert. Vor dem 
Hintergrund dieser Entwicklungen sind die Konzeption und 
das Instrumentarium der regionalen Wirtschaftsförderung vom 
Bund und den Ländern überprüft und weiterentwickelt wor-
den. 50 Trotzdem bestehen weitere darüber hinausgehende For-
derungen nach einer Umorientierung, 51 die sich grundsätz-
lich in drei Bereiche untergliedern lassen: 

1. Die Wachstums- und Beschäftigungseffekte der Regional-
förderung sollen durch die Stärkung der regionseigenen 
ökonomischen Kräfte erhöht werden. Die regionale Wirt-
schaftspolitik soll primär auf eine Bestandssicherung 
und -entwicklung der in den Regionen vorhandenen Be-
trieben ausgerichtet werden, da in Zukunft Neuanwerbun-
gen von Unternehmen die Ausnahme darstellen werden. Die 
Forderung einer Ausschöpfung des vorhandenen regionsin-
ternen Entwicklungspotentials, also nach einer 'endoge-
nen Entwicklung' einer Region, gewinnt zunehmend an Be-
deutung.52 

2. Problemregionen sind nicht mehr ausschließlich periphere 
ländliche Gebiete. unterschiedlich strukturierte Wirt-
schaftsräume mit spezifischen Schwächen werden zuneh-
mend zu Problemregionen, was den flächendeckenden An-
spruch eines einzigen Entwicklungsinstrumentes, der Ka-
pitalsubvention, zunehmend in Frage stellt. 53 "In 
jüngster Zeit zeigt sich demgegenüber eine zunehmende 

50 Vgl. Deutscher Bundestag: Raumordnungsbericht 1986, Bun-
destagsdrucksache 10/6072, Bonn 1986, s. 62 . 

51 Vgl . Müller, K.: Arbeitsmarktorientierte Regionalpoli-
tik, Nr . 86 der Arbeitsmaterialien der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung, Hannover 1984, s . 134 . 

52 Vgl . o.V.: Endogene Entwicklungsstrategien, in: Informa-
tionen zur Raumentwicklung, Heft 1/2, 1984. 

53 Vgl. Eckey, H.-F. u.a. : Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, Gesamthoch-
schule Kassel, Kassel 1987, s . 147 . 
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Abkehr von generellen Konzepten dieser Art und eine 
gewisse Hinwendung zu einer problemorientierten, an 
(raumspezifischen) Engpässen orientierten Regionalpoli-
tik."54 

3. Eine stärkere Ausrichtung an den regionalpolitischen 
Zielsetzungen der betroffenen Regionen, in Richtung 
einer 'Regionalisierung der Regionalpolitik', filhrt zu 
der Forderung nach einer Dezentralisierung der Regio-
nalpolitik. Im Kern beinhaltet diese Forderung die 
verstärkte Beteiligung der betroffenen Regionen am 
Entscheidungsprozeß. 55 Die Förderung einer Region milßte 
somit unter Beteiligung regionaler Interessengruppen 
erfolgen, um eigene Entwicklungsvorstellungen, die aus 
den Besonderheiten einer Region resultieren, zu vertre-
ten. 

Die Erwägungen bezilglich der Region als Träger der regiona-
len Entwicklungspolitik, werden, wie o.a., zunehmend unter 
dem Gesichtspunkt einer verstärkt von unten, also dezen-
tral, erfolgenden Koordinierung der Regionalpolitik mit an-
deren Fachpolitiken diskutiert. 56 Dabei wird nicht ein 
vollständiger Ersatz zentraler Maßnahmen angestrebt, son-
dern eine gesamtgesellschaftlich effiziente "Balance zwi-
schen eigenständiger Regionalentwicklung und bundesstaat-
licher gemeinsamer Rahmensetzung und Landesplanung1157 . 

Voraussetzung einer solchen •regionalen Regionalpolitik' 
ist die Schaffung eines adäquaten Ordnungsrahmen. Insbeson-
dere "muß sichergestellt werden, daß die räumliche Alloka-

54 Milller, K.: Arbeitsmarktorientierte Regionalpolitik, 
a.a.O, S. 134. 

55 Vgl. Spannowsky, w.: Der Handlungsspielraum und die 
Grenzen der regionalen Wirtschaftsförderung des Bundes, 
a.a.o., s. 37. 

56 Ebenda. 

57 Hartke, s.: Selbstverantwortete regionale Entwicklung im 
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tion nicht durch redistributive Maßnahmen des öffentlichen 
Sektors bzw. durch eine ruinöse Konkurrenzzwischeneinzel-
nen Regionen verzerrt wird" 58 . 

2.1.2.2. Von der Nacbfrageorientierung hin zur Angebots-
orientierung 

In der jüngeren Literatur wird die Forderung erhoben, eine 
Regionalpolitik verstärkt an den vorhandenen ökonomischen 
Kräften der strukturschwachen Regionen anzusetzen. 59 Die 
Angebotsflexibilität, also die Anpassungsgeschwindigkeit 
des Angebotes an veränderte Rahmenbedingungen, soll erhöht 
werden (supply-theorie), was mit einer Reduzierung des an-
tizyklischen Nachfrageverhaltens des Staates verbunden 
ist . 60 Mit dem 14. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe sind 
neue Akzente für die regionale Wirtschaftspolitik gesetzt 
worden, die teilweise den Forderungen nach einer Umgewich-
tung vom nachfrage- hin zum angebotsorientierten Ansatz in 
der Regionalpolitik entsprechen. 

Ansätze einer angebotsorientierten Regionalpolitik sind der 
faktororientierte Ansatz, in dem die Menge der eingesetzten 
Produktionsfaktoren variiert wird und der produktivitäts-
orientierte Ansatz, der eine Änderung der Produktivität der 

Rahmen der Raumordnung, in: Raumordnung und Raumfor-
schung, Heft 2, 1984, s. 96ff. 

58 Junkernheinrich, M.: Dezentralisierung der Wirtschafts-
politik, in: Wirtschaftsdienst Nr. XI, 1985, s. 576 ff. 

59 Vgl. Eckey, H.-F.: Regionale Engpaßfaktoren, in: Nord-
rhein-Westfalen in der Krise - Krise in Nordrhein-West-
falen? Schriften des Rheinisch-Westfälischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung Essen, Heft 46, Berlin 1985, s. 
7-37. 

60 Vgl. Eckey, H.-F. u.a . : Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, a.a.o., s. 
150. 
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Arbeit und (oder) des Kapitals impliziert. Unter Berück-
sichtigung des Rückgangs der Bevölkerungsgröße und der Re-
duzierung der altersstrukturbereinigten Erwerbsquote auf-
grund der Lebensarbeitszeitverkürzungen kommt der faktor-
orientierten Regionalpolitik jedoch nur eine geringe Bedeu-
tung zu. 61 

Eine Erhöhung der Produktivität des Faktors Kapital kann 
durch eine innovationsorientierte Regionalpolitik erreicht 
werden, die Innovationen im Bereich der Entstehung, der An-
wendung und des Einsatzes neuer Technologien fördert . 62 

Ein weiterer Aspekt der innovationsorientierten Regional-
politik stellt die Verzahnung mit der Bildungspolitik dar. 
Die Arbeitsproduktivität einer Region läßt sich durch eine 
verbesserte Ausbildung des Faktors Arbeit erhöhen, wobei 
der technologische Standard des Sachkapitals von Unterneh-
men im engen Zusammenhang mit der Qualifikation des Unter-
nehmers und der Arbeitskräfte steht. 63 

Eine angebotsorientierte Entwicklungspolitik, die gleich-
zeitig produktivitätsorientiert ist, läßt sich somit wie 
folgt zusammenfassen: 64 

1. Eine innovationsorientierte Regionalpolitik umfaßt alle 
Maßnahmen der Invention und Innovation, verbunden mit 
der Diffusion neuen Wissens, die den technologischen 
Standard einer Region erhöhen. 

61 Vgl. ebenda. 

62 Vgl. Genosko, J.: Die innovationsorientierte Regionalpo-
litik, Eine wirksame Handlungsalternative?, in: Raumfor-
schung und Raumordnung, Heft 2/3, 1986, s. 108. 

63 Vgl. Ewers, H.-J., Wettmann, R.: Innovationsorientierte 
Regionalpolitik, Bonn 1980, s. 31 f. 

64 Vgl. Eckey, H.-F. u.a.: Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, a.a.o., s . 
152 f. 
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2. Sie ist zentraler Bestandteil einer angebotsorientierten 
(regionalen) Wirschaftspolitik, die zunehmend an Bedeu-
tung gewinnt. Die •supply-theory' zielt auf eine Stei-
gerung der Anpassungsflexibilität des Angebots an ver-
änderte Rahmenbedingungen ab. 

3. Innovation und fertigungstechnische Adaption sind vom 
Wissensstand der Arbeitskräfte abhängig. Dies führt zu 
einer Verzahnung von innovations-, bildungs- und kapi-
talorientierter Regionalpolitik. 

4. Die Schaffung entsprechender Infrastruktur und Rahmenbe-
dingungen ist in den Energie-, 
reichen erforderlich, damit 
Faktoren ausgeschlossen werden. 

2.1.2.3. standortfaktorwechsel 

Flächen-, und Umweltbe-
entwicklungslimitierende 

Ausgehend von den Regionalwissenschaften, läßt sich die 
Standorttheorie in einen positiven und einen normativen 
Aspekt untergliedern. Der normative Aspekt beschäftigt sich 
mit dem Problem, welchen Standort ein Betrieb auswählen 
sollte, um nach einem vorgegebenen Maßstab ein Optimum zu 
erreichen. Der positive Aspekt dagegen untersucht die Fra-
ge, warum ein Betrieb einen bestimmten Standort im Raum 
ausgewählt hat. 65 

Setzt man das Streben nach maximalem Gewinn als unternehme-
risches Hauptziel voraus, so müßten sämtliche kosten- und 
erlösrelevanten Standortfaktoren von primärer Bedeutung für 
die Standortwahl sein. Neben den rentabilitätsorientierten 
Standortfaktoren sind jedoch auch Einflüsse aus dem priva-

65 Vgl. Eckey, H.-F. u.a.: Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen filr die Entwicklung Nordhessens, a.a.o., s. 
154 f. 



110 

ten Bereich von Bedeutung. Diese Einflüsse sind z.B. die 
Wohn-, Freizeit- und Umweltsitutationen des Standortes, die 
zur letztendlichen Standortwahl mit ausschlaggebend sind . 
Der Erfolg einer Neugründung beispielsweise wird unter an-
derem vom Verhalten anderer Personen, wie den leitenden An-
gestellten oder den Pendlern mitbestimmt. Die Integration 
dieser 'neuen' Ziele in die traditionellen Zielsysteme ist 
abhängig von der Flexibilität der Unternehmer und wird zum 
großen Teil erst durch negative Erfahrungen ausgelöst. 66 

Die Standortfaktoren lassen sich grob, wie in Abbildung 2 . 2 
dargestellt, in zwei Gruppen mit entsprechenden Einzelfak-
toren unterglieden. 

Die Relevanz der einzelnen Standortfaktoren ist für jedes 
Unternehmen unterschiedlich, dennoch kristallisieren sich 
aufgrund verschiedener empirischer Untersuchungen Präferen-
zen heraus, die auf gewisse Trends hindeuten. 67 

untergliedert man die Standortfaktoren, wie in Abbildung 
2. 2 dargestellt, nach den die produktionsrentabilität be-
einflussenden Faktoren und den Versorgungs- und Freizeitbe-
reich betreffenden Faktoren, so kann von einer Unterteilung 
in quasi 'harte' und •weiche' Standortfaktoren gesprochen 
werden. Während die 'harten' Standortfaktoren den traditio-
nellen Standortfaktoren entsprechen, zielen die •weichen' 
Standortfaktoren verstärkt auf die "Wohn-, Freizeit- und 
Umweltsituation in einer Region, die Versorgung mit zen-
tralörtlichen Gütern und Dienstleistungen, das Schul- und 
kulturelle Angebot, die Beratung durch städtische Stellen, 
das Klima usw. 1168 ab . Unter dem Aspekt des steigenden Le-

66 Vgl. Brösse, u.: Ziele in der Regionalpolitik und in der 
Raumordnungspolitik, a.a.o., s. 140 f. 

67 Siehe exemplarisch Kapitel 3.2.3 .. 

68 Vgl. Eckey, H.-F. u.a.: Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, a.a.o., s. 
157. 
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bensstandards, wird für die Zukunft eine stärkere Ausrich-
tung auf die •weichen' Standortfaktoren erwartet. 

Abbildung 2.2: Abgrenzung der Standortfaktoren69 

Faktoren der Standortwahl von Unternehmen 

Produktionsrentabilität be-
einflussende Faktoren 

Nähe zur Konkurrenz 

Nähe zu Behörden 

Reservoir und Kosten der 
Arbeitskräfte 

Nähe zum Absatz- und Be-
schaffungsmarkt 

Angebot und Kosten für Ge-
werbeflächen und Büros 

Finanzielle Förderung durch 
Bund, Land oder Kommune 

Verkehrsanbindung 

Image/Umfeld 

Versorgungs- und Freiaeitbe-
reich betreffende Faktoren 

Nähe zu Kultur- und Frei-
zeiteinrichtungen 

Nähe zu medizinischen Ver-
sorgungseinrichtungen und 
sozialen Diensten 

Wohnstandortwünsche von 
Angestellten 

69 In Anlehnung an: Eckey, H.-F. u.a.: Sozioökonomische und 
ökologische Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, 
a.a.o., s. 154. 
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2.1.3. Regionalpolitischer Handlungsbedarf 

Die Leitmaximen zur Gestaltung der Raumstruktur waren in 
der Vergangenheit durch das Wirtschaftswachstum, die Zu-
nahme der Bevölkerungszahl und die Siedlungsausweitung ge-
prägt. Sie können zusammengefaßt werden in 

- den Ausgleich regionaler Disparitäten bezüglich Lebensbe-
dingungen, Wirtschaftskraft und Entwicklungsmöglichkei-
ten, 

- die gezielte räumliche Verteilung von gewerblichen Ar-
beitsplätzen, 

- den flächendeckenden Ausbau der Verkehrs- und Versor-
gungsinfrastruktur und 

- die Konzentration der Siedlungsentwicklung auf zentrale 
Orte. 70 

Trotz der in der Vergangenheit vorgenommenen Maßnahmen, um 
die regionalen Disparitäten zu reduzieren , haben sich die 
Probleme traditioneller strukturschwacher Räume tendenziell 
eher vergrößert . 71 

Die in der jüngeren Vergangenheit sich verändernden Rahmen-
bedingungen verlangen somit eine Anpassung der Regionalpo-
litik an die neuen Gegebenheiten, um das bisher Erreichte 
zu sichern und zukünftige Fortschritte zu ermöglichen. Die 
Veränderungen der Rahmenbedingungen umfassen drei zentrale 
Bereiche: 72 

70 Vgl. o.V . : Anforderungen an die Raumordnungspolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland, in: Raumforschung und 
Raumordnung, Heft 2/3, 44. Jahrgang, Köln 1986, s. 57. 

71 Vgl. Deutscher Bundestag: Programmatische Schwerpunkte 
der Raumordnung, a . a . o., s. 2. 

72 Vgl . Der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik: 
Nordhessen - Strukturpolitischer Bericht der Hessischen 
Landesregierung, Wiesbaden 1986, s. 8 ff. 
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1. Strukturveränderung und Stagnation der Bevölkerung 
Die Konkurrenz zwischen den Agglomerationen und den 
ländlichen Problemregionen, mit ihren traditionell ge-
ringen Bevölkerungsdichten, ihrem Mangel an Arbeits-
plätzen und ihrer teilweise unterdurchschnittlichen In-
frastrukturausstattung, wird durch großräumige Wande-
rungsbewegungen von Norden nach Süden73 , die gleichzei-
tig von kleinräumigen Wanderungen aus den ländlichen 
Gebieten in die Randgebiete der Zentren überlagert 
werden, verschärft. 74 Damit verbunden ist eine regional 
differenzierte demographische Entwicklung. 

2. Technologische Revolution 
Die neuen Technologien werden in Zukunft die Strukturen 
des Arbeitsmarktes sowie der gesamten Wirtschaft quan-
titativ und qualitativ tiefgreifend verändern. Der 
Schaffung neuer Märkte steht die Freisetzung von Kapi-
tal und Arbeitskräften in anderen Branchen gegenüber . 
Diese Entwicklung hat unmittelbaren Einfluß auf die 
entspechenden Regionen, was anhand der altindustriali-
sierten Agglomerationen dokumentiert wird, die zu neu-
en, zusätzlichen Problemgebieten geworden sind. 

Verschärft wird diese Entwicklung durch ein 'Technolo-
gisches Wettrüsten', das sogar zwischen einzelnen Bun-
desländern herrscht. 75 Damit verbunden ist eine Konzen-
tration von privatwirtschaftlichen und staatlichen For-
schungseinrichtungen sowie hochwertigen Produktions-
und Kommunikationstechniken in den Agglomerationen, die 

73 Sowohl innerhalb der Bundesrepublik, als auch innerhalb 
Hessens. 

74 Vgl. Wolf, F.: Wirtschaftssehwache Gebiete: Politik der 
offenen Hand oder Strategie der Staatlich gestützten 
regionalen Eigenentwicklung?, in: Raumforschung und 
Raumordnung, Heft 5-6, 45. Jahrgang, Köln 1987, s. 200. 

75 Vgl . Der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik: 
Nordhessen - Strukturpolitischer Bericht der Hessischen 
Landesregierung, a.a.o . , s. s. 
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die Sogwirkung von den ländlich-peripheren Räumen hin 
zu den Agglomerationen verstärkt. 

3. Umweltkrise 
Der dritte Problemkomplex ist die Krise der natürlichen 
Umwelt, die objektiv und als Teil des Wertewandels an 
Bedeutung gewonnen hat. Die Umweltmedien Boden, Wasser 
und Luft sind wachsenden Belastungen durch Schadstoffe 
ausgesetzt, welche die Raumnutzungsmöglichkeiten ein-
schränken. Am Beispiel der 'Altlastenproblematik' läßt 
sich die Diskrepanz früher erzielter ökonomischer Ge-
winne gegenüber später anfallenden Folgekosten einer 
Sanierung abschätzen. Um eine wirtschaftliche Expansion 
auch in Zukunft ermöglichen zu können, müssen die Bela-
stungen der Umwelt drastisch reduziert werden. Eine Zu-
wendung zu umweltverträglichen Produktions- und Konsum-
strukturen ist unumgänglich. 76 

Zwischen diesen drei zentralen Bereichen existieren starke 
Interdependenzen, die bei der Problembewältigung berück-
sichtigt werden müssen und eine Integration wirtschaftspo-
litischer Ansätze zu einem koordinierten Gesamtkonzept im-
plizieren. 77 

Die o.a. Entwicklungen führen zu veränderten Anforderungen 
an die Maßnahmen der regionalen Wirtschaftspolitik. Im be-
sonderen Maße gilt dies für die Förderung von Ansiedlungen 
in strukturschwachen Gebieten, da das seit einem Jahrzehnt 
bundesweit geschrumpfte gewerbliche Ansiedlungspotential 
auf ein Siebtel zurückgegangen ist. 78 Desweiteren ist die 
klassische materielle Infrastruktur, die in der Vergangen-

76 Vgl. Deutscher Bundestag: Programmatische Schwerpunkte 
der Raumordnung, a.a.o., s. 5 f. 

77 Vgl. Der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik, 
Nordhessen - Strukturpolitischer Bericht der Hessischen 
Landesregierung, a.a.o., s. 8 ff. 

78 Ebenda s. 11. 
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heit ein ansiedlungsentscheidender Standortfaktor war, in-
zwischen auf einem relativ hohen Niveau angelangt, sodaß in 
diesem Bereich durch weitere Maßnahmen keine entscheidenden 
Ansiedlungsimpulse mehr erwartet werden. Die Förderung in 
strukturschwachen Gebieten zielt deshalb primär auf eine 
Steigerung der Angebotsbedingungen und Anpassungsfähigkeit 
der ansässigen Unternehmen. 

Die Bedeutung von Klein- und Mittelbetrieben als Anbieter 
von Arbeitsplätzen ist in den Vordergrund gerückt. Aus bun-
desweiten Untersuchungen weiß man, daß Beschäftigungszunah-
men größtenteils in der Gruppe der Kleinbetriebe stattfin-
den.79 Kleinbetriebe zeigen eine hohe Flexibilität und In-
novationskraft, die sie befähigt, auf den Strukturwandel zu 
reagieren. Daraus resultiert, daß Klein- und Mittelbe-
triebe, stärker als bisher angenommen, für technologische 
Entwicklungen und wirtschaftliches Wachstum verantwortlich 
sind. Die wirtschaftlichen Erfolge der kleineren und mitt-
leren Unternehmen basieren jedoch zum Teil auf Innovatio-
nen, die aus der Grundlagenforschung und Entwicklung neuer 
Technologien von Großunternehmen resultieren. 80 

Für die strukturschwachen Regionen bedeutet dies, daß be-
sondere Anreize für die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
Forschungs- und Entwicklungsbereichen gegeben werden müs-
sen. Dies beinhaltet Bestrebungen, den Mangel an hochwerti-
gen Unternehmensfunktionen und damit hochwertigen Arbeits-
plätzen in den Problemregionen abzubauen. Große Bedeutung 
wird hierbei den Kommunikations- und Informationstechnolo-
gien beigemessen. 

79 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Nord- und Osthessen, 
Wiesbaden 1988, s . 6 f. 

80 Vgl. Deutscher Bundestag: Raumordnungsbericht 1986, 
a.a.o., s. 173. 
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Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien be-
inhalten jedoch auch die Möglichkeit, vorhandene räumliche 
Trends zu verstärken. Daraus resultiert die Forderung, den 
Zugang zu den neuen Fernmeldetechniken für Stadt und Land 
gleichermaßen zu ermöglichen, soweit dies nachfrage- und 
rentabilitätsorientiert realisierbar ist. 81 Die Entwick-
lungschancen, welche die neuen Fernmeldetechniken implizie-
ren, müssen auch den Problemregionen zugänglich sein, um 
mögliche Benachteiligungen zu verhindern. 

Eine weitergehende Aktivierung der Innovationspotentiale in 
den strukturschwachen Regionen ist aus regionalpolitischer 
und aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive wünschenswert. 
Neben den genannten Fördermöglichkeiten zur Strukturverbes-
serung, Ausbau der Infrastruktur, Stärkung der Innovations-
fähigkeit, Qualifizierungsmaßnahmen und besondere Unter-
stützung von Klein- und Mittelbetrieben, stellt die tradi-
tionelle regionale Wirtschaftsförderung, in Form von Inve-
stitionshilfen für strukturschwache Gebiete, einen Haupt-
pfeiler der regionalen Wirtschaftspolitik dar. 

Unter dem Aspekt einer Harmonisierung der europäischen 
Wirtschaftspolitik werden die regionalpolitisch begründeten 
Subventionsprogramme jedoch in Zukunft immer stärker einge-
schränkt. 82 Hier wird versucht, in Form von Landesförder-
programmen, die Härten des von der Europäischen Gemein-
schaft vorgegebenen Rahmens auszugleichen. 

Ausgehend von diesen Rahmenbedingungen, muß die regionale 
Wirschaftspolitik nach alternativen Instrumenten suchen, 
die langfristig die unmittelbaren Finanzierungshilfen für 
Unternehmen substituieren können. 

81 Vgl. Deutscher Bundestag: Programmatische Schwerpunkte 
der Raumordnung, a.a.o., s. 10. 

82 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Nord- und Osthessen, 
a.a . o . , s. 7. 
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2.2. Förderungsmöglichkeiten telekommunikativer Techniken 

Die existierenden Förderungsmöglichkeiten telekommunikati-
ver Techniken sind äußerst vielfältig, wobei grundsätzlich 
zwischen der Förderung der Einführung und Anwendung von 
telekommunikati ven Techniken und den infrastrukturpoli ti-
schen Maßnahmen bezüglich der Telekommunikation unterschie-
den werden kann . Eine überschneidungsfreie Zuordnung für 
alle Förderungsmöglichkeiten ist jedoch nicht möglich. 

2.2.1 . Förderung der Einführung und Anwendung 

Die Förderung der Einführung und Anwendung von telekommuni-
kativen Techniken ist im folgenden in die direkte Subven-
tionierung, die Informations- und Beratungsinstrumente und 
in die lokalen und regionalen Telematikvorhaben unterglie-
dert. Die lokalen und regionalen Telematikvorhaben sind zum 
Großteil Mischformen, die sich zum Teil aus Subventionie-
rungen und Informations- und Beratungsleistungen zusammen-
setzen . Ein Beispiel hierfür stellen die Technologie- und 
Gründerzentren dar, in denen größtenteils der Mietpreis für 
die Unternehmen subventioniert ist und zusätzlich Informa-
tions- und Beratungsdienstleistungen in unterschiedlichen 
Ausprägungen angeboten werden . 1 

1 Vgl . Sternberg, R. : Technologie- und Gründerzentren als 
Instrument kommunaler Wirtschaftsförderung - Bewertung 
auf der Grundlage von Erhebungen in 31 Zentren und 177 
Unternehmen, Dortmund 1988, s. 91 . 



118 

2.2.1.1. Direkt• Subventionierung 

Die direkte Subventionierung kann in die Investitionshilfen 
und in die Subventionierung von Beratungen durch Unterneh-
mensberater untergliedert werden. 

2.2.1.1.1. Investitionshilfen 

Von einer Förderung der Errichtung oder des Ausbaus von 
Einrichtungen zur Nutzung der neuen Telekommunikationstech-
niken wurde erstmals im vierzehnten Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur•2 gesprochen. Für den Zeitraum vom 5. Juni 1985 
bis zum 31. Dezember 1987 wurde als befristete Probephase 
der Förderkatalog der Gemeinschaftsaufgabe für den Bereich 
Telematik geöffnet, wobei die Förderung in jedem Einzelfall 
der Zustimmung des Unterausschusses der Gemeinschaftsaufga-
be bedarf. 3 

Grundsätzlich zählen Investitionen im Bereich der modernen 
Informations- und Kommunikationstechniken zu den sogenann-
ten 'organisatorischen Innovationen', die von Bund und Län-
dern in Form von steuerfreien Zulagen und Zuschüssen, zins-
vergünstigten Darlehen und Sonderabschreibungen gefördert 
werden. 4 Voraussetzung für die Förderung ist eine entspre-

2 Vgl. Deutscher Bundestag: vierzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur•, Bundestagsdrucksache 10/3562, Bonn 
1985, s. 31. 

3 Vgl. ebenda. 

4 Vgl. Richter, H.: Investitionshilfen - Wie man Kommunika-
tionstechnik mit öffentlichen Zuschüssen optimal finan-
ziert, in: cogito, Heft 4, 1987, s. 54. 
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chende Zweckbindung, die je nach Förderprogramm unter-
schiedliche Ausprägungen hat. 

Die wichtigsten Förderprogramme des Bundes und der Länder, 
deren Zweckbindungen und Fördermodalitäten, sind im folgen-
den überblickartig zusammengestellt: 5 

Förderungen des Bundes 
Die Förderungsprogramme des Bundes umfassen das ERP-Regio-
nalprogramm, das ERP-Existenzgründungsprogramm, die Inve-
stitionsförderung der Kreditanstalt für Wiederaufbau, die 
Bürgschaften der Deutschen Ausgleichsbank und die Projekt-
förderung des Bundesministeriums für Forschung und Techno-
logie. Die einzelnen Programme werden im folgenden kurz 
charakterisiert. 

BRP-Regionalprogramm: 6 Ausschließlich Klein- und Mittel-
betriebe können bei Investitionen zur Errichtung, Erweite-
rung, grundlegenden Rationalisierung und Umstellung von Be-
trieben gefördert werden, wenn sie im Fördergebiet liegen 
und die Investition der 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur• dient. Die Förderung erfolgt in Formzins-
günstiger Kredite bis zu 300.000 DM bei einem Zinssatz von 
8,5% p.a. im Normalfördergebiet und 7,5% p.a. im Zonenrand-
gebiet und einer Laufzeit von bis zu 10 Jahren. 

BRP-Bxistenzgründungsprograma: 7 Investitionen zur Errich-
tung und Einrichtung von Betrieben und damit zusammenhän-

5 Vgl. ebendas. 54-57. 

6 Vgl. Richtlinien für das ERP-Regionalprogramm 1986/87, 
abgedruckt im Anhang K des 17. Rahmenplans der Gemein-
schaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur•, a.a.o., s. 204 und Bundesminister für Wirt-
schaft: Bekanntmachung des Bundesministers für Wirtschaft 
vom 2.1.1990, in: Bundesanzeiger Nr. 15 vom 23 . 1.1990. 

7 Vgl . Richter, H.: Investitionshilfen - Wie man Kommunika-
tionstechnik mit öffentlichen Zuschüssen optimal finan-
ziert, a.a.o., s. 54. 



120 

gende Investitionen8 können innerhalb der ersten drei Jahre 
nach Betriebseröffnung gefördert werden. Die Förderung er-
folgt in Form zinsgünstiger Kredite bis zu 300.000 DM bei 
einem Zinssatz von 8,5% p.a. im Normalfördergebiet und 7,5% 
p. a. im Zonenrandgebiet und einer Laufzeit von bis zu 10 
Jahren. 

Investitionsförderung der Kreditanstalt für Wiederaufbau: 9 

Kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
können, insbesondere bei Innovationsvorhaben, Rationalisie-
rungsmaßnahmen und Investitionen, gefördert werden, wenn 
die Investitionen der Errichtung, Sicherung oder Erweite-
rung des Unternehmens dienen. Die Förderung erfolgt in Form 
zinsgünstiger Kredite10 bis zu 10 Millionen DM bei einem 
Zinssatz von 8,25 Prozent und einer Laufzeit von bis zu 10 
Jahren. 

Bürgschaften der Deutschen Ausgleichsbank: 11 Investitions-
vorhaben von Freiberuflern und Gewerbetreibenden können bis 
zu drei Jahre nach Existenzgründung gefördert werden. Die 
Förderung erfolgt u.a. in Form von Bürgschaften für Bank-
kredite.12 

8 Insbesondere Investitionen im Bereich der Bürokommunika-
tion. 

9 Vgl. Kreditanstalt für Wiederaufbau: Zusammenstellung der 
Kreditprogramme der Kreditanstalt für Wiederaufbau für 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Frankfurt 1990, 
s. I.1. 

10 Bis zu zweidrittel des Investitionsbetrags. 

11 Vgl. Bundesminister für Wirtschaft (Hrsg.): Der Mittel-
~tand - Förderungsmaßnahmen des Bundes für mittelständi-
sche Unternehmen, Freie Berufe und Existenzgründer, Bonn 
1989, s. 54. 

12 Vgl. Richter, H.: Investitionshilfen - Wie man Kommuni-
kationstechnik mit öffentlichen Zuschüssen optimal fi-
nanziert, a.a.o., s. 55. 



121 

Projektförderung des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie: 13 Das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie unterstützt die Förderung der raschen Nutzung 
neuer Technologien durch indirekt-spezifische Maßnahmen und 
fachprogrammbezogene Projektförderungen für kleine und 
mittlere Unternehmen. Förderungswürdige Projekte müssen je-
doch im Zusammenhang mit Neuentwicklungen stehen. Die För-
derung erfolgt je nach Fachprogramm unterschiedlich. För-
dermaßnahmen für Klein- und Mittelbetriebe in 1987 waren 
beispielsweise die Forschungspersonal-Zuwachsförderung, der 
Personalkostenzuschuß und die Auftragsforschung. 14 

Förderungen der Länder 
Aufgrund der Vielfalt der Förderprogramme der einzelnen 
Länder, werden im folgenden nur die wichtigsten Programme, 
die Investitionen in Büro- und Kommunikationstechnik be-
rücksichtigen, nach Ländern geordnet, dargestellt . Ein 
Rechtsanspruch auf Förderung besteht bei dem von Bund und 
Ländern gemeinsam finanzierten Gemeinschaftsprogramm 'Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur', das auf die 
Fördergebiete beschränkt ist. 15 Bei den Länderprogrammen 
wird aufgrund der Jahres-Etat-Begrenzung meistens das 
sogenannte 'Windhund-Verfahren• 16 angewandt. 

Baden-Württemberg 
Programm zur Förderung des Einsatzes moderner Technologien 
in der mittelständigen Wirtschaft: 17 Die Förderung erfolgt 

13 Vgl. Bundesminister für Forschung und Technik: Bundesbe-
richt Forschung 1988, Bonn 1988, S. 106. 

14 Vgl. ebendas. 103 ff. 

15 Vgl. Kapitel 2.1.1.3. Rechtliche Grundlagen. 

16 Die Anträge werden nach Antragseingang bearbeitet und 
bis zum Erreichen der Etatgrenze genehmigt . 

17 Vgl. Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Techno-
logie des Landes Baden-Württemberg (Hrsg.): Wirtschafts-
förderungsprogramm - Technologieförderung, Stuttgart 
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in Form zinsgünstiger Kredite bis zu 70 Prozent der Inve-
stitionssumme bei einer Laufzeit von bis zu 15 Jahren und 
durch Bürgschaften bis zu einer Höhe von einer Millionen 
DM. In bestimmten Fällen können Zuschüsse bis zu 15\ der 
Anschaffungskosten gewährt werden. Für Entwicklungsvorhaben 
im Bereich moderner Technologien können Lohn- bzw. Entwick-
lungskosten bis zu einer Höhe von 70 Prozent18 bezuschußt 
werden. 

Zuwendungen für BXiatensgründung und Bxiatensfestigung: 19 
Investitionen in moderne Kommunikationstechniken, die zur 
'Existenzfestigung' dienen, können bei Gewerbetreibenden 
und Freiberuflern gefördert werden. Die Förderung erfolgt 
in Form zinsgünstiger Kredite bis zu einer Höhe von 300 000 
DM und einer Laufzeit von bis zu 20 Jahren und durch Bürg-
schaften bis zu einer Höhe von einer Millionen DM. 

Bayern 
Bayeriachea Kittelstands-KreditprogrUllll: 20 Investitionen in 
den Bereichen Einrichtung, Rationalisierung und Modernisie-
rung von Betrieben, sowie die Anwendung neuer Technologien 
können durch zinsgünstige Kredite bis zu 25 Prozent des In-
vestitionsbetrages gefördert werden. Der Zinssatz beträgt 
6,5 Prozent im Normalfördergebiet und 5,5 Prozent im Zonen-
randgebiet bei einer Laufzeit von bis zu 15 Jahren. 

1989, s. 3-10. 

18 Nur in Ausnahmefällen. 

19 Vgl. Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Techno-
logie des Landes Baden-Württemberg (Hrsg.): Wirtschafts-
förderungsprogramm - Existenzgründung - Existenzfesti-
gung - Technolgieorientierte Unternehmensgründung, 
Stuttgart 1987, s. 5-13. 

20 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft und 
Verkehr: Bayerische Finanzierungshilfen für den gewerb-
lichen Mittelstand, München 1989, s. 2-3. 
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Bayerisches regionales Förderprogramm: 21 Die Einführung 
neuer Technologien kann in Unternehmen mit regionalwirt-
schaftlicher Bedeutung gefördert werden. Voraussetzung ist, 
daß die Investitionen der Schaffung oder Sicherung von Ar-
beitsplätzen dienen. Die Förderung erfolgt durch zinsgün-
stige Kredite bis zu 50 Prozent der Investitionssumme. Der 
Zinssatz beträgt 4,5 Prozent bei Neuansiedlungen und 6 Pro-
zent für sonstige Vorhaben bei einer Laufzeit von 8 bis 15 
Jahren. 

Berlin 
Das Berlinfördergesetz ermöglicht der Stadt, steuerfreie 
Investitionszulagen u.a. in Höhe von 25 Prozent der 
Investitionskosten zu gewähren, die auch für den Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechnik gelten. 

Weitere relevante Förderungen in Berlin sind der Sonder-
fonds des Senats zur Förderung kleiner und mittlerer unter-
nehmen, der Innovationsfonds und die ERP-Darlehen zur För-
derung von Investitionen in Berlin. 

Bremen 
Investitionszuschüsse an kleine und mittlere Unternehmen: 
Investitionen können mit projektbezogenen und nicht rück-
zahlbaren Zuschüssen bis zu 7, 5 Prozent einer 'betr iebs-
wirtschaftlich sinnvollen' Investitionssumme gefördert wer-
den. Zusätzlich können weitere Investitionszulagen bis zu 
15 Prozent der Investitionssumme beantragt werden, wenn 
eine 'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur• 22 zu 
erwarten ist. 

Hamburg 
Mittelstandsförderungsprogramm: Investitionen für Betriebs-
einrichtungen oder zur Schaffung von Arbeits- und Ausbil-

21 Vgl. ebenda S. 3-4. 

22 Z.B. durch Betriebserrichtung oder -erweiterung. 
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dungsplätzen können mit Investitionszuschüssen bis zu 
100.000 DM gefördert werden. Zusätzlich kann bei Neugrün-
dungen innerhalb der ersten drei Jahre das Existenzgrün-
dungsprogramm in Anspruch genommen werden, das Investiti-
onszuschüsse bis zu 200 000 DM vorsieht. 

Hessen 
Frankfurter Innovations-Förderung für kleine und mittlere 
Unternehmen: Im Stadtgebiet Frankfurt können Investitionen 
gefördert werden, die den Einsatz neuer Technolgien fördern 
und die Adaption an moderne Entwicklungen erleichtern. Die 
Förderung erfolgt durch Beratungszuschilsse bis zu 75 Pro-
zent und durch subventionierte Kredite mit Laufzeiten von 
bis zu 10 Jahren. 

BLT-Sonderkreditprogramm: 23 Bestimmte Investitionen im ge-
werblichen Bereich können regional begrenzt gefördert wer-
den.24 Die Förderung erfolgt in Form zinsgilnstiger Kredite 
der Hessichen Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft 
mbH (HLT) bei einer Laufzeit von 10 Jahren. Die Kredite 
sind auf maximal 400 000 DM begrenzt und können in Höhe von 
bis zu 50 Prozent der Investitionssumme gewährt werden. 

Niedersachsen 
Tecbnologieprogramm: 25 Innovationsvorhaben im Rahmen von 
Kooperationen von kleinen und mittleren Unternehmen können 
auf der Basis einer Projektförderungen mit Zuschüssen bis 

23 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Mittelhessen - Beiträge 
zur Wirtschaftspolitik in Hessen, Heft 16, Wiesbaden 
1988, s. 59. 

24 Dies sind strukturschwache Gebiete außerhalb der Förder-
gebiete der Gemeinschaftsaufgabe zur 'Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur•. 

25 Vgl. Niedersächsisches Ministerium filr Wirtschaft, Tech-
nologie und Verkehr: Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben auf dem Gebiet der Produkt- und Ver-
fahrensinnovation, Hannover 1989, 5/111. 
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zu 75 Prozent der Investitionen gefördert werden. Innovati-
onsvorhaben können bis zu 50 Prozent bezuschußt werden, in 
der Regel jedoch nicht höher als 300 000 DM. weiterhin sind 
Beratungen im Bereich der 'elektronischen Datenverarbei-
tung' zuschußfähig. 

Nordrhein-Westfalen 
Technologie-Programm Wirtschaft: 26 Investitionen und Neu-
gründungen kleiner und mittlerer Unternehmen im Bereich 
neuer Technologien können gefördert werden, indem die tech-
nische Beratung mit bis zu 50 Prozent der Kosten bezuschußt 
werden kann. Einzelprojekte, die einen 'gesamtwirtschaftli-
chen Nutzen' erwarten lassen, können zusätzlich mit Perso-
nal- und Sachkostenzuschüssen bis zu 65 Prozent gefördert 
werden. 27 

Regionales Wirschaftsförderungsprogramm: 28 Investitionen im 
Bereich Datenverarbeitung (inclusive Datenbanken) können 
mit Investitionszuschüssen bis zu 20 Prozent und zinsgün-
stigen Darlehen unterstützt werden. 

Rheinland-Pfalz 
Von diesem Bundesland wird kein spezielles Programm im Be-
reich der Technologieförderung angeboten. Investitionen im 
Bereich Informations- und Kommunikationstechniken können 
jedoch mit dem Zinszuschußprogramm des Landes gefördert 
werden, das u.a. Rationalisierungs- und Modernisierungsin-

26 Vgl. Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordfhein-Westfalen : Wirschaftspolitik 
für Nordrhein-Westfalen -Zwischenbilanz des MWMT-, Düs-
seldorf 1987, s. 22 ff. 

27 Vgl. Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordfhein-Westfalen: Telekommunikations-
Produkte und -Dienstleistungen, Chancen für Hersteller 
und Anbieter in NRW, Düsseldorf 1988, s. 50. 

28 Vgl. Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordfhein-Westfalen: NRW Technologiepro-
gramm Wirtschaft und Programm Zukunftstechnologien, Düs-
seldorf 1985, s. 1-4. 
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vestitionen mittelständiger Betriebe unterstützt. Die För-
derung erfolgt durch Kreditzuschüsse in Höhe von 3,5 Pro-
zent p.a •• Regional beschränkt werden zusätzlich Rationali-
sierungs- und Erweiterungsinvestitionen bezuschußt . 

Saarland 
Mittelstands-Förderungsprogramm: Investitionen von Gewerbe-
treibenden und Freiberuflern, die der Errichtung, Erweite-
rung, Modernisierung, Rationalisierung oder Umstellung ih-
rer Betriebe dienen, können gefördert werden. Die Förderung 
erfolgt durch zinsgünstige Kredite bis zu einer Höhe von 
einer Millionen DM und einer Laufzeit von bis zu 15 Jahren. 

Schleswig-Holstein 
Mittelstands-Strukturprogramm: Investitionen von Gewerbe-
treibenden und Freiberuflern werden durch zinsgünstige Kre-
dite bis maximal 600 000 DM gefördert. Der Zinszuschuß be-
trägt 3 Prozent . Bei Existenzgründungen können Betriebsmit-
telkredite mit Zinszuschüssen zwischen 4 und 6 Prozent und 
zusätzlich Investitionszuschüsse, bei 'betriebsnotwendigen' 
Aufwendungen, bis zu 15 Prozent gewährt werden. Weitere 
Subventionen können für Betriebsberatungen bis zu einer Hö-
he von 60 Prozent der Kosten gewährt werden. 

2.2.1.1.2. Subventionierung von individuellen Beratungen 

Subventionen für individuelle Beratungen können für den Be-
reich organisatorische und technische Fragen der Betriebs-
führung in Anspruch genommen werden, wenn die Beratung ei-
ner Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens 
dient. 29 In diesen Bereich fallen auch Beratungen im Zusam-

29 Vgl. Bundesminister für Wirtschaft: Richtlinien des Bun-
desministers für Wirtschaft über die Förderung von Un-
ternehmensberatungen für kleine und mittlere Unternehmen 
vom 20. November 1989, Bonn 1989. 
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menhang mit der Kommunikationstechnik. Die Förderung er-
folgt in Form eines Zuschusses, der für eine allgemeine Be-
ratung 50 Prozent der berechneten Beraterhonorare und Spe-
sen beträgt und auf maximal 3 000 DM beschränkt ist. Bei 
Existenzgründungen und bis zu zwei Jahren danach beträgt 
der Zuschuß 60 Prozent der Beratungskosten bis maximal 
2 . 500 bzw. 3 . 000 DM . 30 

Voraussetzung, um einen Antrag auf Förderung stellen zu 
können, ist erstens die bezahlte Beratungsrechnung und 
zweitens ein qualifizierter Bericht des beauftragten Unter-
nehmensberaters. Die Anträge selbst werden über verschie-
dene Leitstellen abgewickelt, wie z.B. den Deutschen Indu-
strie- und Handelstag, die Gewerbeförderungsgesellschaft 
des Bundesverbandes der Selbständigen und den Zentral-
verband des Deutschen Handwerks . 

Speziell für Kleinbetriebe vermittelt das Rationalisie-
rungs-Kuratiorium der Deutschen Wirtschaft in Eschborn, das 
von Bund und Ländern gefördert wird, Betriebsberatungen, 
die in Höhe von 40 Prozent des Beratungshonorares bezu-
schußt werden. 31 

Grundvoraussetzung für eine Förderung durch die angeführten 
Förderprogramme ist jedoch, daß die Projekte bereits im 
Vorstadium die Gewähr für eine 'wirtschaftlich sinnvolle' 
Investition bieten. 

3 O Vg 1. ebenda. 

31 Vgl. Richter, H.: Investitionshilfen - Wie man Kommuni-
kationstechnik mit öffentlichen Zuschüssen optimal fi-
nanziert, a.a.o., s. 57. 
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2.2.1.2. Informations- und Beratungskonzepte 

Informations- und Beratungsaufgaben bezüglich der neuen 
telekommunikati ven Techniken werden von verschiedenen In-
stitutionen wahrgenommen. Im folgenden werden einige Kon-
zepte zur Förderung der Anwendung von Telekommunikation 
dargestellt. Es handelt sich hierbei nicht um einen voll-
ständigen und ausgewogenen Überblick, da die Entwicklungen 
in diesem Bereich außerordentlich schnell vorangehen und 
Informationen über neue Initiativen teilweise nur unzu-
reichend vorhanden sind. 

2.2.1.2.1. Information und Beratung durch die Deutsche 
Bundespost 

Die Deutsche Bundespost als Betreiber der öffentlichen 
Netze stellt die notwendige Infrastruktur zur Verfügung und 
bietet die Dienste und Dienstleistungen zur Nutzung dieser 
öffentlichen Netze an. 

Im Rahmen des Marketing der angebotenen Netze und Dienste, 
werden kundengerechte Informationen angeboten und Präsenta-
tionen der Anwendungsmöglichkeiten der einzelnen Dienste 
vorgenommen, bei denen besonders die mit der Anwendung ver-
bundenen wirtschaftlichen Vorteile im Vordergrund stehen. 

Neben den Informationsangeboten der Deutschen Bundespost, 
in Form von Broschüren, wie beispielsweise 'Das ISDN-Ange-
bot der Deutschen Bundespost• 32 , werden kostenlose ISDN-An-
wenderseminare33 im Bereich ISDN, BTX, TELEBOX u.a. durch-

32 Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 
(Hrsg . ): Das ISDN-Angebot der Deutschen Bundespost, Bonn 
1988. 

33 Vgl. Deutsche Bundespost: Post-Seminare 1989, Frankfurt 
1989. 
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geführt. Speziell für die junge Generation sowie kleine und 
mittlere Betriebe sind für Hessen in den Orten Heusenstamm, 
Wiesbaden und Kassel Informationszentren eröffnet worden, 
um die Zielgruppe an die Telekommunikation heranzuführen. 

Für betriebsspezifische Anwendungsprobleme bietet die Deut-
sche Bundespost eine spezielle Beratung vor Ort durch Tech-
nische Vertriebsberater an, die individuelle Lösungen für 
den entsprechenden Betrieb ausarbeiten. 34 

2.2.1.2.2. Innovations- und Technologieberatungsstellen 

Seit 1976 werden von der Bundesregierung Pilotprojekte zur 
Forschungs- und Technologieförderung in Form von Innovati-
onsberatungs- und Technologietransferstellen gefördert. 35 
Hauptträger sind die Industrie- und Handelskammern, die 
Handwerkskammern und das Rationalisierungskuratorium der 
deutschen Wirtschaft. Von den technologischen und ökonomi-
schen Beratungsdiensten profitieren vorrangig kleine und 
mittlere Unternehmen, die im besonderen auf Hilfestellungen 
und Beratungen angewiesen sind, um ihre Wettbewerbs- und 
Leistungsfähigkeit zu erhalten und zu steigern. 36 Dies gilt 
vor allem für Unternehmen im ländlich geprägten Raum. 

Innovations- und Technologieberatung 
Die· Innovations- und Technologie-Beratungsstelle Hessen 
beispielsweise stellt eine Gemeinschaftseinrichtung der 
zwölf hessischen Industrie- und Handelskammern dar. Sie hat 

34 Vgl. Hessicher Minister für Wirtschaft und Technik: Bei-
träge zur Wirtschaftspoltik in Hessen Heft 13 - Nutzung 
der Informations- und Kommunikationstechnik in Hessen, 
Wiesbaden 1987, S. 26 f. 

35 Vgl. Deutscher Bundestag: Raumordnungsbericht 1986 der 
Bundesregierung, a . a.o., s. 77. 

3 6 Vg 1. ebenda . 
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das Ziel, mit Hilfe gezielter Beratungen und Informationen 
über den Stand der Technik und deren Anwendung, die 
Wettbewerbsfähigkeit der hessischen Betriebe und die Stabi-
lisierung der Wirtschaftskraft der Unternehmen zu för-
dern.37 

Das Leistungsangebot der Innovations- und Technologie-Bera-
tungsstelle umfaßt die Unterstützung bei Kontakten zur Wis-
senschaft, Verwaltung und Wirtschaft, die Information über 
Technologietrends, Technologietransfer, Förderungsprogramme 
und Veranstaltungen und die Beratung in Form von Problem-
diagnosen, Lösungsvorschlägen, Leistungsvermittlungen, Kon-
taktvermittlungen und Literaturrecherchen. 38 Neben diesem 
Leistungsangebot besteht zusätzlich eine Informationsbe-
ratung über die Nutzungsmöglichkeiten von Datenbanken. 39 
Sämtliche Beratungen durch die Innovations- und Technolo-
gie-Beratungsstelle der hessischen Industrie- und Handels-
kammern sind kostenfrei. 

Technologietransfer 
Technologietransfer stellt eine konkrete Kooperation bei 
der Vermittlung, Entwicklung und wirtschaftlichen Nutzung 
von neuen Produkten und Verfahren zwischen Hochschulen und 
Unternehmen dar. 40 Die Kooperationen finden beispielhaft in 
folgenden Bereichen statt: 

37 Vgl. Innovations- und Technologie-Beratungsstelle Hes-
sen: Technologieberatung - Hilfe bei Forschung und Ent-
wicklung in Hessen, Frankfurt o.J •. 

38 Vgl. ebenda. 

39 Vgl. Innovations- und Technologie-Beratungsstelle der 
hessischen Industrie- und Handelskammern: Informationen 
aus Datenbanken - Beschaffung und Beratung, Frankfurt 
1989. 

40 Vgl. Allesch, J.: Regionale Entwicklung durch Technolo-
gietransfer, Innovation und Qualifikation - das Berliner 
Modell, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 131/1986 
vom 10.Juni 1986, Beilage 'Berater und Dienstleister•, 
S. BlS. 
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- Beratung und Hilfe bei Unternehmensgründungen und bei der 
Konzeptions- und Entwicklungsphase von Produkt- und Ver-
fahrensinnovationen, 

- Inanspruchnahme des Forschungspotentials der Hochschulen 
durch die Wirtschaft, 41 

- Technological Forecast-Foren in den Unternehmen sowie 
- Personaltransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. 42 

Technologietransferstellen wurden an Hochschulen und Fach-
hochschulen geschaffen, um den Technologie- und Wissens-
transfer zu fördern. Die Transferstellen haben in der Regel 
die Aufgabe 

- allgemeine Auskünfte über Leistungsmöglichkeiten zu 
erteilen, 

- fachliche Kontakte zu Professorinnen und Professoren zu 
vermitteln, 

- bei der Projektdefinition und -finanzierung unterstützend 
tätig zu werden, 

- Projekte in Absprache mit Trägern und Durchführenden or-
ganisatorisch vom Angebot bis zur Abrechnung abzuwickeln, 

- den Personaltransfer zwischen Hochschule und ihren Koope-
randen zu unterstützen und 
die interessierte Öffentlichkeit in geeigneter Weise über 
das Technologie- und Wissenstransferangebot zu informie-
ren.43 

Rechtlich selbständige Institutionen, wie beispielsweise 
das Institut für Wirtschaftsinformatik der Universität 

41 Beispielsweise in Form von Auftragsforschung. 

42 Vgl. Rürup, B. : Wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Perspektiven der Bundesrepublik Deutschland, München 
1989, s . 86. 

43 Vgl. Wirtschaftsjunioren der Industrie- und Handelskam-
mer Darmstadt mit Unterstützung der Stadt Darmstadt 
(Hrsg.): Handbuch für Technologietransfer, Darmstadt 
1989, s. 10. 
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Frankfurt, können außerhalb der Universitätsverwaltung Ver-
träge mit Mitarbeitern und Kooperationspartnern abschlies-
sen, was eine engere Verbindung zwischen Forschung und 
Lehre ermöglichen soll. 44 

zusätzlich besteht in einigen Ländern die Einrichtung von 
sogenannten Kontaktdozenten an Fachhochschulen, die techni-
sche und wirtschaftliche Beratungen durchführen. 45 

2.2 . 1.3 . Lokale und regionale Telematikvorhaben 

2.2.1.3.1. Teleport und Telehaus 

Teleport 
In Deutschland wurde die Teleport-Idee 1983 bekannt. 46 'Te-
leport' ist ein Modewort, mit dem unterschiedliche regiona-
le Projekte und Initiativen bezeichnet werden, ohne daß 
eine eindeutige Definition zugrundeliegt. 47 Für die ver-
schiedenen lokalen Initiativen wurden teilweise unter-
schiedliche Begriffe wie Teleport, Telecenter, Mediapark, 
Technoport und Teletopia verwendet . 48 Die deutsche Inter-
pretation des Begriffs Teleport, "als programmatische Be-

44 Vgl. Hessicher Minister für Wirtschaft und Technik: Bei-
träge zur Wirtschaftspoltik in Hessen Heft 13 - Nutzung 
der Informations- und Kommunikationstechnik in Hessen, 
a . a.o., s. 28. 

45 Vgl. Deutscher Bundestag: Raumordnungsbericht 1986 der 
Bundesregierung, a.a.o., s. 77 . 

46 Vgl. Lange, s. u.a.: Telematik und regionale Wirt-
schaftspolitik, a.a . o., s . B-17. 

47 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikationsent-
wicklung auf Anwender, a.a.o., s. 51. 

48 Vgl. Lange, s.: Teleports - Entstehung und Förderung der 
Telematik, in: Innovation und Management, Heft 3, 1986, 
s. 287. 
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zeichung für unterschiedliche lokale Vorhaben, in denen 
kommunikationstechnische Infrastruktur für lokale und welt-
weite Schmal- und Breitbandkommunikation und wirtschaftli-
che Entwicklung miteinander verbunden werden1149 , scheint 
sich durchzusetzen. Die Begriffsbildung ist jedoch noch 
nicht abgeschlossen . 

zur Förderung des Austausches von Informationen zwischen 
den Initiativen, entstand 1984 die World Teleport Associa-
tion (WTA). Bisher haben vier Welt-Teleport-Kongresse 
stattgefunden. Die Welt-Teleport-Konferenzen in Tokio 1985, 
in Amsterdam 1986 und in San Franzisco 1987 haben sich pri-
mär mit den Planungen der Teleports beschäftigt. 50 Auf der 
vierten Welt-Teleport-Konferenz in Köln 1988 standen erste 
Erfahrungsberichte an . Themen der Arbeitsgruppen waren 

- stadtplanerische und regionale Aspekte der Teleports, 
- technische Lösungen für die interne Kommunikation von 

Teleports, 
- Teleports als Dienstleistungszentren für elektronische 

Medien, 
- Teleports als Dienstleistungszentren für die Geschäfts-

kommunikation sowie 
- Telekommunikation zwischen Deregulierung und Nutzerin-

teressen.51 

Mit Beginn der Werbung für den Teleport New York hat die 
Idee in der Telematik ein neues Instrument der lokalen 

49 Lange, S.: Teleports: Neue Aufgaben für die kommunale 
Wirtschaftspolitik, in: ONLINE 87, 10. Europäische Kon-
greßmesse für Technische Kommunikation, Hamburg 1987, s. 
l7. 1.08. 

50 Vgl. Lange, S.: Neue Aufgaben für die kommunale Wirt-
schaftspolitik, in: Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, 
Hannover 1987, s. 510. 

51 Vgl. Lange, S.: Lokales Potential für den Weltmarkt, in: 
net, 42 , Heft 9, 1988, s. 334. 
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Wirtschaftspolitik zu sehen, weltweit Anhänger gefunden. 
Lokale Initiativen gibt es im Ausland neben New York, bei-
spielsweise in Yokohama, London und Amsterdam und in der 
Bundesrepublik in Bremen, Köln und Karlsruhe . Die Initia-
tiven werden von der privaten Wirtschaft, den Kammern, den 
Städten, den Infrastrukturbehörden und den Postverwaltungen 
getragen . 52 

Auslösender Faktor für die Entstehung der amerikanischen 
Teleports sind die lokalen Defizite der kommunikationstech-
nologischen Infrastruktur und das Fehlen eines flächendek-
kenden Angebotes der Dienste zu einheitlichen Gebühren. 53 

Die Infrastruktur der Telematik stellt somit in den Verei-
nigten Staaten einen Standortfaktor dar, der Unternehmens-
entscheidungen beeinflussen kann. 

Die Deutsche Bundespost bietet im Vergleich zum Ausland 
neue Fernmeldedienste relativ schnell flächendeckend und zu 
gleichen Bedingungen an. Solang dies gewährleistet ist, 
können sich die lokalen Initiativen in der Bundesrepublik 
Deutschland verstärkt auf die Anwendungsförderung konzen-
trieren. Im Vergleich zu den USA besteht in der Anwendung 
der angebotenen Fernmeldedienste und der Entwicklung kun-
denorientierter Angebote das größte Defizit. 54 "Der inter-
regionale Wettbewerb in Deutschland in bezug auf die Tele-
matik entsteht also nicht, wie in den USA, aufgrund von re-
gionalen Unterschieden in der kommunikationstechnischen In-
frastruktur, sondern in bezug auf neue Dienstleistungen, 
die die Telematik für die Wirtschaft nutzbar machen. 1155 

52 Vgl. Lange, s.: Teleports - Entstehung und Förderung der 
Telematik, in: Innovation und Management, a.a.o., 
s. 285. 

53 Vgl. ebendas. 285. 

54 Vgl. Lange, s.: Neue Aufgaben für die kommunale Wirt-
schaftspolitik, in: Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung (Hrsg . ): Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a . o., s. 508. 

55 Ebendas . 509 . 
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Teleport-Vorhaben mit jeweils unterschiedlichen Ausprägun-
gen bestehen in der Bundesrepublik Deutschland in Köln, 
Bremen und Karlsruhe. 56 

Mit dem Konzept des 'MediaParks' soll in Köln die Idee ei-
ner Verbindung von Stadtplanung und Telekommunikation 
realisiert werden. "Der Mediapark als neuer Stadtteil soll 
Firmen und Organisationen aus den Bereichen neue Medien, 
Kunst und Kultur, Aus- und Weiterbildung, Forschung und 
Entwicklung einen attraktiven Standort bieten, der mit mo-
derner Kommunikationsinfrastruktur ausgestattet wird und 
über kurze Wege die persönliche Kommunikation zwischen den 
Fachleuten erlaubt. 1157 Folgende Nutzungen sollen im Medien-
park gebündelt realisiert werden: 

- die Medienproduktion, 
- die geschäftliche Kommunikation und Informationsverarbei-

tung, 
- die Präsentation der Möglichkeiten der Telekommunikation 

und Informationsverarbeitung, 
- die Forschung und Ausbildung im Bereich der Informations-

und Kommunikationstechniken und 
- die dazugehörigen Dienstleistungen. 58 

Bremen bietet eine andere Interpretation von Teleport. Die 
Verbindung von wirtschaftlicher Entwicklung und Technik do-
miniert gegenüber der Stadtplanung. Der Produktionsfaktor 
'Information und Kommunikation' soll gezielt verstärkt wer-
den und die Standortqualität der Hansestadt Bremen erhöhen. 
Dafür wurde ein spezielles wirtschaftsstrukturpolitisches 

56 Vgl. Lange, s.: Lokales Potential für den Weltmarkt, 
a.a.o., s. 338. 

57 Ebenda. 

58 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, Fraunhofer-
Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung 
(Hrsg.), Karlsruhe 1987, s. 44. 
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Aktionsprogramm59 geschaffen, daß bis 1995 innovative und 
zukunftsweisende Vorhaben der Telematik fördert. 60 Neben 
der regionalen Förderung sollen neuartige Telekommunikati-
ons-Dienstleistungen entstehen, die sowohl regional als 
auch bundes- oder weltweit angeboten werden. 

Ein Beispiel hierfür ist das im Juni 1989 eröffnete Tele-
kommunikationslabor der Bremer Universität. Zielsetzung des 
Labors ist die Analyse von Anwendungen und Möglichkeiten 
der vorhandenen Dienste, um Leitsätze für die Auswahl maß-
geschneiderter 
Mittelbetriebe 

Telekommunikationslösungen für Klein- und 
zu erarbeiten. 61 Das mit Anschlüssen und 

Endgeräten ausgestattete Labor wird von Bremen drei Jahre 
finanziert, anschließend sollen die entwickelten Beratungs-
konzepte von Innovations- und Unternehmensberatern und den 
Handwerks- und Handelskammern genutzt werden. 62 

Ein weiteres Beispiel ist das eigentliche Bremer Teleport-
Projekt. 63 Der Teleport-Bremen soll der Seehafenverkehrs-
wirtschaft, den Handelshäusern, den Banken und Versicherun-
gen als Dienstleistungszentrum dienen, indem Daten und In-
formationen über ein Kommunikationszentrum weltweit versen-
det und empfangen werden. Das Fraunhofer-Institut für Sy-
stemtechnik und Innovationsforschung hat die Rolle des Or-
ganisators, Stifters von Kooperationen, Ideenlieferanten, 
Beraters für Unternehmen und Behörden, Informationsbeschaf-
fers und Evaluators übernommen. unterstützt wird das Insti-

59 Siehe auch Kapitel 2.3.1.1.1. 

60 Vgl. Lange, s.: Lokales Potential für den Weltmarkt, 
a.a.o., s. 335. 

61 Vgl. o.v.: Telekommunikationslabor soll kleine und mitt-
lere Unternehmen beraten, in: VDI-Nachrichten, Bremen 
30.06.89 . 

62 Vgl. ebenda. 

63 Vgl. Lange, s.: Lokales Potential für den Weltmarkt, 
a . a.o., s. 335. 
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tut zusätzlich durch einen 'Telematik-Promotor', der vor 
Ort für die Umsetzung der Ziele des Förderprogramms zustän-
dig ist . 64 

Karlsruhe interpretiert Teleport im Sinne von 'Stadtent-
wicklung und Telematik' . Obwohl in Karlsruhe der Begriff 
Teleport als solcher nicht verwendet wird , kann die Summe 
der Vorhaben in Karlsruhe doch als Teleport bezeichnet wer-
den.65 

Unter dem Namen 'Zentrum für Informations- und Kommunikati-
onstechnologien' (ZIK) wurde 1988 der Teleport in Karls-
ruhe, als Tochter des IHK-Bildungszentrums eröffnet . Das 
Zentrum soll Chancen und Risiken technisch-wirtschaftlicher 
Entwicklungen aufzeigen und die notwendigen Anwendungspro-
zesse fördern . Weiterhin wird der Ausbau von Informations-
und Beratungslücken sowie die Beseitigung von Anwendungs-
hemmnissen angestrebt. 66 

In Köln, Bremen und Karlsruhe entstehen mit den Teleports 
neue Instrumente einer lokalen Wirtschaftsförderung, die 
über den eigentlichen Teleport-Ansatz hinausgehen. Neben 
den Großstädten ist diese Entwicklung auch in kleineren 
Städten wie beispielsweise in Nordhorn, in Niedersachsen an 
der Grenze zu Holland festzustellen, wo das 'Telehaus Nord-
horn' 1988 in Betrieb genommen wurde. 67 

64 "gl. ebenda. 

65 Vgl. Lange, s.: Teleports - Entstehung und Förderung der 
Telematik, in: Innovation und Management, a.a.O., 
s . 287. 

66 Vgl. Lange, s . : Lokales Potential für den Weltmarkt, 
a.a.o . , s. 338. 

67 Vgl. ebenda. 
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Telehaus 
Der Begriff Telehaus wurde 1984 vom Fraunhofer-Institut für 
Systemtechnik und Innovationsforschung eingeführt. 68 Die 
Grundidee stellt das Ausgliedern von innerbetrieblichen 
Aufgaben mehrerer Unternehmen dar, die von einer zentralen 
Stelle ausgeführt werden sollen. Grundsätzlich bieten sich 
drei Organisationsformen an: 

- das originäre Telehaus(= Ansiedlung von mehreren Unter-
nehmen in einem Gebäude), 
das kooperative Telehaus(= Gründung einer Unternehmung 
durch mehrere Kooperationspartner, die gleichzeitig Teil-
haber des Unternehmens sind) und 

- das konvertierte Telebaus(= Neugründung eines Unterneh-
mens, das als Dienstleistungsbetrieb die Aufgaben der 
Kunden erledigt). 69 

Das Telehaus in Nordhorn ist in einem Anbau des Technolo-
gie- und Gründerparks Nordhorn untergebracht. In den ersten 
fünf Jahren wird das Telehaus als eigenständige Abteilung 
der Betriebsgesellschaft 'Innovation-Technologie-Nordhorn 
GmbH' geführt, die auch den Technologie- und Gründerpark 
leitet. Die Finanzierung des Telehauses in Höhe von voraus-
sichtlich 1,035 Millionen DM, soll mit einer Förderung 
durch die Gemeinschaftsaufgabe (80%), einer Förderung durch 
den Landkreis (10%) und einer Förderung duch die Stadt 
(10%) gewährleistet werden. 70 

Die geplanten Nutzungen und Einrichtungen im Telehaus um-
fassen: 

68 Vgl. Lange, s. u.a.: Lokale Initiativen zur Förderung 
der Anwendungen der Telekommunikation, a.a.o., s. 147. 

69 Vgl. ebenda. 

70 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s. 
82. 
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- Datenbankrecherchen über Datex-P, 
- Videokonferenzen, 
- Bildschirmtext und Mailbox, 
- Ausstellungen und Werkstatt, 
- Schreibdienst mit Teletex sowie 
- Büro mit Telefon und Telefax. 71 

Die Zielgruppe des Telehauses sind kleine und mittlere Un-
ternehmen im ländlichen Raum. Neben der kostengünstigen ge-
meinsamen Nutzung der neuen Telekommunikationstechniken 
werden ergänzende Dienstleistungen wie Information, Schu-
lung und Beratung angeboten, die auf die konkreten Bedürf-
nisse der Unternehmen zugeschnitten werden. Im Detail sol-
len folgende Dienstleistungen angeboten werden: 

- die Vermittlung von Übersetzungen bei Fachbüros im In-
und Ausland, 

- die Vermittlung von Wirtschaftsauskünften und Durchfüh-
rung von Datenbankrecherchen, 

- die Durchführung von Video- und Telekonferenzen, 
- die Vorstellung, Vermittlung und betriebsspezifische Eig-

nungsprüfung von Hard- und Software-Angeboten, 
eine Übungswerkstatt und ein Telefonladen, 

- Schulungen zur Anwendung von Informations- und Kommunika-
tionstechniken, 

- die Beratung zum Einsatz von Informations- und Kommunika-
tionstechniken für bestimmte Betriebs- bzw. Anwendungsbe-
reiche und 

- die Unterstützung und Kontaktvermittlung bei einschlägi-
gen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten . 72 

Das Telehaus-Projekt im Technologie- und Gründerpark Nord-
horn zeichnet sich einerseits durch eine grenzüberschrei-
tende Orientierung73 und andererseits durch ein sehr weit-
gehendes kommunales Engagement aus. Die Stadt Nordhorn hat 

71 Vgl . ebenda. 

72 Vgl . Lange, S.: Telematik - Neue Aufgaben für die kommu-
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im Bereich der Informations- und Kommunikationsanwendungen 
eine ausgeprägte Promotorrolle übernommen und will diesbe-
zügliche Anwendungen, in Form von weiteren Demonstrations-
projekten74, in der Region vorantreiben . 75 

2.2.1.3.2. Technologie- und Gründerzentren 

Technologie- und Gründerzentren gibt es seit Beginn der 
80er Jahre. Im März 1989 gab es 73 solcher Innovationszen-
tren in der Bundesrepublik Deutschland, die am stärksten 
auf die Länder Baden-Württemberg und Nordrhein- Westfalen 
konzentriert sind (siehe Abbildung 2.3). 76 Die Technologie-
und Gründerzentren mit differenziertem Informations- und 
Kommunikationsangebot stellen mit 25 Zentren77 die dominie-
rende Anwendungsform im Bereich der Informations- und Kom-
munikations-Anwendungen auf Bundesebene dar. 78 Bei der 
räumlichen Verteilung dieser Einrichtungen sind die großen 

nale Wirtschaftspolitik, in: Städte- und Gemeindebund, 
a.a.o., s. 135 . 

73 Bedingt durch die Kooperation mit der Technischen Hoch-
schule in Enschede und durch potentielle Nutzer aus der 
Industrieregion Twente aufgrund der niedrigeren Gebüh-
ren . 

74 Beispielsweise im Bereich des Datentransfer zwischen La-
borbetrieben und im Bereich der Verkehrslenkung einer 
internationalen Spedition . 

75 Vgl. Georgieff, P. u . a . : Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a . a.o., s . 
85 . 

76 Vgl. Mock, W. : Stützen des Strukturwandels, Technologie-
zentren : Ein wichtiger Faktor regionaler Wirtschaftspo-
litik, in : VDI-Nachrichten Nr. 16, 21. April 1989, S. 
22 . 

77 Stand September 1986. 

78 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a . a . o . , s. 
32. 
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Abbildung 2 . 3: Technologie- und Gründerzentren79 
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79 Quelle: Mock, W. : Stützen des Strukturwandels, Techno-
logiezentren: Ein wichtiger Faktor regionaler Wirt-
schaftspolitik, a.a.o., s. 22 . 
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und mittleren Zentren begünstigt, "da die überörtlichen 
Fördermittel an das Vorhandensein einer technisch orien-
tierten Universität oder Fachhochschule gebunden sind1180 • 

Technologiezentren, Innovations- und Gründerzentren, Tech-
nologiehöfe und -fabriken sind Begriffe, die synonym für 
die Technolgie- und Gründerzentren verwendet werden. Unter 
dem Begriff eines Technologie- und Gründerzentrums wird 
"eine Standortgemeinschaft von relativ jungen und zumeist 
neu gegründeten Stammunternehmen verstanden, deren betrieb-
liche Tätigkeit vorwiegend in der Entwicklung, Produktion 
und Vermarktung technologisch neuer Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen liegt1181 und die im Zentrum auf zentrale 

Dienstleistungen wie Telefon-, Post- und Schreibdienste und 
Informations- und Beratungsangebote82 zurückgreifen können. 

Die Ziele der Initiatoren der Technologie- und Gründerzen-
tren sind 

- die Intensivierung des Technologietransfers, 
- die Schaffung von Synergieeffekten durch eine Zusammenar-

beit der im Zentrum ansässigen Unternehmen und 
- eine Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 

durch die Ansiedlung von technologie- und wachstumsinten-
siven Industriezweigen. 83 

80 Funck, R.: Technologiepolitik und räumliche Struktur, 
in: Böventer, von E. (Hrsg.): Regionale Beschäftigung 
und Technologieentwicklung, a.a.o., s. 126. 

81 Sternberg, R.: Technologie- und Gründerzentren als In-
strument kommunaler Wirtschaftsförderung, a.a.o., s. 86 
und Fiedler, H.; Wodtke, K.: Technologiezentren in der 
Bundesrepublik Deutschland 1988, Berlin 1988, S. 37 f. 

82 Z.B. im Bereich Marketing, Finanzierung und Buchführung. 

83 Vgl. Rürup, B.: Wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Perspektiven der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s. 
86. 
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Das Leistungsangebot der Technologie- und Gründerzentren 
umfaßt in der Regel subventionierte Produktionsräume, ge-
meinsame Infrastruktureinrichtungen und Informations-84 und 
Beratungsmöglichkeiten. 85 Die Unternehmen können diese Lei-
stungen meistens maximal fünf Jahre in Anspruch nehmen und 
müssen sich dann selbständig weiterentwickeln. 86 

Ein Beispiel für ein Technologie- und Gründerzentrum mit 
einem größeren Angebot an neuen Informations- und Kommuni-
kationstechniken stellt das Saarbrücker Innovations- und 
Technologie-Zentrum dar . Die Initiative zur Gründung des 
Zentrums ging von der Stadt, insbesondere vom Oberbürger-
meister aus, wobei vom Land und der Europäischen Gemein-
schaft 36 Prozent der voraussichtlichen Gesamtkosten des 
Projektes getragen werden. Auch die laufenden Kosten der 
Gemeinschaftseinrichtungen und des Zentrum-Managements wer-
den vom Land und der Europäischen Gemeinschaft mitfinan-
ziert. 87 

Dem Zentrum steht, im Verhältnis zu den anderen Zentren in 
Deutschland, das größte Areal zur Verfügung , das zum Groß-
teil allerdings noch unbebaut ist . Ende 1986 haben im Zen-
trum insgesamt 18 junge Unternehmen gearbeitet, die insge-
samt 118 Mitarbeiter beschäftigen. Die Unternehmer stammen 
überwiegend nicht aus der Region. 88 Zusätzlich sind im Zen-

84 Z.B. über mögliche Technologietransfers und Förderungs-
programme . 

85 Vgl. Funck, R.: Technologiepolitik und räumliche Struk-
tur, in: Böventer, von E. (Hrsg.): Regionale Beschäfti-
qung und Technologieentwicklung, a . a.o., s. 126. 

86 Vgl . Mock, W.: Stützen des Strukturwandels, Technologie-
zentren: Ein wichtiger Faktor regionaler Wirtschaftspo-
litik, a.a.o., s. 22. 

87 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s . 
53. 

88 Vgl. Sternberg, R.: Technologie- und Gründerzentren als 
Instrument kommunaler Wirtschaftsförderung, a.a.o., 
s. 167. 



144 

trum zwei Forschungseinrichtungen der Fachhochschule des 
Saarlandes angesiedelt. 

Die Kaltmiete für Existenzgründer beträgt mit 5,- DM je qm 
ca. die Hälfte der marktüblichen Kosten und ist zunächst 
auf drei Jahre befristet. Die Nebenkosten betragen 4,- DM 
je qm.89 

Als zentrale Service-Einrichtungen werden im Zentrum 

- eine Telefonzentrale und Anmeldung, 
- ein Sekretariat mit Telefax, Telex, Textverarbeitung und 

Kopiergerät, 
- mehrere Personalcomputer mit Drucker, 
- eine Bibliothek, 
- verschiedene Schulungs- und Besprechungsräume mit audio-

visuellen Hilfsmitteln sowie 
- eine Kantine angeboten. 90 

Das Beratungsangebot des Zentrums umfaßt die Gründerbera-
tung, die Finanzierungsberatung, die Buchhaltung und eine 
Marketingberatung. Zusätzlich besteht mit dem Institut zur 
Förderung von Existenzgründungen eine Kooperationsvereinba-
rung, die eine betriebswirtschaftliche Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeit für technisch vorgebildete Gründer bein-
haltet. 91 Eine Technologieberatung wird vom Zentrum direkt 
nicht angeboten. Entsprechende Beratungsleistungen werden 
durch die Zentrale für Produktivität und Technologie Saar 
wahrgenommen. 

Das Innovations- und Technologie-Zentrum Saarbrücken sie-
delt verstärkt Unternehmen im Bereich neuer Informations-
und Kommunikationstechniken an. Für die Zukunft ist ein Re-

89 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s. 
55. 

90 Vgl. ebendas. 54. 
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chenzentrum für graphische Anwendungen und Ausbildungslehr-
gänge im Bereich der Anwendung neuer Informations- und Kom-
munikationstechniken geplant. Das Zentrum sieht sich als 
öffentliche Initiative zur Technologieförderung in altindu-
striellem Gebiet, das unter anderem auch neue Informations-
und Kommunikationstechniken fördern will . 92 

2.2.1.3.3. Einschlägige Informations- und Beratungseinrich-
tungen 

Einschlägige Informations- und Beratungseinrichtungen in 
der Bundesrepublik Deutschland im Bereich der Informations-
und Kommunikationsanwendungen umfassen räumlich konzen-
trierte Angebote mit gezielten Informations- und Beratungs-
leistungen. Neben den Informationstechnik-Zentren der Ge-
sellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung existieren 
einschlägige Informations-, Beratungs- und Transferstellen 
bei Kammern, Hochschulen und Fachverbänden, die für kleine 
und mittlere Unternehmen herstellerneutrale Beratung, In-
formation und Demonstration zum Einsatz neuer Informations-
und Kommunikationstechniken und -dienste anbieten . 93 

Beispielhaft werden im folgenden das Informationstechnik-
Zentrum Köln, das ostfriesische regionale Informationstech-
nikzentrum und das bayerische Telekommunikationszentrum 
MüTel dargestellt. 

Informationstechnik-Zentrum Köln 
Das Informationstechnik-Zentrum Köln ist im gleichen Gebäu-

92 Vgl. ebendas. 59. 

93 Vgl . Gundrum, U.: Regionale Telematikanwendungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Der Städtetag, 11, 1987, 
s. 677-682. 
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de untergebracht wie das Technologiezentrum Köln. Initiiert 
wurde es von der Kölner Technologierunde und der Ge-
sellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung und wird 
unter der Beteiligung der Stadt Köln, des Erftkreises, des 
Rheinisch-Bergischen und des Oberbergischen Kreises, der 
Stadt- und Kreissparkasse und der Kölner Bank von 1867 
betrieben. 94 Die Anlauf-Verluste werden anteilig vom Land 
Nordrhein-Westfalen übernommen. 

Die Aufgaben des Informationstechnik-Zentrums sind die In-
formation, Schulung und Beratung über die Anwendung der In-
formationstechnik für Kleinbetriebe, Arbeitnehmer und für 
die Öffentlichkeit im Bereich der Wirtschaftsregion Köln. 95 

Zusätzlich soll durch Kooperationen mit anderen Ausbil-
dungsinstitutionen und durch gezielte Vermittlungen zwi-
schen Informations- und Kommunikationsanbietern und -Anwen-
dern die regionale Ausbildungs- und Marktsituation verbes-
sert werden. 96 

Die Ausstattung des Zentrums umfaßt Teletex, Telefax, Te-
lex, Btx, Datex-P und verschiedene Mikrocomputer mit Soft-
ware. An Schulungen werden diverse Seminare angeboten, wie 

- eintägige Einführungen in die Informationstechnik, 
- Grundlagenseminare für alle Adressaten und 
- Fachseminare für den Handwerksbereich . 97 

94 Vgl. Georgieff, P. u.a . : Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s. 
41. 

95 Vgl. Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technolo-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Zukunfts-
werkstatt Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 1989, s. 89. 

96 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telema-
tik-Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o . , 
s. 41. 

97 Vgl. ebenda. 
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Die Grundlagen- und Fachseminare dauern 2 bis 3 Tage und 
können durch praktische Übungen und durch betriebsspezifi-
sche Beratungen ergänzt werden. 

Da das Infomationstechnik-Zentrum seine Tätigkeit erst seit 
Oktober 1986 ausübt, kann über die Zielerreichung des Zen-
trums noch nicht geurteilt werden. Unabhängig davon ist das 
einschlägige Dienstleistungsangebot der Region deutlich 
verbessert worden. 

ostfriesisches regionales Informationstechnikzentrum 
In Anlehnung an das Konzept der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung ist beabsichtigt die Abteilung Infor-
mationstechnik der Gemeinnützigen Ausbildungsgesellschaft98 
mit der Übungswerkstatt Datentechnik zum ostfriesischen 
regionalen Informationstechnikzentrum auszubauen. Mit der 
Übungswerkstatt als Grundstock soll das Informationstech-
nik-Zentrum in mehreren Abschnitten fertiggestellt wer-
den.99 unterstützt wird das Projekt vom Wirtschaftsmi-
nisterium des Landes Niedersachsen, das im ersten Abschnitt 
90% der Kosten fördert. 

Die mit dem Vorhaben verbundenen Zielsetzungen sind 

- das Auslösen von Impulsen für Modernisierungen der 
Betriebe, 

- die Motivierung zu Erweiterungen des Leistungsangebotes 
der Betriebe, 
die Förderung von Kooperationen sowie 

- die Verbesserung der Anbindung der strukturschwachen Re-
gion an das Bundesgebiet, 100 

98 Die im Januar 1983 vom Landkreis Aurich gegründet wur-
de. 

99 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telema-
tik-Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., 
s. 41. 

100 Vgl. ebendas. 72. 
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wobei das Zentrum ingesamt einen Beitrag zur Verminderung 
der starken Arbeitslosigkeit in Ostfriesland leisten soll. 
Dies ist durch die Aus- und Fortbildung sowie Umschulung 
von Arbeitslosen, die individuelle Information und Beratung 
kleiner und mittlerer Betriebe, die Initiierung und Durch-
führung von beispielhaften Projekten zur Informations- und 
Kommunikations-Anwendung in der Region und die Einrichtung 
eines Telehauses mit umfassendem Technik- und Diensteange-
bot sowie Telearbeitsplätzen beabsichtigt. Als Adressaten 
des Leistungsangebots sind im Schulungsbereich überwiegend 
arbeitslose Jugendliche und im Informations-, Beratungs-
und Entwicklungsbereich kleine und mittlere Handwerks- und 
Dienstleistungsbetriebe sowie öffentliche Einrichtungen 
vorgesehen. Für interessierte Firmen besteht die Möglich-
keit, Telearbeitsplätze in Anspruch zu nehmen. 101 

Mit dem Ausbau des Leistungsangebots der gemeinnützigen 
Ausbildungsgesellschaft im Bereich herstellerneutrale In-
formation und Beratung, sollen die Informations- und Kommu-
nikationsanwendungen in den kleinen und mittleren Betrieben 
der Region verstärkt werden. Eine dauerhafte Senkung der 
Arbeitslosigkeit in der Region wird jedoch mit dem entste-
hen von technologieorientierten Unternehmen zusammenhängen, 
die langfristig die im Zentrum ausgebildeten und damit hö-
her qualifizierten Arbeitslosen beschäftigen können. 

Erstaunlich ist im Fall des ostfriesischen Informations-
technik-Zentrums das starke Engagement des Landes Nieder-
sachsen. Zusätzlich zur Förderung durch die Gemein-
schaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur werden Landesmittel im Bereich neuer Informations-
und Kommunikationstechniken und -dienste eingesetzt. In 
strukturschwachen Landesteilen soll gezielt Nachfrage sti-
muliert werden, um die Deutsche Bundespost zu einem ent-
sprechenden Netz- und Diensteangebot102 zu bewegen. 103 

101 Vgl. ebendas. 74. 

102 Beispielsweise über flexible Netzelemente. 
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Bayerisches Telekommunikationszentrum MüTel 
Das bayerische Telekommunikationszentrum MüTel ist im Mai 
1989 im Münchner Technologiezentrum angesiedelt worden und 
gilt als bisher in der Bundesrepublik Deutschland einmalige 
konzertierte Aktion der Wirtschaft - Hersteller und Nutzer 
- in Zusammenarbeit mit staatlichen und wissenschaftlichen 
Institutionen und der Deutschen Bundespost. 104 Neben dem 
ISDN-Center der Nixdorf AG besteht somit in München die 
Möglichkeit einer herstellerunabhängigen Telekommunikati-
onsberatung.105 

Das MüTel wurde 1987 unter der Schirmherrschaft des bayeri-
schen Staatsministers für Wirtschaft und Verkehr gegründet. 
unterstützt wurde es vor allem vom Förderkreis Neue Techno-
logien, der Industrie- und Handelskammer, der Deutschen 
Bundespost und dem Freistaat Bayern. 106 Zusätzliche Unter-
stützung erhält das MüTel, das von der Rechtsform her ein 
Verein ist, durch seine Mitglieder aus der Wirtschaft. Dies 
sind unter anderen die Firmen Siemens, AT&T Deutschland, 
Philips, Stollmann und Telenorma. 107 

Zielsetzung des MüTels ist eine umfassende und unabhängige 
Information potentieller Anwender von Telekommunikations-
diensten im ISDN . Vor allem kleine und mittelständische Be-

103 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telema-
tik-Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., 
s. 76. 

104 Vgl. Schambeck, H. : Unterstützung für den Mittelstand, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 241 vom 
17.10.89, S. B8. 

105 Vgl . o . v.: MüTel eröffnet ISDN-Beratungscenter in Mün-
chen, in: ISDN report, Mai 1989. 

106 Vgl. o.V.: Informationsblatt MüTel e.V., München 1989. 

107 Vgl. Ewe, J.: Otello soll es richten, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung Nr. 67 vom 20. März 1990, s. B5. 
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triebe und Freiberufler sollen gefördert und in die Lage 
versetzt werden, geeignete individuelle Telekommunikations-
infrastrukturen aufzubauen. Durch die Einbindung in das 
Bayerische Technologieberatungsprogramm können die Bera-
tungskosten bis zu 90 Prozent gefördert werden . Schwerpunkt 
der bayernwei ten Tätigkeit ist die Schulung und Beratung, 
die durch eine Dauerausstellung von Telekommunikations-End-
geräten, die zu Modell-Arbeitsplätzen konfiguriert sind, 
ergänzt wird. 108 

Zur Unterstützung der Beratung wurde im MüTel das Bera-
tungsprogramm OTELLo109 entwickelt. Eine Beratung im Rahmen 
des OTELLO-Programms erfolgt in vier Stufen: 110 

1. OTELLO I - Erstellung eines Telematikkonzeptes 
In der ersten Stufe wird eine Analyse der vorhandenen 
Bürotechnologien, der externen Kommunikationsflüsse und 
der im Zusammenhang stehenden Kosten durchgeführt. 
OTELLO I schließt mit einem Grobkonzept ab, das Ansätze 
zur Effizienzsteigerung und Kostenreduzierung im Ver-
waltungsbereich darlegt. 

2. OTELLO II - Feinanalyse pro Arbeitsplatz 
Otello II beinhaltet die Analyse der internen Kommuni-
kationsbeziehungen und Empfehlungen zur Geräteausstat-
tung. Unter Berücksichtigung der bereits existierenden 
Endgeräte und des vorgegebenen Investitionsrahmens, 
werden in einem Feinkonzept die Vorraussetzungen für 
einen effektiven Telematik-Einsatz dargestellt und 

108 Vgl. Schambeck, H.: Unterstützung für den Mittelstand, 
a.a.o .. 

109 OTELLO steht für Optimierung der Telekommunikation in 
der betrieblichen Organisation. 

110 Vgl. o.V.: ISDN-Kommunikationsmöglichkeiten für die Zu-
kunft - Telekommunikationsberatung für den Mittelstand, 
in: Deutsche Handwerks Zeitung vom 21. April 1989. 
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unterschiedliche Arbeitsplatztypen 

3. OTELLO III - Hilfestellung bei der Installation 
Mit Hilfe des Feinkonzeptes wird das Gesamtkonzept er-
stellt, das die Basis für die Einholung von Angeboten 
darstellt. Nach der Konfigurationsentscheidung durch 
den Unternehmer wird die Realisierung des Konzeptes von 
MüTel überwacht und durch Trainings-Seminare im Bereich 
der ISDN-Geräte-Nutzung unterstützt. OTELLO III soll 
mit einer funktionsfähigen Kommunikations-Infrastruktur 
abgeschlossen werden. 

4. OTELLO IV - Betreuung auch nach der Inbetriebnahme 
Die letzte Stufe von OTELLO beinhaltet das Controlling. 
Über einen längeren Zeitraum wird überprüft, ob das 
!ronzept funktionsfähig und noch zeitgemäß ist oder 
Anpassungen an Neuentwicklungen notwendig werden. 

Das Programm OTELLO erlaubt zusätzlich die Durchführung 
einer ersten 'Blitzanalyse' mit einer technischen und be-
triebswirtschaftlichen Auswertung. Dies ermöglicht potenti-
ellen Anwendern eine erste Kosten-Nutzen-Abschätzung des 
ISDN-Einsatzes . 

In den Jahren von 1987 bis 1989 konnten durch MüTel mehr 
als 2000 kleine und mittelständige Unternehmen informiert 
werden. Vor allem mittelständische Unternehmen, die keine 
firmeneigenen Kommunikationsfachleute zur Verfügung haben, 
sind auf solche Institutionen angewiesen, die, neben den 
technischen Möglichkeiten, den betriebswirtschaftlichen 
Nutzen für das zu beratende Unternehmen herausarbeiten. 111 

111 Vgl . Schmidt, E.: Interesse an neuem Fernmeldedienst 
ist noch gering - ISDN überfordert den Mittelstand, in: 
VDI-Nachrichten Nr. 21 vom 26. Mai 1989, s. 22. 
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2.2.1.3.4. Öffentliche Betriebsversuche 

Vor der Einführung von neuen Fernmeldediensten werden durch 
die Deutsche Bundespost technische Betriebsversuche durch-
geführt, die auch als sogenannte Pilotprojekte bezeichnet 
werden. Die Betriebsversuche der Deutschen Bundespost wer-
den im folgenden unter dem Begriff 'Öffentliche Betriebs-
versuche' zusamrnengefaßt. 112 

Die öffentlichen Betriebsversuche lassen sich grundsätzlich 
in zwei Formen untergliedern: 

- den postbezogenen Test, der aus den verschiedenen firmen-
individuellen Lösungen die zukünfige Serientechnik her-
auskristallisiert und 

- den anwenderbezogenen Test, in dem die Anwendungen und 
ihre Einbindung in den neuen Dienst und die Endeinrich-
tungen getestet werden und die Versuche aus normungs- und 
datenschutzmäßiger Sicht begleitet werden. 113 

Beispiele für öffentliche Betriebsversuche sind der Bigfon-
Pilotversuch, der 1984 bundesweit startete und die Kommuni-
kation mit Bildfernsprechverbindungen ermöglicht und die 
ISDN-Pilotprojekte in Mannheim und Stuttgart, in denen 
1987, nach der technischen Erprobung einer Mindest-Konfigu-
ration, die Teilnehmer mit verschiedenen Endgeräten am Pi-
lotprojekt teilnahmen. 114 

112 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telema-
tik-Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., 
s. 32. 

113 Vgl. Lydorf, H.: TEMEX - ein neuer Fernmeldedienst der 
Deutschen Bundespost, in: Bundesminister Schwarz-Schil-
ling, Florian, w. (Hrsg.): Jahrbuch der Deutschen Bun-
despost 1986, Bad Windsheim 1986, s. 265. 

114 Vgl. Lange, s. u.a.: Lokale Initiativen zur Förderung 
der Anwendungen der Telekommunikation, a.a.o., s. 171. 
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Ein neueres Projekt stellt das Berliner Kommunikationssy-
stem BERKOM dar, 115 dessen erster Abschnitt Ende Oktober 
1988 offiziell in Betrieb genommen wurde. Das BERKOM-Pro-
jekt ist ein gemeinsames Projekt der Deutschen Bundespost 
und des Berliner Senats und sollte ursprünglich Ende 1989 
auslaufen. Mittlerweile ist die Laufzeit des Projektes um 
zwei Jahre verlängert worden. 116 

Mit dem Projekt BERKOM soll die Entwicklung von Diensten, 
Anwendungen und Endsystemen des zukünftigen Glasfaser-
Breitbandnetzes ISDN-B gefördert werden. Geleitet wird das 
Projekt von der Deutschen Telepost Consulting GmbH (Dete-
con) . 117 Konkrete Anwendungsfelder sind die 'Telemedizin' 
in der medizinische Einrichtungen für verteilte Diagnose-
und Therapie-Aufgaben verknüpft werden, das 'Telepubli-
shing', in dem der körperliche Transport von Druckunterla-
gen durch Breitband-Kommunikation ersetzt wird und die 
'Verteilten Fabriken', in denen getrennte Unternehmensbe-
reiche informationstechnisch vernetzt werden. 118 

Bei den öffentlichen Betriebsversuchen der Deutschen Bun-
despost werden, wie o . a., verschiedene technische Lösungen 
im Betrieb in unterschiedlichem Umfeld getestet, um daraus 
eine Auswahl für die Serientechnik zu treffen. Die gezielte 
Erprobung der Anwendungen überläßt sie den Anwendern. 119 

Besonders im Bereich der Schmalband-Kommunikation existie-

115 Vgl. o.V.: Neue Chancen durch Selbstwahl im Glasfaser-
netz, in: IHK - Mitteilungen, Frankfurt den 15.11.89. 

116 Vgl. Der Bundeminister für Forschung und Technologie 
und der Bundesminister für Wirtschaft (Hrsg.): Zu-
kunftskonzept Informationstechnik, Bonn 1989, s. 219. 

117 Vlg. ebenda. 

118 Vgl. o.V.: Glasfaser unter der Lupe - Berkom untersucht 
Breitbandkommunikation, in: VDI-Nachrichten, Berlin den 
18.11.1988. 

119 Vgl. Lange, s.: Teleports - Entstehung und Förderung 
der Telematik, a.a.o., s. 289. 
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ren nicht in der Technik liegende Engpässe, die eine 
schnelle Diffusion der neuen Dienste erschweren . 120 Die 
Engpässe konzentrieren sich primär auf die Bereiche: 

- Organisationskapazität, 
- Akzeptanz beim Personal, 
- Angebotsübersicht, 
- Teilnehmerübersicht und 
- Anwendungssystementwicklung. 121 

Der Engpaß Organisationskapazität beinhaltet die Problema-
tik der Unternehmen, Anforderungen an integrierte Systeme 
der Büro- und Telekommunikation zu formulieren und tech-
nisch-organisatorische Gesamtkonzepte zu entwickeln. Nach-
teile in diesem Bereich dominieren primär bei den mittel-
ständigen Unternehmen, die keine eigenen Organisationsab-
teilungen haben und größere Kosten für die notwendigen Ana-
lysen scheuen. 

Die langsame Diffusion von neuen Diensten wie Bildschirm-
text, Teletex und anderen zeigt, wie lange es dauern kann, 
bis sich eine neue Technik ihren Markt schafft. 122 Aus die-
sem Grund sollten verstärkt Anwendungspilotvorhaben, vor 
allem im Bereich der klein- und mittelständischen Unterneh-
men, gefördert werden. Unter Anwendungspilotvorhaben sind 
hierbei weniger öffentliche Betriebsversuche im bisherigen 
Sinn zu verstehen, sondern vielmehr eine Stufe der Weiter-
entwicklung, Modifikation oder Kombination der Nutzung be-
reits existierender Diensteangebote zur Befruchtung der 
Adoptionsbereitschaft123 im peripheren Raum . 124 Förderungen 
in diese Richtung stellen beispielsweise das o . a. bayeri-
sche Telekommunikationszentrum MüTel und die Berliner Pro-

120 Vgl. Lange, s. u.a.: Lokale Initiativen zur Förderung 
der Anwendungen der Telekommunikation, a.a.o., s. 172. 

121 Vgl. ebenda. 

122 Vgl. Lange, s . : Teleports - Entstehung und Förderung 
der Telematik, a.a.o., s. 289. 
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jekte dar, die jedoch regional begrenzt und bis auf wenige 
Ausnahmen auf hochverdichtete, günstige Regionen konzen-
triert sind. 

2.2.2. Infrastrukturpolitik 

2.2.2.1. Gebührenpolitik unter regionalpolitiscbem Aspekt 

Für die Preise von Telekommunikationsdiensten ist der ord-
nungspolitische Rahmen des Fermeldewesens von entscheiden-
der Bedeutung. Die Deutsche Bundespost muß bei der Festle-
gung der Telekommunikationsgebühren verschiedene ökonomi-
sche und außerökonomische Zielsetzungen berücksichtigen, 
wobei die regionalpolitischen Ziele zur Begründung der Ta-
rifeinheit im Raum, des Nahbereichskonzeptes und weiterer 
Merkmale der Tarifstruktur angeführt werden. 125 Beispiels-
weise enthält der Beschluß des Bundesrates zur Informati-
onstechnik vom 16. November 1984 die Aufforderung an die 
Deutsche Bundespost, den Bundesländern die Ausbauplanung 
frühzeitig mitzuteilen und mit ihnen abzustimmen, sowie re-

123 Mit dem Begriff 'Adoption' kann der Vorgang des Ver-
tragsschlusses bezeichnet werden, während die Teilnahme 
zahlreicher Individuen oder Unternehmen an einem Tele-
kommunikationsdienst als eine Anpassungserscheinung 
(=Adaption) an eine technische Entwicklung betrachtet 
wird . In terminologischer Übereinstimmung mit der Aka-
demie für Raumforschung und Landesplanung wird unter 
'Adoption' die tatsächliche Teilnahme an einem Dienst 
verstanden. 

124 Vgl . Klaus-Stöhner, U.; Zabel, J.: Möglichkeiten und 
Anwendungsbarrieren für den Einsatz neuer Informations-
und Kommunikationstechniken in einer peripheren Region: 
Fallstudie Waldeck-Frankenberg, in: Akademie für Raum-
forschung und Landesplanung (Hrsg.): Räumliche Wirkun-
gen der Telematik, a.a.O., s . 410. 

125 Vgl. Schnöring, T. : Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, a.a.o., s. 85. 
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gionalpolitische Gesichtspunkte bei der Aufstellung der 
Planungen zu berücksichtigen. 126 

Die regionalpolitischen Forderungen gegenüber der Deutschen 
Bundespost enthalten folgende Punkte: 

- die flächendeckende Bereitstellung der technischen Tele-
kommunikationsinfrastruktur mit Einführung der Dienste, 

- das flächendeckendes Angebot aller Telekommunikations-
dienste bei gleicher Qualität, 

- die Berücksichtigung regionalpolitischer Ziele bei der 
Einführung neuer Dienste und 

- die Berücksichtigung regionalpolitischer Ziele bei der 
Gebührenfestlegung. 127 

Prinzip der Gebühreneinheit im Raum 
Nach dem Grundgesetz und dem Fermeldeanlagengesetz hat die 
Deutsche Bundespost das Recht, Fernmeldeanlagen zu betrei-
ben und zu errichten. Nach dem Postverwaltungsgesetz ob-
liegt ihr somit die Pflicht, ihre Anlagen der modernen 
Technologieentwicklung anzupassen und sich bei ihrem Han-
deln nach den verkehrs-, wirtschafts-, finanz- und sozial-
politischen Vorgaben der Bundesregierung zu richten. 128 

Ausgehend von der Infrastrukturaufgabe der Deutschen Bun-
despost, läßt sich das Prinzip der Gebühreneinheit im Raum 
ableiten. Es beinhaltet, daß der gleiche Dienst an ver-
schiedenen Orten zum gleichen Preis angeboten werden muß. 
Bedingt durch die unterschiedlichen topographischen Bedin-
gungen, die unterschiedliche Bevölkerungsdichte und die 

126 Vgl. Schnöring, T.; Thomas, K.: Regionalpolitische As-
pekte beim Angebot von Telekommunikationsdiensten, in: 
Bundesminister Schwarz-Schilling, Florian, W. (Hrsg.): 
Jahrbuch der Deutschen Bundespost 1985, Bad Windsheim 
1985, s. 552. 

127 Vgl. ebenda. 

128 Vgl. ebendas. 553. 
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unterschiedliche Intensität der Nutzung, stellt das Prinzip 
der Gebühreneinheit im Raum eine interregionale Subventio-
nierung dar. "Allein von der Kostenseite aus gesehen bevor-
teilt das Prinzip der einheitlichen Gebühren im Raum (ein-
heitliche Anschlußgebühr, Grundgebühr, Orts- und Fernge-
sprächsgebühr) die ländlich peripheren Regionen und benach-
teiligt die Ballungsgebiete. 11129 

Nabbereicbskonzept 
Aufgrund der großen Disparitäten zwischen der Siedlungs-
dichte in den einzelnen Orstnetzen - früher konnte inner-
halb eines Ortsnetzes entfernungs- und zeitunabhängig für 
eine Gebühreneinheit telefoniert werden konnten bei-
spielsweise im Ortsnetz Hamburg 25.362 mal mehr Fernsprech-
anschlüsse zur billigsten Gebühr erreicht werden, als im 
kleinsten Ortsnetz Torfhaus. 130 Dies führte in den 70er 
Jahren zur Entwicklung des Konzeptes der Nahbereiche, wel-
ches drei wesentliche Hauptziele hatte: 

- den Abbau der Disparitäten der zum Ortstarif erreichbaren 
Teilnehmer, 

- den Abbau der Tarifierungsprobleme zwischen den Vororten 
und den Großstädten, die verstärkt zu Ferngesprächsgebüh-
ren geführt werden mußten und 

- das sämtliche Telefonteilnehmer ihre zuständige Gemeinde-
verwaltung zum Ortstarif erreichen können. 131 

Nach der Einführung des Nahbereichs 1980 reduzierte sich 
die Diskrepanz der erreichbaren Teilnehmer zum Ortsge-
sprächstarif zwar erheblich, enthielt jedoch immer noch 
starke Streuungen. Dies führte 1984 zu einer weiteren Ver-
änderung des Nahbereichskonzeptes . Das Zonenrandgebiet und 

129 ebendas. 554. 

130 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, a . a.O., s. 85. 

131 Vgl . ebendas. 85-86. 
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strukturschwache Ortsnetze132 erhalten seit dem 01. Juli 
1985 bis zu fünfzig kostenfreie Gesprächsgebühreneinheiten 
je Monat, als Ausgleich für die strukturbedingten Nachtei-
le.133 

Die momentanen Gebühren der Telekommunikationsdienste der 
Deutschen Bundespost stellen eine interregionale Subventio-
nionierung dar, da die Gebühren unter Kostenaspekten im 
Nahbereich zu niedrig und im Bereich der Ferngespräche zu 
hoch sind. Unter der gegenwärtigen Tarifstruktur bevorzugt 
dagegen das Prinzip der Tarifeinheit im Raum die ländlichen 
Regionen und benachteiligt die Ballungsgebiete. 134 

2.2.2.2. Entwicklungstendenzen und raumstrukturelle Rele-
vanz der Telekommunikationsgebühren 

Die Deutsche Bundespost steht mit ihrer Gebührenpolitik un-
ter einem wachsenden Wettbewerbsdruck, der durch die aus-
ländischen Fernmeldeverwal tungen/-unternehmen bedingt ist. 
In den USA und anderen Ländern kam es zu der Entstehung 
konkurrierender Fernmeldeunternehmen, die einen Wettbe-
werbsmarkt für internationale Telekommunikationsdienste 
entstehen ließen. Als Folge dieses Wettbewerbs sind die Ge-
bühren besonders auf der verkehrsintensiven Transatlantik-
route zurückgegangen . Durch die Veränderungen im Ausland 
steht die Deutsche Bundespost unter einem immer stärker 
werdenden internationalen Performance-Vergleich, was einem 

132 strukturschwache Ortsnetze sind Ortsnetze mit weniger 
als 30.000 im Nahbereich erreichbaren Telefonhauptan-
schlüssen . 

133 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, a.a . o., S.87. 

134 Vgl. Schnöring, T. : Telekommunikationsgebühren und 
Raumordnung, Diskussionspapiere des Wissenschaftlichen 
Instituts für Kommunikationsdienste der Deutschen Bun-
despost, Nr. 23, Bad Honnef 1987 , s. 13. 
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indirekten Wettbewerb mit ausländischen Fermeldeunterneh-
men, bezüglich des Niveaus und der Struktur der Gebühren, 
impliziert . 135 

Bei den gegenwärtigen Diskussionen über Tarifänderungen 
sind besonders drei Punkte relevant: 136 

1. Die Fernsprechgebühren sind durch die interne Subventio-
nierung der Deutschen Bundespost im Verhältnis zu den 
Kosten zu hoch. 

2. Im Bereich der Fernsprechtarife existiert eine starke 
Kostenüberdeckung bei Ferngesprächen im Inland und dem-
gegenüber eine Kostenunterdeckung bei den Nahbereichs-
gesprächen. 

3. Die technologische Entwicklung im Fernmeldewesen führt 
zukünftig dazu, daß die 'Dichte' von Verkehrsbeziehun-
gen zunehmend zum dominierenden Kostenfaktor gegenüber 
der Entfernungskomponente wird. 

Mit zunehmender Kenntnis der Kunden über diese Effekte, 
wächst der Änderungsdruck auf die Gebührenpolitik. Wobei 
die Kunden mit überhöhten Gebühren versuchen, aus dem Um-
verteilungssystem auszusteigen. Dies geschieht in Form von 
privaten Netzen auf Mietleitungsbasis. 

Die Deutsche Bundespost hat bereits 1985 erklärt, die Fern-
sprechtarife längerfristig stärker kostenorientiert weiter-
zuentwickeln, wobei eine völlige Entfernungsunabhängigkeit 
in naher Zukunft nicht realisierbar ist, da damit eine ex-
orbitante Steigerung der Anzahl an Ferngesprächen zu erwar-
ten wäre. Bei völliger Entfernungsunabhänigigkeit der Ta-
rife, müßte nach Berechnungen der Deutschen Bundespost ein 

135 Vgl. Schnöring, T.: Telekommunikationsgebühren und 
Raumordnung, in: Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.o., s. 150. 

136 Vgl. ebenda. 
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Einheitszeittakt von ca. einer Minute (für alle Gespräche) 
eingeführt werden, um einnahmenneutral zu sein. 137 

Die Problematik einer kostenorientierten Tarifausrichtung, 
aus der Sicht der Raumordnung, besteht darin, daß das Prin-
zip der Tarifeinheit im Raum aufgehoben werden müßte und 
ein nach Routen beziehungsweise Verkehrsbeziehungen diffe-
renziertes Tarifsystem eingeführt werden muß. Dies würde 
die Kommunikation mit und vor allem zwischen den Agglomera-
tionen relativ zur Kommunikation zwischen ländlichen Regio-
nen begünstigen. Insgesamt gesehen scheint sich jedoch der 
Einfluß der regionalpolitischen Ziele auf die Tarifstruktur 
zu reduzieren, da dem Wettbewerb im Telekommunikationssek-
tor eine zunehmende Bedeutung beigemessen wird. 138 

Ra\lJl\strukturelle Relevanz der Telekommunikationsgebühren 
Zur Analyse der Relevanz der Telekommunikationsgebühren für 
Betriebe in peripheren Regionen und des Einflusses auf die 
Standort- und Wettbewerbsbedingungen der peripheren Regio-
nen, sind Informationen über die Belastung von Unternehmen, 
Betrieben und Verwaltungen mit Telekommunikationsgebühren 
notwendig . Eine, von der Bundesforschungsanstalt für Lan-
deskunde und Raumordnung durchgeführte, Literaturrecherche 
zu diesem Thema kommt zu dem Resultat, daß die Kenntnisse 
diesbezüglich außerordentlich dürftig sind und sich Aussa-
gen auf diesem Gebiet zum großen Teil im Spekulativen bewe-
gen müssen. 139 

137 Vgl. Deutscher Bundestag: Bundestagsdrucksache 10/5913, 
Bonn 1986. 

138 Vgl. Schnöring, T.: Telekommunikationsgebühren und 
Raumordnung, in: Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.o., s. 152. 

139 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikations-
entwicklung auf Anwender, a.a.o., s. 95. 
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Grundsätzlich kann jedoch die begründete Vermutung ausge-
sprochen werden, daß Betriebe in peripheren Regionen "an-
teilig mehr Telekommunikationsdienste über größere Entfer-
nungen nachfragen und deshalb infolge der Distanzabhängig-
keit der Gebühren mehr für ihre Kommunikation aufwenden 
müssen11140 . Dies ermöglicht allerdings keine Aussagen be-
züglich der Relevanz dieser Mehrkosten für die Wettbewerbs-
fähigkeit. 

Eine Untersuchung über die reinen Fernmeldegebühren liegt 
für die Jahre 1978 bis 1980 für ausgewählte Wirschaftssek-
toren vor. Nicht enthalten sind in der Untersuchung die 
sonstigen Kommunikationskosten für die Telekommunikations-
endgeräte und die bei der Kommunikation anfallenden Perso-
nalkosten. Tabelle 2.1 zeigt, daß die Fernmeldegebühren bei 
mehr als fünfzig Prozent der Sektoren weit unter einem Pro-
zent liegen und lediglich bei den Handelsvermittlungen und 
den Reisebüros über zwei Prozent liegen. 

Die Ergebnisse des Vergleichs der Fernmeldegebührenanteile 
an den Gesamtkosten der Unternehmen deuten darauf hin, daß 
die Mehrbelastung der peripheren Standorte mit Fernmeldege-
bühren, im Vergleich zu den anderen dominierenden Kosten-
faktoren, lediglich einen geringen Einfluß auf die Wettbe-
werbsfähigkeit hat. 

140 Schnöring, T.: Telekommunikationsgebühren und Raumord-
nung, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, a.a.o., 
s. 153. 
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Tabelle 2.1: Vergleich der Fernmeldegebührenanteile ausge-
wählter Wirtschaftsbereiche in% der Gesamt-
kosten im Durchschnitt der Jahre 1978-1980141 

Ausgewählte Wirtschaftssektoren Gesamtkosten in % 

Einzelhandel 0,2 % 

Großhandel 0,2 % 

Gemeinden 0,2 % 

Industrie 0,3 % 

Banken 0,3 % 

Verlage 0,6 % 

Privatversicherungen 1,0 % 

Freie Berufe 1,3 % 

Informations- und Beratungsdienste 1,5 % 

Handelsvermittlung 2,2 % 

Reisebüros 3,0 % 

Die Kommunikationskosten sind somit als Standortfaktor für 
die überwiegende Zahl von Unternehmen nicht von sehr großer 
Bedeutung. Andererseits können höhere Telekommunikations-
kosten im ländlichen Raum ein Anwendungshindernis für die 
Diffusion neuer Dienste darstellen. Dies gilt im besonderen 
für die neuen Telekommunikationsdienste, die als Netzinfra-
struktur das Fernsprechnetz nutzen. 

Außerordentlich gravierend ist der Gebührensprung im Fern-
sprechnetz zwischen der Nahtarifzone und der Fernzone I, 
der um den Faktor acht steigt. Tabelle 2.2 stellt die Ent-
fernungsabhängigkeit der Gebühren für die Telekommunika-
tionsdienste Btx, Datex-P, Telex, Teletex, Datex-L, Telefax 

141 In Anlehnung an Weitzel, G. u.a.: Post- und Fern-
meldegebühren in ausgewählten Wirtschaftsbereichen, 
München 1983, s. 269. 
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und Datenübertragung im Fernsprechnetz dar. Grundlage der 
Gebührenerhebung sind die unterschiedlichen Entfernungszo-
nen. Bei den Diensten Telefax und Datenübertragung im Fern-
sprechnetz ist, identisch zum Telefonnetz, von vier Entfer-
nungszonen auszugehen. Beim Teletex und Datex-L gibt es 
drei Entfernungszonen, beim Telex zwei und beim Btx und 
Datex-P keine. 142 

Tabelle 2.2: Entfernungsabhängigkeit von Telekommunika-
tionsdiensten143 

Teleko-unikationsdienst Entfernungszonen Gebührengefälle 
im Normaltarif 

Btx, Datex-P 1 entfernungsunabhängig -
Telex 2 - innerhalb des 

ZVSt-Bereich144 1 
- außerhalb des 

ZVSt-Bereichs 1,5 

Teletex, Datex-L 3 - unter 50 km 1 
- 50 - 100 km 1,4 
- über 100 km 1,7 

Telefax, Datenübertra- 4 - Nahbereich 1 
gung im Fernsprechnetz - 20 - 50 km 8 - 50 - 100 km 24 

- über 100 km 32 

Relativiert wird die Entfernungskomponente der Telekommuni-
kationsdienste im ISDN durch die erheblich höhere Übertra-
gungsgeschwindigkeit, die es ermöglicht, bestimmte Übertra-

142 Vgl. Kordey, N.: Gebührenpolitik im Fernmeldewesen und 
Raumordnung, in: Bundesforschungsanstalt für Landeskun-
de und Raumordnung (Hrsg.): Raumforschung und Raumord-
nung, Heft 5/6, Bonn, Bad Godesberg 1988, S. 216. 

143 In Anlehnung an Kordey, N.: Gebührenpolitik im Fern-
meldewesen und Raumordnung, a.a.o., s. 217. 

144 Zentralstellenvermittlungsbereiche gibt es insgesamt 
acht in der Bundesrepublik Deutschland: In Hamburg, 
Berlin, Hannover, Düsseldorf, Frankfurt, Stuttgart, 
Nürnberg und München. 
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gungen in so kurzer Zeit abzuwickeln, daß die stark entfer-
nungsabhängigen Tarife nur bedingt zur Wirkung kommen. 145 

Unter diesen Aspekten wird aus raumordnungspolitischer 
Sicht lediglich die stark entfernungsabhängige Gebührenre-
gelung im Fernsprechnetz negativ beurteilt. Die im Zuge der 
technischen Entwicklung reduzierte Entfernungsabhängigkeit 
der Obertragungskosten muß von der Deutschen Bundespost bei 
der Festlegung der Entfernungszonen verstärkt berücksich-
tigt werden . Von besonderer Relevanz ist eine Gebührensen-
kung im mittleren Entfernungsbereich, der etwa dem Einzugs-
bereich entspricht. Ein weiterer, äußerst problematischer 
Faktor sind die entfernungsabhängigen Einwählgebühren bei 
Datex-P und Telebox, die das Telefon als Zubringer nutzen. 
Neben den entfernungsunabhängigen Obertragungskosten zwi-
schen Netzknoten und Datenbank, fallen für die Oberbrückung 
der Entfernung zwischen Unternehmen und Netzknoten entfer-
nungsabhängige Gebühren an. Dies betrifft im besonderen die 
peripheren Regionen, da aus ökonomischen Gründen die Netz-
knoten in den Nachfragezentren angesiedelt sind. 146 

Unter diesen Aspekten scheint letztendlich eine flächen-
deckende Bereitstellung aller Telekommunikationsdienste und 
ihre entsprechende Anwendung für die peripheren Standorte 
von erheblich größerer Bedeutung zu sein, als die regiona-
len Differenzen in der Belastung der Wirtschaft mit Tele-
kommunikationsgebühren.147 

145 Vgl . Langen, B., Siemen, A. : ISDN und Spezialnetze. Wo 
liegen die voraussichtlichen Nutzungsschwerpunkte des 
ISDN innerhalb eines Datenübermittlungssystems?, in: 
Office Management, Heft 6, 1988, s. 14-20. 

146 Vgl. Kordey, N.: Gebührenpolitik im Fernmeldewesen und 
Raumordnung, a.a.o., s. 224 . 

147 Vgl. Schnöring, T.: Telekommunikationsgebühren und 
Raumordnung, in: Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (Hrsg.) : Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.O., s. 153. 
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2.2.2.3. Regionale Infrastrukturpolitik 

Grundgesetz und Fernmeldeanlagengesetz weisen der Deutschen 
Bundespost das Recht zu, Fermeldeanlagen zu errichten und 
zu betreiben. Nach dem Postverwaltungsgesetz erwächst dar-
aus die Verpflichtung, eine gleichmäßige Versorgung des 
ganzen Landes mit modernen Kommunikationsdiensten zu ermög-
lichen . Ergänzt wird dieser Auftrag durch die Verpflichtung 
der Deutschen Bundespost zur Eigenwirtschaftlichkeit. Dar-
aus resultiert der bedarfsorientierte Ansatz der Deutschen 
Bundespost beim Ausbau der ISDN-Netzinfrastruktur. 148 Unter 
dem Aspekt der schnellen Amortisation der Investitionen, 
soll der Ausbau in den Ballungszentren beginnen, da der In-
vestitionsaufwand in dünn besiedelten Gebieten höher ist 
als in den Agglomerationen und zusätzlich in den Bal-
lungsgebieten mit einem höherem Kommunikationsbedarf ge-
rechnet wird. 149 

Geht man von der Überlegung aus, daß die Regional- bzw. 
Raumordnungspolitik keine grundlegende Änderung der räum-
lichen Prioritäten beim ISDN-Netzinfrastruktur-Ausbau be-
wirken kann, verbleiben der regionalen Infrastrukturpolitik 
als Einflußbereiche 

- die Sicherstellung der Bereitstellung von provisorischen 
Anschlußmöglichkeiten für peripher gelegene Nutzer150 und 

- die Maßnahmen zur Einführung einer Tarifstruktur, die mit 
den regional- bzw. raumordnungspolitischen Zielen ver-

148 Vgl . Schnöring, T.; Thomas, K. : Regionalpolitische As-
pekte beim Angebot von Telekommunikationsdiensten, in : 
Bundesminister Schwarz-Schilling, Florian, W. (Hrsg.): 
Jahrbuch der Deutschen Bundespost 1985, a.a.o . , s. 552. 

149 Vgl . Reese, J . : Die Bedeutung der neuen Fernmeldedien-
ste für Nordhessen, Gutachten im Auftrag der Hessischen 
Staatskanzlei, a . a . o., s . 42 . 

150 Beispielsweise mittels sogenannter 'Multiplexer' oder 
'Konzentratoren'. 
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einbar sind. 151 

Für Hessen beispielsweise ist die ISDN-Einführung im Kno-
tenvermittlungsbereich für die Zeiträume von 1991 bis 1993 
vorgesehen. Voraussetzung dafür ist jedoch, daß die Deut-
sche Bundespost diese Termine einhalten kann, was ange-
sichts der Terminverschiebungen der letzten Jahre nicht als 
gesichert erscheint. Regionalpolitisch relevant wird dann 
besonders die Prioritätenliste der hessischen Städte , die 
die Reihenfolge der ISDN-Einführung bestimmt. Berücksichtig 
man zusätzlich, daß sich allein im Fernmeldeamtsbezirk Kas-
sel sechs dislozierte Knotenvermittlungsstellen mit insge-
samt 46 Ortsvermittlungsstellen befinden, wird deutlich, 
daß die überwiegende Zahl dieser Ortsvermittlungsstellen im 
nächsten Jahrzehnt nicht digitalisiert werden kann. 152 

Die Deutsche Bundespost hat aus diesen Gründen die Möglich-
keit der ISDN-Fernschaltungen vorgesehen. 153 Diese, auch 
als Fremdanschaltung bezeichneten, Maßnahmen sollen bis 
1990 innerhalb der betreffenden Ortsnetzbereiche und ab 
1991 auch über diesen Bereich hinaus dafür sorgen, daß die 
ISDN-Nachfrage gedeckt werden kann . 154 Für Fremdanschaltun-
gen sind jedoch erhebliche Aufwendungen nötig. Allgemein 
gilt, daß je höher der erforderliche Mindestbedarf an Fern-
schaltungen ist, desto größer wird die Gefahr, daß potenti-
elle Teilnehmer in noch nicht regulär angeschlossenen Ge-

151 Vgl. Fritsch, M. ; Ewers, H.: Telematik und Raumentwick-
lung, Bonn 1985, S. 81. 

152 Vgl . Reese, J.: Die Bedeutung der neuen Fernmeldedien-
ste für Nordhessen, a . a.o . , s. 42 f. 

153 Vgl. Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen : 
ISDN- die Antwort der Deutschen Bundespost auf die An-
forderungen der Telekommunikation von morgen, Bonn 
1984, s . 19 . 

154 Vgl. Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen 
(Hrsg.): Das ISDN-Angebot der Deutschen Bundespost, 
a . a.O., s . 11. 
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bieten über längere Zeit von der Nutzung ausgeschlossen 
bleiben. 155 

Aus regionalpolitischer Sicht ist vor allem ein möglichst 
schneller Ausbau der Telekommunikations-Vermittlungsnetze, 
insbesondere des Schmalband-ISDN, notwendig. Dadurch würde 
sich, neben den erwarteten gesamtwirtschaftlichen Produkti-
vitätssteigerungen, der zeitliche Vorsprung der zuerst 
angeschlossenen Regionen verringern. 

2.3. Beurteilung der regionalen Wirtschaftspolitik unter 
dem Aspekt veränderter Rahmenbedingungen 

2.3.1. Veränderung der Rahmenbedingungen 

2.3.1.1. Allgemeine Aspekte 

Die regionale Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland, die weitgehend durch die Gemeinschaftsaufgabe 
'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur' geprägt 
wird, ist in den letzten Jahren zunehmend hinterfragt wor-
den. Ausgangspunkt sind die Veränderungen der gesamtwirt-
schaftlichen Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen. Der 
Rückgang des •mobilen Potentials 1156 und das Entstehen 
neuer Problemgebiete in Form der altindustrialisierten Re-
gionen begrenzen zunehmend die Wirksamkeit der Förderun-

155 Vgl. Fritsch, M. Ewers, H.: Telematik und Raumentwick-
lung, a.a.o., s. 82 . 

156 Die Verringerung der gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
raten führen zu einer Reduzierung der räumlichen Aus-
breitungseffekte. Schwach entwickelte Gebiete können 
somit kaum noch auf spill-overs aus Ballungsgebieten 
hoffen. 
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gen. 157 weitere bedeutende Veränderungen sind die Verknap-
pung öffentlicher Mittel, das abnehmende Vertrauen in die 
Wirksamkeit rein staatlicher Regionalpolitik •von oben' und 
die verstärkte Forderung nach regionaler Partizipation an 
der alltäglichen Planung. 158 

Die räumliche Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
ist differenzierter geworden. Ländliche Räume sind grund-
sätzlich nicht mehr identisch mit strukturschwachen Räumen, 
und Agglomerationen sind nicht zwangsläufig strukturstark. 
Dies gilt im besonderen unter dem Aspekt der Arbeitslosen-
quote159, die sich in bestimmten 'altindustrialisierten' 
Regionen (z.B. Bremen, Ruhrgebiet und Teilen des Saarlan-
des) denen der 'klassischen' strukturschwachen Gebiete 
(z.B. Emsland, Ostfriesland, Eifel und Bayerischer Wald) 
angenähert hat. 160 Parallel zu dieser Entwicklung verläuft 
die Wohlstandsentwicklung, die in den altindustrialisierten 
Regionen seit Mitte der 70er Jahre zurückbleibt. 161 

157 Vgl. Buchner, W. : Neuorientierung der regionalen Struk-
turpolitik, in: Raumforschung und Raumordnung, Heft 4, 
1985, s. 169. 

158 Vgl. Stöhr, W.: Ansätze zu einer neuen Fundierung der 
Regionalpolitik, in: Jahrbuch der Regionalwissenschaft, 
1984, S. 8 ff. 

159 unterschiedliche Arbeitslosenquoten sind selbstver-
ständlich nur ein Kriterium zur Bestimmung der regio-
nalen Wirtschaftskraft und von Wohlstandsunterschieden. 

160 Vgl. Fleckenstein, K.: Aufgabenteilung in der regiona-
len Wirtschaftsförderung, in: Raumforschung und Raum-
ordnung, Heft 4, 1985, s. 173; Deutscher Bundestag: 
Raumordnungsbericht 1986, a.a.o., S. 13. 

161 Vgl. Deutscher Bundestag: Raumordnungsbericht 1986, 
a.a.o., s. 49. 
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2.3.1.2. Veränderung des betrieblichen Standortverhaltens 

Seit 1969 ist die Zahl der großräumigen industriellen 
Neuansiedlungen, Verlagerungen und Zweiggründungen in der 
Bundesrepublik Deutschland, in der Summe aller drei 
Bereiche, zurückgegangen. 162 Nach dem gravierenden Rückgang 
in den Jahren von 1969 bis 1974 in allen drei Industriean-
siedlungsbereichen ist bis 1983 und seither fast unverän-
dert ein geringes Ansteigen im Bereich Neugründungen, eine 
leichte Reduzierung im Bereich Zweiggründungen und eine 
starke Reduzierung im Bereich Verlagerungen festzustel-
len.163 

Die Verlagerung bzw. Neuansiedlung von Großbetrieben ist 
inzwischen ein Ausnahmefall geworden und somit ihre groß-
räumige strukturbestimmende und -verändernde Wirkung weit-
gehend verschwunden. 164 "Der Standortvorteil der Bundesre-
publik dürfte sich künftig eher noch stärker auf Faktoren 
gründen, die bisher noch eng mit Agglomerationsvorteilen 
verbunden sind. 165 Dies dürfte die Chancen der regionalen 
Strukturpolitik erschweren, zukunftsträchtige Investitionen 
in wirtschaftsschwache Regionen zu bringen. 11166 

162 Vgl. Bade, F.: Industrieansiedlung in der Bundesrepu-
blik Deutschland - Umfang und regionalpolitische Bedeu-
tung, in: Wochenbericht des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, Heft 8, 1984, s. 92. 

163 Vgl. ebenda. 

164 Die letzte amtliche Zählung der Bundesanstalt für Ar-
beit weist für 1981 lediglich noch 23 überregionale 
Verlagerungen von Industriebetrieben mit mehr als 16 
Beschäftigten nach. (Vgl. Bade, F.: Industrieansiedlung 
in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.o., s. 92 ff.) 

165 Wie Humankapital, Technologie, organisatorisches Wis-
sen, Informations- und Kommunikationssysteme etc .. 

166 Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur', a.a.o., s. 8. 
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Kleinräumliche Verlagerungen finden unverändert im Bereich 
Stadt-Umland-Wanderung statt und sind auf die Verdichtungs-
räume konzentriert. Dabei verlagern über zwei Drittel der 
Industriebetriebe ihren Standort lediglich über äußerst 
kleine Distanzen rund um den alten Standort. 167 Hierbei 
werden zunehmend höhere Standortanforderungen gestellt, als 
dies in den vergangenen Jahren der Fall war. Die Nähe zur 
S-Bahn-, Straßenbahn und Autobahn, die hohe Verfügbarkeit 
von qualifizierten Arbeitskräften und die Gewerbesteuerhöhe 
sind zu dominierenden Kriterien bei der Wahl neuer Stand-
orte im Umland geworden. 168 

Die Entwicklungsrichtung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
läßt sich nicht endgültig prognostizieren. Es liegt jedoch 
nahe, daß sich die bisherige Entwicklung nicht wesentlich 
ändern wird. weiterhin werden vor allem die Ballungsränder 
von den Veränderungen in den Zentren profitieren, in denen 
zumindest im Fertigungsbereich ein Verlust an Arbeitsplät-
zen zu erwarten ist. Da der Ballungsrand noch so viele Ag-
glomerationsvorteile bietet, daß eine Ansiedlung auch dis-
positiver Aktivitäten als lohnenswert erscheint, werden die 
Ballungsränder langfristig qualitativ und quantitativ auf-
gewertet.169 

167 Vgl. Bullinger, D.: Tendenzen betrieblichen Standort-
wechsels in Ballungsräumen, in: Raumforschung und Raum-
ordnung, Heft 3, 1983, s. 82. 

168 Vgl. o.V.: Steuern+ Standort, in: Wirtschaftswoche, 
Nr. 42 vom 14.10.1988, s. 66. 

169 Vgl. Bade, F.: Räumliche Anpassungsprozesse, Arbeits-
teilung und unternehmerisches Standortverhalten, 
a . a . o . , s. 139 f . 
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2.3.2. Konsequenzen für die regionale Wirtschaftspolitik 

2.3.2.1. Bedeutungsgewinn der Bauleit- und Regionalplanung 

Unter dem Aspekt des zurückgegangenen Neuansiedlungs- und 
Verlagerungspotentials im Industriebereich existieren für 
peripher gelegene, wirtschaftsschwache Regionen wenig Aus-
sichten auf eine Veränderung ihrer Situation. Lediglich im 
Bereich der Zweigniederlassungen, die jedoch in den letzten 
Jahren zurückgingen, konnten Ansiedlungen konstatiert wer-
den . Zweigniederlassungen werden jedoch regional- und kon-
junkturpolitisch als problematisch eingestuft, da sie ver-
hältnismäßig schnell geschlossen und eventuell auch wieder 
geöffnet werden, was den regionalen Arbeitsmarkt in den Pe-
ripherräumen nicht nachhaltig stabilisiert. 170 "Noch ist 
zwar unsicher, ob durch die finanziellen Anreize im Rahmen 
der regionalen Wirtschaftsförderung diese Tendenz verstärkt 
wird - sicher ist aber, daß jedenfalls ein Brechen dieses 
Trends in den vergangenen 10 Jahren nicht erreicht werden 
konnte, so daß heute generell von einem Mißerfolg dieser 
Form von Förderung gesprochen wird. 11171 

Die finanzielle Förderung wird somit nicht als geeignetes 
Instrument angesehen, um Betriebe, im Sinne eines Pull-Ef-
fektes, zur Verlagerung aus den Verdichtungsräumen in peri-
phere Räume zu motivieren. 172 Hier dominieren die o.a. 
Standortfaktoren, die zu einer Verlagerung über eine mög-

170 Vgl. Sehliebe, K.; Hillesheim, D.: Das Standortverhal-
ten neuerrichteter und verlagerter Industriebetriebe im 
Zeitraum von 1970 bis 1979, in: Informationen zur Raum-
entwicklung, Heft 11, 1980, s. 614 . 

171 Bullinger, D.: Tendenzen betrieblichen Standortwechsels 
in Ballungsräumen, a.a . o., s. 88. 

172 Vgl. exemplarisch Gee, c. u.a.: Infrastrukturelle und 
wirtschaftsstrukturelle Bestimmungsgründe der industri-
ellen Standortwahl, Stuttgart 1980, s . 152 ff . 
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liehst geringe Distanz führen. zusätzlich werden Standort-
verlagerungen, aufgrund der hohen Kosten, nur ungern vorge-
nommen. Der nahezu einzige Motivator für Standortverlage-
rungen ist der Druck neue Flächen zu suchen, weil sie am 
alten Standort nicht mehr ausreichen (Push-Effekt). Werden 
zusätzlich die wenig mobilitätsbereite Stammbelegschaft und 
der Wunsch nach Erhaltung der Agglomerationsvorteile be-
rücksichtigt, so ergeben sich mögliche Ansatzpunkte für 
eine Politik der Raumsteuerung. 

Chancen ergeben sich im Bereich einer stärkeren Ausbildung 
einzelner Nebenkerne in einer polyzentrischen Großstadt-Um-
land-Struktur, im Sinne von dezentralen und eigenständigen 
Wohn-, Arbeits- und Versorgungsstandorten, die mittels der 
Raumsteuerungspolitik173 realisiert werden könnten. Gefor-
dert ist hier primär die Bauleit- und Regionalplanung, die 
durch die Regional-, Landschafts-, Verkehrs- und Flächen-
nutzungspläne, 
fluß auf die 
kann. 174 

langfristig gesehen, einen wesentlichen Ein-
Gestaltung der Verdichtungsräume nehmen 

2.3.2.2. zur Neuorientierung raumordnungspolitischer Hand-
lungskonzepte 

Ein wesentliches Kennzeichen der gegenwärtigen Regionalpo-
litik ist die nahezu vollkommene Ausrichtung der Förderin-
strumente auf die Investitionstätigkeit der privaten Unter-
nehmen. Hierbei ist mit der Gewährung der Mittel, je nach 
Investitionsvorhaben, die Erfüllung bestimmter, beispiels-

173 Im Sinne von beispielsweise Verkehrs-, Grünflächenpla-
nung, Gewerbe- und Wohnungspolitik. 

174 Vgl. Bullinger, D.: Tendenzen betrieblichen Standort-
wechsels in Ballungsräumen, a.a.o., s . 88. 



173 

weise arbeitsmarktbezogener Auflagen und Ziele verbun-
den.175 

Hopfinger konnte im Rahmen einer empirischen Studie 
nachweisen, daß der vermutete Zusammenhang zwischen der 
Vergabe von Investitionshilfen und der Entwicklung der An-
zahl an Arbeitsplätzen in begünstigten Unternehmen in ne-
gativer Richtung verläuft. 176 Das bedeutet, daß mit zuneh-
mender Förderungshäufigkeit eine quantitative Verschlechte-
rung der Beschäftigungssituation einhergeht: "Die Zahl der 
Arbeitsplätze in den jeweiligen Betrieben entwickelt sich 
um so rückläufiger, je häufiger jene die angebotenen För-
derhilfen in Anspruch nehmen können. 11177 

Die Durchführung und Förderung strukturverbessernder Inve-
stitionsmaßnahmen ist, wie o.a., zum Schlüsselbereich der 
Regionalpolitik geworden und führt gleichzeitig zu einer 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der Bevölkerung in 
den ausgewiesenen Problemgebieten. Dieses Dilemma motiviert 
Oberlegungen bezüglich einer Neuorientierung der regionalen 
Strukturpolitik, die im folgenden dargestellt werden. 

Vor dem Hintergrund der veränderten Rahmenbedingungen 
behalten die grundlegenden Zielvorstellungen der Raumord-
nung nach wie vor ihre Gültigkeit. Dagegen kommt es auf der 
Ebene der raumordnungspolitischen Handlungskonzepte zu ei-
ner Neuorientierung. Stichworte dazu sind: 'Die verstärkte 
Entwicklung des endogenen Potentials' und 'die Beseitigung 
regionaler Engpässe', wobei sich die Diskussion über die 
gegenwärtige Neuorientierung der regionalen Strukturpolitik 
im wesentlichen um zwei Themenkomplexe dreht: 

175 Vgl. Hopfinger, H.: Für eine gespaltene Regionalpolitik 
unter veränderten Rahmenbedingungen, in: Raumforschung 
und Raumordnung, Heft 3, 1983, s. 91. 

176 Vgl. Hopfinger, H.: Für eine gespaltene Regionalpolitik 
unter veränderten Rahmenbedingungen, a.a.o., s. 96. 

177 Ebenda. 
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- die Neuabgrenzung der Fördergebiete178 und 
- die innovationsorientierte Regionalpolitik. 179 

Neuabgrenzung der Fördergebiete180 
Mit dem bestehenden Indikatorensystem werden die neuen ar-
beitsmarktpolitischen Problemregionen wie Bochum, Dortmund, 
Duisburg oder Gelsenkirchen nicht als Fördergebiete er-
kannt. Diese Regionen müssen momentan durch Sonderprogramme 
und Ausnahmeentscheidungen in das Fördergebiet mit einbezo-
gen werden. Aus diesem Grund wird diskutiert, inwieweit 
verstärkt Arbeitsmarktaspekte zur Abgrenzung der Förderge-
biete herangezogen werden sollen oder ob verschiedene Indi-
katoren, wie der Infrastrukturindikator, ganz gestrichen 
werden. 

Provisorische Modellrechnungen zeigen, daß solche Vor-
schläge zu Lasten des ländlichen Raums gehen. Die Ar-
beitslosenquote als entscheidender Abgrenzungsindikator 
würde zu einem abgehen von der zentralen Aufgabe der Regio-
nalpolitik führen und die Gemeinschaftsaufgabe, die ein auf 
mittlere Sicht angelegtes Instrument zum Abbau großräumiger 
regionalwirtschaftlicher Disparitäten darstellt, tendenzi-
ell zu einem Instrument des akuten Krisenmanagements des 
Arbeitsmarktes degenerieren. 

Unter dem Aspekt eines Abbaus der Wohlstandsunterschiede 
können ländliche Gebiete, die immer noch Einkommens-, Wirt-
schaftsstruktur- und Infrakstrukturrückstände haben, nicht 
mit den Problemen der Agglomerationen gleichgesetzt werden, 
die zwar eine hohe Arbeitslosigkeit aber dennoch ver-

178 Vgl. Buchner, W.: Neuorientierung der regionalen Struk-
turpolitik, a.a.o., s. 169. 

179 Vg. Sternber, R: Technologie- und Gründerzentren als 
Instrument kommunaler Wirschaftsförderung, a.a.o., s. 
48. 

180 Vgl. Buchner, w.: Neuorientierung der regionalen Struk-
turpolitik, a.a.o., s. 169 f. 
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gleichsweise eine hohe Wirtschaftskraft und günstige Wirt-
schaftsstruktur haben. Ein Verzicht der Indikatoren 'Infra-
strukturausstattung' und/oder 'Einkommenssituation' ist 
deshalb aus ländlicher Sicht nicht annehmbar. 181 

Innovationsorientierte Regionalpolitik 
Innovationsorientierte Regionalpolitik ist nach Brugger: 
"··· eine regionalpolitisch motivierte und dezentral ange-
legte gesamtwirtschaftliche Innovationspolitik, die auf 
größere räumliche Chancengleicheit beim Zugang zum Innova-
tionsprozeß und eine Korrektur raumbedeutsamer und -wirksa-
mer gesamtwirtschaftlicher Vorkehrungen und Verhaltenswei-
sen der Gemeinwesen abzielt" 182 . Sie sollte sich insbeson-
dere auf drei Ziel- und Maßnahmenbereiche konzentrieren: 

- die Vergrößerung des Innovationspotentials einer Re-
gion,183 

- die Verbesserung der regionalen Innovationsbedingungen184 
und 

- die Motivierung innovativer Unternehmen zur quantitativen 
und qualitativen Steigerung ihrer Aktivitäten. 185 

181 Vgl. ebenda. 

182 Brugger, E.: Innovationsorientierte Regionalpolitik, 
in: Geographische Zeitschrift, Heft 3, 1980, s. 194. 

183 Im besonderen die Motivierung der Unternehmen, inner-
halb und nicht außerhalb der Region zu investieren, 
die Anwerbung innovativer mobiler Unternehmen und die 
Stimulierung der Gründung von technologieorientierten 
Unternehmensgründungen. 

184 Insbesondere die Verfügbarkeit von Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtungen und ein entsprechend qualifi-
ziertes Arbeitskräftepotential. 

185 Vgl. Meyer-Krahmer, F.: Innovation Behaviour and Regio-
nal Indigenous Potential, in: Regional Studies, Vol. 
19, Heft 6, 1985, S . 532 . 
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Tabelle 2. 3 stellt die grundsätzlichen Unterschiede zwi-
schen der traditionellen mobilitätsorientierten Regionalpo-
litik und der innovationsorientierten Regionalpolitik dar. 

Tabelle 2.3: Unterschiede zwischen mobilitätsorientierter 
Förderstrategie und innovationsorientierter 
Regionalpolitik186 

Unterscheidungs-
kriterium 

Engpaßfaktor-
hypothese 

Zielgruppe 

Ansatzpunkte 

Instrumente 

Wirkungsweise 

Wirkungsdauer 

Komplexitäts-
grad 

Strategie 

mobilitätsorientierte 
Förderstrategie 

Investitionslücke auf-
grund regionaler 
Produktionskostennach-
teile 

Alle potentiellen 
Investoren 

Investitionskosten der 
Unternehmen 

Globale finanzielle 
Investitionsanreize 
und Ausbau der wirt-
schaftsnahen Infra-
struktur 

Veränderung der Wett-
bewerbsbedingungen 
zugunsten der Förder-
gebiete und daraus 
folgende Nachfrage-
verlagerung 

Eher kurzfristig 

Relativ niedrig 

innovationsorientierte 
Regionalpolitik 

Innovationslücke auf-
grund funktionaler 
Defizite 

'Endogene' Betriebe und 
Unternehmen der Förder-

Handlungspotential der 
Unternehmen 

Selektive finanzielle 
Anreize zum Aufbau an-
passungswichtiger Funk-
tionen und Beratungs-
instrumente und geziel-
tes externes Angebot 
managementorientierter 
Serviceleistungen 

Veränderung des Wett-
bewerbspotentials der 
Fördergebiete; daraus 
folgend Nachfrageum-
lenkung und Neu-Kre-
ation von Nachfrage 

Eher langfristig 

Relativ hoch 

186 In Anlehnung an Sternber, R: Technologie- und Gründer-
zentren als Instrument kommunaler Wirschaftsförderung, 
a.a.o . , s. 49. 
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In der Diskussion über die innovationsorientierte Regional-
politik besteht weitgehend Konsens, daß die konkrete regio-
nale Anwendung ihrer allgemeinen Grundsätze derzeit noch im 
experimentell geprägten Anfangsstadium ist. 187 Hierbei exi-
stieren bereits heute Befürchtungen, daß eine gesamtwirt-
schaftliche Innovationspolitik , die periphere Regionen 
auch, aber nicht explizit, fördert, die regionalen Un-
gleichgewichte kaum beseitigen wird. 

Die Beurteilung der momentan existierenden Telekommunikati-
onsförderungen, die in Kapitel 2.3 dargestellt wurden, wird 
im Anschluß an die folgende Darstellung der empirischen Er-
hebung vogenommen, in der eine Analyse der Bewertung von 
Fördermaßnahmen durch kleine- und mittlere Unternehmen ent-
halten ist . 

187 Vgl . Stöhr, W.: Ansätze zu einer neuen Fundierung der 
Regionalpolitik, a.a.o., s . 11; Meyer-Krahmer, F. : In-
novation Behaviour and Regional Indigenous Potential, 
a.a . o., s. 533 . 
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3. Einzelbetriebliche Untersuchung des Einflusses der Te-
lematik auf die Standortentscheidung von Klein- und 
Mittelbetrieben 

3.1. Kennzeichnung der Untersuchung 

3.1.1. Grundlagen und Ziele 

3.1.1.1. Untersuchungsansatz 

In der wissenschaftlichen Diskussion über die neuen Infor-
mations- und Telekommunikationstechniken besteht weitgehend 
Einigkeit darüber, daß Technische Entwicklung, Ausbau der 
Kommunikationsinfrastruktur, Adoptionsentwicklung und Wirt-
schaftsentwicklung einer Region interdependent sind. 1 

Ausgehend vom ISDN-Konzept2 der Deutschen Bundespost, sol-
len Technik, Netze, Dienste und Endgeräte integriert wer-
den, wobei neben den grundsätzlich neuen Diensten, die Op-
tion für eine simultane Verwendung verschiedener Dienste 
besteht. Im Bereich der Endgeräte wird es zu Neuentwicklun-
gen von multifunktionalen und Mehrdienste-Endgeräten kom-
men. Diese implizieren ein erhebliches Veränderungspoten-
tial für die Gesamtwirtschaft. Neben den erwarteten Syner-

1 Vgl. Lange, s.: Telematik und regionale Wirtschaftspoli-
tik, a.a.o., Schön, H.: ISDN und Ökonomie, a.a.o., s. 9-
50, Spehl, H.: Räumliche Wirkungen der Telematik, a.a.o., 
s. 254 ff. und Tenzer, G. (Hrsg.): Büroorganisation - Bü-
rokommunikation, Mittel zur Steigerung der Produktivität, 
Heidelberg, 1984. 

2 Vgl. Deutsche Bundespost: ISDN - die Antwort der Deut-
schen Bundespost auf die Anforderungen der Telekommunika-
tion von morgen, Bonn 1984 und Oberpostdirektion Frank-
furt: Leitfaden Telekommunikation, Band 1, Frankfurt 
1986. 
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gieeffekten, wird es zu temporär differenzierten neuen An-
wendungsentwicklungen in Unternehmen, öffentlichen Verwal-
tungen und Haushalten kommen. Diese neuen Anwendungen ver-
ursachen erhebliche innere Strukturveränderungen, die mo-
mentan nicht abzuschätzen sind. 

Aus dieser Perspektive heraus wird die wirtschaftspoliti-
sche Relevanz der gesamten Netz- und Diensteausbauplanung 
der Deutschen Bundespost evident. Die Deutsche Bundespost 
setzt faktisch die Restriktionen und Standards für Herstel-
ler und Anwender und determiniert weitgehend, durch das 
Netz- und Diensteangebot, das Kommunikationspotential in 
der Bundesrepublik Deutschland. 3 

Kenntnisse über den Stand und die Adoption der neuen tele-
kommunikativen Techniken sind deshalb unerläßlich, um An-
satzpunkte für ein regionalpolitisches Handeln zu finden. 

Die bereits existierenden Studien 
Nordrhein-Westfalen4 , Niedersachsen, 

für die Bundesländer 
Rheinland-Pfalz 5 und 

Hessen6 und die regionalen empirischen Untersuchungen für 
z.B. Hamburg7 , Ostbayern8 , Mühlheim/Ruhr9 und Trier10 ana-

3 Vgl. Winand, u. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.o., s. 1 f. 

4 Vgl. Scientific Control System GmbH (Hrsg.): Studie für 
einen 'Telekommunikationsentwicklungsplan' für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Essen 1984. 

5 Vgl. Scharlach, c. u.a.: Aspekte der Telekommunikations-
entwicklung im Land Rheinland-Pfalz, a.a.o .• 

6 Vgl. Winand, u. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.O .. 

7 Vgl. Lange, s. u.a.: Lokale Initiativen zur Förderung 
der Anwendung der Telekommunikationstechniken, Telematik 
und regionale Wirtschaftspolitik, Band II, Köln 1986. 

8 Vgl. Haldenwang, H.: Anwendungen neuer Informations- und 
Kommunikationstechniken in Ostbayern, in: Spehl, H.; 
Messerig-Funk, B. (Hrsg.): Telematik Trier, Ergebnis 
eines Symposiums, Beiträge aus Forschung und Praxis, 
Band I, Trier 1986, s. 62-90. 
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lysieren Teilaspekte, geben jedoch keinen Aufschluß bezüg-
lich der hier untersuchten Fragenkomplexe11 • Die Untersu-
chung in Hessen konzentrierte sich lediglich auf den zu-
künftigen Telekommunikationsbedarf. 

Motivation für die empirsche Erhebung des Verfassers war, 
neben der Differenzierung der empirischen Untersuchung nach 
unterschiedlichen Regionstypen, bezüglich Siedlungsstruktur 
und Industrialisierung in Hessen, die Erfassung der bisher 
nur ungenügend berücksichtigten Gruppen der Klein- und Mit-
telbetriebe und der neugegründeten Unternehmen. weiterer 
Bestandteil der Untersuchung des Verfassers ist die empiri-
sche Erhebungen bezüglich der Telekommunikationsverfügbar-
keit als Standortfaktor und bezüglich des Adoptionsverhal-
tens gegenüber den Telekommunikationsförderungsmöglichkei-
ten, worüber momentan keine empirischen Erhebungen für den 
Untersuchungsraum vorliegen. 

3.1.1.2. Arbeitshypothese und abgeleitete Unterhypothesen 

Die regionalpolitischen Aktivitäten zur Förderung von 
strukturschwachen Regionen könnten unter anderem eine ver-
stärkte Förderung neuer telekommunikativer Techniken umfas-
sen. Dies ist aber nur dann sinnvoll, wenn der Aspekt neue 
telekommunikative Techniken mitentscheidend bei der Stand-

9 Vgl. Tiemann, U.: Anwendungen neuer Informations- und 
Kommunikationstechnologien im Ruhrgebiet, in: Spehl, H.; 
Messerig-Funk, B. (Hrsg.): Telematik Trier, Ergebnis 
eines Symposiums, Beiträge aus Forschung und Praxis, 
Band I, a.a.o., s. 91-104. 

10 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, in: Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Tele-
matik, Hannover 1987, s. 417-445. 

11 Siehe Kapitel 3.1.1.3 •. 
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ortwahl ist. Daher bildet folgende Arbeitshypothese die 
Grundlage des Untersuchungskonzeptes. 

Telekommunikation ist ein Standortfaktor 
für Klein- und Mittelbetriebe 

Hierbei ist im besonderen der Einfluß von Telekommunika-
tionsfördermaßnahmen zu berücksichtigen. 

weitere Hypothesen, die mit der Arbeitshypothese in Zusam-
menhang stehen: 

1. Bei der Adoption neuer telekommunikativer Techniken 
existiert ein Gefälle zwischen den Agglomerationen 
und den strukturschwachen Gebieten. 12 

2. Die Charakteristika der Standorte haben einen substan-
tiellen Einfluß auf das qualitative Adoptionsverhalten 
der Anwender. 13 

3. Zwischen der Größe eines Unternehmens und seinem Adop-
tionsverhalten existiert ein signifikanter Zusammen-
hang. Größere Unternehmen sind typische Frühadoptoren, 
wogegen kleinere Unternehmen zu den Spätadoptoren zäh-
len.14 

4. Das Vorhandensein von Forschungs- und Entwicklungsak-
tivitäten fördert die Adoption neuer Telekommunika-
tionstechniken. 

5. Selbständige Einzelbetriebe weisen gegenüber Unterneh-

12 Nachfrageorientiert rein quantitativ. 

13 Qualitativ im Sinne von unterschiedlichen Diensten. 

14 Die Investitions- und Betriebskosten der Telekommunika-
tionsdienste haben einen evidenten Einfluß in Bezug auf 
das temporäre, quantitative und qualitative Adoptions-
verhalten. 
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men mit mehreren Betriebsstätten eine geringere Adop-
tionsrate bezüglich der Telekommunikationsdienste auf. 

6. Der Bedarf an speziellen Telekommunikationsdiensten ist 
nicht homogen. Der nachgefragte Dienst resultiert pri-
mär aus dem Kommunikationsverhalten der jeweiligen 
Branche . 

7. Die Nachfrage nach neuen telekommunikativen Diensten 
wird nicht durch die reine Verfügbarkeit der Dienste 
ausgelöst, sondern durch die Kenntnis möglicher Anwen-
dungen und Kosten. 

8. Mikro- bzw. Personal-Computer-Anwender zählen zu den 
Frühadoptoren . 

Mit der empirischen Untersuchung wurde die Arbeisthypothese 
einschließlich der o . a . abgeleiteten Hypothesen überprüft. 

3.1.1.3. Zielsetzung der Erhebung 

Ausgehend vom finanzwissenschaftlichen, traditionellen 
Steuerungsinstrumentarium ist, als Hauptziel der Untersu-
chung, zu überprüfen, ob die neuen telekommunikativen Tech-
niken als regionalpolitisches Steuerungsinstrument verwen-
det werden können. Insbesondere stellt sich die Frage, ob 
eine Förderung der neuen telekommunikativen Techniken, un-
ter der Prämisse einer regionalpolitischen Zielsetzung, 
erforderlich ist und wenn ja, in welcher Art. 

Im speziellen sollen folgende Fragenkomplexe erörtert wer-
den: 

- Stellen die neuen Telekommunikationstechniken, bezie-
hungsweise ihre Verfügbarkeit, einen neuen Standortfaktor 
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dar? 

Existiert ein Adoptions-Nord-Süd-Gefälle innerhalb Hes-
sens? 

- Existieren regionstypenbedingte Adoptions-Disparitäten 
bezüglich der neuen Telekommunikationstechniken? 

- Welche Telekommunikationsstruktur liegt in den zu unter-
suchenden Regionen in Hessen vor? 

- Was sind die Ursachen und Gründe der Rejektion im Bereich 
der Adoption neuer telekommunikativer Techniken? 

- Wie stellt sich das Adoptionsverhalten bezüglich der Te-
lekommunikationsfördermöglichkeiten für die zu untersu-
chenden Gruppen dar? 

3.1.2. Konzept und Realisierung der Erhebung 

3.1.2.1. Auswahl und Abgrenzung der unternehmen und Unter-
suchungsgebiete 

Auswahl und Abgrenzung der unternehmen 
Die Auswahl und Abgrenzung der Unternehmen bezüglich ihrer 
Branchenzugehörigkeit wurde in Anlehnung an die Systematik 
der Wirtschaftszweige des Statistischen Bundesamtes vor-
genommen. 

Bei der Auswahl wurden die Branchen berücksichtigt, deren 
vermuteter Kenntnis- und Erfahrungsstand es rechtfertigt, 
Aussagen über neue telekommunikative Techniken zu treffen. 
Eine Branche, deren vermuteter Kenntnis- und Erfahrungs-
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stand erheblich unter dem der drei anderen Gruppen liegt, 
wurde als Vergleichsgruppe gewählt . 

Aufgrund der Zielsetzung der Gemeinschaftsaufgabe 'Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur', primär über-
regional arbeitende Unternehmen zu fördern (Export-Basis-
Theorie), 15 wurden aus dem Bereich Private Dienstleistungen 
die folgenden Branchen ausgewählt: 

Unternehmensberatungen und Software-Firmen bzw. EDV-Ver-
trieb. 

Aus dem Bereich Verarbeitendes Gewerbe wurde die Branche 

Maschinenbau 

und als Vergleichsgruppe zu diesen Branchen der 

Einzelhandel 

gewählt. 

Die Untersuchung beschränkt sich im wesentlichen auf Klein-
und Mittelbetriebe, die gegenwärtig die Hauptadressaten der 
existierenden Programme zur Förderung der Einführung und 
Anwendung neuer telekommunikativer Techniken darstellen. 16 

15 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur', a.a.o., s. 28 und Rittenbruch, K.: Zur 
Anwendbarkeit der Exportbasis-Konzepte im Rahmen von Re-
gionalstudien, Schriften zu Regional- und Verkehrspro-
blemen in Industrie- und Entwicklungsländern, Band 4, 
Berlin 1968. 

16 Siehe Kapitel 'Förderungsmöglichkeiten telekommunikati-
ver Techniken•. 
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Auswahl und Abgrenzung der Untersuchungsgebiete 
Die Auswahl und Abgrenzung der auf Hessen beschränkten Un-
tersuchungsgebiete wurde anhand des Indikatorensystems der 
Institution Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur' durchgeführt. Die gesetzliche 
Grundlage der Gemeinschaftsaufgabe bildet das Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe vom 6.10.1969, das in § 1 fest-
legt, daß alljene Gebiete innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland zu fördern sind, 

"L deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bundesdurch-
schnitt liegt oder erheblich darunter abzusinken droht oder 

2. in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, die vom Struk-
turwandel in einer Weise betroffen oder bedroht sind, daß 
negative Rückwirkungen auf das Gebiet in erheblichem Umfang 
eingetreten oder absehbar sind 11 • 17 

Bundesweit werden 179 regionale Arbeitsmärkte unterschieden 
und auf je fünf Einzelindikatoren hin untersucht. Dies sind 

- die durchschnittliche Arbeitslosenquote der Jahre 1981-
1Q85 (ALQ 1981-85), 

- die Bruttowertschöpfung des Jahres 1982 zu Faktorkosten 
je Einwohner (BWS 1982), 

- die Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme des Jahres 1982 je 
Beschäftigten (L+G 1982), 

- die Prognose der Arbeitsmarktbilanz 1990 (Arbeitskräfte-
reservekoeffizient) und 

- die Infrastrukturausstattung (Infra 1982) 18 • 19 

17 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur' vom 6. Oktober 1969, 
BGB!. I, S. 1861. 

18 Der Infrastrukturindikator wird hier in Verkehr, Ener-
gie, soziales, Ausbildung und Umwelt unterteilt. 

19 Vgl . Der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik: 
Jahresbericht 1986, Frankfurt 1987, s. 23. 
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Bei der Zusammenfassung der Einzelindikatoren zu einem Ge-
samtindikator erfolgt eine Normierung auf einen Durch-
schnittswert von 100 und eine Standardabweichung von 15. 20 
Die Bruttowertschöpfung und die Bruttolohn- und Bruttoge-
haltssumme werden mit jeweils 0.225 gewichtet, die Arbeits-
losenquote mit o. 45 und die Infrastrukturausstattung mit 
o, 1. Der Arbeitskräftereservekoeffizient wurde in den Ge-
samtindikator nicht mit eingerechnet. 21 

Zusätzlich zur Indikatorenzuordnung werden die Regionen 
nach Schwerpunktorten untergliedert, in denen unterschied-
liche Förderungshöchstsätze gelten. Dies sind 

- die übergeordneten Schwerpunkte im Zonenrandgebiet (A-
Schwerpunkte mit maximal 23% Förderung), 

- die übergeordneten Schwerpunkte außerhalb des Zonenrand-
gebietes (B-Schwerpunkte mit maximal 18% Förderung), 

- die sonstigen Schwerpunkte (C-Schwerpunkte mit maximal 
15% Förderung) sowie 

- die Schwerpunkte in extremer Zonenrandlage (E-Schwer-
punkte mit maximal 23% Förderung). 22 

In Tabelle 3.1 werden die Ausprägungen der Förderindikato-
ren und des Gesamtindikators, im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur', 
dargestellt. Ausgewählt wurden vier Regionen, die durch 
Fettschrift und kursive Darstellung hervorgehoben sind. Die 
Auswahl der Regionen wurde unter dem Aspekt vorgenommen, 

20 Vgl. Eckey, H. u.a.: Sozioökonomische und ökologische 
Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, a.a.o., s. 
160. 

21 Vgl. Der Hessische Minister für Wirtschaft und Technik: 
Jahresbericht 1986, a.a.o. s. 22 f. 

22 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur', a.a.o., s. 29. 
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daß den ausgewählten 'Normalgebieten• 23 je ein entsprechen-
des Fördergebiet gegenübergestellt werden soll. 

Tabelle 3.1: Einzel- und Gesamtindikatoren der hessischen 
Arbeitsmarktregionen24 

Nr. Regionaler Ar- ALQ aws25 L + G26 Infra Gesamt-
beitsmarkt 1981-85 1982 1982 1982 indik. 

066 Kassel 10,80 231,99 321,93 106,93 94, 13 

082 Korbach 9,20 194,34 293,30 93,84 90,93 

083 Eschwege 10,30 166,62 293,22 98,28 86,93 

084 Hersfeld 8,50 193,18 305,07 93,48 94,10 

085 Alsfeld-Ziegen- 9,60 185,52 294,40 75,16 87,69 
hain 

086 Marburg-Sieden- 7,50 172,21 303,44 106,79 96,44 
kopf 

087 Dillenburg 8,40 211,43 312,68 112, 29 98,31 

092 Limburg-Westerw. 7,60 150,51 290,43 84,17 90,95 
-Lahn 

093 Gießen 8,10 213,49 312,66 112,29 99, 19 

094 Fulda 8,40 191,02 291,26 99,68 93,10 

095 Gelnhausen- 7,00 153,87 289,48 86,57 92,79 
Schlüchtern 

096 Frankfurt 5,80 368,99 369,82 129,71 123,48 

097 Wiesbaden-Mainz 6,10 299,61 348,45 119,90 114 , 78 

106 Darmstadt 5,40 234,40 322,46 116, 29 110 , 14 
-

23 Wobei als 'Normalgebiete' der in Hessen wirtschaftlich 
dominierende Verdichtungsraum Frankfurt für Südhessen 
und Gießen, als ländlicher Raum mit Verdichtungskernen, 
für Mittelhessen ausgewählt wurden. 

24 In Anlehnung an Eckey, H. u.a.: Sozioökonomische und 
ökologische Bedingungen für die Entwicklung Nordhessens, 
a.a.o., s. 161-162. 

25 Einwohner (in 100 DM) 

26 Arbeitnehmer (in 100 DM) 
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Die ausgewählten Regionen sind: 

1 . Großraum Frankfurt 2 . Großraum Kassel 

- Normalgebiet - Fördergebiet27 
- Verdichtungsraum28 - Verdichtungsraum 

- Gesamtindikator= 123,48 - Gesamtindikator= 94,13 

3. Großraum Gießen 4 . Großraum Fulda 

- Normalgebiet - Fördergebiet 

- ländlicher Raum mit - ländlicher Raum mit 

Verdichtungskernen Verdichtungskernen 

- Gesamtindikator= 99,19 - Gesamtindikator= 93,10 

Aus den in Tabelle 3.1 dargestellten Gesamtindikatoren re-
sultieren die Fördergebiete29 des 17. Rahmenplans der Ge-
meinschaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur' in Hessen, die nicht per se durch ihre Zo-
nenrandlage als Fördergebiete ausgewiesen werden. Die För-
dergebiete werden weiterhin ergänzt "durch noch nicht be-
rücksichtigte Arbeitsmarktregionen, sofern deren Arbeitslo-
senquote im Durchschnitt der Jahre 1981 bis 1985 über 160% 
des Bundesdurchschnitts beträgt1130 . 

Folgende Abbildung 3.1 stellt, für den Bereich Hessen, das 
'Zonenrand- und Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe', das 
'Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe' und die 'Gebiete 
des Hessischen Strukturförderungsprogramms' dar . 

27 Wobei die Fördergebiete Kassel und Fulda aufgrund ihrer 
wirtschaftsräumlich peripheren Lage und der Grenznähe 
zur Deutschen Demokratischen Republik, als A-Schwer-
punktorte eingestuft sind. 

28 Die Klassifizierung nach Regionstypen erfolgte in Anleh-
nung an die Einteilung der HLT Gesellschaft für For-
schung Planung Entwicklung mbH. Stand: Wiesbaden 1983 . 

29 Dies geschieht durch den Vergleich des jeweiligen Ge-
samtindikators mit einem Schwellenwert. 

30 Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Konjunkturbericht August 1986, Wiesbaden 1986, S. 52. 
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Abbildung 3.1: Fördergebiet der Gerneinschaftsaugabe 'Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur' des 17. Rahrnenplanes31 
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31 Quelle : Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Tech-
nik : Jahresbericht 1988, Wiesbaden 1989, s . 28. 
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3 . 1 . 2.2 . Erhebungsmethodik 

Die Untersuchung beschränkt sich, wie o.a., auf das Land 
Hessen und hier auf den Ballungsraum Frankfurt, die altin-
dustrialisierte Agglomeration Kassel, den Raum Gießen und 
das Zonenrandfördergebiet Fulda. Es wurde der Bereich des 
'Geschäftsbedarfs' der Individualkommunikation mit einem 
empirischen Untersuchungskonzept analysiert. Als Explorati-
onsinstrument wurde eine Fragebogenaktion ausgewählt, die 
im wesentlichen auf Klein- und Mittelbetriebe zugeschnitten 
ist. 

Das in der empirischen Forschung herrschende Postulat einer 
statistischen Repräsentativität der Stichprobe wurde zugun-
sten einer 'informatorischen' Repräsentativität aufgegeben . 
Drei Branchen wurden abgefragt, deren vermuteter Kenntnis-
und Erfahrungsstand es rechtfertigt, Aussagen über neue te-
lekommunikative Techniken zu treffen, sodaß systematische 
Fehler aufgrund unzureichender Informationen tendenziell 
vermieden wurden. Eine vierte Branche, deren vermuteter 
Kenntnis- und Erfahrungsstand erheblich unter dem der drei 
anderen Gruppen liegt, diente als Kontrollgruppe. 

Basis der Frageninhalte ist die in Kapitel 3.1.1.2. aufge-
stellte Arbeitshypothese und die korrespondierenden Unter-
hypothesen. 

Der Fragebogen gliedert sich in folgende Themenkomplexe: 

- allgemeine strukturelle Fragen, 
- Kenntnis- und Adoptionsstand, 
- Adoptionshemmnisse, 
- Standorteinschätzung und -verhalten, 
- Telekommunikationsfördermaßnahmen, 
- Kommunikationsverhalten und 
- Substitutionspotential persönlicher Kontakte durch 
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neue telekommunikative Techniken . 

Die allgemeinen strukturellen Fragen umfassen: 

- die regionale Zuordnung, 
- die Betriebsgröße, 
- den Umsatz, 
- die Branchenzugehörigkeit, 
- die Anzahl der Betriebsstätten, 
- die Mikro- bzw. Personal-Computer-Anwendung, 
- die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, 
- die Fernmeldegebühren und Endgerätekosten und 
- das Gründungsjahr des Unternehmens . 

Diese allgemeinen betrieblichen Strukturdaten werden im 
folgenden als Determinanten der Telekommunikationsentwick-
lung überprüft, indem bei der Auswertung entsprechende Sig-
nifikanzprüfungen vorgenommen werden. 

3.1.2.3. Stichprobenumfang, Rücklauf und Repräsentanz 

Zur Vorbereitung der Haupterhebung wurde ein Pre-Test bei 
ausgewählten Firmen durchgeführt, der eine Antwortquote von 
73% hatte. Die Vorerhebung diente schwerpunktmäßig der 
Überprüfung der Verständlichkeit der gestellten Fragen. 

Mit der Haupterhebung wurden 772 Unternehmen erreicht. Ihre 
Adressen wurden per Zufallsauswahl aus wenigen, direkt zu-
gänglichen Quellen32 gewonnen. 

Die Versendung der Fragebögen fand im Frühjahr 1989 statt. 
Der bis Ende August 1989 abgeschlossene Rücklauf enthielt 

32 Aus finanziellen Gründen erfolgte eine Beschränkung auf 
direkt zugängliche Quellen wie 'Wer gehört zu wem, ..• • 
u.ä •• 
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137 Antworten, was einer Rücklaufquote von 18% ent-
spricht.33 Die angegebenen Gründe bei Nichtbeantwortung des 
Fragebogens waren vor allem Zeit- und Personalmangel sowie 
mangelnde Repräsentativität für die entsprechende Branche 
bzw. Region. 

Aufgrund der nach Regionen und Unternehmensgrößen vorgenom-
menen Selektion der Stichprobe, darf diese nicht als reprä-
sentativ für die Grundgesamtheit der Unternehmen in der 
Bundesrepublik betrachtet werden. Es "kann nicht ausge-
schlossen werden, daß die Unternehmen, die den Fragebogen 
nicht beantwortet haben, signifikant anders als die ant-
wortbereiten Firmen1134 handeln. 

Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse, ist darauf hinzuwei-
sen, daß die Unternehmen tendenziell in den einzelnen Sek-
toren überrepräsentiert sind, die die neuen telekommunika-
tiven Techniken bereits adoptiert haben. 

3.1.3. Statistische Auswertungsverfahren 

Im Rahmen der Erhebung wurden insgesamt 23 Fragen mit weit-
gehend vorgegebenen Antwortmöglichkeiten gestellt . Bezüg-
lich des Meßniveaus liegen im Bereich der betriebsstruktu-
rellen Fragen zum großen Teil nominal skalierte Daten vor, 
wohingegen die restlichen Fragen größtenteils ordinal ska-
liert sind. Die Auswertung wurde mit dem Statistikprogramm 
STATGRAPHICS vorgenommen und durch HARVARD GRAPHICS im Be-

33 Ein Teil der Antworten ging erst nach einem Erinnerungs-
schreiben ein. 

34 Schanz, G.: Kriterien zur Bestimmung der Größe des For-
schungsbudgets in Unternehmungen der Industriegruppe 
Elektrotechnik, in: Zeitschift für betriebswirtschaft-
liche Forschung, 2, 1972, s. 81. 



Tabelle 3 . 2: Verwendete statistische Verfahren35 

Nichtparametrische statistische Tests 

llepniveau Der Fall zweier unab- Der Fall mit k unab-
hlngiger Stichproben hlngigen Stichproben 

Fisher- Test (2x2) 
(IOr kleine Stichproben) 2 

Nominal ------------------------------- ---- ----------- ------------------- X-Test ( k X r) 
(IOr groJe Stichproben) 

2 
X-Test (2x2) 
(IOr gro,e Stichproben) 

llann-Whitney-U-Test 
(IOr groh Stichproben) Ein - Weg - Rangvarianz-

Ordinal analyse nach Kruskal 
----------------------------------------- -------------------------- und Wallis ( H-Test) 

Kolmogorov - Smirnov- Test 
(IOr gro,• Stichproben) 

35 In Anlehnung an Siegel, s.: Nichtparametrische statisti-
sche Methoden, 2. Auflage, Eschborn 1985 und Sachs, L.: 
Angewandte Statistik - Statistische Methoden und ihre 
Anwendungen, 5. Auflage, Berlin, Heidelberg, New York 
1978 . 

Nichtparametrische 
Korrelationsmape 

Kontingenz-
Koeffizient C 

----------------------------------------------

Cramer's V 

~ 
Rang - Korrelations -
Koeffizient r nach 
Spearman 

---------------------------------------- ---

Rang - Korrelations-
Koeffizient Tau nach 
Kendall 
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reich der grafischen Darstellung ergänzt. Die verwendeten 
statistischen Verfahren sind in Tabelle 3.2 dargestellt. 

Aufgrund der vorliegenden nominal und ordinal skalierten 
Daten, konnten bei der Auswertung deskriptive und inferenz-
statistische Verfahren angewandt werden. 36 Die erhobenen 
und klassifizierten Daten wurden auf statistisch signifi-
kante zusammenhänge und die Intensität dieser zusammenhänge 
überprüft. 

Die am häufigsten verwendeten inferenzstatistischen Verfah-
ren waren die "Ein-Weg-Rangvarianzanalyse nach Kruskal und 
Wallis1137 und der "Mann-Whitney-U-Test1138 • Der Einsatz mul-
tivariater Verfahren ist, aufgrund des Meßniveaus der Da-
ten, nicht möglich. 39 

Die Kennzeichung der Wahrscheinlichkeit, mit der ein darge-
stellter Zusammenhang sich nicht zufällig ergeben hat, wird 
im folgenden durch das Signifikanzniveau dargestellt . Die 
Interpretation des jeweiligen Signifikanzniveaus wurde an-
hand von Tabelle 3 . 3 vorgenommen. 

36 Vgl. Bamberg, G.; Baur, F.: Statistik, München, Wien 
1980, s . 133 ff und Menges, G.: Die Statistik - Zwölf 
Stationen des statistischen Arbeitens, Wiesbaden 1982, 
s. 263 ff. 

37 Vgl . Siegel, s.: Nichtparametrische statistische Metho-
den, 2. Auflage, a.a.o., s . 176-184 und STSC, Inc . : 
STATGRAPHICS - USER'S GUIDE, Maryland, Rockville 1988, 
s. 14.15. 

38 Vgl . Siegel, S.: Nichtparametrische statistische Metho-
den, a . a.O., S. 112-123 und STSC, Inc.: STATGRAPHICS -
USER'S GUIDE, a.a.o., s . 22.10. 

39 Vgl.: Backhaus, K. u . a.: Multivariate Analysemethoden -
Eine anwendungsorientierte Einführung, 4. Auflage, Hei-
delberg u.a. 1987, s. XI ff. 
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Tabelle 3.3: Kennzeichung des Signifikanzniveaus40 

Irrtumswahr- Signifikanz Signifikanzniveau 
scheinlichkeit 

0.25 < a s < 0.75 nicht signifikant 

0.10 < a $ 0.25 0.75 $ s < 0 . 90 tendenziell 

0.05 < a s 0.10 0.90 $ s < 0.95 schwach signifikant 

0.025 < a $ 0.05 0.95 $ s < 0.975 signifikant 

a $ 0.025 0.975 $ s stark signifikant 

Die Stärke eines Zusammenhanges zweier Merkmale wird durch 
den Korrelationskoeffizienten gemessen. Die Stärke des Zu-
sammenhanges ist in Tabelle 3.4 dargestellt, wobei zu be-
rücksichtigen ist, daß nicht alle Korrelationsmaße Werte 
von o bis 1 annehmen, 41 sondern entsprechend dem jeweiligen 
Höchstwert umgerechnet werden müssen . 42 

40 In Anlehnung an Selig, J.: EDV-Mangagement, Eine emp1r1-
sche Untersuchung der Entwicklung von Anwendungssystemen 
in deutschen Unternehmen, Berlin, Heidelberg, New York, 
Tokyo 1986. 

41 So ist z.B. bei einer Vierfeldertafel die Obergrenze für 
den Kontingenz-Koeffizienten c = 0,707. 

42 Vgl. Siegel, S.: Nichtparametrische statistische Metho-
den, a. a. O. , S. 19 2 f. 
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Tabelle 3,4: Interpretation des Korrelationskoeffizien-
ten43 

Korrelationskoeffizient Zusammenhang 

o.o < r s 0.2 sehr niedriger Zusammenhang 

0.2 < r s 0.4 niedriger Zusammenhang 

0.4 < r s 0.7 mittlerer Zusammenhang 

0.7 < r s 1.0 hoher Zusammenhang 

Die statistischen Kennzahlen werden im folgenden lediglich 
als ergänzende Information dargestellt. Zur Verdeutlichung 
der festgestellten zusammenhänge wird das erhobene Da-
tenmaterial direkt vorgestellt. 

43 In Anlehnung an Heller, K.; Rosemann, B.: Planung und 
Auswertung empirischer Untersuchungen, 2. Auflage, 
Stuttgart 1981, s. 122. 
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3.2. Analyse der Ergebnisse 

3.2.1. Struktur der antwortenden unternehmen 

Die strukturellen Daten der Erhebung wurden zur Charakteri-
sierung der Unternehmen und zur Zuordnung innerhalb des Ex-
plorationsschemas verwendet. Sie wurden speziell daraufhin 
untersucht, inwieweit sie als Determinanten für die Tele-
kommunikatinsadoption signifikant sind. Mit Hilfe dieser 
Strukturdaten werden die Verhaltensschemata der Unternehmen 
erstens auf signifikante Unterschiede und zweitens auf Kor-
relationen hin untersucht. 

3.2.1.1. Regionale Verteilung und Branchenstruktur 

Regionale Verteilung 
Die regionale Verteilung der Unternehmen basiert auf dem 
Indikatorensystem der Gemeinschaftsaufgabe 'Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur•. 44 Als zu untersuchende 
Regionen wurden definiert: 

- Großraum Frankfurt - Großraum Gießen 

- Großraum Kassel - Großraum Fulda 

Dabei nimmt Kassel den Raum Nordhessen, Gießen den Raum 
Mittelhessen, Fulda den Raum Osthessen und Frankfurt den 
Raum Südhessen ein. 

In den vier Regionen wurden jeweils ca. 200 Unternehmen der 
ausgewählten Branchen befragt. Das Antwortverhalten läßt 

44 Siehe Kapitel 3.1.2.1. 
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ein starkes Nord-Süd-Gefälle erkennen, wobei Frankfurt mit 
31% eindeutig an der Spitze liegt, gefolgt von Gießen mit 
11%, Kassel mit 10% und Fulda mit 7%. Die folgende Graphik 
stellt die prozentuale Verteilung der Antworten innerhalb 
der Grundgesamtheit dar, wobei Frankfurt eindeutig überpro-
portional vertreten ist. 

Abbildung 3.2: Prozentuale Verteilung der Antworten auf die 
einzelnen Regionen 

Kassel 
16% 

Fulda 
8% 

Unter Berücksichtigung der gesamten Ergebnisse kann festge-
stellt werden, daß in der Tendenz die Regionen überreprä-
sentiert sind, die einen Vorsprung in der Telekommunika-
tions-Nutzung aufweisen. 

Branchenstruktur 
Die zu untersuchenden Branchen waren: 

- Unternehmensberatungen - Software-Firmen/EDV-Vertrieb 

- Einzelhandel - Maschinenbau 
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Die vorgenommene Auswahl schloß eine Sektoren-Repräsentati-
vität aus. 

Abbildung 3.3 veranschaulicht, daß die realisierte Struktur 
der Stichprobe auf eine unterschiedliche Antwortbereit-
schaft der Befragten hindeutet, wobei die Unternehmensbera-
tungen mit 37% die größte Antwortbereitschaft zeigen. Mit 
Abstand folgen der Maschinenbau mit 27%, die Software-Fir-
men mit 21% und, als Gruppe mit der geringsten Antwortbe-
reitschaft, der Einzelhandel. 

Abbildung 3.3: Prozentuale Verteilung der Antworten auf die 
einzelnen Branchen 

Software 
21% 

U-Beratung 
37% 

Einzelhandel 
16% 

Maschinenbau 
27% 

Auch hier kann, unter Berücksichtigung der gesamten Ergeb-
nisse, von einer Überrepräsentativität der Unternehmen ge-
sprochen werden, die einen Telekommunikations-Vorsprung 
aufweisen. 
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Korrelationen 
Der detailierte Vergleich des Antwortverhaltens der ver-
schiedenen Branchen je Region zeigt, 45 daß die Region 
Frankfurt, bedingt durch das hohe Antwortverhalten der Un-
ternehmensberatungen, überrepräsentiert ist. In Fulda domi-
nieren dagegen die Bereiche Maschinenbau und Einzelhandel. 
In Kassel und Gießen halten sich die Unternehmensberatungen 
und der Maschinenbau in etwa die Waage. 

Abbildung 3.4: Antwortverhalten nach Region und Branche 

Antworten in % der Branche 

Frankfurt Kassel Gießen Fulda 
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Regionen 
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Wie Abbildung 3.5 veranschaulicht, ist das Antwortverhalten 
des Einzelhandels, abgesehen von Fulda, unterproportional. 

45 Vgl. Abbildung 3 . 4. 
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Die Antwortbereitschaft der verschiedenen Sektoren ist über 
die Regionen hin disparat. Dies deutet auf einen Zusammen-
hang zwischen dem regionalen Bewußtsein der Unternehmen und 
ihrer Antwortbereitschaft hin. 

Abbildung 3.5: Gewichtung der Sektoren nach Regionen 

100% 

75% 

50% 

25% 

0% 

Branchen-Antwortverhalten je Region 

Frankfurt Kassel Gießen 

Regionen 

- Einzelhandel 

D Maach.- Bau 

~ Software 
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überprüft man den Zusammenhang des Branchen-Antwortverhal-
tens nach Regionen mit Hilfe des Chi-Quadrat-Testes, so er-
rechnet sich eine Signifikanz von 0.98, womit ein stark 
signifikanter Zusammenhang46 gekennzeichnet ist. 

46 Vgl. Tabelle 3.3. 
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3.2.1.2. Beschäftigtenzahl und Unternehmensumsatz 

Beschäftigenzahl 
Als Maßstab zur Einschätzung der Unternehmensgröße wurde 
die Zahl der beschäftigten Mitarbeiter gewählt. 

Abbildung 3.6 zeigt den prozentualen Anteil der nach Grös-
senklassen unterteilten Unternehmen. Die Kleinunternehmen 
(bis 100 Beschäftigte47 ) überwiegen mit einem Anteil von 
94% der befragten Unternehmen. Die verbleibenden 6% sind 
Unternehmen mittlerer Größe, mit 100-500 Beschäftigten. 

Abbildung 3.6: Anzahl der Unternehmen nach Beschäftigten-
größenklassen 
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47 Vgl. Fölber, R.: Bedarfsuntersuchung für die Fernmelde-
netze in Rheinland-Pfalz, in: Deutsche Telepost Consul-
ting GmbH (Hrsg.): Aspekte der Telekommunikationsent-
wicklung im Land Rheinland-Pfalz, a.a.o., s. 20. 
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Bei der Betrachtung der Größenklassen-Repräsentativität 
fällt die Dominanz der Kleinstunternehmen auf. Dieses Er-
gebnis entspricht weitgehend der realen Wirtschaftsstruktur 
in Hessen und der Forderung, die Erhebung auf klein- und 
mittelständige Unternehmen zu beschränken. 48 

unternebmenswasatz 
Der Unternehmensumsatz wurde als zusätzlicher Maßstab zur 
Relativierung der Beschäftigtenzahl, als Maß für die Unter-
nehmensgröße, gewählt. Dies ist besonders bei Unternehmens-
beratungen notwendig, die relativ wenig Mitarbeiter be-
schäftigen, jedoch durch ihre Qualifikationsstruktur einen 
höheren Umsatz realisieren können. Diese Charakterisierung 
wird durch Abbildung 3.7 verdeutlicht. 25% der Unternehmen 
haben einen Umsatz von über fünf Millionen DM und 57% von 
über einer Millionen DM. Unter 0.5 Millionen DM liegen im-
merhin noch 23% der Unternehmen, was zum großen Teil durch 
sogenannte 'Ein-Mann-Unternehmen' in der Unternehmensbera-
tung bzw. Softwareentwicklung begründet ist. 

Abbildung 3.7: Anzahl der Unternehmen nach Umsatzklassen 
in% 
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48 Vgl. Winand, U. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.o., s. 11. 
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3.2.1.3. EDV-Ausstattung und Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten 

EDV-Ausstattung 
zur Klassifizierung der Unternehmen nach ihrer EDV- und In-
novationsorientierung als mögliche Determinanten für das 
Verhalten bezüglich neuer telekommunikativer Techniken, 
wurden die Erhebungsmerkmale EDV- Ausstattung und For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten gewählt . 

Eine EDV-Ausstattung in Form von Mikro- bzw. Personal Com-
putern ist bei 77% der Unternehmen vorhanden, wobei 50% der 
Unternehmen mit EDV bereits mehr als drei Geräte besitzen. 
Abbildung 3.8 verdeutlicht diesen Zusammenhang. 

Abbildung 3.8: PC-Ausstattung der Unternehmen 

------ >10 • 14% 
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Signifikante Unterschiede bezüglich der EDV-Ausstattung 
zeigen beim Chi-Quadrat-Test die unterschiedlichen Branchen 
und Regionen. An der Spitze der EDV-Ausstattung liegen die 
Software-Firmen (100%), gefolgt von den Unternehmensbera-
tungen (80%) und dem Maschinenbau (70%). Beim Einzelhandel 
(40%) ist die EDV-Ausstattung unterrepräsentiert. Das Sig-
nifikanzniveau der Branchenanalyse ist 'stark signifikant'. 
Die EDV-Ausstattung nach Regionen zeigt, daß Frankfurt 
(77%), Kassel (79%) und Gießen (89%) auf ähnlichem Niveau 
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liegen. Fulda (44%) fällt dagegen erheblich ab. Das Signi-
fikanzniveau bezüglich der Regionen ist 'signifikant' und 
der Korrelationskoeffizient weist auf einen 'mittleren Zu-
sammenhang' hin. 

Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
Forschung und Entwicklung wird, wie in Abbildung 3.9 darge-
stellt, von 44% der befragten Unternehmen betrieben. Diffe-
renziert man die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
nach den untersuchten Branchen, so ergeben sich 'stark sig-
nifikante' Unterschiede. Führend sind die Software-Firmen 
mit einem Anteil von 75%, gefolgt vom Maschinenbau mit 60%, 
den Unternehmensberatungen mit 36% und dem Einzelhandel mit 
11%. 

Abbildung 3.9: Forschung und Entwicklung in den Unter-
nehmen 

Korrelationen 

Ja 
44% 

Nein 
56% 

Erwartungsgemäß korrelieren EDV-Ausstattung und Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten, da der Bereich der Software-
Firmen bezüglich der EDV-Ausstattung dominiert. Mit Hilfe 
des Chi-Quadrat-Tests läßt sich ein 'stark signifikanter' 
Zusammenhang nachweisen. 88% der Unternehmen, die Forschung 
und Entwicklung betreiben, nutzen eine EDV-Anlage, 
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lediglich 12% forschen und entwickeln ohne EDV Unterstüt-
zung. 

3.2.1.4. Art und Gründungsjahr des Unternehmens 

Art des Unternehmens 
Die Art des Unternehmens wurde durch zwei Variablen erfaßt. 
zum einen durch die Selbständigkeit, beziehungsweise orga-
nisatorische Einordnung des befragten Unternehmens und zum 
anderen durch die Anzahl der Unternehmensstandorte. 

Zur Erhebung der ersten Variablen wurden die Unternehmen 
nach der Kategorie gefragt, der der Betrieb angehört. Als 
Antwortmöglichkeiten wurden vorgegeben: 

- eigenständiges Unternehmen 

- Zentrale 

- Zweigstelle/Filiale 

- Niederlassung/ 
Geschäftsstelle 

Die Ergebnisse sind in Tabelle 3.5 zusammengefaßt. Sie do-
kumentiert, daß 85% der befragten Unternehmen eigenständig 
sind. Das Strukturmerkmal 'Art des Unternehmens' wird aus 
diesem Grund im weiteren nicht berücksichtigt. 

Tabelle 3.5: Art der Unternehmen 

Status Anzahl der Unternehmen 
in% der Grundgesamtheit 

Eigenständiges Unternehmen 85 % 

zentrale 7 % 

Zweigstelle/Filiale 4 % 

Niederlassung/Geschäftsstelle 4 % 
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Die bei den Unternehmensbefragungen von Spehl/Messerig-
Funk49 und Fritsch50 nachgewiesene Korrelation zwischen der 
Unternehmensart und dem Adoptionsverhalten gegenüber den 
neuen Telekommunikationsdiensten, kann somit nicht belegt 
werden. Bei den Untersuchungen von Spehl/Messerig-Funk und 
Fritsch wurde weiterhin die Hypothese bestätigt, daß eigen-
ständige Unternehmen neue Telekommunikationsdienste weniger 
nutzen als Betriebe, die zu Unternehmen mit mehreren Be-
trieben gehören. 51 

Standortanzahl 
Als zweite Variable zur Beschreibung der Art des Unterneh-
mens wurde die Anzahl der Standorte erhoben. Von den be-
fragten Unternehmen haben 29% mehrere Standorte. 69% haben 
zwischen einem und drei, 14% zwischen vier und zehn und 17% 
mehr als zehn Standorte. Korrelationen zu diesem Merkmal 
ergaben sich nicht. 

Abbildung 3.10: Anzahl der Unternehmen mit mehreren 
Standorten 
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49 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a . o . , s. 417 ff. 

50 Vgl. Fritsch, M.: Räumliche Unterschiede der Telematika-
doption in Industriebetrieben der Bundesrepublik 
Deutschland, a.a.o., s. 301-335. 

51 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikationsent-
wicklung auf Anwender, a.a.o., s. 48 ff. 
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Gründungsjahr der Unternehmen 
Bei den befragten Unternehmen handelt es sich, wie aus Ab-
bildung 3.11 ersichtlich, zu 63% um Betriebe, die bis 1983 
gegründet wurden. Die restlichen 37% verteilen sich auf die 
Jahre 1984 bis 1988, wobei 1987 mit 15% besonders hervor-
sticht. 

Abbildung 3.11: Gründungsjahr der Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen in % 

70 

60 

50 

40 

30 

20 

10 

0 
bis 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

Gründungsjahr 

Um eine Korrelation der Unternehmen gegenüber dem Einfluß-
faktor Telekommunikation auf die Standortentscheidung zu 
überprüfen, wurden die Unternehmen in zwei Gruppen unter-
teilt. Die erste Gruppe besteht aus Unternehmen, die bis 
einschließlich 1985 gegründet wurden und die zweite Gruppe 
aus Unternehmen, deren Gründungsjahr im Zeitraum von 1986-
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1988 liegt . Berücksichtigt man die Vorlaufzeit für eine 
Neugründung, so kann davon ausgegangen werden, daß bei den 
Unternehmensgründungen vor 1986, aufgrund der mangelnden 
Informationen über ISDN, neue telekommunikati ve Techniken 
als Standortfaktor keinen Einfluß hatten. 

Abbildung 3.12: Gründungsjahr der Unternehmen in Klassen 

Die als Neugründungen definierten Unternehmen stellen mit 
26% der Grundgesamtheit einen beachtlichen Teil der befrag-
ten Unternehmen dar. Ein signifikanter Zusammenhang ergibt 
sich zu den Merkmalen 'PC-Einsatz' und 'Branche'. Sämtliche 
neugegründeten Unternehmen setzen EDV in ihrem Unternehmen 
ein. Bei der Branchenzusammensetzung zeigt sich, daß 53% 
der Neugründungen im Bereich der Sofware-Firmen liegen, 
dicht gefolgt von den Unternehmensberatungen mit 37%. Beim 
traditionellen Maschinenbau lagen keine Neugründungen vor 
und der Einzelhandelsanteil liegt bei 10%. 
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3.2.2. Einstellung der Unternehmen gegenüber der Telematik 

3.2.2.1. Kenntnis- und Adoptionsstand 

Die in Tabelle 3.6 dargestellte Übersicht verdeutlicht den 
Kenntnisstand, den geplanten Einsatz und den Adoptionsstand 
der neuen telekommunikativen Techniken. Die jeweiligen Wer-
te geben den Prozentwert der Grundgesamtheit, bezogen auf 
den Telekommunikationsdienst, an. Der Mittelwert bezieht 
sich auf eine Rangskala von 'O=nicht bekannt' bis '3=heute 
genutzt'. Der Mittelwert in Abbildung 3.13 basiert auf der 
Grundgesamtheit aller befragten Unternehmen. 

Um eventuelle zusammenhänge innerhalb der verschiedenen 
Kommunikationsgruppen aufzuzeigen, wurden die neuen Tele-
kommunikationstechniken, entsprechend ihrer Zugehörigkeit, 
in vier Gruppen untergliedert. Die vier Gruppen sind 

- die Sprachkommunikation, 

- die Textkommunikation, 

- die Datenkommunikation und 

- die Bildkommunikation. 52 

Tabelle 3.6 enthält nicht die Frage nach der Nutzung des 
reinen Fernsprechens, da dies für fast 100% der Befragten 
von großer Bedeutung ist (Siehe Abbildung 3.17) und dieser 
Dienst heute in fast allen Unternehmen vertreten ist. 

Die in Tabelle 3.6 aufgeführten Dienste im Bereich der 
Sprachkommunikation, nehmen im Vergleich zum Fernsprechen 
eine untergeordnete Rolle ein. Ausgenommen hiervon ist 

52 Siehe Abbildung 1,4. 
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Tabelle 3 . 6: Adoptionsverhalten gegenüber den Telekommuni-
kationsdiensten 

Teleko-unika- Heute Einsatz Bekannt,Ein- Nicht Mittel-
tionsdienste in genutzt geplant satz nicht bekannt wert 
\ der Befragten geplant 

Funkfernsprechen 26 13 47 15 1. 5 

Eurosignal 13 4 70 13 1.2 

Cityruf -- 2 73 25 0.8 

GEDAN 6 49 36 0.9 

Service 130 2 1 47 50 0.6 

Sprachbox -- -- 34 66 0.3 

Telex 41 l 55 3 1.8 

Teletex 13 4 78 5 1.3 

Btx 14 12 68 5 1.4 

Telebox -- 5 55 40 0.7 

electronic mail 10 12 48 32 1.0 

DFÜ mit Telefon 37 13 33 18 1.7 

Datex - L 9 l 51 40 0 . 8 

Datex - p 18 10 39 34 1.1 

H f D 4 1 23 72 0.4 

Temex -- 1 23 75 0.3 

Telefax 73 17 8 3 2.6 

Bildtelefon -- 3 85 12 0.9 

Videokonferenz -- 2 85 13 0.9 

lediglich das Funkfernsprechen, das mit 26% den größten An-
teil, neben dem normalen Fernsprechen, einnimmt. Auch der 
geplante Einsatz im Bereich des Funkfernsprechens liegt mit 
13% an der Spitze im Sprachbereich. Die neueren Dienste 
sind zum einen mit bis zu 66% bei Sprachbox, 50% beim Ser-
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vice 130 und 36% bei der Anrufweiterschaltung unbekannt und 
zum anderen ohne größeres Interesse (= bekannt, Einsatz 
nicht geplant). 

Im Bereich der Textkommunikation dominiert der Telexdienst 
(41% = heute genutzt), der jedoch zukünftig mit nur gerin-
gem Zuwachs rechnen kann (1%). Teletex, Btx und electronic 
mai153 nehmen, vom Nutzerprozentsatz her, einen geringeren 
Teil ein, weisen jedoch beim geplanten Einsatz, mit bis zu 
12%, ein entsprechendes Wachstumspotential aus. Der relativ 
hohe Anteil des geplanten Btx-Einsatzes resultiert wahr-
scheinlich aus der Zusammensetzung der Stichprobe, die sich 
hauptsächlich im Bereich der Kleinunternehmen bewegt. 

Bei der Datenkommunikation ist die Datenübertragung im Te-
lefonnetz mit 37% die am häufigsten genutzte Kommunika-
tionsform, die auch den größten Zuwachs mit 13% zu erwarten 
hat. Bei den anderen Diensten überrascht der hohe Anteil im 
Bereich 'nicht bekannt'. Mit Einführung des ISDN wird be-
sonders die Datenübertragung im Telefonnetz mit weiteren 
Zuwächsen rechnen können. 

Die Bildübertragung enthält mit dem Telefax, das bereits 
von 73% der befragten Unternehmen genutzt wird, den neben 
dem Fernsprechen am häufigsten anzutreffenden Dienst, der 
mit 17% geplanten Einsatz den stärksten Nutzerzuwachs 
erwarten läßt. Die noch sehr jungen Dienste Bildtelefon und 
Videokonferenz sind bei den meisten Unternehmen bekannt, 
der Einsatz ist jedoch nur von 2-3% der Unternehmen 
geplant. 

53 Electronic mail wird in seiner Urform noch nicht als Te-
lekommunikationsdienst von der Deutschen Bundespost an-
geboten. Electronic mail ist jedoch inhouse in größeren 
Unternehmen bereits realisiert und adaptiert. Weltweit 
z.B. für die Unternehmenskommunikation von IBM, mit dem 
von IBM entwickelten System 'Office Vision 2000 1 • 
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Ausgehend von den Mittelwerten der jeweiligen Antworten, 
läßt sich aus Abbildung 3.13 die unterschiedliche Bedeutung 
der Dienste ablesen. Dominierend ist eindeutig der Telefax-
dienst mit dem Wert von 2.6, mit Abstand gefolgt vorn Telex-
dienst rni t 1. 8, der Datenübertragung im Telefonnetz rni t 
1.7, dem Funkfernsprechen mit 1.5 und dem Btx mit 1.4. Die 
restlichen Dienste schwanken zwischen 0.7 und 1.1, ausge-
nommen dem Service 130, der Sprachbox, der HfD und dem Te-
rnexdienst, die bei 0.3 bis 0.4 Punkten liegen. Bei der In-
terpretation dieser Ergebnisse muß jedoch die Branchenzu-
sammensetzung und das regional differenzierte Kommunika-
tionsverhalten des Samples berücksichtigt werden. 

Abbildung 3.13: Mittelwerte des Adoptionsverhaltens 
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Das Kommunikationsverhalten nach Regionen, wie in Abbildung 
3.14 dargestellt, läßt sich zum Teil durch die unterschied-
liche Branchenstruktur erklären. Einen weiteren wesentli-
chen Erklärungsfaktor stellt das regional vorhandene Infor-
mationsgefälle dar, was in Abschnitt 3.2.2.3. näher erläu-
tert wird, das jedoch nicht einheitlich für alle Dienste 
gleichermaßen zutrifft. 

Abbildung 3.14: Mittelwerte des Adoptionsverhaltens nach 
Regionen 
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Regionale Disparitäten im Adoptionsverhalten liegen im Be-
reich der speziellen Sprachkommunikationsdienste und der 
Datenkommunikation. Hier läßt sich ein starkes Nord-Süd-Ge-
fälle feststellen. Ausgehend von Frankfurt, dicht gefolgt 
von Gießen, liegt Kassel teilweise bis über 50% unter dem 
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Wert von Frankfurt, wobei Fulda den Abschluß bildet. Bei 
den dominierenden Kommunikationsdiensten Telefax, Telex, 
Funkfernsprechen und Btx, liegt Frankfurt nicht an der 
Spitze, sondern wird von Gießen knapp überragt. Der uner-
wartet hohe Anteil von Telex und Telefax im Bereich Fulda, 
resultiert aus dem hohen Branchenanteil der Maschinenbau-
firmen in dieser Region. 

Korrelationen 
zur Überprüfung signifikanter zusammenhänge wurde, aufgrund 
des ordinalen Skalenniveaus, die "Ein-Weg-Rangvarianzanaly-
se nach Kruskal und Wallis1154 gewählt. 

Die bereits o.a. regionalen Disparitäten erweisen sich als 
signifikant55 , wobei Frankfurt und Gießen etwa auf einer 
Ebene liegen und Kassel, mit leichtem Abstand zu Fulda, 
folgt. Dies gilt in signifikantem Ausmaß für die Dienste 
Service 130, electronic mail, Datex-L und Datex-P. 

Definiert man die Größe eines Unternehmens durch die Anzahl 
der Beschäftigen und den Umsatz, so bestehen signifikante 
bis stark signifikante zusammenhänge zwischen der Größe 
eines Unternehmens und dem Adoptionsverhalten. Mit wach-
sender Anzahl der Beschäftigten verändert sich das Adop-
tionsverhalten der Unternehmen, wobei der erste Sprung bei 
Betrieben mit 20-39 Mitarbeitern festzustellen ist. Bei Un-
ternehmen mit mehr als 60 Mitarbeitern nehmen die Telekom-
munikationsdienste ca. den doppelten Rangwert, im Vergleich 
zur Gruppe bis 19 Mitarbeiter, ein. Signifikant ist dies 
bei den Diensten Eurosignal, Service 130, Sprachbox, Telex, 
electronic mail, Datex-L und Datex-P. Erweitert und be-
stätigt wird diese Diensteliste durch den signifikanten 

54 Vgl. auch Hartung, H.: Statistik: Lehr- und Handbuch der 
angewandten Statistik, 6. Auflage, München, Wien, Olden-
bourg 1987, s . 613 ff. 

55 Ausgenommen vom Service 130, sind die restlichen Tele-
kommunikationsdienste stark signifikant. 
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Zusammenhang zwischen Adoptionsverhalten und Unternehmens-
umsatz. Mit steigendem Umsatz werden vermehrt Telekommuni-
kationsdienste adoptiert. Ein signifikanter Zusammenhang 
existiert beim Service 130, Telex, Teletex, HfD, und Tele-
fax. Der markante Schwellenpunkt beim Jahresumsatz liegt 
bei 3 Mio. DM, wobei der Zusammenhang nicht in dem starken 
Ausmaß vorliegt wie bei der Beschäftigtenzahl. Die Rangwer-
te steigen relativ gleichmäßig an und bleiben im Spitzen-
bereich beim ca. 1,5-fachen der kleinsten Umsatzgruppe. 

Einen weiterer signifikanter Einfluß auf das Adoptionsver-
halten resultiert aus der Branchenzugehörigkeit der Unter-
nehmen. stark signifikante zusammenhänge zeigen die Dienste 
Funkfernsprechen, Eurosignal, Cityruf, Telex, electronic 
mail, Datenübertragung im Telefonnetz, Datex-L, Datex-P und 
Telefax . Hier ist jedoch kein homogener Zusammenhang fest-
zustellen. Funkfernsprechen z.B. wird am stärksten von den 
Unternehmensberatern genutzt . Bei den restlichen signifi-
kanten Diensten führt die Software-Branche die Rangliste 
an, dicht gefolgt von den Unternehmensberatungen und, mit 
erheblichem Abstand, dem Maschinenbau und dem Einzelhandel. 

Aufgrund des signifkanten Zusammenhangs von Branche und PC-
Einsatz56, liegt erwartungsgemäß auch ein signifikanter Zu-
sammenhang zwischen EDV-Ausstattung und Adoptionsverhalten 
vor . Das Fehlen von Mikro- bzw . Personal-Computereinsatz 
ist ein signifikantes Merkmal für eine geringere Adoption 
neuer telekommunikativer Techniken . Die signifikanten Dien-
ste entsprechen denen der Branchenkorrelationen, mit Aus-
nahme des Eurosignals. zusätzlich ist der Btx-Dienst bei 
den PC-Anwendern signifikant, was aus dem hohen Anteil der 
Softwarebranche resultiert, die einen großen Teil der Btx-
Anwender umfaßt . Die Signifikanzen im Bereich Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten entsprechen , aufgrund der vor-
handenen Korrelation, den Signifikanzen im Bereich PC-Ein-

56 Siehe Kapitel 3 . 2 . 1.3. 
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satz. Unternehmen mit Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
akzeptieren und verwenden neue Telekommunikationstechniken 
deutlich häufiger als andere Betriebe. 

Die neugegründeten unternehmen weisen Signifikanzen beim 
Btx, electronic mail, Datenübertragung im Telefonnetz und 
beim Datex-P auf. Die Ergebnisse weisen nach, daß neuge-
gründete Unternehmen neue Telekommunikationstechniken öfter 
adoptieren als bereits länger existierende Betriebe. Dies 
resultiert hauptsächlich aus der Zusammensetzung der neu-
gegründeten Unternehmen, die zum Großteil aus Unterneh-
mensberatungen und Software-Firmen bestehen. 

3.2.2.2. Bedeutung der Dienste für den eigenen Betrieb 

Mit der Frage 14 wurde die Bedeutung der Dienste Telefon, 
Telex, Teletex, Btx, Telefax und Datenübertragung für den 
Betrieb abgefragt . Die Antwortmöglichkeiten lagen zwischen 
'keine Bedeutung' (Rangwert=0) und •von großer Bedeutung' 
(Rangwert=3). Abbildung 3.15 zeigt deutlich die unter-
schiedlichen Stellenwerte der Dienste zueinander auf, wobei 
das Telefon von nahezu allen Betrieben als von großer Be-
deutung eingestuft wird und die Rangfolge eindeutig an-
führt. Der Dienst Telefax nimmt mit 2.6 Punkten einen uner-
wartet hohen zweiten Rang ein, gefolgt von der Datenüber-
tragung mit 1.9 Punkten, Telex mit 1.0 Punkten und als Ab-
schluß Btx und Teletex mit 0.8 bzw. 0.7 Punkten. 
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Abbildung 3.15: Bedeutung der Telekommunikationsdienste 

Dienste: 
Telefon 

Telex 

Teletex 

Btx 

Telefax 

Oatenübertr. 
0 

Korrelationen 

~ 
~ 
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-----/ 
\ 
~~ 

r------._ 
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/V 
0,5 1,5 2 2,5 

O • keine Bedeu. bis 3 • v.gr. Bedeutung 

- Mittelwert 1 
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Wie aus Abbildung 3.16 ersichtlich, sind nur geringe regio-
nale Disparitäten festzustellen. Die Prüfung auf Signifi-
kanz mit dem H-Test bestätigt dies. Lediglich im Bereich 
der Datenübertragung liegt Fulda bei der Beurteilung signi-
fikant höher als die drei anderen Regionen. Die auffallend 
hohe Einschätzung des Telexdienstes in der Region Fulda er-
weist sich als nicht signifikant gegenüber den anderen Re-
gionen. 
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Abbildung 3 . 16: Bedeutung der Dienste nach Regionen 

Dienste: 

Telefon 
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Teletex 
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Telefax 

Datenübertr. 
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weitere signifikante Unterschiede zeigen sich im Bereich 
der Unternehmensgröße beim Telex und Telefax, was dem Er-
gebnis beim Adoptionsverhalten entspricht. 

Die Branchen verhalten sich bei der Bewertung der Bedeu-
tung, abgesehen von der Kontrollgruppe Einzelhandel, inso-
weit homogen, als daß die Bedeutung der Dienste grundsätz-
lich höher eingeschätzt wird. Unternehmensberatungen, Soft-
warefirmen und der Maschinenbau schätzen die Bedeutung der 
Dienste Telefax, Btx und Teletex in etwa gleich ein. Beim 
Telex dominiert eindeutig der Maschinenbau und bei der Da-
tenübertragung die Software-Firmen. Demgegenüber schätzt 
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der Einzelhandel die Bedeutung der Dienste bis zu 50% nied-
riger ein. 

Abbildung 3.17: Bedeutung der Dienste nach Branchen 

Dienste: 

Telefon 

Telex 

Teletex 
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Telefax 

Datenübertr. 
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- E-Handel 
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EDV-Ausstattung und Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
verhalten sich signifikant bei Telex, Telefax und den Da-
tenübertragungsdiensten. 

Die einzigen Unternehmen, die signifikant dem Btx eine 
größere Bedeutung zusprechen, sind die neugegründeten un-
ternehmen. Neben Btx sind für diese Gruppe Teletex und Da-
tenübertragung von großer Bedeutung, die sogar etwashöher 
als Btx bewertet wurden. 
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3.2.2.3. Adoptionshemmnisse 

Bei der Beantwortung der Frage nach den Adoptionshemmnissen 
wurden verschiedene Antwortmöglichkeiten vorgegeben. Mehr-
fachnennungen waren möglich. Abbildung 3.18 zeigt die Re-
jektionsgründe unter regionalem Aspekt. 

Abbidlung 3.18: Adoptionshemmnisse nach Regionen 

Rejek t ionagründe: 

Kein Nutzen f. Betr. 

Gebühren zu hoch 

Anfangainv. zu hoch 

Flächendeck. z. ger. 

Gebühren unklar 

lnform. unzureichend 

Qualif ikationaprobl. 

Endgeräteproblematik 

Kein ISDN- Anschluß 

0 10 20 30 40 50 60 70 

Antworten in % der Region 

- Frankfurt 

D Gießen 

~ Kaaael 

- Fulda 

Das mit durchschnittlich 47% am häufigsten angegebene Adop-
tionshemmnis war 'Kein Nutzen für den Betrieb' , wobei in 
Gießen mit 37% dieses Adoptionshemmnis, im Vergleich zu den 
anderen Regionen, am schwächsten ausgeprägt ist. Am zweit-
häufigsten wurde der Grund 'Gebühren zu hoch' mit 26%, ge-
folgt von 'Anfangsinvestitionen/Einführungskosten zu hoch', 
mit 25% angegeben. Beide Gründe sind für die Region Kassel, 
mit jeweils 11% bei den Gebühren und 5% bei den Anfangsin-
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vestitionen, von untergeordneter Rolle. Die 'geringe Flä-
chendeckung' wurde von 21% genannt, wobei dieser Grund in 
Kassel und Gießen erheblich größere Bedeutung hat. Die •un-
klare Gebührenstruktur' wurde mit 18% leicht über den •un-
zureichenden Informationen' mit 17% genannt. Das Ende der 
Rangskala wird von der 'Qualifikationsproblematik', der 
'Endgeräteproblematik' und dem Punkt 'keine Bereitstellung 
eines Anschlusses in absehbarer Zeit', mit jeweils unter 
10%, gebildet. Spehl/Messerig-Funk, 57 die Gesellschaft für 
Information und Datenverarbeitung58 und die Detecon59 , kom-
men in ihren Untersuchungen zu parallelen Ergebnissen. 

Die auftretenden regionalen Disparitäten, die besonders für 
Fulda und Kassel gelten, sind in Abbildung 3 .19 verdeut-
licht. Die Abbildung zeigt die jeweilige regionale Gewich-
tung der Adoptionshemmnisse im Verhältnis zu den anderen 
Regionen. Offensichtlich liegt im Bereich Fulda ein erheb-
liches Informationsdefizit gegenüber den Informationslei-
stungen der Deutschen Bundespost, den Endgeräteherstellern 
und den Ausbildungsorganen vor. Kassel dominiert im Punkt 
'Keine Bereitstellung eines Anschlusses in absehbarer Zeit' 
und ist bei den Gebühren und Anfangsinvestitionen unterpro-
portional vertreten. Gießen dominiert im Bereich der •man-
gelnden Flächendeckung', den zu hohen Gebühren und den An-
fangsinvestitionen. unterrepräsentiert ist Gießen im Be-
reich 'Qualifikationsproblematik', 'ISDN-Anschlußzeitpunkt' 
und bei der 'Endgeräteproblematik'. Frankfurt als Agglome-
rationsschwerpunkt verhält sich bei den Punkten 'Kein Nut-
zen für den Betrieb', 'Gebühren zu hoch' und 'Anfangsinves-
titionen zu hoch' in etwa paritätisch, dokumentiert aber 

57 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a.o., s. 417 ff. 

58 Vgl. Winand, u. u.a.: Telekommunikation in Hessen, 
a.a.o., s. 86 f. 

59 Vgl. Fölber, R.: Bedarfsuntersuchungen für die Fernmel-
denetze in Rheiland-Pfalz, a.a.o., s. 72 ff. 
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seinen Ballungszentrumsvorteil bei den anderen Rejektions-
gründen, wo es abgesehen, vom Punkt der Endgeräteproblema-
tik, unterproportional vertreten ist. 

Abbildung 3.19: Regionale Gewichtung der Adoptionshemm-
nisse 

Rejektionsgründe: 

Kein Nutzen f. Betr. 

Gebühren zu hoch 
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Gebühren unklar 

lnform. unzureichend 

Qual ifikationsprobl. 
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D Gle8en - Fulda 
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3.2.2.4. Endgerätepreiseinfluß auf die Adoption 

Unter dem Aspekt des Minitels, das den Fernsprechteilneh-
mern in Frankreich kostenlos zur Verfügung gestellt wird 
und bis Ende 1989 mit ca. fünf Millionen Geräten auf dem 
französischen Markt vertreten ist, 60 wurde mit Frage 12 
nach dem Endgerätepreis gefragt, bei dem die Dienste61 

adoptiert würden. Die Antwortmöglichkeiten der Dienste 
Telex, Teletex, Telefax und Btx reichten von einer Skala 
von o, - DM bis 5000, - DM, wobei zu jedem Dienst ein ent-
sprechender Endgerätepreis angegeben werden sollte. 

Der zusätzlich abgefragte Preis des Komfort-Telefons ergab 
einen Mittelwert von 80,- DM. Diesbezüglich lagen keine re-
gionalen Disparitäten vor, so daß auf die nähere Darstel-
lung verzichtet wird . 

Ausgehend von Abbildung 3. 20, welche die Mittelwerte der 
Antworten darstellt, steht Telefax mit 2.600,- DM an 
höchster Stelle . Dies dokumentiert die Bedeutung, die die-
sem Dienst beigemessen wird . Die restlichen drei Dienste 
liegen in etwa auf einem Niveau, wobei Teletex mit 800,- DM 
leicht führt, gefolgt von Telex und Btx mit je 750,- DM. 

60 Vgl . o.V.: Der Minitel erobert in Frankreich die priva-
ten Haushalte - Der elektronische Auftraggeber gehört 
schon zum täglichen Leben/Das Gerät ist gratis, berech-
net wird die Benutzung, in: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung Nr . 42 vom 19.02.1990, S.14. 

61 Die Adoption der Dienste setzt per se die Anschaffung 
eines Endgerätes voraus, was in Form von Kauf, Mietkauf, 
Leasing o.ä . geschehen kann. 
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Abbildung 3.20: Mittelwerte der potentiellen Endgerätean-
schaffungspreise 

Dienste: 
Telex --~-..---~--~-------r-----.----, 

0 500 1000 1500 2000 2500 3000 

Antwormöglichkeit: DM 0 bis DM 5000 

- Mittelwert in D:) 

Korrelationen 
Unter Berücksichtigung des regionalen Aspekts ergeben sich 
signifikante Unterschiede bezüglich des potentiellen An-
schaffungspreises. Frankfurt als Ballungszentrum und somit 
am besten informiert über das momentane Peis-Leistungsver-
hältnis im Bereich der Telekommunikation, ist bei allen 
Diensten durch den niedrigsten Endgerätepreis vertreten. 
Signifikant ist dieses Verhalten für die Dienste Telex, Te-
letex und Telefax, wo es bis zu einer Differenz von 1000,-
DM im Verhälntis zu Gießen steht. Wie in Abbildung 3.21 
dargestellt, dominiert Gießen in den Bereichen Telex, Tele-
tex und Telefax, gefolgt von Kassel, daß leicht zurück 
liegt. 
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Abbildung 3.21: Mittelwerte der potentiellen Endgerätean-
schaffungspreise nach Regionen 

Dienste: 

Telex 

Teletex 

Telefax 

Btx 
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Antwortmöglichkeit : DM 0 bis DM 5000 

- Frankfurt 
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Unerwartet hoch ist die Zahlungsbereitschaft in Fulda, die 
etwas über dem Großraum Kassel liegt und im Bereich Btx die 
Spitzenposition einnimmt. 
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3.2.3. Standorteinschätzung und Standortverhalten 

Der Bereich Standorteinschätzung und Standortverhalten wur-
de mit den Fragen '13. Wie bewerten Sie Ihren momentanen 
Standort?', '16. Wie sind Sie auf den jetzigen Standort ge-
kommen?' und 1 17. Welchen Einfluß hatten die im folgenden 
aufgeführten Faktoren auf die Auswahl des jetzigen Stand-
orts' abgefragt. Um eine Rangeinstufung bezüglich des ISDN-
Anbindungszeitpunktes und der Verfügbarkeit neuer telekom-
munikativer Techniken realisieren zu können, wurden neben 
diesen beiden Faktoren 21 traditionelle Standortfaktoren 
ergänzend untersucht. 

3.2.3.1. Einschätzung des Standortes 

Abbildung 3. 22 dokumentiert die Einschätzungen bezüglich 
der aufgeführten Standortfaktoren anhand der Mittelwerte 
aller Antworten. Mittels einer Rangskala von 'O=mangelhaft' 
bis '4=sehr gut' konnte pro Standortfaktor je eine Wertung 
vergeben werden. 

Den höchsten Wert erzielte der Faktor 'Anbindung an 
Straßen, Autobahnen' mit 3,2 Punkten. Die auf dem zweiten 
Rang liegende 'Nähe zu medizinischen Einrichtungen' liegt 
mit 2.9 Punkten leicht dahinter, gefolgt von den Faktoren 
'Nähe zum Absatzmarkt' mit 2, 8, 'Nähe zum Beschaffungs-
markt' mit 2,6 und 'Nähe zu Behörden', 'Anbindung an Bun-
desbahn' und 'Nähe zu Kultur- und Freizeiteinrichtungen' 
die mit jeweils 2,5 Punkten noch im oberen Bereich der Be-
wertung liegen. Die 'Nähe zur Konkurrenz', die 'Telekommu-
nikations-Verfügbarkeit' und das 'Image/Umfeld' bilden mit 
je 2,4 Punkten, gefolgt von dem 'Reservoir an Hilfskräften• 
mit 2,3 und der 'Nähe zu Froschungseinrichtungen' und den 
'Wohnstandortwünschenden von Angestellten' mit 2,2 Punkten, 
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die letzten Werte im Bereich 'besser als befriedigend und 
gut•. Die Schlußlichter in der Bewertung liegen eindeutig 
bei den 'finanziellen Förderungen durch Kommunen•, mit dem 
schlechtesten Wert von 0,5 und der 'finanziellen Förderung 
durch Bund und Land' mit dem Wert 0.7. 

Somit steht der Faktor 'Zeitpunkt der ISDN-Anbindung• mit 
2,0 Punkten auf dem 9. Rang und die 'Telekommunikationsver-
fügbarkeit' mit 2,4 Punkten bereits auf Rang 6. 

Abbildung 3.22: Momentane Standortbewertung 

Standortfaktoren: 

Res. Führungskräften 
Res. qual. Fachkräf. 
Res. an Hilfskräften 

Lohnkostenniveau 
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Unbürokr. V. Kommune 
Fin. För. Kommune 

Fin. För. Bund/Land 
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Anb. Bundesbahn 
Zeitp. der ISDN-Anb. 
Telekom. -Verfügbark. 

Image/Umfeld 
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Dieses gute Ergebnis der beiden Telekommunikations-Stand-
orteinschätzungen relativiert sich unter dem Aspekt, daß 
beim 'Zeitpunkt der Anbindung an das ISDN-Netz' 53% und bei 
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der 'Telekommunikations-Verfügbarkeit' 31% der Befragten 
angaben, diese Frage 'nicht beantworten zu können'. 

Abbildung 3.23 : Momentane Standortbewertung des ISDN-
Anbindungszeitpunktes 

Antworten in % der Grundgesamtheit 

53% 

/ 60 

50 

40 

30 

/ 1---- ---------------- ---t,.\l 

/ 
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aehr gut gut belrledlg. ausreichend mangelh. n. z. beantw. 
Standorteinschätzung 

M ISDN-Anbindungszeitp 

Unter Einbeziehung in eine alternative Rangskala, mit der 
Antwort 'nicht zu beantworten' als niedrigste Rangstufe, 
ergibt sich für den ISDN-Anbindungszeitpunkt die dritt-
schlechteste Bewertung mit 1, 4 und für die Telekommuni-
kations-Verfügbarkeit mit 2,4 der sechstschlechteste Wert, 
ausgehend von einer Skala von Null bis Fünf. 

Korrelationen 
Bei der Standorteinschätzung besteht ein signifikanter Zu-
sammenhang hinsichtlich der unterschiedlichen Regionen. 
Frankfurt liegt hier als Agglomeration eindeutig an der 
Spitze der Bewertung . Das altindustrialisierte Kassel und 
die Region Fulda liegen in der Einschätzung mit Abstand 
hinter dem, im Vergleich zu Frankfurt, hoch eingschätzten 
Gießen. 
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Der Standortfaktor ' Zeitpunkt der ISDN-Anbindung ' ist der 
am stärksten disparat eingeschätzte Faktor. Er wird in 
Frankfurt und Gießen am höchsten eingeschätzt. Kassel und 
Fulda bewerten diesen Punkt um über 50% niedriger. 

Abbildung 3.24: Standorteinschä tzung ausgewä hlter Faktoren 
nach Regionen 

Standortfaktoren: 

Zei tp. der ISDN- Anb. 

Telekom.-Verfügbark. 

0 2 3 
Von O • mangelhaft bis 4 • sehr gut 

- Frankfurt 

D GleBen 

B Kaaael 

- Fulda 

4 

Der Standortfaktor 'Telekommunikations-Verfügbarkeit ' wurde 
dagegen lediglich von Fulda signifikant schlechter einge-
schätzt . Die höchste Einschätzung wurde in Frankfurt vorge-
nommen, gefolgt von Kassel und Gießen . 

3 . 2 . 3 . 2 . Einfluß der Standortfaktoren auf die Standortwahl 

Die Frage nach dem Einfluß der Standortfaktoren auf die 
Standortwahl wurde von bereits länger existierenden Unter-
nehmen kaum beantwortet , da Informationen bezüglich der 
Standortwahl nicht mehr vorlagen. Einige Unternehmen gaben 
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an, daß die Standortwahl allein durch den Wohnsitz des Fir-
mengründers determiniert war. 

Abbildung 3.25: Einfluß der Standortfaktoren auf die 
Standortwahl 

Standortfaktoren: 
Res. Führungskräften 

Res. qual. Fachkräf. 
Res. an Hilfskräften 

Lohnkostenniveau 
Nähe zum Absatzmarkt 

N.z. Beschaffungsm. 
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Wichtigster Einflußfaktor ist eindeutig die 'Anbindung an 
Straßen und Autobahnen', gefolgt von der 'Nähe zum Absatz-
markt' , der 'Anbindung an die Bundesbahn' und dem 'Image 
und Umfeld'. Diese ersten vier Rangplätze liegen mit Ab-
stand vor den restlichen Faktoren und dokumentieren ihre 
Bedeutung in Relation zu den anderen Faktoren. Das 'Mit-
telfeld' der Faktoren bewegt sich zwischen o, 8 und 1, 4 
Punkten . Hier dominieren die Bereiche Arbeitskräfte- und 
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Gewerbeflächenangebot, soziale Infrastruktur sowie die Nähe 
zum Beschaffungsmarkt und zur Konkurrenz. Die Faktoren mit 
dem geringsten Einfluß liegen im Bereich Nähe zu Behörden 
und Forschungseinrichtungen, finanzielle Förderungen und 
Telekommunikation. Den letzten Rangplatz nimmt der Faktor 
'Zeitpunkt der ISDN-Anbindung' mit 0,3 Punkten ein. Der 
Faktor 'Telekommunikations-Verfügbarkeit' liegt mit 0,6 
Punkten leicht darüber. 

Abbildung 3.26 dokumentiert das Antwortverhalten bezüglich 
des Faktors 'ISDN-Anbindungszeitpunkt'. Lediglich 1% der 
Unternehmen gaben an, daß der ISDN-Anbindungszeitpunkt 
einen sehr großen Einfluß auf die Standortwahl hatte. 62% 
gaben an, daß der ISDN-Anbindungszeitpunkt keinen Einfluß 
hat. 

Abbildung 3.26: Einfluß des ISDN-Anbindungszeitpunktes auf 
die Standortwahl 
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Im Bereich der Telekommunikations-Verfügbarkeit liegt der 
Einfluß bei einem Mittelwert von 0.6 Punkten um 0.3 Punkte 
höher und somit doppelt so hoch wie beim ISDN-Anbindungs-
zeitpunkt. 12% der Unternehmen gaben an, daß ein 'mittlerer 
Einfluß' vorhanden war und 2% der Unternehmen gaben an, daß 
die Telekommunikationsverfügbarkeit einen 'sehr großen Ein-
fluß' hatte. Abbildung 3.27 zeigt, daß bei 56% der Unter-
nehmen die Telekommunikations-Verfügbarkeit ohne Einfluß 
auf die Standortwahl blieb. 

Abbildung 3.27: Einfluß der Telekommunikations-Verfügbar-
keit auf die Standortwahl 
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Korrelationen 
Aufgrund der insgesamt niedrigen Bewertung, hinsichtlich 
des ISDN-Anbindungszeitpunktes, herrscht in den vier Regio-
nen statistisch gesehen lediglich eine schwache Tendenz 
vor, wobei Frankfurt und Gießen, im Verhältnis zu Kassel 
und Fulda, diesen Standortfaktor erheblich höher bewerten. 
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Bei der Telekommunikations-Verfügbarkeit liegt ein stärke-
rer signifikanter Zusammenhang in Form einer Tendenz bzw. 
schwachen Signifikanz vor. Wie aus Abbildung 3.28 zu ent-
nehmen ist, dominiert der Bereich Frankfurt und Gießen, 
wogegen Kassel und Fulda auf einem erheblich niedrigerem 
Niveau liegen. 

Abbildung 3.28: Einfluß der Telekommunikations-Standort-
faktoren nach Regionen 

Standortfaktoren: 

Zeitp. der ISDN-Anb. 

Telekom.-Verfügbark. 

0 2 3 
Von O • keinen bis 4 • sehr großen 

• Frankfurt 
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Als signifikant erweist sich auch der Zusammenhang der bei-
den Faktoren in Bezug zur Unternehmensgröße. Die Signifi-
kanz beim ISDN-Anbindungszeitpunkt resultiert aus der stär-
keren Bewertung des Faktors durch Kleinbetriebe, gegenüber 
den Betrieben mit mehr als 70 Beschäftigten. 

Bei der Analyse bezüglich des Gründungszeitpunktes läßt 
sich bis zum Jahr 1988 keine Signifikanz nachweisen. Signi-
fikant bis stark signifikant ist bei beiden Faktoren der 
Zeitraum ab 1988 . Ab diesem Zeitpunkt haben beide Standort-
faktoren signifikant an Bedeutung gewonnen. 
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Nach Branchen untergliedert, liegt bei der Telekommunika-
tions-Verfügbarkeit eine Signifikanz in Form einer schwa-
chen Tendenz vor. Wie aus Abbildung 3.29 ersichtlich, ist 
die Rangfolge der Bewertung der beiden Faktoren ähnlich. 
Den größten Einfluß haben die Faktoren bei den Unterneh-
mensberatungen und beim Maschinenbau, gefolgt von den Soft-
ware/EDV-Firmen und dem Einzelhandel. Hieraus läßt sich 
zum Teil die regionale Signifikanz erklären, da in den vier 
Regionen die Branchen unterschiedliche Rückläufe hatten und 
somit den regionalen Trend verstärkten . 

Abbildung 3.29: Einfluß der Telekommunikations-Standort-
faktoren nach Branchen 

Branchen: 

U-Beratung 

Software/EDV 

M-Bau 

E-Handel 
0 ,1 

0 2 3 4 

Von O • keinen bis 4 • sehr großen 

- A·Zeltpunkt ~ NTK·Verfügb. 1 
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3.2.3.3. Informationsquellen zur Standortwahl 

Die Informationsquellen bezüglich des Unternehmenstandortes 
wurden in Frage 16 abgefragt. Von den fünf möglichen Ant-
worten wurde mit 80% die persönliche Kenntnis angegeben. 
Auf Rang zwei liegt mit 10% die Entscheidung der Zentrale, 
gefolgt von Zeitungen und Büchern mit 6% . Verbände und Ge-
meindevertreter liegen mit jeweils 2% auf dem vierten Rang. 
Diese Ergebnisse stehen im Zusammenhang mit der Angabe zu 
Frage 17, daß oftmals der Wohnstandort als Unternehmens-
standort gewählt wird. 

Abbildung 3.30: Informationsquellen zur Standortwahl 

Alternativen: 

Persönliche Kenntnis 80"4 

Entsch. der Zentrale 

Zeitung, Bücher 

Verbände 

Gemeindevertreter 

0 20 40 60 80 100 

Antworten in "4 der GG 

~ Antworten in "4 der G 1 
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3.2.4. Telekommunikationsförderma8nabmen 

Die Telekommunikationsfördermaßnahmen wurden grundsätzlich 
in drei Gruppen untergliedert: 

1. Realtransfer in Form von kostenlosen 

- Informationsdienstleistungen, 
- Beratungsdienstleistungen und 
- Ausbildungsdienstleistungen. 

2. Finanzielle Anreize in Form von 

- Subventionen für Neugründungen, 
- Bereitstellung kostengünstiger Gewerbefläche sowie 
- zinsgünstigen Darlehen oder Bürgschaften. 

3. Anregung und Förderung von Kooperationen in 
Form 

- gemeinsamer Unternehmensansiedlung in einem 
Gebäude (z.B. Möglichkeit eines gemeinsamen 
'Telekommunikations-Gerätepools') und 

- gemeinsamer Gründung einer Unternehmung 
durch mehrere Kooperationspartner, die 
als Teilhaber der Unternehmung auftreten. 

Der Einfluß dieser Gruppen, in Bezug auf eine Standortauf-
wertung, wurde mit Frage 19 abgefragt. zu jeder Fördermaß-
nahme sollte eine Bewertung von O gleich 'gar nicht' bis 4 
gleich 'sehr stark' angegeben werden, die ausdrückt, inwie-
weit die jeweilige Maßnahme einen Standort aufwertet. 

Ausgebend von den Mittelwerten aller Antworten, wurden die 
finanziellen Anreize am höchsten bewertet. An zweiter Stel-
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le liegen die Realtransfers und an dritter Stelle die Anre-
gung und Förderung von Kooperationen. Abbildung 3.31 zeigt, 
daß bei den finanziellen Anreizen die direkte Subventionie-
rung von Neuinvestitionen, im Bereich neuer Informations-
und Kommunikationstechniken, den ersten Rang einnimmt. Rang 
zwei wird, mit nur geringer Differenz zu Rang eins, von der 
Bereitstellung kostengünstiger Gewerbefläche und den zins-
gilnstigen Darlehen oder Bürgschaften belegt. 

Abbildung 3.31: Einfluß der Fördermaßnahmen auf die Stand-
orteinschätzung 

Fördermaßnahmen: 
Informationsdienst!. 

Beratungsdienstl. 

Ausbildungsdienstl. 

Subvent. Neugründung 

Kostengü. Gewerbefl. 

Zinsgünst. Darlehen 

Sub. v. Neuinv. NIK 

Koop. Gerätepool 

Förderung v. Koop. 

I 

V 
/ 

/ 
0 2 3 4 

O • gar nicht bis 4 • sehr stark 

- Mittelwert 1 

Auffallend ist die hohe Bewertung der drei Ausprägungen des 
Realtransfers . Wobei die Informationsdienstleistungen etwas 
höher und die Beratungsdienstleistungen gleich hoch wie die 
Subventionierung von Neugründungen eingeschätzt wird. Die 
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Kooperationsförderung wird als weniger- bis mittelstark 
eingestuft und liegt damit deutlich hinter den beiden ande-
ren Gruppen. 

Korrelationen 
Die in Abbildung 3. 32 dargestellte regionale Differenzie-
rung hat, unter inferenzstatistischer Analyse62 , keine sig-
nifikante Ausprägung. Die Bewertung der einzelnen Maßnahmen 
ist dennoch unterschiedlich. 

Abbildung 3.32: Einfluß der Fördermaßnahmen auf die Stand-
orteinschätzung nach Regionen 

Fördermaßnahmen: 

lnformationadienatl. 

Beratungadienatl. 

Auabildungadienatl. 

Subvent. Neugründung 

Koatengü. Gewerbefl. 

Zinagünst. Darlehen 

Sub. v. Neuinv. NIK 

Koop. Gerätepool 

Förderung v. Koop. 

0 2 3 4 
Skalenwerte von O • gar nicht bis 4 • sehr stark 

- Frankfurt ~ Kaaael 

D Gießen - Fulda 1 

Frankfurt als Ballungsraum bewertet die ersten beiden Grup-
pen der Förderungen, im Verhältnis zu den anderen drei Re-

62 Vgl. Green, P.; Tull, D.: Methoden und Techniken der 
Marketingforschung, 4 . Auflage, Stuttgart 1982, s. 410 
ff. 
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gionen, am schwächsten. Dagegen wird die dritte Gruppe ein-
deutig von Frankfurt angeführt. Kassel und Fulda führen 
leicht in Gruppe eins und Gießen in Gruppe zwei. 

Als 'stark signifikant' erweist sich die Brancbenzugebörig-
kei t und die EDV-Ausstattung. Wie aus Abbildung 3. 3 3 er-
sichtlich, unterteilen sich die vier Branchen in zwei dis-
parate Gruppen. Erstens die Unternehmensberatungen und 
Softwarefirmen und zweitens den Maschinenbau und Einzelhan-
del. 

Abbildung 3.33: Einfluß der Fördermaßnahmen auf die Stand-
orteinschätzung nach Branchen 

Fördermaßnahmen: 

lnformationadienatl. 

Beratungadienatl. 

Auabildungadienatl. 

Subvent. Neugründung 

Koatengü. Gewerbefl. 

Zinagünst. Darlehen 

Sub. v. Neu inv. NIK 

Koop. Gerätepool 

Förderung v. Koop. 

0 2 3 4 

O • gar nicht bis 4 • aehr stark 

- U·Berat. ~ Software 

CJ M·Bau - E·Handel 

Bei der branchenbezogenen Analyse dominieren die Software-
firmen und Unternehmensberatungen, die einheitlich die För-
derungen höher einschätzen als die Maschinenbau- und Ein-
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zelhandelsunternehmen. Dies gilt im besonderen Maße filr die 
Förderung von Kooperationen. Starke Signifikanz ließ sich 
inferenzstatistisch bei allen Förderungen, bezogen auf die 
Branchen, nachweisen. Bei den EDV-Anwendern ergaben sich 
ähnliche Werte, ausgenommen den 'Beratungsdienstleistungen' 
und der 'gemeinsamen Gründung einer Unternehmung', wo sich 
keine Signifikanz nachweisen ließ. 

Ein signifikanter Zusammenhang konnte auch bei der Analyse 
bezüglich des Gründungszeitpunktes, inferenzstatistisch für 
die Realtransfers und die Anregung und Förderung von 
Kooperationen, nachgewiesen werden . Abbildung 3. 34 zeigt, 
daß Unternehmen, die nach 1986 gegründet wurden, Fördermaß-
nahmen in allen angeführten Bereichen erheblich höher ein-
schätzen als die bis 1985 gegründeten Unternehmen . 

Abbildung 3 . 34: Einfluß der Fördermaßnahmen auf die Stand-
orteinschätzung nach Gründungszeitpunkt 

FördermaBnahmen: 
Informationsdienst!. 

Beratungsdienstl. 

Ausbildungsdienstl. 

Subvent. Neugründung 

Kostengü. Gewerbefl. 

Zinsgünst. Darlehen 

Sub. v. Neuinv. NIK 

Koop. Gerätepool 

Förderung v. Koop. 

/ 

\ \ 
I I 

I 
/ I 
/ / ., 

0 2 3 4 

O • gar nicht bis 4 • sehr stark 

- Bla 1985 -+- 1986-88) 
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3.2.s. Kommunikationsverhalten 

Die 'Kommunikationsintensität', die Kommunikationsarten und 
das Kommunikationssubstitutionspotential wurden mit den 
Fragen 10, 20 und 21 untersucht. Die Kommunikationsintensi-
tät wurde mittels der Fermeldegebühren und Endgerätekosten 
abgefragt. Das Kommunikationsverhalten der Unternehmen wur-
de bezüglich der am häufigsten verwendeten Kommunikations-
arten ermittelt. Wobei das Kommunikationsverhalten grund-
sätzlich in einen internen und externen Bereich unterglie-
dert wurde. Mit Frage 21 wurde zusätzlich abgefragt, inwie-
weit sich der persönliche Kontakt durch neue Telekommuni-
kationstechniken substituieren läßt. 

3.2.s.1. Kommunikationsintensitit 

Kommunikationsintensität als solche, ist eine Größe, die 
schwer zu quantifizieren ist. Als Indikator für die Kommu-
nikationsintensität wurden erstens die Höhe der monatlichen 
Fernmeldegebühren und zweitens die Höhe der monatlichen 
Endgerätekosten gewählt. 

Die monatlichen Fernmeldegebühren und die Endgerätekosten 
wurden in vier Klassen unterteilt. Erstens von 0,- DM bis 
unter 500,-DM, zweitens von 500,- DM bis unter 1000,- DM, 
drittens von 1000,- DM bis unter 5000,- DM und viertens von 
5000, - DM und höher. Wie in Abbildung 3. 35 ersichtlich, 
überwiegt mit 45% Anteil der Bereich 1000,- DM bis unter 
5000,- DM. Lediglich 19% liegen unter 500,- DM, und 14% ha-
ben monatliche Gebühren von über 5000,- DM. Bei der Dete-
con-studie vom Dezember 198763 für Rheinland-Pfalz wurde 

63 Vgl. Fölber, R.: Bedarfsuntersuchungen für die Fernmel-
dedienste in Rheinland-Pfalz, a.a.o., s. 49 ff. 
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demgegenüber von 49, 3% der befragten Unternehmen eine mo-

natliche Gebühr von unter 500,- DM angegeben. 

Abbildung 3.35: Fernmeldegebühren in DM pro Monat 

~5000 DM = 14% 

<5000 DM = 45% 

<1000 DM = 22% 

<500 DM= 19% 

Die in Abbildung 3 . 36 dokumentierten Endgerätekosten pro 

Monat liegen erheblich unter den monatlichen Gebühren. 51% 

der Befragten haben Endgerätekosten von weniger als 500, -
DM im Monat und 20% liegen über 500,- DM und unter 1000,-
DM. 

Abbildung 3.36: Endgerätekosten in DM pro Monat 

25000 DM= 5% 

<5000 DM = 24% 

<1000 DM = 20% 

<500 DM = 51% 
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Korrelationen 
Signifikante zusammenhänge bezüglich der vier Regionen be-
stehen nicht. Korrelationen mit starker Signifikanz liegen 
bei der Anzahl der Beschäftigten und dem Unternehmensumsatz 
vor. Bei steigendem Umsatz, wie bei steigender Beschäftig-
tenzahl, erhöhen sich die monatlichen Fernmeldekosten. Bei 
der Analyse der vier Branchen ergibt sich eine starke Sig-
nifikanz bezüglich der Kontrollgruppe. Die Unternehmensbe-
ratungen, Softwarefirmen und der Maschinenbau dokumentieren 
ein homogenes Verhalten gegenüber den Fernmeldekosten, wo-
gegen der Einzelhandel erheblich geringere Kosten verzeich-
net und somit weniger Kommunikation betreibt. Signifkant 
unterschiedlich verhalten sich EDV-Andwender gegenüber 
Nicht-EDV-Adoptoren . EDV-Anwender haben signifikant höhere 
Fernmeldekosten. Das gleiche gilt für Unternehmen die For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten betreiben. 

Die o.a. Korrelationen gelten in gleicher Weise für die 
Endgerätekosten pro Monat. 

Dominanteste Bestimmungsgröße der Kommunikationsintensität 
ist generell die Betriebsgröße, die durch weitere Bestim-
mungsgrößen ergänzt wird. Spehl/Messerig-Funk64 sehen eine 
enge Korrelation zwischen den Gebühren und dem Abhängig-
keitsstatus des Betriebes und den Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten. Dies deckt sich mit den o.a. Ergebnissen, 
wobei zum Abhängigkeitsstatus ein signifikanter Zusammen-
hang zwischen der eigenständigen Unternehmung und den Un-
ternehmen mit mehreren Niederlassungen oder Zweigstellen 
besteht. Zusätzlich zu diesen Ergebnissen, sind im Rahmen 
dieser Arbeit branchentypische Abhängigkeiten festgestellt 
worden. 

64 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a.o., s. 417 ff. 
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3.2.s.2. Interne und externe Kommunikationsarten 

Die Zusammensetzung des internen und externen Kommunika-
tionsverhaltens wurde anhand von sieben Kommunikationsarten 
abgefragt, die jeweils intern und extern die summe von 100% 
ergeben sollten. Im internen Bereich dominiert eindeutig 
der persönliche Kontakt mit 54%. Das Telefon liegt an zwei-
ter Stelle mit 16%, gefolgt, mit Abstand, von der Daten-
übertragung mit 9%, Telefax mit 8%, Telex mit 7% und Brief 
mit 6%. Auffallend ist, daß Btx für interne Kommunikation 
von den befragten Unternehmen nicht verwendet wird. 

Abbildung 3.37: Kommunikationsarten intern 

Telefon 
16% 

Datenübertragung 
9% 

Telefax Telex 
8% 7% 

Beim externen Kommunikationsverhalten ergiebt sich eine 
Verschiebung zu Gunsten des Telefons, das mit 35% an erster 
Stelle steht, dicht gefolgt vom persönlichen Kontakt mit 
30%. Die restliche Kommmunikation wird durch Brief (13%), 
Telefax (10%), Datenübertragung (7%), Telex (3%) und Btx 
(3%) geführt. Auffallend ist der relativ hohe Anteil an Te-
lefax gegenüber Telex und Btx, der bei der externen Kommu-
nikation fast an den Briefanteil heranreicht. 
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Abbildung 3 . 38: Kommunikationsarten extern 

Telefon 
35% 

Telex 
3% 

Telefa x 
10% 

Btx 
3% 

Datenübertragung 
7% 

3.2.5.3. Substitutionspotential persönlicher Kontakte 

Inwieweit sich persönliche Kontakte durch neue Telekommuni-
kationstechniken substituieren lassen, wurde mit Frage 21 
abgefragt. zu jedem der angegebenen Telekommunikationsdien-
ste sollte auf einer Skala von 0% bis 100% jeweils das in-
und externe Substitutionspotential angegeben werden. Eine 
alternative Antwortmöglichkeit war das Statement 'Persönli-
che Kontakte lassen sich nicht durch neue Telekommunikati-
onstechniken ersetzen• . 

Abbildung 3. 39 zeigt die differenzierte Einschätzung des 
Substitutionspotentials. Im interen Bereich werden erheb-
lich geringere Potentiale angesetzt, als im externen Be-
reich . Die im externen Bereich angebenen Werte liegen beim 
ISDN-Telefon und beim ISDN-Telefax mit jeweils 30% am 
höchsten, gefolgt vom Bildtelefon (26%) und der Viedeokon-
ferenz (17%). Mit Abstand folgt das ISDN-Btx (9%), das 
ISDN-Teletex (4%) und das ISDN-Telex (5%) . Die interne Ein-
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schätzung entspricht in etwa der externen, jedoch auf ent-
sprechend niedrigerem Niveau. 

Abbildung 3 . 39 : Substitutionspotential persönlicher Kon-
takte durch neue Telekommunikationstech-
niken 

Kommunikationsart: 

ISDN-Telefon 

ISDN-Telex 

ISDN-Teletex 

ISDN-Btx 

ISDN-Telefax 

Bildtelefon 

Videokonferenz 

0 20 40 60 80 100 

Werteskala von 0 bis 100% je Dienst 

- intern ~ ex::) 

Die, im Bereich ISDN-Telefon, ISDN-Telefax und Bildtelefon, 
hohen Einschätzung von etwa 30% Substitutionspotential, 
werden durch die Zusatzfrage, ob eine Substitution von per-
sönlichen Kontakten überhaupt möglich ist, stark relati-
viert. Grundsätzlich sehen, wie aus Abbildung 3 . 40 ersicht-
lich, nur 35% der befragten Unternehmen eine Substitutions-
möglichkeit. 65% der Unternehmen sind der Meinung, daß sich 
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der persönliche Kontakt, auch durch neue Telekommunikati-
onstechniken, nicht substituieren läßt. Signifkante Unter-
schiede bezüglich dieser Einschätzung konnten nicht festge-
stellt werden. 

Abbildung 3.40: Können persönliche Kontakte durch neue 
Telekommunikationstechniken ersetzt wer-
den? 
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3.3. Interpretation und Zusammenfassung der Ergebnisse der 
empirischen Untersuchung 

3.3.1. Telekommunikation als Standortfaktor 

3.3.1.1. Einfluß der Telekommunikation auf die Standortwahl 

Die Mehrheit der befragten Unternehmen gab an, daß der 
ISDN-Anbindungszeitpunkt und die Telekommunikations-Verfüg-
barkeit keinen Einfluß auf die Standortwahl hatten. Ledig-
lich bei Unternehmen die ab 1988 gegründet wurden, konnte 
ein Anstieg der Bedeutung der Telekommunikation als Stand-
ortfaktor festgestellt werden. Der Standortfaktor 'Anbin-
dung an Straßen/Autobahn' beispielsweise, ist im Verhältnis 
zum 'ISDN-Anbindungszeitpunkt' achtmal wichtiger. Bringt 
man die untersuchten Standortfaktoren in eine Rangskala, so 
nimmt der ISDN-Anbindungszeitpunkt den letzten Platz ein. 
Einen Hinweis auf die Ursache dieser schlechten Ergebnisse 
gibt die hohe Anzahl der Antworten 'nicht zu beantworten' 
und die 'missing values • 65 • Sie deuten auf ein Informa-
tionsdefizit bezüglich der neuen telekommunikativen Techni-
ken hin. 

Signifikante regionale Disparitäten bei der Einschätzung 
des Einflusses der Telekommunikation auf die Standortwahl 
bestehen zwischen den Regionen Frankfurt - Kassel und 
Gießen - Fulda, wobei Gießen und Frankfurt auf einem etwa 
gleich hohen Niveau liegen. Kassel und Fulda bewegen sich 
auf einem erheblich niedrigeren Niveau. 66 

65 missing values = Oberhaupt keine Angabe zur Frage ge-
macht. 

66 Siehe Abbildung 3.28. 
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Die Arbeitshypothese 'Telekommunikation ist ein Standort-
faktor für Klein- und Mittelbetriebe' kann als Ergebnis der 
vorliegenden empirischen Untersuchung nicht bestätigt wer-
den . Die Interpretation der empirischen Daten führt zu der 
Erkenntnis, daß Unternehmen primär andere Anforderungen an 
einen neuen Standort stellen . Neben den traditionellen 
Standortfaktoren, nimmt die Telekommunikation eine unterge-
ordnete Rolle ein und erst wenn diese Faktoren erfüllt 
sind, kann der Faktor neue telekommunikative Techniken re-
levant werden. 

3.3.1.2. Standortaufwertung durch Förderung neuer Telekom-
munikationstechniken 

Mit nur geringen regionalen Disparitäten wurden die Förder-
maßnahmen bewertet . Den finanziellen Anreizen, die am 
höchsten eingestuft wurden, folgten mit geringen Abstand 
die Realtransfers. Eine relativ schlechte Bewertung erhielt 
die Anregung und Förderung von Kooperationen. Die am 
höchsten eingeschätzte Einzelmaßnahme im Bereich der finan-
ziellen Anreize war die 'Subventionierung von Neuinvesti-
tionen im Bereich neuer telekommunikativer Techniken•, mit 
einer Bewertung der potentiellen Standortaufwertung zwi-
schen 'mittel-stark' und •stark'. Im Bereich der Realtrans-
fers war die Einstufung der 'Informationsdienstleistungen' 
mit 'mittel-stark' am höchsten. 

Bei der Analyse nach Branchen liegen die Unternehmensbera-
tungen und Software-Firmen in der Bewertung erheblich hö-
her. Der Maschinenbau und der Einzelhandel zeigen hier nur 
wenig Interesse. Dagegen weisen neugegründete Firmen ein 
erheblich größeres Interesse an Förderungen aus. Sie stufen 
Fördermaßnahmen zwischen 0.5 und 1.0 Punkten67 höher ein 

67 Ausgehend von einer Skala von Obis 4 Punkten. 
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als die anderen Unternehmen. Auffallend ist auch hier die 
sehr hohe Einstufung der Informationsdienstleistungen mit 
2.7 Punkten. 

Trotz der hohen Einstufung der Fördermaßnahmen liegen die 
ausschlaggebenden Kriterien für eine Standortwahl, beson-
ders bei kleineren Unternehmensberatungen und Software-Fir-
men, oftmals in den persönlichen Präferenzen des Gründers. 
Der Wohnort oder Studienort entspricht bei etlichen Neu-
gründungen dem Unternehmensstandort. Erst nach Erfüllung 
der präferierten Standortanforderungen des Unternehmens-
gründers, kann der Faktor Telekommunikationsförderung über-
haupt relevant werden. Dann wird die Förderung gerne 'mit-
genommen• und kann zwischen 'gleichwertigen' Standorten den 
Ausschlag geben. 68 

Berücksichtigt man zusätzlich die Ergebnisse aus Kapitel 
3. 3. 1. 1. , so stellt sich die Frage, ob eine unmittelbare 
Förderung der Telekommunikation mit dem Ziel einer Stand-
ortlenkung als zweckmäßig angesehen werden kann, oder ob 
nicht eine verstärkte Konzentration auf die unterschiedli-
chen Formen des Realtranfers, im besonderen auf die Infor-
mationsdienstleistungen, das endogene Entwicklungspotential 
der jeweiligen Region aktivieren könnte und somit letztend-
lich die Region für Neuansiedlungen attraktiver wird. 

3.3.2. Adoption neuer telekommunikativer Techniken 

3.3.2.1. Regionales Adoptionsverhalten 

Regionale Disparitäten bezüglich der Adoption neuer Tele-
kommunikationsdienste bestehen nicht durchgängig. Bei den 

68 Vgl. Brösse, U.: Ziele in der Regionalpolitik und in der 
Raumordnungspolitik, a.a.o., s. 141. 
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bereits länger angebotenen Diensten existieren geringe 
Adoptionsunterschiede. Bei den Datenübertragungsdiensten 
und den jüngeren Telekommunikationsdiensten existieren je-
doch stärkere Disparitäten, wobei Frankfurt und Gießen die 
erheblich höheren Adoptionsraten erzielen als Kassel und 
Fulda. 

Die Untersuchung von Fritsch kommt hier zu ähnlichen Ergeb-
nissen.69 "Eine durchgängige Variation der regionalen Adop-
tionsraten entsprechend dem Rang des jeweiligen Standortes 
in der Raumhierarchie kann nicht festgestellt werden. 1170 
Ausgenommen des Telefaxdienstes, läßt sich für die Adoption 
der neuen Telekommunikationsdienste kein signifikanter 
Standorteinfluß feststellen. 71 Regionale Unterschiede in 
der Adoption basieren weitestgehend auf den unterschiedli-
chen Charakteristiken der jeweiligen Betriebe. 72 Diese Er-
gebnisse werden auch von Müdespacher73 in seiner schweize-
rischen Untersuchung über die räumliche Diffusion von Tele-
matik-Anwendungen bestätigt. 

69 Vgl. Fritsch, M.: Räumliche Unterschiede der Telematik-
Adoption in Industriebetrieben der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Akademie für Raumforschung und Landes-
planung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, For-
schungs und Sitzungsberichte Band 169, a.a.O., s. 327 f. 

70 Ebendas. 327. 

71 Bei der Interpretation der Ergebnisse von Fritsch muß 
berücksichtigt werden, daß sich die Untersuchung auf In-
dustriebetriebe mit Fertigung am Standort beschränkte. 
Die Einbeziehung von typischen Frühadoptoren wie der Be-
reich Banken, Versicherungen und Verwaltungszentralen, 
die vorrangig in den Stadtzentren angesiedelt sind, 
könnte hier zu anderen Ergebnissen führen. 

72 Vgl. Fritsch, M.: Räumliche Unterschiede der Telematik-
Adoption in Industriebetrieben der Bundesrepublik 
Deutschland, a.a.o., s. 327 f. 

73 Müdespacher, A.: Informationstechnologie, räumliche Dif-
fusionsprozesse und Adoptionsverhalten der schweizeri-
schen Wirtschaft, TH Zürich, Institut für Orts-, Regio-
nal- und Landesplanung (Hrsg.), Zürich 1986. 
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Nimmt man die Rücklaufquote als zusätzlichen Indikator für 
das Interesse an neuen telekommunikativen Techniken, so er-
gibt sich ein Gefälle zwischen den ausgewählten Regionsty-
pen. Frankfurt liegt mit 27% an der Spitze, gefolgt von 
Gießen mit 23%, Kassel mit 16% und Fulda mit 8%. 

Demgegenüber stehen die Aussagen bei der Einschätzung der 
Bedeutung der Telekommunikationsdienste. Hier wird von Kas-
sel und Fulda den Diensten teilweise eine höhere Bedeutung 
zugemessen als von Frankfurt und Gießen. Diese grundsätz-
lich positive Einschätzung der neuen Dienste wird zusätz-
lich durch die Akzeptierung höherer Endgerätepreise doku-
mentiert. Kassel und Gießen liegen durchschnitlich um DM 
500,- über den angegebenen Werten der Region Frankfurt. 74 

3.3.2.2. Einflußgrößen der Adoption 

Die obigen Ergebnisse bezüglich des regionalen Adoptions-
verhaltens deuten darauf hin, daß die Region als solche 
keinen statistisch signifikanten Beitrag zur Erklärung der 
regional unterschiedlichen Adoption von Telekommunikations-
diensten leistet, sondern andere Merkmale wie die regionale 
Wirtschaftsstruktur, die Unternehmensgröße, die Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten und die EDV-Anwendung für eine 
Adoption telekommunikativer Techniken von Bedeutung sind. 

Die Ergebnisse der eigenen Untersuchung, bezüglich des 
Adoptionsverhaltens neuer Telekommunikationsdienste, werden 
von den Untersuchungen von Fritsch75 für Industriebetriebe 

74 Die regionalen Differenzen in der Preisvorstellung be-
züglich der Endgerätekosten können jedoch auch Ausdruck 
mangelnder Information über die aktuellen Marktpreise 
sein. 

75 Vgl. Fritsch, M.: Räumliche Unterschiede der Telematik-
Adoption in Industriebetrieben der Bundesrepublik 
Deutschland, a.a.o., s. 301 f. 
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mit Fertigung in ausgewählten Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland, Spehl/Messerig-Funk76 für die Region Trier im 
Verarbeitenden Gewerbe und von der Deutschen Telepost con-
sulting GmbH77 für Unternehmen und öffentliche Verwaltungen 
in Rheinland-Pfalz bestätigt. Als Bestimmungsgrößen der 
Adoption neuer Telekommunikationsdienste ergeben sich fol-
gende Annahmen: 

- Größere Unternehmen, 
- Unternehem mit eigenen Forschungs- und Entwicklungstätig-

keiten und 
- Unternehmen mit EDV-Anwendung 

adoptieren neue Telekommunikationsdienste häufiger als an-
dere Unternehmen und 

- der jeweilige Bekanntheitsgrad und Informationsstand be-
stimmt nachhaltig den Einsatz und die Planungsabsichten 
bezüglich einer Adoption neuer Telekommunikationsdien-
ste . 78 

3.3.2.3. Adoptionshemmnisse 

Als wesentliche Gründe für den Nichteinsatz neuer telekom-
munikativer Dienste wurden der fehlende Nutzen, die Kosten-
belastung, mangelnde Information und die ungewisse Dienste-
entwicklung angegeben. Die empirischen Unteruchungen von 

76 Vgl. Spehl, H. ; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a.o., s. 417 ff. 

77 Vgl. Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikationsent-
wicklung auf Anwender, a.a.o., s. 48. 

78 Vgl. auch ebenda, s. 48. 



255 

Spehl/Meeserig-Funk79 und der Deutschen Telepost Consulting 
GmbH80 bestätigen diese Adoptionshemmnisse. 

Der am häufigsten angegebene Rejektionsgrund in dieser Un-
tersuchung war 'kein Nutzen für den Betrieb' und deutet auf 
ein entsprechendes Informationsdefizit81 bezüglich der Ein-
satzmöglichkeiten neuer telekommunikativer Techniken hin . 
Die weiteren Rejektionsgründe sind, nach den Antworthäufig-
keiten geordnet, zu hohe Gebühren, zu hohe Anfangsinvesti-
tionen, zu geringe Flächendeckung, unklare Gebührenstruk-
tur, unzureichende Informationen, Qualifikationsproblema-
tik, Endgeräteproblematik und als letzter Punkt kein ISDN-
Anschluß. Das bereits o.a. Informationsdefizit wird beson-
ders von der Region Fulda angegeben, die, im Vergleich zu 
Kassel, ein viermal höheres Informationsdefizit hat. 

Die mangelnde Information, besonders bei den neuen telekom-
munikativen Diensten der Deutschen Bundespost, bezieht sich 
jedoch nicht nur auf den Nutzen für den Betrieb, sondern 
auch auf die Dienste als solche, was durch den geringen Be-
kanntheitsgrad einzelner Dienste dokumentiert wird. 82 

3.3.3. Thesen zur Telekommunikation 

Ziel der empirischen Untersuchung war eine Überprüfung der 
Arbeitshypothese und der abgeleiteten Unterhypothesen aus 
Kapitel 3.1.2 •• 

79 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a.o., s. 427. 

80 Vgl. Fölber, R.: Bedarfsuntersuchungen für die Fern-
meldedienste in Rheinland-Pfalz, a.a.o., s. 73. 

81 Vgl. ebenda, s. 123. 

82 Siehe Kapitel J.2.2.1. 
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Die Arbeitshypothese 'Telekommunikation ist ein stan4ort-
faktor für Klein- und Mittelbetriebe' muß verworfen werden. 

Die abgeleiteten Unterhypothesen bezüglich des Adoptions-
verhaltens wurden anhand der empirischen Ergebnisse über-
prüft und zusätzlich um weitere Bestimmungsgrößen ergänzt. 
Als Indikatoren für die Adoptionsintensität wurden der 
'heutige Einsatz', der 'geplante Einsatz' und der 'Bekannt-
heitsgrad' der Telekommunikationsdienste gewählt. 

Die Oberprüfung der abgeleiteten Hypothesen ergab: 

1. Ein homogenes 'Agglomeration<-> strukturschwache Regio-
nen' Gefälle quantitativer Art zwischen den verschiede-
nen Regionen und der Adoption neuer telekommunikativer 
Techniken existiert nicht. 

2. Die Charakteristika der Standorte haben keinen substan-
tiellen Einfluß auf das qualitative Adoptionsverhalten 
der Anwender. 

3. Zwischen der Größe eines Unternehmens und seinem Adop-
tionsverhalten existiert ein signifikanter Zusammenhang . 
Größere Unternehmen sind typische Frühadoptoren, wogegen 
kleinere Unternehmen zu den Spätadoptoren zählen. 83 

4. Das Vorhandensein von Forschungs- und Entwicklungsakti-
vitäten fördert die Adoption neuer Telekommunikations-
techniken. 

5. Einzelbetriebe weisen gegenüber Unternehmen mit mehreren 
Betriebsstätten eine geringere Adoptionsrate auf. 

83 Die Investitions- und Betriebskosten der Telekommunika-
tionsdienste haben einen evidenten Einfluß in Bezug auf 
das temporäre, quantitative und qualitative Adoptions-
verhalten. 



257 

6. Ein homogener Bedarf nach Telekommunikationsdiensten 
existiert nicht. Der nachgefragte Dienst resultiert 
primär aus dem Kommunikationsverhalten der jeweiligen 
Branche . 84 

7. Die Nachfrage nach neuen telekommunikativen Diensten 
wird nicht durch die reine Verfügbarkeit der Dienste 
geprägt, sondern durch die Kenntnis und den Informa-
tionsstand möglicher Anwendungen und Kosten. 85 

8. Mikro- bzw. Personal-Computer-Anwender zählen zu den 
Frühadoptoren. 

Weitere im Zusammenhang stehende Thesen lauten : 

9. Neugegründete Unternehmen weisen gegenüber länger beste-
henden Unternehmen eine höhere Adoptionsrate auf. Dies 
gilt im besonderen bezüglich der jüngeren Telekommuni-
kationsdienste. 

10 . Es besteht ein 'Zentrum<-> strukturschwache Regionen' 
Gefälle bezüglich des Informationsstandes über neue Te-
lekommunikationsdienste, deren Nutzung und deren Ko-
sten. 

84 Räumlich unterschiedliche Adoptionsraten lassen sich 
weitgehend auf unterschiedliche Charakteristiken der 
jeweils ansässigen Betriebe (Größe, Unternehmenszuge-
hörigkeit , FuE-Tätigkeiten usw.) zurückführen. In Frank-
furt ist z.B . der Bereich Unternehmensberatung und in 
Fulda der Bereich Maschinenbau stärker vertreten. 

85 Vgl. auch Fölber, R.: Bedarfsuntersuchungen für die 
Fernmeldedienste in Rheinland-Pfalz, a . a . o, s . 117, 
Ewers, H.; Fritsch, M.: Die räumliche Verbreitung von 
computergestützten Techniken in der Bundesrepublik 
Deutschland, in : Böventer von, E. (Hrsg.): Regionale 
Beschäftigung und Technologieentwicklung, Berlin 1989, 
S. 108 ff und Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und 
Probleme der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in 
einer ländlichen Region: Trier, a.a . o., s . 427 . 
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11. strukturschwache und ländliche Regionen sind im Gegen-
satz zu den Agglomerationen bereit, einen höheren Preis 
filr die Telekommunikationsendgeräte zu bezahlen. 

12. Bei Unternehmensneugründungen nimmt der Standortfaktor 
Telekommunikation einen höheren Stellenwert ein als 
bisher. 

13. Die Rejektionsgrilnde werden primär von der mangelnden 
Nutzeneinschätzung und nicht von den Kosten oder son-
stigen Faktoren bestimmt. 

Die abgeleiteten Hypothesen Nr. 1 und 2 wurden durch die 
Ergebnisse der empirschen Erhebung nicht bestätigt und so-
mit abgelehnt. Die Hypothesen Nr. 3-8 wurden durch die Er-
hebung bestätigt und somit angenommen. Die Hypothesen 9-13 
leiten sich aus den zusätzlich aufgetretenen Korrelationen 
und signifikanten zusammenhängen der Erhebung ab. 
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, . Beurteilung der Telekommunikationsförderung als regio-
nalpoli tisches Steuerungsinstrument 

,.1. Grundsätzliche Überlegungen zur Akzeptanz neuer Tech-
niken 

Nach der Prognose der britischen Marktforschungs- und Tech-
nologie-Beratungsorganisation BIS Mackintosh und der 
Eastern Management, wird im Bereich der ISDN-Technik bis 
1996 weltweit ein Absatzmarkt für Telekommunikationssyste-
me, -endgeräte und -dienste in Höhe von 41,5 Mrd. Dollar 
erschlossen sein. 1 Diese Entwicklung ist von der Akzeptanz 
der potentiellen ISDN-Nutzer abhängig. Eine gewisse 'Vor-
sicht', mit der potentielle Anwender auf eine neue Techno-
logie mit ungeprüften Vorteilen zugehen, konnte durch die 
Untersuchung eindeutig nachgewiesen werden. 2 

Teilweise fühlen sich Menschen von den neuen Informations-
und Kommunikationstechnologien bedroht. Im Vordergrund ste-
hen Ängste bezüglich der Arbeitsplatzsicherheit und der 
Auswirkungen auf die Privatsphäre. Diese Ängste basieren 
u.a, auf der 'Datensammelwut' von Unternehmen mit geringem 
ethischen Verantwortungsbewußtsein gegenüber ihren Mitar-
beitern. 3 Diese 'Datensammelwut' läßt sich aus einer Vari-
ante des Parkinsonschen Gesetzes, das auf die Computerwelt 
uminterpretiert wurde, ableiten: 4 

1 Vgl. o.V.: Künftige ISDN-Anwender müssen überzeugt wer-
den, in: VDI-Nachrichten vom 11.3.1988, Düsseldorf 1988. 

2 Vgl. ebenda. 

3 Vgl. Bodendorf, F . ; Lüthi, A.: Neue Informations- und 
Kommunikationstechnologien, a.a.o., s. 356 . 

4 Vgl. Miller, A.: 'Computer and Privacy', in: Hoffmann, 
w.; Mills Moore, J. (Eds.): Ethics and the Managment of 
Computer Technology. Proceedings of the Fourth National 
Conference on Business Ethics . Cambridge, Massachusetts 
1982, s. 93-114. 
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Wer einen Computer hat, wird Mittel und Wege finden, die 
gesamte Speicherkapazität mit Daten zu füllen und bei Er-
reichung der Kapazitätsgrenze einen neuen leistungsfähige-
ren Computer anschaffen. 

Die Akzeptanz gegenüber neuen Informations- und Kommunika-
tionstechniken hängt von der Information über die realen 
Vor- und Nachteile sowie von der unmittelbaren Erfahrung 
ab. Für die Realisierung von Akzeptanzsteigerungen sind 
frühzeitige Aufklärung und Einbeziehung sowie Maßnahmen der 
Aus- und Weiterbildung erforderlich. 5 Da die Informations-
und Kommunikationstechnik eine Großtechnologie darstellt, 
die mit Wachstumsargumenten in der Öffentlichkeit begründet 
wird, stellt die zu erwartetende Akzeptanzproblematik einen 
wichtigen Engpaßfaktor für die zukünftige Entwicklung des 
ISDN dar. 6 

Momentan werden potentiellen ISDN-Anwendern mit dem Hinweis 
auf zukünftig günstigere Gebührenstrukturen für Telefax und 
Datenkommunikation umworben . Diese günstigen Gebührenstruk-
turen kommen jedoch erst bei entsprechender ISDN-Anschluß-
häufigkeit zum tragen und können, von der nicht nur durch 
wirtschaftliche Erwägungen gelenkten Deutschen Bundespost 
Telekom, auch wieder geändert werden. 7 

Im folgenden wird die Kritik an den Netzausbauplänen der 
Deutschen Bundespost und die Akzeptanz neuer Techniken im 
regionalen Vergleich dargestellt. 

5 Vgl. Klaus-Stöhner, u.; Zabel, J.: Möglichkeiten und An-
wendungsbarrieren für den Einsatz neuer Informations- und 
Kommunikationstechniken in einer peripheren Region: Fall-
studie Waldeck-Frankenberg, a.a.o., s . 414. 

6 Vgl. Hoffmann, M.; Siegele, L.: Kurzschluß bei der Post, 
in: Die Zeit Nr . 5 vom 27. Januar 1989, s. 37. 

7 Vgl. Reon, K.: ISDN - Alles aus einer Dose mit begrenztem 
Nutzen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 89 vom 17. 
April 1990, S. T 1. 
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, . 1.1. Kritik an den Netzausbauplänen der Deutschen Bun-
despost 

Die ökonomisch orientierte Kritik an den Netzausbauplänen 
konstatiert, daß der grundsätzlich richtige Ausbauplan der 
Deutschen Bundespost zu langsam realisiert wird . Dadurch 
entgehen den deutschen Herstellern internationale Markt-
chancen und national wird die kritsche Schwelle im Diffu-
sionsprozeß nicht überschritten . 8 

Die auf soziale Risiken konzentrierte Kritik an den Netz-
ausbauplänen geht von einem differenzierten Ansatz aus, der 
sich in drei Hauptbereiche untergliedern läßt : 

- die technische Komplexität, 
- die Verwundbarkeit und 
- den Datenschutz . 9 

Das Schmalband-ISDN und das Universalnetz stellen Rechner-
netze dar, in die die momentan existierenden Spezialnetze, 
entsprechend der Ausbaustufe, integriert werden . Mit zuneh-
mender Integration der Spezialnetze steigt jedoch die Kom-
plexität des Rechnernetzes und das Fehlerrisiko beziehungs-
weise die Gefahr eines Totalausfalls . In der Diskussion be-
züglich der Risiken von Hochtechnologien wird, entgegen dem 
ISDN-Konzept, die Fehlerfreundlichkeit und Entkoppelung von 
Systemen gefordert . 10 

8 Vgl. Kubicek, H. ; Mettler-Meibom, B. : Alternative Ent-
wicklungspfade der Telekommunikationspolitik, B46-47, 
s . 35 . 

9 Vgl. ebenda. 

10 Vgl. z . B. Ulrich, E. ; Weizäcker, von c . : Fehlerfreund-
lichkeit als evolutionäres Prinzip, in : Wechselwirkun-
gen, Nr. 29, 1986, s. 12ff. 
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Die erhöhte Verwundbarkeit von hochkomplexen und zentrali-
sierten Systemen gegenüber physischer Gewalt und Software-
Manipulationen, ist quasi systemimmanent. Speziell aus der 
Möglichkeit alle Nutzungen zu protokollieren, erwächst die 
Gefahr, die Protokolle als Mittel der vorbeugenden Gefah-
renabwehr oder der nachträglichen Identifizierung zu ver-
wenden.11 

Personenbezogene Daten dürfen, nach dem Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung, nur im erforderlichen Umfang ge-
speichert werden und die Speicherung, Verarbeitung und Wei-
tergabe muß für die Betroffenen transparent sein. Die Digi-
talisierung der Vermittlungstechnik in Form speicherpro-
grammierter Vermittlungsrechner führt dazu, daß Verbin-
dungsdaten wie Datum, Uhrzeit, Gebühreneinheiten und Ziel-
nummer gespeichert werden und zukünftig zwecks Erstellung 
differenzierter Gebührenrechnungen Verwendung finden. Im 
letztendlich geplanten Universalnetz werden zusätzlich Da-
ten, wie beispielsweise die Nutzung von Fernseh- und Hör-
funkprogrammen, gespeichert . 12 

Die Kritik an den technischen Kontrollmöglichkeiten des 
ISDN ergibt sich nicht erst, wenn die Absicht einer Perso-
nenüberwachung unterstellt werden kann. Nach den Erfahrun-
gen von Datenschutzbeauftragen, kann davon ausgegangen wer-
den, daß Dateien, die für einen bestimmten Zweck errichtet 
werden, Begehrlichkeiten an anderen Stellen wecken, denen 
im Lauf der Zeit teilweise entsprochen wird. Die Kommunika-
tion der Bürger gilt in dem Moment als eingeschränkt, in 
dem das Wissen um die Möglichkeit einer technische Überwa-

11 Vgl . Hoffmann, M. ; Lütge, G.: Blind für die Risiken, in: 
Die Zeit Nr . 6 vom 3. Februar 1989, s . 24 . 

12 Vgl. Kubicek, H. ; Mettler-Meibom, B. : Alternative Ent-
wicklungspfade der Telekommunikationspolitik, a.a.o., s . 
37. 
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chung zu einer Kommunikation quasi mit der 'Schere im Kopf' 
führt . 13 

Die Angst vor dem 'gläsernen Menschen' kann zu einem wich-
tigen Adoptionshemmnis für die neuen telekommunikativen 
Techniken werden. Die Belange der potentiellen Anwender 
sollten deshalb von der Deutschen Bundespost bei der Ent-
wicklung neuer Techniken berücksichtigt und dokumentiert 
werden. Datenschutz und Datensicherheit könnten sich zu ei-
nem zukünftigen Qualitätsmerkmal herausbilden, das für die 
weitere Diffusion der neuen Dienste mitentscheidend wird. 14 

,.1.2. Regionale und soziostrukturelle Disparitäten der 
Akzeptanz neuer Techniken 

Die folgenden Erkenntnisse über die soziale Akzeptanz neuer 
Techniken im regionalen Vergleich resultieren aus der Um-
frageforschung der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung zur Betroffenheit und zu Einstellungen ge-
genüber 'neuen Techniken', die sich unter anderem nach dem 
Regionstyp, der großräumigen Lage und den sozialstrukturel-
len Merkmalen untergliedert. 15 

Im Rahmen der Erhebung wurden die konkreten Erwartungen be-
züglich der Wirkung neuer Techniken analysiert. Bei der 

13 Vgl. exemplarisch Garstka, H.: Schutz von Persönlich-
keitsrechten bei der Nutzung neuer Medien, in: Kilian, 
w. (Hrsg.): Neue Medien für die Individualkommunikation, 
München 1984, s. 79-85. 

14 Schnöring, T.: Wirkungen der Telekommunikationsentwick-
lung auf Anwender, a.a . o., s . 109 . 

15 Vgl . Böltken, F. : soziale Akzeptanz neuer Techniken im 
regionalen Vergleich, in : Informationen zur Raumentwick-
lung , Heft 4, 1989, s. 245 . 
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Frage zur Einstellung gegenüber neuen Techniken standen 
zwei Antwortvorgaben zur Auswahl: 16 

- Die neuen Techniken führen langfristig zu immer größerer 
Arbeitslosigkeit auf allen Gebieten. Gleichbedeutend für 
Technik als Bedrohung. 

- Die neuen Techniken schaffen auf lange Sicht neue Be-
rufschancen und Arbeitsplätze. Geichbedeutend für Technik 
als Chance. 

Analyse nach Regionstypen 
Die Untersuchung ergab eine Abhängigkeit der Einstellung 
gegenüber den neuen Techniken von der Einbindung ins Er-
werbsleben. Nichterwerbstätige fühlen sich stärker bedroht 
als Erwerbstätige. Nennenswerte Unterschiede nach der sied-
lungsstrukturellen Lage existieren nicht. Wie aus Tabelle 
4.1 ersichtlich, beurteilen die Erwerbstätigen, besonders 

Tabelle 4.1: Einschätzung neuer Techniken als 'Chance' nach 
Regionstyp und Erwerbstätigkeit in %17 

Regionstyp Nicht-Erwerbstätige Erwerbstätige 

Strukturstarke Verdich- 23 ' 37 ' tungsregionen 

Altindustrialisierte Ver- 23 \ 43 \ 
dichtungsregionen 

Regionen mit Verdichtungs- 22 ' 35 ' ansätzen 

Ländliche Regionen 24 ' 32 ' 

in den altindustrialisierten Verdichtungsregionen, die 
Chancen der neuen Techniken tendenziell positiv. Wobei die 

16 Vgl. ebenda. 

17 In Anlehnung an Böltken, F.: soziale Akzeptanz neuer 
Techniken im regionalen Vergleich, a . a . o . , s. 248. 
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positiven Einschätzungen der Erwerbstätigen in den altindu-
strialisierten Regionen auf Hoffnungen und nicht, wie in 
den strukturstarken Regionen, auf Erfahrungen mit den neuen 
Techniken basiert. 18 

Analyse im Nord-Süd-Vergleich 
Im Nord-Süd-Vergleich der Einstellungen zu den neuen Tech-
niken, wie in Tabelle 4.2 dargestellt, ergibt sich ein Süd-
Nord-Gefälle der Technikakzeptanz. 40% der Erwerbstätigen 
im Süden19 sehen eine Chance durch die neuen Techniken, 
ähnlich auch die Erwerbstätigen in der Mitte20 mit 37%. Im 
Norden21 sind es lediglich 29%, die eine Chance durch neue 
Techniken sehen. Bei den Nichterwerbstätigen zeigt sich ein 
ähnliches Gefälle. Lediglich 13% der Nicht-Erwerbstätigen 
betrachten die neuen Techniken als eine Chance, gegenüber 
25% in der Mitte und 27% im Süden. 

Tabelle 4 . 2: Einschätzung neuer Techniken als 'Chance' nach 
Erwerbstätigkeit im Nord-Süd-Vergleich in %22 

Großräumige Lage Nicht-Erwerbstätige Erwerbstätige 

Nord 13 ' 29 ' 
Mitte 25 ' 37 ' 
Süd 27 ' 40 ' 

Dieses Süd-Nord-Gefälle der höheren Technikakzeptanz läßt 
sich nicht durch ein technologisches Süd-Nord-Gefällen er-

18 Vgl. ebendas. 249. 

19 Bayern und Baden-Württemberg. 

20 Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saar-
land. 

21 Hamburg, Bremen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 

22 In Anlehnung an Böltken, F.: soziale Akzeptanz neuer 
Techniken im regionalen Vergleich, a.a.o., s . 250. 
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klären. "Vielmehr scheinen hier zwei Faktoren ausschlagge-
bend: Einmal die Erfahrung struktureller Stabilität, die 
wegen - oder trotz - des Einsatzes neuer Techniken vermit-
telt wird, zum anderen die gängigen Stereotypen vom fort-
schrittlichen Silden, die eine von Erfahrung unabhängige 
Technikakzeptanz bewirken." 23 

Analyse nach sozialstrukturellen Merkmalen 
Von besonderem Interesse ist der in Tabelle 4. 3 darge-
stellte Zusammenhang zwischen sozialstrukturellen Merk-
malen, nach der Stellung im Beruf und der Akzeptanz neuer 
Techniken, unter dem Aspekt, daß die Erhebung des Verfas-
sers im Bereich Klein- und Mittelbetriebe, in denen primar 
Selbständige, einfache und mittlere Angestellte und Arbei-
ter24 vertreten sind, anzusiedeln ist. 

Tabelle 4.3: Akzeptanz neuer Techniken nach sozialstruktu-
rellen Merkmalen in %25 

Stellung im Beruf Bedrohung Chance 

ungelernte Arbeiter 82 \ 18 \ 

ARBEITER Facharbeiter 74 ' 26 ' 
Vorarbeiter/Meister 68 \ 32 ' 
einfache Angestellte 71 ' 29 ' 

ANGESTELLTE mittlere Angestellte 65 ' 35 ' 
höhere Angestellte 48 ' 52 ' 

SELBSTÄNDIGE 66 \ 34 ' 

23 Ebendas. 251. 

24 Wobei unter Arbeitern ungelernte Arbeiter, Facharbeiter, 
Vorarbeiter und Meister verstanden werden. 

25 In Anlehnung an Böltken, F.: soziale Akzeptanz neuer 
Techniken im regionalen Vergleich, a.a.o., S. 252. 
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Wie aus Tabelle 4.3 ersichtlich, sinkt mit dem beruflichen 
Status auch die Akzeptanz neuer Techniken bzw. die Hoffnung 
auf positive Arbeitsplatzauswirkungen. Vorarbeiter/Meister, 
mittlere Angestellte und Selbständige beurteilen die Chan-
cen auf etwa gleichem Niveau zu 32-35% positiv. Die einzige 
Gruppe, die die Chancen zu über 50% als positiv einschätzt, 
sind die höheren Angestellten. Insgesamt werden von der 
überwiegende Mehrheit der Befragten die neuen Techniken als 
Bedrohung angesehen. 

zusammenfassend kann von einem Süd-Nord-Gefälle der Tech-
nikakzeptanz gesprochen werden, das nicht auf entsprechend 
konkreten Erfahrungen, soziostrukturellen Merkmalen oder 
Qualifikationsmerkmalen basiert, sondern vor allem bei 
Nichtbetroffenheit reproduziert wird. Das Stereotyp und 
Image eines fortschrittlichen, innovationsfreudigen Südens, 
das bestimmten Regionen Prosperität und Fortschrittlichkeit 
und anderen Deprivation und Rückständigkeit zuweist, kann 
für die Regionalentwicklung von erheblicher Bedeutung sein. 
Dies gilt im besonderen unter dem Aspekt, daß der Faktor 
Image einer Region bei Standortentscheidungen von Unterneh-
men und Haushalten zunehmend an Bedeutung gewinnt. 26 

4.2. Beurteilung der Telekommunikationsfördermaßnabmen 

4. 2 .1. Beurteilung der Telekommunikation als Standortfak-
tor 

Vor der Beurteilung der Telekommunikationsfördermaßnahmen, 
unter der Perspektive der empirischen Erhebung des Verfas-
sers und in Bezug auf das Bundesland Hessen, wird kurz auf 

26 Vgl. ebendas. 257. 
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den Aspekt der Telekommunikations-Verfügbarkeit als Stand-
ortfaktor eing~gegangen. 

Wie in Kapitel 3.3.1.1. dargelegt, führt die Interpretation 
der empirischen Daten zu der Erkenntnis, daß die Unterneh-
men primär andere Anforderungen, d.h. nicht die Telekommu-
nikations-Verfügbarkeit, an einen neuen Standort stellen. 
Neben den traditionellen Standortfaktoren, nimmt die Tele-
kommunikation eine untergeordnete Rolle ein, die, wenn 
überhaupt, erst nach der Erfüllung der traditionellen Fak-
toren zur Geltung kommt. 

Eine Neudefinition der Standortkriterien erscheint für die 
absehbare Zukunft als nicht realistisch. Dies basiert zum 
Teil auf der existierenden Akzeptanzproblematik der tradi-
tionsorientierten, innovationsabgeneigten Mentalität von 
Unternehmen und deren Beschäftigten. Ausgehend von der ubi-
quitären Informationsversorgung durch die Massenmedien, er-
scheint vielfach eine weitere Verbesserung der Informa-
tionslandschaft als nicht mehr möglich. 27 "Viele Benutzer 
neuer Medien bevorzugen eher ihren individuell aufgebauten 
Informationspool, da er ihren speziellen Bedürfnissen eher 
entspricht und setzen die Medien nur zu ganz spezifischen 
Zwecken ein, z.B. zum Bestellen."28 

Einen wesentlichen Faktor stellt die nach wie vor existie-
rende Dominanz der folgenden traditionellen Standortkrite-
rien dar. Dies sind 

27 Vgl. exemplarisch Langenbucher, W.: Individuum und Haus-
halt als Informationssucher - Chancen für Bildschirm-
text, in: Witte, E. (Hrsg.): Telekommunikation für den 
Menschen, Berlin 1980, s. 131. 

28 Quentmeier-Vieregge, R.; Storbeck, D.: Möglichkeiten und 
Hindernisse der Telematik am Beispiel eines Mittelzen-
trums: Herford, in: Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung (Hrsg.): Räumliche Wirkungen der Telematik, 
a.a.o., s. 465. 
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- die Anbindung an Straßen und Autobahnen, 
- die Nähe zum Absatzmarkt, 
- die Anbindung an die Bundesbahn und 
- das Image und Umfeld. 29 

Ausgehend von diesen vier dominantesten Standortfaktoren30 , 
sind zusätzlich die persönlichen Präferenzen des Gründers 
ausschlaggebend. Der Wohn- und Studienort des Gründers 
stellt oftmals den Unternehmenstandort dar. 

verbesserte Kommunikationsmöglichkeiten können, wie o.a., 
keinen Standortwechsel an einen eventuell preiswerteren, 
peripheren Standort motivieren. Die räumliche Erreichbar-
keit stellt oftmals eine 'Conditio sine qua non' für die 
als notwendig angesehenen face-to-face Kontakte dar, mit 
deren Hilfe die Wettbewerbsposition wesentlich gesteigert 
werden kann. 31 

,.2.2. Beurteilung der finanziellen Anreize 

Ausgehend von der empirischen Erhebung des Verfassers, kom-
men den finanziellen Anreizen in Form von Subventionen, un-
ter dem Aspekt einer Standortaufwertung, die größte Bedeu-
tung zu. 32 An erster Stelle der Fördermaßnahmen steht die 
Subventionierung von Neuinvestitionen, an zweiter Stelle 
die Gewährung zingsgünstiger Darlehen und an dritter Stelle 
die Bereitstellung kostengünstiger Gewerbefläche. 

29 In der Reihenfolge ihrer Bedeutung. 

30 Siehe Abbildung 3.25. 

31 Vgl. Lauschmann, E.: Grundlagen einer Theorie der Regio-
nalpolitik, a.a.o., s. 56 f. 

32 Siehe Abbildung 3.31. 
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Eine explizite Förderung telekonununikativer Techniken er-
scheint aufgrund der existierenden bundes- und landesweiten 
Förderungen, wie unter Kapitel 2.3.1.1.1. dargestellt, 
nicht notwendig, da die Einführung telekonununikativer Tech-
niken zu den organisatorischen Innovationen zählt und somit 
förderwürdig ist. zusätzlich ist es fraglich, ob eine ex-
plizite Subventionierung der Telekommunikation tatsächlich 
von den strukturschwachen Regionen absorbiert würde, oder 
lediglich eine weitere Begünstigung der ohnehin struktur-
starken Agglomeration Rhein-Main bewirkt. 33 

Ausgehend von der Vielfalt der bundes- und landesweit ange-
botenen Investitionshilfen, ist eine Verbesserung der In-
formation über die öffentlichen Förderprogramme, im beson-
deren der speziellen Branchen- und Technikförderprogramme, 
notwendig. vorgesehen ist eine Anbindung an ein Datenbank-
system in Form einer 'DASTI - Datei der staatlichen Inve-
stitionshilfen', deren Pflege und Aktualisierung von der 
Hessichen Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft 
übernommen werden kann. Über dieses Informationssystem kön-
nen dann Sparkassen, Banken, Kammern, Wirtschaftsförde-
rungsinstitutionen usw. online auf die Datei der staatli-
chen Investitionshilfen zugreifen. 34 

4.2.3. Beurteilung der Realtransfers 

Die Telekommunikationsfördermaßnahmen in Form von Real-
transfers wurden nur minimal schlechter bewertet als die 
finanziellen Anreize, wobei die Informationsdienstleistun-

33 Vgl. Hamm, W.: Milliardenstrom in die Ballungsgebiete, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 169 vom 25 . Juli 
1989, s. 9. 

34 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Mittelhessen, a.a.o., s. 
70. 
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gen am höchsten eingeschätzt wurden, gefolgt von den ko-
stenlosen Beratungs- und Ausbildungsdienstleistungen. Im 
folgenden werden die Fördermaßnahmen im einzelnen vorge-
stellt und beurteilt. 

Individuelle Beratungen 
Ein explizite Förderung von individuellen Beratungen im Be-
reich telekommunikati ver Techniken erscheint aufgrund der 
existierenden bundes- und landesweiten Förderungen, wie un-
ter Kapitel 2.3.1 . 1.2. dargestellt, nicht notwendig. 35 

Information und Beratung durch die Deutsche Bundespost 
Bestandteil des Marketingkonzepts der Deutsche Bundespost 
ist die kostenlose Information und Beratung über die ange-
botenen oder kurz vor der Einführung stehenden Telekommuni-
kationsdienste . Neben den Informationsangeboten in Form von 
Broschüren werden Anwenderseminare durchgeführt. Desweite-
ren existieren Informationszentren zur Information und Be-
ratung der jungen Generation und der kleinen und mittleren 
Unternehmen. 

Das Informations- und Beratungsangebot der Deutschen Bun-
despost ist jedoch auf die nachfragestarken Städte konzen-
triert, wie beispielsweise Frankfurt und Kassel . Desweite-
ren basieren die Informationen primär auf den technischen 
Details der Dienste und nicht auf den potentiellen Anwen-
dungseffekten oder Kosten-Nutzen-Überlegungen. Ansatzpunkte 
einer Verbesserung des Informations- und Beratungsangebots 
der Deutschen Bundespost bilden die landesweite Expansion 
der Informations- und Beratungsleistung und die Erweiterung 
dieser Leistung um die Anwendungskomponente. Als Schwer-
punkt müssen Informations- und Beratungsangebote in struk-
turschwachen Regionen verstärkt auf- und ausgebaut werden. 

35 Beispielsweise werden die Beratungen des bayerischen Te-
lekommunikationszentrums mit 90% durch das bayerische 
Technologieberatungsprogramm gefördert . 
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Innovations- und Technologieberatungsstellen 
Die Innovations- und Technologieberatungsstellen in Hessen 
bieten Unterstützung in Form von Kontaktanbahnung, Informa-
tion und Beratung. Abgesehen davon, daß die Beratungsstel-
len relativ unbekannt sind, konzentrieren sie sich, wie in 
Abbildung 2 . 3 dargestellt, auf Großstädte, mit einem insge-
samt starken Sild-Nord-Gefälle . In Nordhessen sind lediglich 
drei Innovations- und Technologieberatungsstellen in Kassel 
vertreten und für den Bereich Osthessen ist nur eine Bera-
tungsstelle in Fulda eingerichtet. Berücksichtigt man zu-
sätzlich, daß beispielsweise die Innovations- und Techno-
logie-Beratungsstelle bei der Industrie- und Handelskammer 
Frankfurt aus drei Mitarbeitern36 besteht, so wird die Not-
wendigkeit einer Intensivierung der Förderung, besonders in 
den struturschwachen Regionen, evident. 

Einschlägige Informations- und Beratungseinrichtungen 
Einschlägige Informations- und Beratungseinrichtungen im 
Bereich der Informations- und Kommunikationstechniken stel-
len beispielsweise das Informationstechnik-Zentrum in Köln, 
das ostfriesische Informationstechnikzentrum und das baye-
risr.he Telekommunikationszentrum dar. In Hessen existiert 
kein derartiges Zentrum . 

Besonders interessant stellt sich für die Gruppe der klei-
nen und mittleren Unternehmen die Möglichkeit dar, im baye-
rischen Zentrum herstellerneutral über die Einsatzmög-
lichkeiten von Telekommunikationsdiensten und über mögliche 
Arbeitsplatzkonfigurationen informiert zu werden und anhand 
der Dauerausstellung von Telekommunikationsgeräten, die zu 
Modellarbeitsplätzen konfiguriert sind, sich Gestaltungs-
ideen filr das eigene Unternehmen abzuleiten . Hierbei wird 
neben der technischen Beratung auch eine betriebswirt-
schaftliche Auswertung vorgenommen . Die hohe Anzahl der Be-

36 Vgl . o.V. : Informationen aus Datenbanken - Beschaffung -
Beratung, Frankfurt 1989, s . 6. 
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ratungen durch das bayerische Telekommunikationszentrum do-
kumentieren die Akzeptanz gegenüber dem Zentrum. 

Ein solches Informationszentrum ist in Hessen nicht vorhan-
den, könnte jedoch beispielsweise in den Industrie- und 
Handelskammern eingerichtet werden und zum Teil, wie in 
Bayern, über Landesförderprogramme finanziert werden. 

Qualifizierungsoffensive 'Neue Technologien• 
Die Qualifizierungsoffensive 'Neue Technologien' des Lan-
des Hessen stellt eine gezielte Berücksichtigung der neuen 
Technologien im Bereich der betrieblichen Erstausbildung 
und der Erwachsenen-Weiterbildung dar, die mittels der exi-
stierenden Berufsbildungsinfrastruktur nicht befriedigt 
werden kann. 37 Die grundsätzlich positiv zu beurteilende 
Qualifizierungsoffensive befindet sich jedoch zur Zeit noch 
größtenteils in der Planungs- und Koordinationsphase. Be-
reits realisierte Förderungen konzentrieren sich auf Aus-
stattungsinvestitionen für neue Technologien in bereits 
existierende überbetriebliche Berufsbildungseinrichtungen. 
Eingeleitet sind zusätzlich Modellversuche zur Ermittlung 
des Weiterbildungsbedarfs, neuer Lehrgangsinhalte, der Mög-
lichkeiten des Weiterbildungsverbundes und von neuen Lehr-
gangsbausteinen im Bereich der Aus- und Fortbildung. 

Erforderlich sind weitere Maßnahmen bezüglich 

- der Ausbildung der Ausbilder und Ausbilderinnen, 
- der Neuordnung von Berufsbildern, 
- der Entwicklung qualifizierter Weiterbildungsberufe, 
- der Entwicklung von Lehrgangsbausteinen und Schulungsma-

terial und 
- der Förderung überbetrieblicher und außerbetrieblicher 

37 Vgl. Hessiches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Nord- und Osthessen, 
Beiträge zur Wirtschaftspolitik in Hessen, Heft 15, 
Wiesbaden 1988, s. 88 ff. 
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Schulungsmaßnahmen für kleine und mittlere Unternehmen. 38 

Hierbei erscheint grundsätzlich eine stärkere Ausrichtung 
der Qualifizierungsoffensive in Richtung Telematik als 
notwendig. Auch bei diesem Instrument ist darauf zu achten, 
daß verstärkt die peripheren Gebiete angesprochen werden. 

,.2.,. Beurteilung der Anregung und Förderung von Koopera-
tionen 

Die Anregung und Förderung von Kooperationen, wie bei-
spielsweise in Form von Technologie- und Gründerzentren re-
alisiert, wurde bei der Befragung am schlechtesten bewer-
tet. Ein Teil der Begründung dieses Ergebnisses liegt in 
der Tatsache, daß in Hessen Technologie- und Gründerzentren 
relativ gering vertreten sind. In Hessen existieren ledig-
lich drei Zentren, im Vergleich zu bundesweit 73 Zentren. 39 

Bei der Beurteilung der Technologie- und Gründerzentren muß 
berücksichtigt werden, daß abschließende Aussagen über die 
noch sehr jungen Zentren nicht möglich sind. Besonders 
Prognosen über die Entwicklung von Technologie- und Grün-
derzentren in den neuen Problemregionen sind derzeit kaum 
möglich . 

Gegen die Technologie- und Gründerzentren in wirtschafts-
schwachen Peripherregionen spricht vor allem, neben der 
vergleichsweise hohen Kostenbelastung besonders kleiner und 
finanzschwacher Trägergemeinden, 40 daß speziell technolo-

38 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik: 
Strukturpolitischer Bericht für Mittelhessen, a.a.o., s. 
92. 

39 Stand: März 1989 . 

40 Vgl. Schrumpf, H.: Technologieparks als Instrument der 
kommunalen Wirtschaftsförderung, Bochum 1984, s. 95. 
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gieorientierte Unternehmen extrem standorttreu sind und nur 
in Ausnahmefällen eine Anwerbung von Unternehmen aus ande-
ren Regionen als erfolgreich angesehen werden dürfte . Dies 
gilt im besonderen für Gründungsunternehmen, sodaß kaum 
Verlagerungen aus anderen Raumordnungskategorien zu erwar-
ten sind , oder sie geschehen auf Kosten ländlicher Regio-
nen . 41 

Zusätzlich gehen von den Technologie- und Gründerzentren 
keinesfalls kurzfristig, jedoch auch langfristig, keine 
nennenswerten direkten Beschäftigungseffekte aus. 42 Der 
wirtschaftliche Wert technologieorientierter Jung- und 
Kleinstunternehmen drückt sich primär in technologiepoliti-
schen und imagebezogenen Dimensionen aus und nicht in Be-
schäftigungszahlen . 

Unter diesen Aspekten erscheint eine verstärkte Förderung 
von Technologie- und Gründerzentren in Hessen als fragwür-
dig . 

4.2.5 . Beurteilung infrastrukturpolitiscber Maßnahmen 

Die Deutsche Bundespost bietet, im Vergleich zum Ausland, 
neue telekommunikative Dienste relativ schnell flächendek-
kend an. Nach der Analyse des Verfassers, stellt das Ange-
bot von Telekommunikationsdiensten durch die Deutsche Bun-
despost gegenwärtig keinen Engpaßfaktor dar. Bezüglich des 
ISDN-Ausbaus besteht demzufolge momentan kein Handlungsbe-

41 Vgl. Schröder, K.: 'Technologieparks' in Niedersachsen -
Eine Analyse der Ziele, Konzepte und Implementierung, 
Göttingen 1985, s. 116 ff . 

42 Vgl Sternberg, R.: Technologie- und Gründerzentren als 
Instrument kommunaler Wirtschaftsförderung, a.a.o., s . 
.:93. 
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darf für die Städte, die bis 1991 im Knotenvermittlungsbe-
reich angeschlossen werden sollen. 43 

Infrastrukturpolitische Maßnahmen erscheinen jedoch für 
Kommunen notwendig, deren ISDN-Anschlußzeitpunkt erheblich 
später geplant ist, was bei einer weiteren Verzögerung des 
Gesamtausbaus zunehmend an Relevanz gewinnt. Hier erscheint 
eine Abstimmung mit den jeweiligen Oberpostdirektionen als 
notwendig, um für die Übergangszeit, bis zur vollen Einfüh-
rung, entsprechend Einfluß auf die Reihenfolge der Zurver-
fügungstellung von Übergangslösungen (Fremdanschaltungen) 
innerhalb einer Region, ausüben zu können. 44 

Von regionalpolitisch größerer Relevanz ist die Gebührenre-
gelung, die sowohl aus regional- als auch ordnungspoliti-
scher Sicht kritisiert wird. Periphere Räume fühlen sich 
durch die derzeitige Tarifgestaltung benachteiligt, da sie 
anteilmäßig mehr Ferngespräche führen und die dort ansässi-
gen Betriebe und Haushalte entsprechend höhere Kosten tra-
gen. Aus raumordnungspolitischer Sicht ist, unter diesem 
Aspekt, eine Verbilligung der Fernmeldegebühren bis zu ei-
ner Entfernung von 100 km anzustreben. 

Aufgrund des Kostenanteils der Fernmeldegebühren an den Ge-
samtkosten der Unternehmen, sind die Kommunikationskosten 
jedoch für die überwiegende Zahl der Unternehmen als Stand-
ortfaktor von geringer Bedeutung. Andererseits können hohe 
Telekommunikationskosten im ländlichen Raum, obwohl sie 
ökonomisch nicht relevant sind, ein emotionales Anwendungs-
hindernis für die Diffusion neuer Dienste darstellen. 45 

43 Siehe Abbildung 2.5 •• 

44 Vgl. Lange, s.: Neue Aufgaben für die kommunale Wirt-
schaftspolitik, a.a.o., s. 515. 

45 Vgl. Kordey, N.: Gebührenpolitik im Fernmeldewesen und 
Raumordnung, a . a.o., s. 224. 
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Relativiert werden die Überlegungen bezüglich der Tarif-
struktur im Fernmeldewesen durch die erheblich höhere Über-
tragungsgeschwindigkeit im ISDN, die die Bedeutung der Ent-
fernungskomponente innerhalb der Gebührenregelung redu-
ziert. 

zusammenfassend verbleiben der regionalen Infrastrukturpo-
litik somit als notwendige Einflußbereiche: 

- die Sicherstellung der Bereitstellung von provisorischen 
Anschlußmöglichkeiten für peripher gelegene Nutzer und 

- die Maßnahmen zur Einführung einer Tarifstruktur, die mit 
den regional- bzw. raumordnungspolitischen Zielenverein-
bar sind. 

4.3. Telekommunikationsförderung im Ausland 

4.3.1. Informationstechnologische Lokalzentren als Instru-
ment der Regionalpolitik in Norwegen 

Im September 1985 wurde in Vemdalen, einem schwedischen 
Dorf mit 800 Einwohnern, die erste Telestube eröffnet. Mit 
finanzieller Unterstützung der öffentlichen Hand, hat ein 
Privatmann ein Büro mit Teletex, Telefax, Bildschirmtext 
und Personal-Computern ausgestattet und zusätzlich einen 
Unterrichtsraum, eine Teeküche und einen Aufenthaltsraum 
eingerichtet. Bereits nach ca. zwei Jahren hat ein Fünftel 
der Dorfbevölkerung an Computerkursen teilgenommen, werden 
mittels Telearbeit Schreib- und Übersetzungsdienste gelei-
stet und die Telekommunikationstechniken der Telestube von 
den lokalen Kleinstbetrieben genutzt. 46 

46 Vgl. Meissner, R.: Informationstechnologische Lokalzen-
tren als Instrument der Regionalpolitik, in: Raumfor-
schung und Raumordnung, Heft 1-2, 1988, s. 54 ff. 
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Ende 1987 existieren in Skandinavien und Finnland bereits 
30 ähnliche Projekte, die letztendlich darauf abzielen, 
eine weitere Entvölkerung dünnbesiedelter Gebiete aufzuhal-
ten. Der Begriff 'Informationstechnologische Lokalzentren' 
hat sich als Oberbegriff in den nordischen Ländern durchge-
setzt, wobei zukünftig der dem Norwegischen angelehnte Be-
griff 'Telematikcenter' synonym verwendet werden soll. Bei-
spielhaft sind im folgenden einige idealisierte Grundzüge 
dargestellt. "Informationstechnologische Lokalzentren 

- beruhen auf der Anwendung moderner Kommunikations- und 
Informationstechniken; 

- wollen die Benutzung entsprechender Anlagen und Geräte 
einer breiten Bevölkerung zugänglich machen, ohne daß der 
einzelne zum Kauf der Geräte gezwungen ist; 

- erstreben eine allgemeine Hebung des Qualifikationsni-
veaus der Bevölkerung und des lokalen Wirtschaftslebens 
(insbesondere in bezug auf die Anwendung von EDV und Kom-
munikationstechnik); 

- wollen neue Arbeitsplätze schaffen, die entweder auf der 
Befriedigung bisher ungedeckten lokalen Bedarfs oder auf 
Telearbeit beruhen; 

- werden gegründet und betrieben als 'joint venture' durch 
Zusammenarbeit von Gemeinde und (lokaler) Wirtschaft; 

- sind konzipiert als Maßnahme für kleine, periphere Kommu-
nen bzw. Dörfer. 1147 

Gegenüber der Entwicklung in Deutschland, die bedeutende 
Forschungsaktivitäten auf die Überprüfung der Raumwirksam-
keit der Informations- und Kommunikationstechniken verwen-
det, 48 wird in Norwegen die generelle Möglichkeit einer 
Vergrößerung des Zentrum-Peripherie-Gefälles konstatiert 

47 Ebendas. 55. 

48 Vgl. Georgieff, P. u.a.: Lokale und regionale Telematik-
Vorhaben in der Bundesrepublik Deutschland, a.a . o . , s. 
11 ff. 
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und sich auf die Entwicklung von Auffangstrategien konzen-
triert.49 

Die folgenden Rahmenbedingungen stellen einen Überblick 
über die wichtigsten Maßnahmen, die von staatlicher Seite 
geschaffen wurden, um die Nutzung der Telematik in periphe-
ren Regionen zu fördern. 

Die Digitalisierung des Telekommunikationsnetzes ist in 
Gang und soll bis 1992 bereits 50% der Kunden umfassen. Der 
Ausbau selbst wird nicht lediglich von den Hauptnach-
fragezentren ausgehend vorgenommen, sondern von vielen über 
das Land verstreuten digitalisierten 'Inseln'. Hierbei wird 
den dichter besiedelten Regionen ein gewisser Vorrang vor 
den dünnbesiedelten gewährt wird. 

In Norwegen unterliegt die regionale Wirtschaftspolitik50 
dem Kommunal- und Arbeitsministerium. Zusätzlich zu den In-
vestitionshilfen, vergleichbar mit denen der Bundesrepublik 
Deutschland, werden eine Vielzahl von Versuchsprojekten in 
peripheren Regionen finanziell und fachlich unterstützt. 
Neben der Sammlung von Grundlageninformationen für eine 
laufende Anpassung des staatlichen Regionalhilfesystems, 
soll die Diffusion von Innovationen beschleunigt werden. 
Die projektorientierten Aktivitäten werden in Zukunft wei-
ter verstärkt werden, was durch einen Fünfjahresplan zur 
Entwicklung privater Dienstleistungen in den ländlichen Re-
gionen gewährleistet ist. Ein weiterer Schwerpunkt, neben 
dem Schwerpunkt der Informationstechnologie und neue Dien-
ste, ist die Forschungs-, Entwicklungs- und Beratungs-Tä-
tigkeit, die mit dem Bereich Informationstechnologie stark 
verflochten ist . zusätzlich sollen zukünftig die Investi-

49 Was in diesem Fall gleichbedeutend mit der Entwicklung 
von Strategien zur beschleunigten Anwendung der Telema-
tik in den ländlichen Gebieten ist. 

50 Gleich distrikt-sutbygging. 
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tionsförderungen stärker als bisher den tertiären Sektor 
berücksichtigen. 51 

4.3.2. Einführung des Tilitel-Systems in Frankreich 

Ausgehend von der Initiative der Direction Generale France 
Telecom, eine mit der Deutschen Bundespost Telecom ver-
gleichbare Institution, ist die Einführung des Videotex in 
Frankreich entscheidend gefördert worden. In den Jahren 
1982-83 wurde die generelle Einführung des Dienstes des 
Elektronischen Telefonbuches beschlossen, was die Entwick-
lung des Videotex Teletel zur Folge hatte. Mit dieser Ent-
scheidung sollte unter anderem, ausgehend von der Studie 
von Nora und Minc, 52 die Informatisierung der Gesellschaft 
beschleunigt werden, um die wachsende Verflechtung der Te-
lekommunikation mit der Informatik beherrschen zu können 
und nicht von ihr beherrscht zu werden. 

Das Teletel-System, das dem Bildschirmtext der Deutschen 
Bundespost ähnlich ist, wird seit 1982 von der France Tele-
com angeboten. Entgegen dem Btx, wird beim Teletel dem 
Telefonkunden ein kostenloses Endgerät namens Mini tel, im 
Austausch gegen das Telefonbuch aus Papier zur Verfügung 
gestellt und kostenlos gewartet. Das Minitel besteht aus 
einem kleinen Bildschirm mit einer ausklappbaren Tastatur, 
das jeder Kunde mit einfachen Handgriffen selbst an sein 
Telefon anschließen kann und dessen Bedienung keinerlei 
Training erfordert . 53 

51 Vgl. Meissner, R.: Informationstechnologische Lokalzen-
tren als Instrument der Regionalpolitik, a.a.o., s. 56. 

52 Vgl. Nora, s.; Mine, A.: Die Informatisierung der Ge-
sellschaft, a.a.o., s. 13 ff. 

53 Vgl. o . V.: Btx: Nachhilfe vom Nachbarn, in: Wirtschafts-
woche-Special-Supplement, Nr. 3 vom 11.3.1988, s. 28. 
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Mittlerweile sind ca. fünf Millionen Endgeräte von der 
französischen Post unentgeltlich verteilt worden, wobei le-
diglich ca. 430.000 Geräte nicht gebührenfrei sind. Diese 
aufwendigeren Geräte, die primär für den Einsatz in Unter-
nehmen gedacht sind, von denen bisher rund 30 Prozent ange-
schlossen sind, werden gratis abgegeben, kosten jedoch eine 
monatliche Grundgebühr von ca. 60 Franc. In der Gratisaus-
gabe des Mini tels liegt der Schlüssel zum Erfolg dieses 
Telekommunikationssystems. Gegenüber dem Btx in der Bundes-
republik Deutschland, das gegen Ende 1989 bundesweit mit 
lediglich 180.000 Endgeräten vertreten ist, hat das Minitel 
in kürzester Zeit die, in der Bundesrepublik noch nicht er-
reichte, 'Kritische Masse' an Benutzern erreicht. In 
Frankreich ist das Teletel-System für die Wirtschaft lukra-
tiv, mehr als 10.000 Produkte und Dienstleistungen können 
über das Minitel angewählt werden. Mit dem steigenden Ange-
bot an Produkten und Dienstleistungen steigt wiederum die 
Akzeptanz des Minitels bei den Verbrauchern, was letztend-
lich das Teletel-System für die Wirtschaft zunehmend inte-
ressanter macht. 54 

Die Einrichtungskosten des Kommunikationssystems und die 
Produktionskosten für die Endgeräte - ein Mini tel kostet 
ca. 1. 000 Franc - liegen in Höhe von sieben Milliarden 
Franc, die aus vorher gebildeten Rücklagen der France Tele-
com stammen. 1988 hat die France Telecom mit dem Teletel-
System bereits Einnahmen in Höhe von 22,3 Milliarden Franc, 
von denen 1,3 Milliarden Franc an die Hersteller der über 
Minitel angebotenen Programme ging. In etwa drei Jahren 
sollen von den 26 Millionen Telefonanschlüssen sieben bis 
acht Millionen mit dem Minitel verbunden sein. 

54 Vgl. o.V.: Der Minitel erobert in Frankreich die priva-
ten Haushalte, a.a.O., s. 14 . 
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,.,. Notwendige Maßnahmen zur Förderung der neuen telekom-
munikativen Techniken 

Als Engpaß für die weitere Entwicklung der Telekommunika-
tion wird, wie o.a., nicht die Bereitstellung der Dienste 
durch die Deutsche Bundespost angesehen, sondern die Inno-
vationen im Bereich der Endgeräte und Anwendungen und die 
momentan geringe Nutzer-Akzeptanz. Der eigentliche Engpaß-
faktor wird primär in der Umsetzung der technischen Mög-
lichkeiten der neuen Telekommunikationsdienste in neue Pro-
dukte und entsprechende Produktions- bzw. Bearbeitungspro-
zesse gesehen. Die Maßnahmen zur Förderung der Anwendung 
neuer Telekommunikationsdienste leiten sich direkt aus die-
sen Engpaßfaktoren ab und werden im folgenden dargestellt. 

,.,.1. Allgemeine Maßnahmen zur Akzeptanzsteigerung 

Die Akzeptanz in der Bevölkerung gegenüber den neuen Tele-
kommunikationstechniken stellt eine 'Conditio sine qua non' 
für die zügige Diffusion der neuen Telekommunikationstech-
niken dar. Nach den vorliegenden Erkenntnissen, steht der 
Grad der Akzeptanz in Zusammenhang mit den Informationen 
über die tatsächlichen Vor- und Nachteile der Technik und 
den unmittelbaren Erfahrungen mit konkreten Anwendungen. 55 
Frühzeitige Aufklärung und Einbeziehung sowie entsprechende 
Aus- und Weiterbildung führt zu einer Stärkung der Akzep-
tanz, wobei grundsätzlich nicht eine Akzeptanz in der Be-
völkerung für eine vorgegebene Technik geschaffen werden 
muß, sondern die Technik sollte für den Menschen akzeptier-
bar gestaltet und eingesetzt werden. 

55 Vgl. Schnöring, T: Wirkungen der Telekommunikationsent-
wicklung auf Anwender, a.a.o., s. 109. 
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Unter dem Aspekt der anhaltenden Arbeitsmarktprobleme und 
der öffentlich geführten Diskussion über Datenschutz und 
Datensicherheit ist es notwendig, der Öffentlichkeit den 
positiven Bezug zwischen technischem Fortschritt und wirt-
schaftlichem Wohlstand zu verdeutlichen. Ausgehend vom Da-
tenschutz und der Datensicherheit, können beispielsweise 
neue diesbezügliche Qualifikationsmerkmale entwickelt wer-
den, die den Erfolg von neuen Telekommunikationsdiensten 
steigern. Kubicek beispielsweise fordert, als Vertreterei-
ner Arbeitsgruppe der Gesellschaft für Rechts- und Verwal-
tungsinformatik, ein Telekommunikationsverkehrsnetz, das 
für alle Diensteanbieter, Netzbetreiber und Teilnehmer 
einheitliche klare Regeln vorsieht, wobei Kubicek von der 
Regelung des Telekommunikationsverkehrs einen positiven 
Einfluß auf die Nachfrage erwartet. 56 

Das Bewußtsein und die Sensibilität gegenüber gesell-
schaftswissenschaftlicher Kritik an modernen Kommunika-
tionssystemen ist bereits, auch innerhalb der Branche, ge-
wachsen. Neben Ingenieursvereinigungen, haben mittlerweile 
auch die Hersteller die Diskussion mit kritischen Sozial-
wis~enschaftlern aufgenommen. Außer dem Ziel der Beseiti-
gung von Mißverständnissen auf beiden Seiten, besteht das 
Ziel, berechtigte Kritikpunkte bei der Ausgestaltung der 
ISDN-Dienstemerkmale zu berücksichtigen. Der Rahmen für die 
Weiterentwicklung des ISDN wird somit zukünftig nicht nur 
von den technischen und wirtschaftlichen Prämissen be-
stimmt, sondern auch vom gesellschaftlichen Dialog abhängig 
sein. 57 

56 Vgl. Hoffmann, M.; Lütge, G.: Blind für die Risiken, 
a.a.o., s. 25. 

57 Vgl. Wagner, P.: Gratwanderung oder Durststrecke, 
a.a . o .. 
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4.4.2. Anwendungsförderung durch ISDN-System-Marketing 

Ausgebend von den Unsicherheiten in der Wirtschaft und 
Verwaltung über die weitere Entwicklung der Informations-
und Kommunikationstechniken und ihren Anwendungsmöglichkei-
ten, erscheint es notwendig, der momentanen Unzufriedenheit 
über die segmentierte, interessenbezogene und auf techni-
sche Aspekte von Netzen, Diensten und Endgeräten konzen-
trierte Information, durch ein ISDN-System-Marketing entge-
genzuwirken.58 

Ausgebend von einer Untersuchung durch die Unternehmensbe-
ratung Arthur D. Little, wurde selbst bei den Postmitarbei-
tern ein Informationsdefizit bezüglich des ISDN festge-
stellt. Zusätzlich kursieren in der Fachwelt verballhornen-
de Langformen des ISDN-Kürzels: Innovations subscribers 
don 't need - Neuerungen, die keiner braucht. 59 Ausgebend 
von den Defiziten in der ISDN-Einführungsstrategie, wird 
von Arthur D. Little ein konsequenter und umfassender Mar-
ketingansatz gefordert, der sich in drei spezifische Punkte 
untergliedert: 60 

1. Internationales Marketingkonzept 
2. Systemmarketing 
3. Innovationsmarketing 

Ein internationales Marketingkonzept für das ISDN ist auf-
grund der offenen Kommunikation über nationale Grenzen hin-
weg notwendig. Durch ein internationales ISDN-Marketingkon-

58 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B.: Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a.a.o., s. 439. 

59 Vgl. Hoffmann, M.; Siegele, L.: Kurzschluß bei der Post, 
a.a.o •• 

60 Vgl. Knetsch, w.: Herausforderung an das Marketing, in: 
KOM-Magazin vom Oktober 1988, s. 27. 
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zept, das von der Deutschen Bundespost und den Endgeräte-
herstellern getragen wird, sollte den relevanten Anwendern 
die strategische und operative Bedeutung von ISDN, in Bezug 
auf den existierenden internationalen Kommunikationsbedarf , 
verdeutlichen. 

Von Seiten der Anbieter bestehen, trotz Beginn der Einfüh-
rung des ISDN, nach wie vor weitreichende Interpretations-
differenzen bezüglich des ISDN-Verständnisses. Gefordert 
wird hier ein ISDN-Verständnis, das aus der Sicht des An-
wenders abgeleitet wird und somit nicht von der ISDN-Lösung 
alleine, sondern die ISDN-Anwendungen in Zusammenhang mit 
einer unternehmensweiten Kozeption des Einsatzes von Infor-
mations- und Kommunikationstechniken darstellt. Bedingt 
durch den Integrationsansatz des ISDN, treten gegenüber der 
reinen Endgeräteentscheidung, organisatorische Einbindungs-
überlegungen in den Vordergrund. 

Ausqehend vom Innovationscharakter und der Komplexität des 
Systemanspruchs des ISDN, sind potentielle Anwender im Be-
reich der kleinen und mittleren Unternehmen nicht in der 
Lage, die möglichen Vorteile von ISDN gänzlich beurteilen 
zu können. Ein Innovationsmarketing soll hier aus dem bis-
weiligen technischen Konzept ein ISDN-Angebot machen, das 
das Nutzungs- und Einsatzpotential erkennen läßt. Im Mit-
telpunkt des Innovationsmarketings steht die Auseinander-
setzung mit konkreten Anwendungen . 61 Tabelle 4 . 4 stellt die 
verschiedenen Phasen des Innovationsmarketings und der ver-
folgten Ziele dar . 

61 Vgl. ebendas. 28 . 
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Tabelle 4.4: Phasen des ISDN-Innovationsmarketing und ver-
folgte Ziele62 

Phasen des 
ISDN-Innovations- Phasengerechte Marketing-Ziele 

marketing 

- intern klares ISDN-Verständnis schaffen 
Know-how-Transfer (Positionierung, Bedeutung für das eige-

ne Kommunikationsprofil) 

- Auseinandersetzung mit innovationswil-
Vorfeld-Marketing ligen Kunden 

- Bestimmung der Marktakzeptanzbedingungen 
und Verdeutlichung der Nutzeninnovation 

- Zusammenarbeit mit Referenzkunden 
Pilot-Marketing - Sammlung von praktischen Anwendungser-

fahrungen 

- systematische Marktkommunikation auf 
Breiten-Marketing der Erenntnisbasis des Vorfeld- und 

Pilot-Marketing 

Aus regionalpolitischer Sicht bietet sich hier ein Anknüp-
fungspunkt, im Bereich der gezielten Auseinandersetzung, 
mit innovationsfreudigen, öffentlichen und privaten Organi-
sationen, mit dem Ziel, innovative, kommerziell erfolgver-
sprechende ISDN-Anwendungen zu fördern. Ausgehend von Bei-
spielanwendungen, die primär bei Multiplikatoren gefördert 
werden sollten, werden entscheidende Impulse für die Wahr-
nehmung der Chancen der wirtschaftlichen Nutzung der Tele-
matik in peripheren Räumen erwartet, die letztendlich zu 
einer entsprechenden Nachfrage nach den Telekommunikations-
diensten führen. 63 

62 In Anlehnung an Knetsch, W.: Herausforderung an das Mar-
keting, a.a.o., s. 28. 

63 Vgl. Lange, s. u.a.: Lokale Initiativen zur Förderung 
der Anwendung der Telekommunikationstechniken, a.a.O., 
Spehl, H.; Messerig-Funk, B. : Chancen und Probleme der 
wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer länd-
lichen Region: Trier, a.a.o., s. 418 und Spehl, H.: Ent-
wicklung der Telematik im Trierer Raum - überwiegen die 
Chancen oder die Probleme?, in: Spehl, H.; Messerig-
Funk, B. (Hrsg.): Telematik Trier, Trier, 1986, s. 105-
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weiterhin sollten die Diskrepanzen zwischen den Aussagen 
der Deutschen Bundespost, daß der Bedarf an Telekommunika-
tionsdiensten, die über das Fernsprechnetz abgewickelt wer-
den können, ohne Probleme befriedigt werden kann und den 
Aussagen der Wirtschaft über schleppende Bedienung, Quali-
tätsmängel und regionale Defizite in den Informationsakti-
vitäten, abgebaut und zusätzliche Informationen für inte-
ressierte Nutzer bereitgestellt werden. 64 

Ob sich letztendlich die o.a. Probleme durch eine Anwen-
dungsförderung von einzelnen Beteiligten mit Initialwirkun-
gen lösen lassen, unter dem Aspekt des Informationsaus-
tausches und entsprechend intensivierter Kooperation, oder 
ob die Information und Beratung in gemeinsam getragenen In-
stitutionen eine bessere Lösung darstellt, muß geprüft wer-
den . Ausgehend von der Vielzahl an ISDN-Projekten, die von 
der Deutschen Bundespost Telekom im Januar 1990 mit 
unterschiedlichen Partnern gegründet wurden, 65 erscheint 
die Abstimmung und Kooperation der einzelnen Projekte, 
verbunden mit der Weitergabe der Anwendungsinformationen, 
als ergänzende Maßnahme notwendig. 

,.,.3. Förderung bis zur Mindestteilnehmerzahl 

Bei der Einführung von neuen telekommunikativen Diensten 
tritt unter anderem ein Problem auf, das in der ökonomi-
schen Theorie unter dem Begriff der kritischen Masse sub-
summiert wird. Davon ausgehend, daß der Nutzen einer Teil-
nahme an einem Telekommunikationsdienst mit der Zahl der 

117. 

64 Vgl. Spehl, H.; Messerig-Funk, B. : Chancen und Probleme 
der wirtschaftlichen Nutzung der Telematik in einer 
ländlichen Region: Trier, a . a.o., s. 439. 

65 Vgl . Cornu, J. : Die Zeit der Zweifel ist vorbei, a.a.o .. 
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erreichbaren Teilnehmer wächst, ist die Anzahl der er-
reichbaren Teilnehmer - die kritische Masse - entscheidend 
für die Attraktivität eines neuen Dienstes. Eine exakte Be-
stimmung der Anzahl von Teilnehmern zur Erreichung der kri-
tischen Masse ist sehr schwierig. Letztendlich ist der 
tatsächlich realisierbare Nutzen, der den Teilnehmern von 
neuen Diensten erwächst, für die Diffusion entscheidend. 
Eine Vorhersage über die Diffusion eines neuen Tele-
kommunikationsdienstes, wie beispielsweise des ISDN, ist 
außerordentlich schwierig, wenn überhaupt möglich. 66 

Ausgehend von den Startschwierigkeiten der neuen Telekommu-
nikationsdienste, im besonderen des Bildschirmtextes, er-
scheint eine temporäre Preisreduzierung der Dienste unter 
die eigentlichen Kosten, als notwendig. Die bis zum errei-
chen der kritischen Masse befristete Preisreduzierung ist 
neben den reinen Endgerätekosten auf die Monatsgebühr und 
auf die Anschlußgebühr ausdehnbar. Die Grundgebühr beim 
ISDN von 74 DM/Monat wird, beispielsweise besonders bei 
kleinen und mittleren Unternehmen, als Akzeptanzschwelle 
angesehen. Ähnlich verhält es sich mit der Anschlußgebühr 
von 65 DM beim Btx-Dienst. 67 

Als Beispiel für eine solche Einführung gilt das französi-
sche Minitel, das unter dem Motto 'Die Lampe verschenken 
und das Öl verkaufen' mit großem Erfolg eingeführt wurde 
und mittlerweile ca. 5 Millionen Anschlüsse hat. Der ver-
gleichbare Btx-Dienst liegt mit ca. 180.000 Anschlüssen er-
heblich unterhalb der kritischen Masse, die bei etwa 
3 00. 000 Geräten liegen könnte, um das gegenseitige Inte-
resse von Informations-Anbietern und -Nutzern in Bewegung 
zu bringen. 68 

66 Vgl. Schnöring, T: Wirkungen der Telekommunikationsent-
wicklung auf Anwender, a.a.o., s. 131. 

67 Vgl. Sauga, M. : Gezänk über Gebühr, in: Wirtschaftswo-
che-Special-Supplement Nr. 3/88 vom 11.3.1988, s. 24-32. 

68 Vgl. Grab, H.: Bildschirmtext: Masse und Markt, in: 



289 

Eine Förderung bis zum Erreichen der kritischen Masse er-
scheint besonders unter dem Aspekt der laufenden Kosten für 
die Deutsche Bundespost als relevant. Das Defizit der 
Deutschen Bundespost durch den Btx-Dienst für das Jahr 1987 
wird auf rund 300 Millionen DM geschätzt. Wird zusätzlich 
berücksichtigt, daß nach dem Btx-Projektleiter Eric Danke 
eine Kostendeckung erst bei annähernd einer Millionen 
Teilnehmer erreicht werden könnte, erscheint eine temporäre 
Einführungsförderung als wirtschaftliche Notwendigkeit, um 
nicht erhebliche Einführungsverluste akzeptieren zu müs-
sen.69 

Diesen Überlegungen zufolge, sind für die zügige Diffusion 
neuer telekommunikativer Techniken drei Faktoren ausschlag-
gebend, die letztendlich Ansatzpunkte für eine regionalpo-
litische Steuerung darstellen : 

- das Endgeräteangebot und der Endgerätepreis, 
- die Telekommunikationsgebühren pro Monat und 
- die einmalige Anschlußgebühr. 

Wirtschaftswoche-Special-Bürkommunikation Nr . 9 vom 
24.2.1989, s . 112 und 121. 

69 Vgl. Schmidt, B.: Bildschirmtext ist immer noch kein Me-
dium für den privaten Markt, a.a.o •• 
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s. Befunde und politische Optionen 

Als Ausgangspunkt für die Ableitung politischer Optionen 
werden im folgenden die Befunde der Untersuchung thesenar-
tig zusammengefaßt: 

1. Telekommunikation ist gegenwärtig kein dominierender 
Standortfaktor für Klein- und Mittelbetriebe. 

2. Ein homogenes 'Agglomeration<-> strukturschwache Regio-
nen' Gefälle quantitativer Art zwischen den verschie-
denen Regionen und der Adoption neuer telekommunikati-
ver Techniken existiert nicht. 

3. Die Charakteristika der Standorte haben keinen substan-
tiellen Einfluß auf das qualitative Adoptionsverhalten 
der Anwender. 

4. Zwischen der Größe eines Unternehmens und seinem Adop-
tionsverhalten existiert ein signifikanter Zusammenhang. 
Größere Unternehmen sind typische Frühadoptoren, wogegen 
kleinere Unternehmen zu den Spätadoptoren zählen. 70 

5. Einzelbetriebe weisen gegenüber Unternehmen mit mehreren 
Betriebsstätten eine geringere Adoptionsrate auf. 

6. Das Vorhandensein von Forschungs- und Entwicklungsakti-
vitäten fördert die Adoption neuer Telekommunikations-
techniken. 

7. Ein homogener Bedarf 
existiert nicht. Der 

nach Telekommunikationsdiensten 
nachgefragte Dienst resultiert 

70 Die Investitions- und Betriebskosten der Telekommunika-
tionsdienste haben einen evidenten Einfluß in Bezug auf 
das temporäre, quantitative und qualitative Adoptions-
verhalten. 
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primär aus dem Kommunikationsverhalten der jeweiligen 
Branche. 71 

8. Die Nachfrage nach neuen telekommunikativen Diensten 
wird nicht durch die reine Verfügbarkeit der Dienste 
geprägt, sondern durch die Kenntnis und den Informati-
onsstand möglicher Anwendungen und Kosten. 

9. Mikro- bzw. Personal-Computer-Anwender zählen zu den 
Frühadoptoren neuer telekommunikativer Techniken. 

10. Neugegründete Unternehmen weisen gegenüber länger be-
stehenden Unternehmen eine höhere Adoptionsrate auf . 
Dies gilt im besonderen bezüglich der jüngeren Telekom-
munikationsdienste. 

11. Es besteht ein 'Zentrum<-> strukturschwache Regionen' 
Gefälle bezüglich des Informationsstandes über neue Te-
lekommunikationsdienste, deren Nutzung und deren Ko-
sten. 

12. strukturschwache und ländliche Regionen sind, im Ge-
gensatz zu den Agglomerationen, bereit einen höheren 
Preis für Telekommunikationsendgeräte zu bezahlen. 

13. Die Einschätzungen gegenüber dem Informations- und Be-
ratungsangebot der Deutschen Bundespost lassen den 
Schluß zu, daß potentielle Kunden, im besonderen in den 
strukturschwachen Regionen, mit den existierenden In-
formations- und Beratungsmaßnahmen nicht erreicht wer-
den. 

71 Räumlich unterschiedliche Adoptionsraten lassen sich 
weitgehend auf unterschiedliche Charakteristiken der 
jeweils ansässigen Betriebe (Größe, Unternehmenszuge-
hörigkeit, FuE-Tätigkeiten usw.) zurückführen. In Frank-
furt ist z.B. der Bereich Unternehmensberatung und in 
Fulda der Bereich Maschinenbau stärker vertreten . 
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14. Die durchschnittlichen Fernmeldekosten von Unternehmen 
mit peripheren Standorten deuten darauf hin, daß die 
Mehrbelastung, bezogen auf die Gesamtkosten der Unter-
nehmen, lediglich einen geringen Einfluß auf die Wett-
bewerbsfähigkeit und keinen erheblichen Einfluß auf die 
Standortwahl innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
hat. 

15. Im Bereich der Fernsprechtarife existiert eine starke 
Kostenüberdeckung bei Ferngesprächen im Inland und dem-
gegenüber eine Kostenunterdeckung bei den Nahbereichs-
gesprächen. 

16 . Die technologische Entwicklung im Fernmeldewesen führt 
zukünftig dazu, daß die 'Dichte' von Verkehrsbeziehun-
gen zunehmend zum dominierenden Kostenfaktor gegenüber 
der Entfernungskomponente wird. 

17. Die räumlichen Wirkungen der Telematik werden zeitlich 
verzögert erst in der zweiten Hälfte der 90er Jahre 
spürbar. 

18 . Die Telekommunikation ist nicht selbst Verursacher oder 
Auslöser räumlicher Trends, sondern wirkt vor allem als 
Verstärker vorhandener Trends. 

19. Die räumlichen Wirkungen werden eher innerhalb von Ver-
dichtungsräumen, in Form verstärkter Suburbanisierung, 
als zwischen Stadt und Land auftreten. 

20. Die Angst vor dem 'gläsernen Menschen' kann zu einem 
wichtigen Adotionshemmnis für die neuen telekommunika-
tiven Techniken werden. Datenschutz und Datensicherheit 
könnten sich zu einem zukünftigen Qualitätsmerkmal her-
ausbilden, das für die weitere Diffusion der neuen 
Dienste mitentscheidend wird. 
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21. Die Akzeptanz gegenüber den neuen telekommunikativen 
Techniken hängt von der Information über die realen 
Vor- und Nachteile sowie von der unmittelbaren Erfah-
rung ab . 

22. Im Rahmen der Beschäftigungsfolgen wird eine Polarisie-
rung der Qualifikationsstrukturen erwartet, die sich 
in einem Abbau der mittlere Qualifikationsebene bei 
gleichzeitiger Konzentration der Beschäftigten auf ho-
hen und niedrigen Qualifikationsebenen darstellt. 

23. Unter dem Aspekt des momentanen Diffusionsstandes, er-
scheint eine Konzentration der direkten und indirekten 
Beschäftigungswirkungen auf die günstig strukturierten 
Verdichtungsräume als möglich, was langfristig eine ne-
gative Beschäftigungsentwicklung für die peripheren Re-
gionen zur Folge hätte. 

Die Förderung der Telematik entwickelt sich zunehmend zu 
einem neuen Aufgabenbereich der regionalen Wirtschaftspoli-
tik. Endgültige Antworten über die Effekte der Telematik 
sowie der Telematikförderung können momentan nicht gegeben 
werden. Allgemein wird jedoch, bei entsprechend schneller 
Diffusion, ein günstiger Einfluß auf die interregionale 
Wettbewerbsfähigkeit prognostiziert. Für die Beurteilung 
der weiteren Förderungsmaßnahmen sollte zusätzlich bedacht 
werden, daß ein Warten auf gesicherte wissenschaftliche Er-
kenntnisse einen Zeitverlust im Wettbewerb darstellt. Dar-
überhinaus verbergen sich hinter den regionalpolitischen 
Schlußfolgerungen Ziel- und Interessenskonflikte, die auch 
zukünftig existieren werden und nicht ohne weiteres auflös-
bar sind. Diese Konflikte sind teilweise bedingt, durch: 

- die Konkurrenz zwischen den Ballungszentren und dem länd-
lichen Raum, 

- die Konkurrenz zwischen den unterschiedlichen Agglomera-
tionen und 
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- die interkommunale Konkurrenz innerhalb der Agglomeratio-
nen selbst. 

Regionale Vorhaben zur Anwendungsentwicklung und -förderung 
sind zwischenzeitlich bundesweit vertreten . Wichtig er-
scheint deshalb vor allem ein Informationsaustausch über 
die bisherigen differenzierten regionalen Entwicklungen, 
wie beispielsweise in Nordhorn, Karlsruhe und Köln. 

Die regionalpolitischen Handlungsempfehlungen umfassen fol-
gende Punkte: 

- Eine regionalpolitische Förderung erscheint im besonderen 
im Bereich der 'institutionellen Infrastruktur', die die 
Aus- und Weiterbildung, die Anwendungsförderung und die 
Information und Beratung umfaßt, notwendig. 72 Im beson-
deren ist hierbei auf die Integration der neuen Telekom-
munikationstechniken in das existierende Informationsge-
füge zu achten, um durch soziale Innovationen die Tech-
niken in den Unternehmen nutzbar zu machen . 

- Durch Demonstrationsanlagen oder durch regionale Kommuni-
kationstechnologie-Messen, durch mobile Präsentationsfor-
men, durch verstärkte Beratung im ländlichen Raum und 
durch eine Informationsbündelung könnten die ungünstigen 
Transferbedingungen im ländlichen Raum verbessert werden . 

- Einer Sicherung der ökonomischen Lebensfähigkeit dient 
die innovationsorientierte Regionalpolitik, die, über 
die Schaffung von Kristallisationskernen, einen Anreiz 
für neue Unternehmen und neue Produktionen geben soll. 

- Regionalpolitische Aufmerksamkeit ist im Bereich des 

72 Dies kann unter anderem durch eine stärkere Kooperation 
und einen Ausbau der Beratungs- und Technologietransfer-
stellen in Hessen erfolgen . Eine darüberhinausgehende 
Koordination mit den Ausbildungszentren ist empfehlens-
wert . 
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ISDN-Ausbaus notwendig. Bei einer weiteren Verzögerung 
des ISDN-Ausbaus ist eine 'quasi Flächendeckung' mittels 
Fernanschaltungen möglich , was jedoch bei entsprechender 
Nachfrage zu Engpässen führen kann . Von Seiten der Re-
gionalpolitik ist darauf zu achten, daß die von der 
Deutschen Bundespost vorgenommenen Absichtserklärung 
'ISDN-Anschlüsse und -Dienste' bis 1993 flächendeckend 
anzubieten, eingehalten wird . 

- Aufgrund der geringen Kostenanteile der Telekommunikati-
onsgebühren an den Gesamtkosten in Unternehmen, kann da-
von ausgegangen werden, daß diese keinen Einfluß auf die 
Standortwahl haben. Trotzdem sollte bei der Tarifgestal-
tung auf einen weiteren Abbau der Entfernungsab-
hängigkeit der Fernsprechgebühren hingewirkt werden, zu-
mindest im Bereich bis 100 km, um eine emotionale Rejek-
tion in den peripheren Gebieten zu vermeiden. 

- Unter der Perspektive der Minitel-Erfahrungen in Frank-
reich, erscheint eine Hinwendung zur Förderung der Ein-
führung neuer Telekommunikationsdienste bis zum Errei-
chen der kritischen Masse , ab der ein sich selbst tra-
gender Prozeß in Gang gesetzt wird, als erstrebenswert. 
Dies kann in Form von subventionierten Endgeräten, ko-
stenlosem Anschluß und niedriger Grundgebühr für die 
Zeit der Einführung erfolgen und würde gleichzeitig die 
Akzeptanz gegenüber den neuen Telekommunikationstechni-
ken erhöhen. 

- Eine entsprechende Einführungs- und Anwendungsförderung 
sollte auf typische Spätanwendergruppen konzentriert wer-
den . Hierzu zählen insbesondere: 

selbständige kleine und mittlere Unternehmen in allen 
Branchen, 
Betriebe, die noch keine EDV-Anwender sind sowie 

- Betriebe ohne Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten. 
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- Im Rahmen der Anwendungsförderung sollte der ländliche 
Raum durch einen 'ländlichen Bonus' bei Investitionen im 
Bereich Telekommunikation zusätzlich gefördert werden. 

- Eine verstärkte Förderung von Pilotprojekten, die einer 
neuartigen Nutzung von Telekommunikationstechniken dienen 
und die demonstrative Schrittmacherdienste für die regio-
nale Wirtschaft erbringen, wird empfohlen. 

- Ausgehend von der Verwirklichung des informationellen 
Selbstbestimmungsrechtes, sollte bereits im Vorfeld der 
Einführung neuer Telekommunikationsdienste der Einsatz 
von Instrumenten des technischen Datenschutzes vorgenom-
men werden, um den Datenschutz für den einzelnen Bürger 
zu realisieren. 

- Durch eine verstärkte Anwendung der Telematik in der öf-
fentlichen Verwaltung kann eine Vorreiter- und Vorbild-
funktion übernommen werden. Zusätzlich können die Ein-
führungserfahrungen der örtlichen Wirtschaft zur Verfü-
gung gestellt werden, um einen Teil der Anlaufschwierig-
keiten in den Unternehmen zu sparen. 

- Vonseiten der Regionalpolitik sollte verstärkt auf die 
Deutsche Bundespost eingewirkt werden, im Bereich der 
erklärungsbedürftigen Telekommunikationsprodukte durch 
entsprechende Marketingkonzepte eine Diffusionsförderung 
zu erreichen. Die Konzepte sollten nicht nur bran-
chenor ientiert ausgerichtet, sondern mit einem starken 
Regionalbezug versehen sein. 

Aufgabe der regionalen Wirtschaftspolitik ist es, die ver-
muteten Gestaltungsspielräume auszunutzen und nicht auf die 
letztendliche Information über positive oder negative Ef-
fekte der Telematik zu warten . Die Erfahrungen verschiede-
ner Industriezweige (Büromaschinenindustrie, Uhrenindu-
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strie, Werkzeugmaschinenindustrie) bestätigen zwischenzeit-
lich die These, daß ein Zögern und verspätetes Umstellen 
unter dem Druck des Wettbewerbs, letztendlich mehr Ar-
beitsplätze gefährdet, als ein rechtzeitiges Wahrnehmen von 
Chancen. 

Eine Nutzung der Telematik zu Gunsten strukturschwacher 
Regionen, muß rechtzeitig gefördert werden, wobei mehrere 
Handlungsalternativen vorliegen . Entwicklungen müssen beob-
achtet, Defizite ermittelt und auf die Deutsche Bundespost 
Einfluß genommen werden. 

Als vordringlich wird weiterhin die Förderung des In-
formations- und Erfahrungsaustausches zwischen allen Ini-
tiativen angesehen. Parallel dazu sollten ergänzende For-
schungsvorhaben zum Kommunikationsverhalten und der Stand-
ortentscheidung gefördert werden, die sich im Bereich der 
Organisationsforschung , der Technologiefolgen-Abschätzung 
und der Telearbeit bewegen. 

Die wissenschaftlichen Erfahrungen im Bereich der Technolo-
giefolgen-Abschätzungen haben gezeigt, daß Techniken in der 
Regel keine drastischen Änderungen auslösen, sondern be-
reits existierende Trends verstärken . Dies trifft auch auf 
die Telematik zu. 

Grundsätzlich kann die Telematik zur Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, zur Unterstützung vorhandener Qua-
lifikation, zur ganzheitlichen Erledigung von Aufgaben und 
zur Dezentralisierung von Entscheidungsstrukturen verwendet 
werden, was jedoch letztendlich eine frühzeitige Zusam-
menarbeit aller Beteiligten, als 'Conditio sine qua non' 
für die Akzeptanz der neuen telekommunikativen Techniken, 
erfordert. 
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Hinweis: Die Prozentangeben beziehen sich auf die Grundgeaamtheit der beantworteten und auswert -
baren Fragebogen. Die Summe der Prozentangaben ;:,rc Antwort muP nicht zwangsl4u11g 1 CO % erg&-
ben, da einerseits Mehrfachnennungen mOgllche sind (Summe Ober 100%) und andererseits verein-
zelt Fragen nicht beantwortet wurden. 

Ergebnisse der Hauptuntersuchung: 
•Fragebogen zur Analyse des Einflusses telekommunikativer 

Techniken auf die Standortwahl• 

Bille Zvtrel/8f1dn 1nlrreuren [X] bzw. 1vsllll/en. Alehr/1chnennvngen sind ta1Jweise mdglichl 
Zvs~lzlit:he Ang1ben in den vorg8ge"8n,n l'reillvmen sind ,rwllnschl. Sollten Sie 1i1111 l'r1ga 
nicht bunlworten kdnnen, ll"8rspr1i1gen SM dNse bille. 

1. Wo liegt der Standort Ihres Betriebes? 
Bill, kl'ilvzen Sie dlS 817/spr,chendil 1'8/cl 117 

Gropraum Frankfurt 

Gropraum Kassel 

0 52,6 'JI. Gropraum Glepen 

0 18,4 % Gropraum Fulda 

2. Wieviel Beschäftigte hat Ihr Unternehmen? 
Bille krevz,n Sie dia antspr,chenda 6rd#enk1/8!7ori1 1n 

01 -09,> 81 _9 " • 70- 79 > 1,7 % 

10 -19' • 80- 89 '-.. 0,9 'JI. 
• ./ 20 - 29 '-----.. 6,9 'JI. 90 -99 

30 - 39/' • 100-199 .. '> 
40 - 49 , __ • 200 u.m. ,,,,-

6,0 'JI. 
_.,.> 2.8 'JI. 

• 50 - 59 / 

3. Wie hoch war der Umsatz Ihres Betriebes? 
Bille 8V817/V8/I 1bschl/Nn 

000000- < 500 .000 
1987: DM 500.000- < 1.000 .000 

1.000 .000- < 3.000.000 
3 . 000 .000- < 5.000 .000 

1988: DM 5.000.000 u. m. 

4. Welcher Branche gehört Ihr Unternehmen an? 

37, 1 " • 
15 ,5 " • 

Unternehmensberatungen 

Einzelhandel 

Sonstige: 

20,7 "0 
28,7 'JI. 0 

8lht"'91-

Software - Firmen 
EDV-Vertrieb 

Maschinenbau 

• 23,3" 

• 7,8 'JI. 

• 
• 
• 
• 
• 

23 ,2 'JI. 
19,2 44 
26,3 'JI. 

8,1 'JI. 
25,3 'JI. 
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5. Hat Ihr Unternehmen mehr als einen Standort? 

Ja 29.3" • Anzahl Im Inland: 
Wenn ja. 

Nein 10.1 " • Anzahl Im Ausland: 

Bitte den Standort der Zentrale angeben: 
(NIi tolla dof S_. nlclll lllr .. _ldQ 

6. Welcher Kategorie gehört Ihr Betrieb an? 
IJIII, Krl/ql/1 Si, di, K1/,goril 111, dN s;, JVplhth/1 

------
/ 

/ 

1-3 

---
4-8 

? 
/ 7 - 10 

> 10 

Lond/Stodt 

88.1 " Elgenstl.ndlge Unternehmung 

7.0" Zn"ale 

D 
D 

Zwelgstelle/Flllale 

Nlederlasaung/Geschlllsstelle 

• 
7. Welche Funktion nehmen Sie in Ihrem Betrieb wahr? 

89,4 " 

11 . 1 " 

2,8" 

16.7" 

• 3,5" 

D 3,5" 

.. ... .. ................... ........... ... ... ii~~················································· 

8. Setzen Sie Mikro- oder Personalcomputer ein? 1-3 ,. 50.0 " 

Ja • 77,4 " 4-8 = 22.2 " 
Wenn Ja. Anzahl : 1 

7-10 = 13,9 " Nein • 22,8 " 
>10 = 13,9 " 

9. Werden in Ihrem Unternehmen eigene Forschung- und Entwicklungs-
tätigkeiten vorgenommen? 

Ja 

Nein 

• 58,1" 

• 43 ,9" 

Wenn Ja. bitte ca. Prozentsatz 
der FuE -Kosten vom Umsatz 
angeben : 

10. Wie hoch sind die monatlichen Gebühren für die von Ihnen ge-
nutzten Dienste? 
8//111 IIYlll1/Vt1l/ 1/Jsr:h~tz,n 

Fermeldedlenste : -y3M 
< 500 = 19,2 " 
< 1 .000 22,3 " 
<5 .000 44,7" 
< 10 . 000 = 7,5" 
> 1 0. 000 = 8,4 " 

< 500 50.0 " 
<1.000 = 19.1" 
< 5.000 24.0 " 
>5.000 = 4.4" 

Kosten der Endgerlte 
pro Monat: 
11,....., ........ ~ 



321 

11. Wie steht Ihr Betrieb zu folgenden Informations- und Kommunikations-
diensten? 1 Jeweils in %der Zmm 1 

Bitt, lrr6VI6n Si# IV j,(/6111 
01,nsl ,in F#ld 1n 

Heute Einsatz Bekannt, Einsatz Nicht M 
genutzt geplant nicht geplant bekannt 

Funklernsprechen 26,2 0 12,8 0 48,8 0 14,8 0 

Euroalgnal 13,10 4,0 0 70,0 0 13. 1 0 

Cllyrul - 0 2,3 0 72. 7 0 25,0 0 

GE DAN (Anrulwellerschallung) 9, 3 0 6,2 0 48,5 0 38, 1 0 

Service 130 2, 1 0 1,1 0 47,4 0 49,5 0 

Sprachbox - 0 0 34,0 0 88,0 0 

Telex 41,30 1,0 0 54,8 0 2,9 0 

Teletex 13,00 4,0 0 78,0 0 5,0 0 

Btx 14,3 0 12,20 88,4 0 5, 1 0 

Telebox - 0 5,4 0 54,8 0 39,8 0 

electronlc mall 9,5 0 11,6 • 47,4 • 31,8 • 
Daten0bertr. Im Telelonnetz38,8D 12,8D 32,8 • 17,9 • 
Datex - L 8,8 • 1,1 • 50,5 • 39,8 • 
Datex - P 17,9 • 8,5 • 39,0 • 33,7 • 
Hf D 4,4 • 1,1 • 23, 1 • 71,4 • 
Temex - • 1,1 • 23, 1 • 75,8 • 
Telelu 72,8 • 18,8 • 8,0 • 2,7 • 
Blldtelelon • 3,2 • 85, 1 • 11, 7 • 
Vldeokonlerenz • 2, 1 • 85, 1 • 12,8 • 

1,5 

1,2 

0 .8 

0.9 

0.8 

0 .3 

1,8 

1 ,3 

1,4 

0.7 

1,0 

1,7 

0 . 8 

1,1 

0,4 

0 .3 

2,6 

0.9 

0,9 

12. Bei welchem Endgerätepreis würden Sie folgende Telekommunikations-
dienste anschaffen? 
Bill, lllr j,(/61 Endgw-11 •in,n Pr,is 1!11rrwJzM 

Komfort -Telelon III 0 25 50 75) ~100 200 300 400 500 DM 

Telex III 0 250 500 1-o 1000 2000 3000 4000 5000 DM 

Teletex III DM 0 250 500 751( 1000 2000 3000 4000 5000 

Telelu o'tt 0 250 500 750 1000 2000~3000 i 4000 5000 i 
Btx III 0 250 500 1-o 1000 2000 3000 4000 5000 DM 
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13. Wie bewerten Sie Ihren momentanen Standort? 
8111, kr,w,n SI, prD Z,it, ,in Klslcl!M 1n 

sehr gut belrle-
gut dlgend 

Reservoir an FOhrungskrAlten 10,8" 28,5" 18,8" 

Reservoir an qualifizierten Fachkrtllen 10,4" 24,4" 19,1 " 

Reservoir an Hlllakr&lten 10,5" 27,2" 32,5 " 

Lohnkostenniveau 8,4" 21, 1" 45,0 " 

N&he zum Abaatzmarkt 20,4" 42,5" 18,8 " 

N&he zum Beschaffungsmarkt 7,2" 38,7" 22,5" 

N&he zur Konkurrenz 9,7" 37,2" 21,2 " 

N&he zu Forschungseinrichtungen 9,9" 24,3" 17,1 " 

N&he zu BehOrden 11,4" 43,8" 20,2 " 

Angebot an Gewerbefl&chen/BOros 8,7" 25,2" 19,1 " 

Kosten IOr Gewerbell&chen/BOros 4,4" 20,8" 21 ,7" 

ErweiterungsmOgllchkelten 4,4" 34,8" 13,0" 

UnbQrokratlsches Verhallen der Kommune 1,8" 8,0" 24,1 " 

Flnanzlelle Förderung durch die Kommune 1,8" 8,0" 

Finanzielle Forderung durch Bund/Land 4,51' 10,8 " 

Anbindung an Strapen, Autobahnen 48,7" 31, 1,r, 10,4 " 

Anbindung an Bundesbahn, Eisenbahn 33,9,r, 24,4" 13,0 " 

Zeitpunkt der Anbindung an ISDN-Netz 4,8,r, 18,7,r, 8,3" 

Verfilgbarkeit neuer telekommunlkatlver 10,81' 21.0,r, 19,8 1' 
Techniken 

Image/Umfeld 13,2" ~1.1,r, 25,4 1' 

N&he zu Kultur - und Freizeitelnrich - 18,4,r, C!8,8" 24.8" tungen 

N&he zu medizinischen Versorgungseln - 28,3" 145,8,r, 17,5" rlchtungen und sozialen Diensten 

Wohnstandortwonsche von Angestellten 7,8,r, 28,1" 28,7 " 

Son8tlge: 

........... ....................... , ......... .................. .................... ----

mangel-
nicht zu 

aus-
beant -

reichend halt worten 

11,5" 17,7 " 18,8" 

12,1 " 31,3" 2,8" 

18,4" 3,5" 7,9" 

11,0 " 9,2" 7,3" 

6,2" 3,5" 8,9" 

9,9" 5,4" 18,2 " 

13,3" 2,7" 15,9" 

14,4" 9,0" 25,2" 

17,5 " 1,8" 6,1 " 

20,0 " 18,5" 10,4" 

20,0 " 23,5 " 10,4" 

18,5" 28,7 " 3,5" 

24, 1 " 21,4 " 20,5" 

10,7" 44.8" 34,8" 

13,5 " 38,9 1' 34,Z 1' 

5,2" 2,6 ,r, 1,7 ,r, 

8,7 ,r, 18,5" 3,5" 

7,4" 10,2 ,r, 52,8" 

5,4" 8,3 1' 30,8 ,r, 

10,5" 8,1 ,r, 7,0 ,r, 

11,4 " 5,3 ,r, 4,41' 

8,1 ,r, 1,8" 2,8" 

17,4 ,r, 3,5 ,r, 18,5" 
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14. Wie schätzen Sie die Bedeutung der folgenden Fernmeldedienste 
für Ihren Betrieb ein? 
e,rt, ltJr fe(t,n 01,nst ,in Klstch,n 1nkr-

von von nicht 
großer von geringer keine zu 
Bedeutung Bedeutung Bedeutung Bedeutung beurteilen 

Telefon 

Telex 

Teletex 

Btx 

Teleln 

98 ,8 " • 3,4 " • • • • 
7,2" 0 22,5 " • 27,9 " • 36,0 " • 8,3 " • 
2,8 " • 1 o. 1 " • 28,4 " • 41,3 " • 17,4 " • 
2,8 " 0 10, 1 " • 35,8 " • 35,8 " • 15,6 " • 

74,8 % • 14,9 " • • 7,0 " • 3,5 " • 
Daten0bertragunga- 28,6 "0 34,8 "O 8,0 "O 13,4 %0 15,2 "O 
dienste 

15. Welche Gründe hindern Sie daran, neue Telekommunikationstechniken 
in Ihrem Betrieb einzusetzen? % der Nennungen Je Grund 
9111, d/1 v,rsch/1d1n,n Grtlnd, 1nkr,uz,n (Alshr/1chn,nnung,n mdg/i h: 

- Nutzung zu kompliziert 5,2 " • - GebOhrenatrukturen sind unklar 18.1 "n . - . . ·- r--1 

- Information unzureichend 17,2 " • - Lautende GebOhren sind zu hoch 25,9 " • 
- Dienste bringen keinen 

47,4 " • - Anfangsinvestitionen/ 
25,0 "0 Nutzen !Or den Betrieb ElnfOhrungskosten sind zu hoch 

- Anschlußdlchte / Fllchen -
20.7 " • - Keine Bereitstellung eines 

8,6 " • deckung noch zu gering Anschlusses In absehbarer Zeit 

- Mitarbeiter sind tor die Nutz. 
7,8 " • - BereitstellungsmOgllchkeiten 12,1 "0 

noch nicht qualillzlert der Endgertte noch nicht gekltrt 

- Keine 17,2 " • - Weitere GrOnde • 0 .9" • 

• GrOnde bitte hier angeben 

16. Wie sind Sie auf den jetzigen Standort gekommen? 
Bitt, kr,uz,n Si, di, ,ntspr,ch,nd,n Klstch,n 1n (Al1hr/1chn,nnung,n mdglich) 

- Personllche Kenntnis 79, 8 " 0 Vertreter der Gemeinde/Stadl 2,0 " 0 
- Verbtnde (IHK, VDMA, o.t .) 2,0 " • - Entscheidung der Firmenz. 10, 1 " 0 
- Zeitung, Zeltschriften, BOcher 8, 1 -,. 0 - Keine Kenntnis 0 
- Sonstige lnlormatlonaquellen• 0 

% der Antworten ohne Mehrfachnennungen 
• Bitte angeben 
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17. Welchen Einfluß hatten die im folgenden aufgeführten Faktoren auf die 
Auswahl des jetzigen Standorts? 
Bills zv jldsm Faktor ,in K.tstchsn ankr11JZM 

sehr großen mitt- weniger keinen 
nicht zu 
beant-großen leren großen worten 

Reservoir an Führungskräften 4.2 '-' 8,4 '-' 6,3 '-' 14,7 '-' 49,5 '-' 16,8 '-' 

Reservoir an qualifizierten Fachkräften 3,2 '-' 15,8 " 12,6 " 12,6 " 43,2 " 12,8 " 

Reservoir an Hllfskrllften 5,3 '-' 14,7 " 12,6 " 10,5 " 45,3 " 11,6 " 

Lohnkostenniveau 4,2 '-' 8,4" 14,7 " 16,8 " 44 ,2 " 11,6 " 

Nil.he zum Absatzmarkt 20,6 " 22.7 " 13,4 " 7,2 " 24,7 " 11 ,3 " 

Nähe zum Beschaffungsmarkt 2, 1 '-' 12,8 " 14,9 " 10,6 " 44, 7 " 14,9 " 

Nllhe zur Konkurrenz 3,2" 8,5" 11, 7 " 11.7 " 50,0 " 14,9 " 

Nllhe zu Forschungseinrichtungen 2,2" 3,2" 9,7" 11,8 " 55,9 " 17,2" 

NAhe zu BehOrden 2.2 " 9,7" 15, 1 " 60,2 " 12,9 " 

Angebot an GewerbeflAchen/BOros 5,4" 19,4" 14,0 " 10,8 " 35,5 " 15, 1 " 

Kosten fOr Gewerbefltchen/BOros 5,3" 15,8" 17,9 " 13 ,7 " 34, 7 " 12,6" 

ErweiterungsmOgllchkeiten 4,3 " 12,8" 20,2 " 18, 1 " 33,0 " 11,7 " 

Unbürokratisches Verhalten der Kommune 1, 1 " 1, 1 " 7,5" 14,0 " 61,3 " 15, 1 " 

Finanzielle Forderung durch die Kommune 7,5 " 10,8 " 63,4 " 18,3 '-' 

Finanzielle Forderung durch Bund/Land 1, 1 '-' 4,3" 8,5" 9,7 " 60,2" 18,3" 

Anbindung an Straßen, Autobahnen 22,3 " 31 ,9 " 13,8" 3,2 " 18, 1 " 10,6" 

Anbindung an Bundesbahn, Eisenbahn 9,5" 22, 1 " 20,0 " 11,6" 27,4 " 9,5" 

Zeitpunkt der Anbindung an ISDN- Netz 1, 1 " 1, 1 " 4,3" 8,6" 62,4 " 22,6 " 

VerfOgbarkeit neuer telekommunlkatlver 2,2" 3,3 '-' 12,1 " 8,8" 58,0 " 17,8 " 
Techniken 

Image/Umfeld 5,2 '-' 27,1 " 20,8 " 7,3 " 28, 1 '-' 11,5 " 

Nähe zu Kultur - und Frelzeltelnrlch-
1,1 " 7,5 '-' 18,3" 19,4 " 41 ,9 '-' 11,8 " tungen 

N&he zu medizinischen Versorgungsein -
1, 1 " 7,5" 18,3." 10,8" 47,3 " 11,8 " rlchtungen und sozialen Diensten 

Wohnstandortwünsche von Angestellten 4,3" 9,7" 17,3 " 9,7" 48,4 " 10.8 " 
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18. Weitere im Vorhergehenden nicht genannte Faktoren, die für Ihre 
Standortentscheidung von Bedeutung waren: 

19. Welche Formen der Förderung neuer Telekommunikationstechniken 
würden einen Standort am stärksten aufwerten? 

1 

1. Realtransfers In Form 
von kostenlosen: 

> lnformatlonsdlenstlelstungen 

> Beratungsdienstleistungen 

> Ausblldungsdlenstlelstungen 

2. Flnanzlelle Anreize In Form von: 

> Subventionen fOr NeugrOndungen 
bzw. GrOnderzentren 

> Berellstellung kostengünstiger 
Gewerbefl&che 

> Zlnsgünstlgen Darlehen oder 
Bürgschaften 

> Subventionen tor Neuinvestitionen 
im Bereich neuer Informations -
und Kommunikationstechniken 

3. Anregung + F6rderung von 
Kooperationen In Form von: 

> Gemeinsamer Unternehmensan -
sledelung In einem Geb&ude 
( ..... oft,a,~9.ona- T--
ffltlllk--O•illpool) 

> Gemeinsamer Gründung einer Un -
ternehmung durch mehrere Koope -
ratlonspartner , die als Teilhaber der 
Unternehmung auftreten 

sehr 
stark 

13,8" 

13,5" 

8,4" 

13,8 " 

21,9 " 

24,2 " 

29,6 " 

15,8 " 

10,5" 

stark 

34,0" 

28,0" 

30,5" 

30,9 " 

32,3 " 

31,8 " 

27 ,6 " 

16,7 " 

12,6 " 

mittel weniger gar 
stark stark nicht 

21,3" 14,9" 18,0" 

24,0 " 18,8" 17, 7 " 

25,3 " 17,9 " 17,9 " 

20,2 " 11 ,7 " 23,4 " 

18, 7 " 12,5 " 18 , 7 " 

18,8 " 9,5" 17 ,9 " 

17,4" 7,1 " 18,4 " 

19,8 " 21,9 " 28,0 " 

15,8 " 29,5 " 31 ,6 " 

mean 
2, 1 

2.0 

1.9 

2,0 

2,3 

2,3 

2,4 

1, 7 

1,4 
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20. Wie setzt sich das interne und externe Kommunikationsverhalten Ihres 
Unternehmens zusammen? 
BIii, 1/m:hllz,n und lllr di, ,ntspr,ch,nd,n Oi,nst, d,n c1. $-Sitz 1ng,t,,n 

1 Jlilteliiert aller Antworten 1 
Intern extern 

PenOnllcher Kontakt 70 " 35,3 " 
Telefon 21,3 " 35, 7 " 
Brief 7,4 " 14.7 " 
Telex 8,6 " 3,4 " 
Telefax 11,0 " 11,4 " 
Btx - " 3,0 " 
DatenObertragung 12,0 " 8,0 " 
Nicht aufge!Ohrt 

" " 
···· ·· ························ .... BIN11119- = 100 " = 100 " 

21. Inwieweit sind in Ihrem Unternehmen persönliche Kontakte durch 
neue Telekommunikationstechniken substituierbar? 
Bill, Schll.nr,rt in $ prc T,lllkcmmunik1ticnsdi11nsl ;,w,ils in- und ,.rt,rn 1nkr,iu,n 

ISDN-Telefon 0 10X 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " Intern 

0 10 20 IJ 40 50 60 70 80 90 100 " Ex1em 

ISDN - Telex 
.. 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " Intern 
ox 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " EXlfrn 

oX 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 % Intern 
ISDN -Teletex ox 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 % Ex1em 

ISDN- Btx 
.. 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " lntan 
o X10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 % Ex1em 

ISDN -Telefax O X10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " Intern 
0 10 20 _, 40 50 60 70 80 90 100 " Ex1em 

BIidteiefon O X10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " lntan 

0 10 20X 30 40 50 60 70 80 90 100 " Ex1em 

Videokonferenz oX 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " Intern 
0 10 X20 30 40 50 60 70 80 90 100 " Extan 

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 " lntem 

······················· ··········· 0 10 20 30 40 50 Nie„ ut ell,rl 60 70 80 90 100 " Ex1em 

Per10nllche Kontakte lassen sich nicht durch • 64, 7 " neue Telekommunikationstechniken ersetzen 
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22. Bitte geben Sie, falls gewo!lt, Ihre Firmenadresse und einen möglichen 
Ansprechpartner für eventuelle Rückfragen an. 

Firma: ........ .. ....... .. ........... ..... ... .... ........ .... ... . 

Stalle: ..... ...... .. ..... ... .. ... ... ... ........ .......... ... .... . 

Bis 1985 = 74 % 
1986-1988 = 26 % 

;::~.~~·;·: :·.·.·.·.·.·.·.·::::: :: :::·.·.·.·.·.·.·:::: ::::::·.·.·.·.·_·:::::::::::·.· .... GrOnd~·-················ 

Ansprechpartner: .. ... .... .. ...... .... ...... .. ............... .... ...... ... .. ... .... .............. .. ..... . 

23. Wären Sie grundsätzlich bereit, falls erforderlich an einer Fallstudie 
über neue Telekommunikationstechniken mitzuwirken? 

Ja 0 47,1 CJ» Nein 0 52,9 CJ» 

Encltdt1fr~ 

Kritik und Kommentare zum Fragebogen: 

Zum Schlup möchten wir uns noch einmal sehr 
herzlich für die Mühe bedanken, die Sie sich bei 
der Beantwortung des Fragebogens gemacht haben. 

Bitte seien Sie 10 lreundllch, den ausgel0llten Fragebogen bis spltestens zum 
18. Jl1i zur0ckzusenden an: 

Technische Hochschule Darmstadt 
Professor Dr . Bert R0rup 
Fachgebiet Volkswlrtlchalhlehre III 
z.Hd. Herrn Rull 
Fachbereich t 
Ruidenuchloll 
8100 Darmstadt 



SOZIALÖKONOMISCHE SCHRIFTEN 

Herausgegeben von Professor Dr. Bert Rürup 

Band Marietta Jass: Erfolgskontrolle des Abwasserabgabengesetzes. Ein Konzept zur Erfas-
sung der Gesetzeswirkungen verbunden mit einer empirischen Untersuchung in der Pa-
pierindustrie. 1990. 

Band 2 Frank Schulz-Nieswandt: Stationäre Altenpflege und "Pflegenotstand" in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 1990. 

Band 3 Helmut Böhme, Alois Peressin (Hrsg.): Sozialraum Europa. Die soziale Dimension des 
Europalschen Binnenmarktes. 1990. 

Band 4 Stephan Ruß: Telekommunikation als Standortfaktor für Klein- und Mittelbetriebe. Tele-
kommunikative Entwicklungstendenzen und regionale Wirtschaftspolitik am Beispiel Hes-
sen. 1991. 



Michael Gedatus 

Massenmedien, Kommunikationstechnologie und 
gesellschaftliche Entwicklung in der Dritten Welt 
Möglichkeiten und Grenzen von Satellitenkommunikation 
am Beispiel Indien 

Frankfurt/M., Bern, New York, Paris 1988. XIV, 619 S. 
Europäische Hochschulschriften: Reihe 22, Soziologie. Bd. 161 
ISBN 3-8204-1474-6 br./lam.DM 102.-/sFr. 85.--

Hinsichtlich der Anwendung von Kommunikationssatelliten in der Dritten Welt 
zum Zwecke zielgerichteter Entwicklungskommunikation sollen am Beispiel 
Indien Möglichkeiten und Grenzen des Technologieeinsatzes überpriift und ent-
wicklungskommunikations-theoretischen Hypothesen gegenübergestellt werden. 
Aus der Falluntersuchung werden weiterführende Schlußfolgerungen abgeleitet. 
Dabei werden Konzepte und Strategien der Veränderung in wichtigen Sektoren 
der internationalen Beziehungen, gerade auch mit Blick auf die eigenständige Ent-
wicklung von Dritte-Welt-Gesellschaften, aufgegriffen ("Weltkommunikations-
ordnung"). Der Band versteht sich als Beitrag zur Entwicklungskommunikations-
forschung und -theorie. 

Aus dem Inhalt: Die Dritte Welt - Kommunikationssoziologische Aspekte gesell-
schaftlicher Entwicklung; Indien - Kommunikation, Medien und Gesellschaft -
Entwicklungskommunikationsforschung - Internationale Kommunikationspolitik 
und Entwicklungsaussichten für die Dritte Welt in den 80er Jahren 

"Nicht nur das entwicklungstheoretische Fundament, auch die technische Versiert-
heit des Autors, sein souveräner Umgang mit den Methoden der empirischen So-
zialforschung und seine Methode, Hypothesen aufzustellen, Fakten zu präsentie-
ren und dann vorsichtig zu werten, machen diese Untesuchung zu einem Meilen-
stein auf dem Wege zu einer entwicklungsrelevanten Kommunikationsforschung." 
Rainer Kabel in Medienwissenschaft 

Verlag Peter Lang Frankfurt a.M. · Bern · New York · Paris 
Auslieferung: Verlag Peter Lang AG, Jupiterstr. 15, CH-3000 Bern 15 

Telefon (004131) 321122, Telex pela eh 912 651, Telefax (004131) 321131 
- Preisänderungen vorbehalten -



Rainer Böhme 

Die informations- und kommunikationstechnische Industrie und 
Krisenüberwindung in der Bundesrepublik Deutschland 
Rahmenbedingungen und Formen in einer Modernisierungsindustrie 
und ihre Konsequenzen 

Frankfurt/M., Bern, New York, Paris, 1989. XV, 467 S., 4 Abb., 89 Tab. 
Europäische Hochschulschriften: Reihe 31, Politikwissenschaft. Bd. 148 
ISBN 3-631-42334-9 br. DM 102.--/sFr. 93.-

Die informations- und kommunikationstechnische Industrie wird auf wirtschafts-
politischer Ebene wie auch in vielen krisentheoretischen Ansätz.en als wichtiges 
Element der Krisenüberwindung durch Modernisierung angesehen. Die strukturel-
len Bedingungen in dieser neu entstehenden Branche der Hochtechnologie be-
sitz.en damit beachtliche Relevanz für die sozio-ökonomische wie auch inbeson-
dere für die industrielle Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland. 
Die vorliegende Arbeit nimmt auf empirischer Basis eine Analyse der informa-
tions- und kommunikations-technischen Industrie vor. Es werden ausführlich die 
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Industriepolitik in wichtigen Ländern aufgedeckt, welche die entscheidenden 
Rahmenbedingungen darstellen. Mit der detaillierten Untersuchung der Branche 
in der Bundesrepublik sowie der entsprechenden staatlichen Industriepolitik - er-
gänzt durch die Betrachtung von Positionen zur Informations- und Kommunika-
tionstechnik der gesellschaftlich relevantesten Gruppierungen - erfolgt die Heraus-
arbeitung der nationalen Bedingllilgsfaktoren. Die internationalen und nationalen 
Branchenstrukturelemente zusammen erlauben eine erste Einschätzung der spezi-
fischen Folgen von Modernisierung mit dieser Industrie für die Bundesrepublik. 

Aus dem Inhalt: Internationale Strukturen in der informations- und kommunika-
tionstechnischen Industrie - Industriepolitik für die Informations- und Kommu-
nikationstechnik in Industrieländern - Struktur dieser Industrie in der BRD -
Industriepolitik in der BRD für die Informations- und Kommunikationstechnik -
Folgen für die Krisenbewältigung 

Verlag Peter Lang Frankfurt a.M. · Bern · New York · Paris 
Auslieferung: Verlag Peter Lang AG, Jupiterstr. 15, CH-3000 Bern 15 

Telefon (004131) 321122, Telex pela eh 912 651, Telefax (004131) 321131 
- Preisllnderungen vorbebalten -
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